
Signal für den Klima-Zug
GENERALDEBATTE Merkel wirbt für mehr Klimaschutz und beschwört den Zusammenhalt der EU

B
eratungen über den Bundes-
haushalt sind etwas für Exper-
ten, die Zahlen lieben und
verstehen. Mit Akribie analy-
sieren die Fachpolitiker dann
in meist längeren Debatten,

was die konkreten Summen in den jeweili-
gen Einzeletats bewirken oder auch nicht.
Anders ist es in der sogenannten General-
debatte. Diese Aussprache über den Etat
der Bundeskanzlerin wird traditionell für
einen grundsätzlichen Schlagabtausch über
die Regierungspolitik genutzt. Die Regie-
rung kann ihre Linie verteidigen und die
Opposition mal ordentlich kritisieren. So
verhielt es sich im Prinzip auch in der ver-
gangenen Woche. Nur, dass es diesmal we-
niger um die Vergangenheit statt um die
Zukunft ging. Und wer die politische Agen-
da der vergangenen Monate etwas verfolgt
hat, den dürfte es wenig überraschen, dass
das Thema Klimaschutz eine dominante
Rolle in der Debatte spielte. Bundeskanzle-
rin Angela Merkel (CDU) nannte den Kli-
maschutz gar eine „Menschheitsaufgabe“,
die allerdings aus Sicht vor allem der Grü-
nen in den vergangenen 14 Jahren kom-
plett vernachlässigt wurde. Die Digitalisie-
rung unseres „Funklochlands“ (Die Linke)
schaffte es als zweites auf das Treppchen
der vieldiskutierten Themen, gefolgt von
der Frage, wie Schuldenbremse und Inves-
titionen in einen sinnvollen Einklang zu
bringen seien.

Grüner-Sozialismus Alice Weidel (AfD)
durfte als Chefin der größten Oppositions-
fraktion die Generaldebatte eröffnen. Sie
beschrieb Deutschland dabei als ein Land
kurz vor dem Zusammenbruch: Wirt-
schaftskrise, unkontrollierte Zuwanderung,
ein drohender gigantischer Bankencrash,
Verfall der öffentlichen Ordnung waren
nur einige der Stichworte. Statt sich diesen
Problemen zu stellen, würde die Bundesre-
gierung lieber neue Belastungen ausbrüten,
wie zum Beispiel die CO2-Bepreisung. Die
„grün-sozialistische Ideologie“ in der Kli-
madebatte bedrohe die Zukunftsfähigkeit
des Landes. „Ihr vorgeblicher Klimaschutz
ist nichts als ein Deindustriealisierungs-
programm“, sagte Weidel.
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU)
war dagegen überzeugt, dass im Klima-
schutz viele Chancen stecken. Deutschland
und Europa müssten zum Vorreiter in der
Klimapolitik werden und technologisch
wieder auf die Höhe der Zeit kommen.
„Wir sind das nicht mehr“, räumte sie ein.
Eine CO2-Bepreisung sei nicht „irgendeine
Auflage auf irgendetwas drauf“, sondern
ein Mechanismus, der Innovationen und

Forschung bringe. Dieses Geld sollte an die
Bürger zurückgeben werden, damit alle zu-
sammen den Umstieg schafften. Das alles
sei ein „gewaltiger Kraftakt“. Merkel beton-
te, dass kein Land der Welt die Herausfor-
derungen allein bewältigen könne. Die EU
dürfe sich nicht vom Multilateralismus ver-
abschieden, auch wenn die-
ser derzeit stark unter Druck
stehe, sagte Merkel.
Unterstützung erhielt sie da-
rin von Ralph Brinkhaus
(CDU), dem Chef der Uni-
onsfraktion, der die markt-
gerechte Bepreisung von
CO2 zwar als „Königsweg“
bezeichnete, aber warnte:
„Wir erreichen die Men-
schen nicht, wenn wir nur
darüber reden. Wir müssen
auch über den öffentlichen
Nahverkehr reden und über
unterschiedliche Lebensverhältnisse in
Stadt und Land.“
Geht es nach den Grünen, wäre es schon
vor Jahren an der Zeit gewesen, diesen
Kraftakt zu stemmen. Kathrin Göring-Eck-
ardt, Fraktionschefin der Grünen, kritisier-
te: „Alle reden vom Klima, stundenlang.

Uns fehlt es nicht an Erkenntnis. Was dem
Haushalt fehlt, sind Ergebnisse.“ Ein Fünf-
tel der Verschmutzung komme aus dem
Verkehrsbereich, „aber wir haben einen
Verkehrsminister, der nicht mal einen Ab-
biegeassistenten hinbekommt“, sagte sie
und forderte: „Wir brauchen endlich Kli-

maschutzbeschlüsse, die
Investitionen beinhalten.“
Und auch Dietmar
Bartsch, Fraktionschef der
Linken, stellt fest: Das Kli-
makabinett klinge ja toll,
sei aber im Haushaltsplan
nicht abgebildet. Er for-
derte, den Bahnverkehr
klar zu stärken: „Am Ende
müssen wir dahin kom-
men, dass die Bahn un-
schlagbar ist“, sagt er.
Auch die FDP sprang auf
den Klima-Zug auf, jedoch

von der anderen Seite. Christian Lindner,
Fraktionschef der Liberalen, forderte ein En-
de von „Klein-Klein“-Debatten. „Eine höhe-
re Mehrwertsteuer auf Wurstwaren wird das
Weltklima nicht retten“, Deutschland müs-
se vielmehr wieder Technologieweltmeister
werden anstatt sich durch Verzichtsdebatten

zum Moralweltmeister aufzuschwingen,
sagte Lindner. Er warnte zugleich davor, die
Prinzipien der Schwarzen Null wieder auf-
zuweichen: „Wer leichtfertig über neue
Schulden spricht, der riskiert eine Rückkehr
der Staatsschuldenkrise in der EU.“ Dietmar
Bartsch forderte genau das Gegenteil. Die
strenge Schuldenbremse verhindere drin-
gend nötige Investitionen, lieber gebe die
Bundesregierung ihre Milliarden für die
Bundeswehr anstatt für den Kampf gegen
Kinderarmut aus, ärgerte er sich.

Gegen Demagogen Rolf Mützenich, kom-
missarischer Chef der SPD-Fraktion, kam zu
einer ganz anderen Interpretation: „Mehr
denn je können Beschäftigte und ihre Fami-
lien, junge und alte Menschen nicht auf ge-
rechtes Regieren verzichten“, diese Prämisse
bilde der Haushaltsentwurf ab. Auch an sei-
ne eigene Fraktion appellierte er: „Wir müs-
sen die Spaltungen, die unsere Wirtschafts-
ordnung hervorbringt, so klein wie möglich
halten.“ Demagogen hätten die Menschen
verführt und Kontinente ins Verderben ge-
stürzt. „Wir werden uns ihnen mit aller
Kraft entgegenstellen. Und der beste Ort da-
für ist dieses Parlament“, betonte der SPD-
Politiker. Claudia Heine T

Unterwegs mit Ökostrom: Die Bahn präsentierte diesen ICE vergangene Woche – und mit ihm das Konzept „Starke Schiene“. © picture-alliance/dpa

EDITORIAL

Es fehlt
Vertrauen

VON JÖRG BIALLAS

Weitgehend unbemerkt von der öffentlichen
Wahrnehmung hat das Parlament kurz vor En-
de der Sommerpause ein Jubiläumsdatum pas-
siert: Vor 70 Jahren, am 7. September 1949,
konstituierte sich der 1. Deutsche Bundestag.
Es war der Start in eine turbulente Zeit, die am
Nachmittag dieses Tages im Bonner Bundes-
haus begann. Leidenschaftlich stritten Konser-
vative, Sozialdemokraten, Liberale und Kom-
munisten über den Kurs der noch jungen Re-
publik. Dass auch ehemalige NSDAP-Mitglie-
der auf den Plenarbänken Platz nahmen,
machte die Atmosphäre nicht entspannter. Am
Ende dieser ersten Legislaturperiode waren
17 Abgeordnete des Saales verwiesen worden,
40 Mal wurde Rednern das Wort entzogen. Zu-
dem vermerkten die Protokolle der 282 Sitzun-
gen sage und schreibe 156 Ordnungsrufe.
Trotz der oftmals aufgeheizten Stimmung, die
gewiss auch einer sich erst entwickelnden De-
battenkultur geschuldet war, war der Bundes-
tag fleißig. Zwischen 1949 und 1953 wurden
545 Gesetze verabschiedet. Diese Zahl wurde
seitdem nie wieder erreicht.
Und heute, 70 Jahre später? Der Bundestag ar-
beitet intensiv und effektiv. Allein: Diese Arbeit
wird in der Bevölkerung zu wenig wahrge-
nommen und noch weniger goutiert. Darunter
leidet das Image des Hohen Hauses. „Die Poli-
tiker“, heißt es unerträglich oft, strebten einzig
nach Machterhalt und persönlichem Vorteil
statt den gesellschaftlichen Herausforderun-
gen zu begegnen. Auch wenn dieses Urteil von
der Realität weit entfernt ist, muss die Politik
damit umgehen. Es gilt, mehr Vertrauen in die
parlamentarische Arbeit zu vermitteln. Stand-
punkte müssen transparenter und überzeu-
gender dargelegt werden. Dazu gehört auch
ein gewisses Maß an Selbstkritik. Eine Tugend,
die auf der politischen Bühne als Schwäche
gilt und deshalb wenig ausgeprägt ist.
Hilfreich wäre darüber hinaus eine verbesserte
Vermittlung objektiver Informationen. Es ist
höchste Zeit, dass Medienkunde in den Schu-
len ein höherer Stellenwert eingeräumt wird.
Natürlich kann sich in einer freiheitlichen Ge-
sellschaft letztlich jeder nach eigener Fasson
mit Nachrichten versorgen. Das setzt aber vo-
raus, dass die unterschiedliche Qualität von In-
formationsquellen und deren Chancen und Ri-
siken bekannt sind.
Die vergangenen 70 Jahre deutscher Parla-
mentarismus sind eine Erfolgsgeschichte. Es ist
nicht selbstverständlich, dass das so bleibt.

»Eine höhere
Mehrwert-
steuer auf

Wurst wird das
Weltklima

nicht retten.«
Christian Lindner (FDP)

KOPF DER WOCHE

Schäubles Dank
an Budapest
Wolfgang Schäuble Nach Ende der parlamenta-
rischen Sommerpause und vor Eintritt in die Etat-
beratungen gab es im Bundestag erst einmal eine

kleine Geschichts-
stunde: Bundestags-
präsident Wolfgang
Schäuble (CDU) erin-
nerte daran, dass Un-
garn am 10. Septem-
ber vor 30 Jahren sei-
ne Grenze für DDR-
Flüchtlinge öffnete.
Dies habe eine Dyna-
mik ausgelöst, die am
Ende die deutsche

Einheit ermöglichte. „Wir Deutschen vergessen
den mutigen Beitrag Ungarns zur Wiedervereini-
gung unseres Landes nicht“, sagte Schäuble im
Beisein von Ungarns Parlamentspräsident László
Kövér. Schäuble erinnerte auch an den Beginn des
Zweiten Weltkriegs am 1. September 1939 mit
dem deutschen Einmarsch in Polen. 1939 und
1989 bildeten eine „historische Klammer“ im
20. Jahrhundert. Die Polen hätten „am längsten
unter der Besatzung gelitten“. Es sei Aufgabe vor
allem der Jüngeren, die Idee eines vereinten
Europas als Erbe des Kriegs weiterzutragen. kru T
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ZAHL DER WOCHE

200.000
DDR-Bürger warteten in Ungarn im Sommer
1989 auf eine Fluchtgelegenheit, davon 30.000
in Budapest. Am 10. September 1989 erlaubte
Ungarn die Ausreise aller DDR-Bürger „in ein
Land ihrer Wahl“. Danach flohen allein bis Ende
September 35.000 Ostdeutsche in den Westen.

ZITAT DER WOCHE

»Die Ungarn
haben den ersten
Stein aus der
Mauer gebrochen.«
Heiko Maas (SPD), Bundesaußenminister,
zur Grenzöffnung für DDR-Flüchtlinge durch
Budapest am 10. September 1989 bei der
Eröffnung des deutsch-ungarischen Jugend-
forums in Berlin
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Die Ausgaben steigen, die Rücklage schmilzt
BUNDESHAUSHALT Keine neuen Schulden bis 2023 bei steigendem Volumen. Investitionsquote sinkt

Wenn es nach der Bundesregierung geht,
kann der Bund 2020 359,8 Milliarden
Euro ausgeben. Gegenüber dem Soll für
2019 steigt der Ansatz damit um 3,4 Mrd.
Euro (+0,95 Prozent). So sieht es der Re-
gierungsentwurf für den Bundeshaushalt
2020 (19/11800) vor, der vergangene Wo-
che in erster Lesung im Bundestag beraten
wurde.

Einnahmen Den Ausgaben stehen Einnah-
men in gleicher Höhe entgegen. Davon
entfallen laut Planung 327,7 Mrd. Euro auf
Steuereinnahmen, rund 2,2 Mrd. Euro
mehr als in diesem Jahr. Allerdings mehren
sich die Zweifel daran, ob diese Erwartun-
gen noch realistisch sind. Klarheit wird die
November-Steuerschätzung bringen.
22,6 Mrd. Euro entfallen auf Verwaltungs-
einnahmen (Soll-2019: 25,1 Mrd. Euro).
Das übrige Finanzierungssaldo in Höhe
von rund 9,5 Mrd. Euro soll laut Entwurf
durch eine Entnahme aus der sogenannten
Asyl-Rücklage in Höhe von 9,2 Mrd. Euro
(2019: 5,5 Mrd. Euro) sowie Münzeinnah-
men in Höhe von 0,3 Mrd. Euro ausgegli-
chen werden. Neue Schulden soll der Bund
weiterhin nicht machen.

Auch in der Finanzplanung geht die Bun-
desregierung von steigenden Ausgaben in
den nächsten Jahren aus: Demnach wird
das Ausgabevolumen des Bundes von
366,2 im Jahr 2021 und 372,4 im Jahr
2022 auf 375,7 Mrd. Euro im Jahr 2023

steigen. Die Steuereinnahmen sollen 2021
334,2, im foldenden Jahr 345,5 und 2023
356,1 Milliarden Euro betragen. Die Asyl-
Rücklage soll im Finanzplanungszeitraum
vollständig aufgebraucht werden und trägt
laut Bundesregierung von 2020 bis 2022

insgesamt rund 29,7 Milliarden Euro zur
Finanzierung des Haushalts bei.

Streitpunkt Investitionen Die als Investi-
tionen verbuchten Ausgaben des Bundes –
ein steter Streitpunkt zwischen Koalition
und Opposition – sollen laut Finanzpla-
nung 2020 um 1,1 auf rund 40,0 Mrd.
Euro steigen. Von 2021 bis 2023 weist die
Finanzplanung jeweils 39,8 Milliarden
Euro als Investitionen aus. Die Investiti-
onsquote sinkt demnach von 10,9 Prozent
in diesem Jahr bis 2023 auf 10,6 Prozent.
Die gesamtstaatliche Schuldenstandsquote
von 60 Prozent des BIP, eines der soge-
nannten Maastricht-Kriterien, soll in die-
sem Jahr erreicht werden. Laut Finanzpla-
nung ist für 2019 mit einer Quote von
rund 58,75 Prozent des BIP zu rechnen.
Bis 2023 wird ein Rückgang auf 51,25 Pro-
zent prognostiziert. scr T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper4 194560 401004
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GASTKOMMENTARE
SCHULDEN FÜR DEN KLIMASCHUTZ?

Faktisch umsonst
PRO Deutschland ist auf dem Weg in eine

Rezession. Im zweiten Quartal 2019
schrumpfte die Wirtschaft um
0,1 Prozent, und es sieht nicht so aus,

als würde die Konjunktur demnächst von allein
wieder anspringen. Es ist also an der Zeit, ein
staatliches Investitionspaket auf den Weg zu brin-
gen, um die Wirtschaft wieder anzukurbeln.
Sinnvolle Projekte gibt es genug – vor allem beim
Klimaschutz. Dazu gehören die Aufforstung der
Wälder, die Dämmung der Wohngebäude sowie
der Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs.
Es wäre auch gar keine Belastung, in den Klima-
schutz zu investieren, denn momentan sind Kredi-
te faktisch umsonst. Bei einer zehnjährigen Bun-
desanleihe liegen die Renditen bei nur 0,007 Pro-
zent – also bei Null. Anders formuliert: Die Anleger
dieser Welt hoffen inständig darauf, dass die deut-
sche Regierung endlich Schulden macht. Die In-
vestoren sind bereit, sich mit niedrigen Zinsen zu-
frieden zu geben, wenn sie nur irgendwie ihr Geld
beim deutschen Staat anlegen dürfen, der als be-
sonders sicherer Hafen gilt.
Die niedrigen Zinsen zeigen aber auch, wie absurd
ein Vorschlag ist, der von der CSU ventiliert wird:
Bayerns Ministerpräsident Söder fordert, dass es
eine spezielle „Klimaanleihe“ geben soll, die jähr-
lich mit zwei Prozent verzinst wird. Diese hohen
Renditen wären ungerecht, denn einige wenige
Anleger würden einen Sonderprofit kassieren –
auf Kosten der Steuerzahler.
Der Staat sollte alle Bürger gleich behandeln und
deshalb nur die Marktzinsen zahlen, also eben
0,007 Prozent für zehn Jahre. Nie wieder wird es
so billig sein, in den Klimaschutz zu investieren. Es
ist Zeit, sich von der „Schwarzen Null“ zu verab-
schieden.

Ulrike Herrmann,
»die tageszeitung«,
Berlin
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Last bleibt Last
CONTRA Die rhetorische Frage, die häufig zu hö-

ren ist, klingt überzeugend: Was hilft
uns der ausgeglichene Haushalt,
wenn das Klima kippt? Die Antwort

wird gleich mitgegeben: „Weg mit der Schwarzen
Null. Wir brauchen die Grüne Null.“
Der Ansatz ist nicht so neu, wie die Befürworter
meinen. Immer wieder gab es in Deutschland wie
in anderen Ländern Europas Versuche, die Grenzen
der Neuverschuldung auszuhebeln, im Glauben,
nur so eine bessere Zukunft schaffen zu können.
Investitionen, Bildung, Forschung, Verteidigung
und nun Klimaschutz. Der Ansatzpunkt ändert
sich, das Ziel ist dasselbe: Man will eine lästige
Fessel abstreifen, um mehr ausgeben zu können.
Den damit verbundenen Krediten sieht man leider
nicht an, ob sie für einen guten oder einen
schlechten Zweck aufgenommen worden sind. In
Zeiten, in denen der Staat keine Zinsen für seine
Schuldpapiere zahlen muss, sondern sogar Geld
von seinen Gläubigern bekommt, ist es nicht
leicht, solche Begehrlichkeiten abzuwehren. Wer
auf die damit verbundenen Risiken verweist, wirkt
kleingeistig. Doch eine Last bleibt eine Last – auch
ohne Zinsen. Wer mehr für den Klimaschutz tun
will, muss woanders kürzen. Schulden engen künf-
tige Spielräume ein. In Deutschland werden in we-
nigen Jahren spürbar weniger Menschen arbeiten
und Steuern zahlen. Es wird weiterhin große Auf-
gaben geben. Das kann der Klimaschutz sein, dass
kann die Notwendigkeit sein, die Folgen des Kli-
mawandels einzudämmen. Es kann etwas ganz
anderes sein. Keiner weiß, was kommt. Auch nicht,
wie lange die Zinswelt Kopf steht. Es gebietet der
Respekt vor der nächsten Generation, ihnen ge-
ordnete Staatsfinanzen zu hinterlassen.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 3.
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Manfred Schäfers,
»Frankfurter Allgemeine
Zeitung«
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Die Klimabewegte: Anja Weisgerber

A nja Weisgerber, Klimabeauftragte und Obfrau der Unions-
fraktion im Umweltausschuss, ist rundum froh darüber, wie
sehr das Klimathema in den Fokus der deutschen Öffent-
lichkeit gerückt ist. Dass dabei „ihre“ CSU mit Parteichef

Markus Söder eine so hervorgehobene Rolle spielt, freut sie um so
mehr. „Das Thema Klimawandel ist in der Mitte der Gesellschaft ange-
kommen und bewegt die Bürger. Deshalb ist entschlossenes Handeln
durch die Politik notwendig“, sagt die CSU-Abgeordnete aus dem Wahl-
kreis Schweinfurt, dem früheren Wahlkreis von Michael Glos. Das wird
sich nach den Beschlüssen des Klimakabinetts am 20. September zeigen
müssen, wenn noch nicht bezifferbare Milliardenbeträge in die Haus-
haltsplanung der nächsten Jahre eingepreist werden müssen.
Weisgerber ist im Kräuterort Schwebheim bei Schweinfurt aufgewach-
sen, ihre Eltern hatten dort einen Kräuterbetrieb. Natur und Umwelt ha-
ben sie von klein an geprägt. So war Umweltpolitik von Beginn an ihr
Hauptinteresse, seit die heute 43-Jährige politisch aktiv wurde und mit
19 in die Junge Union (JU) und mit 21 in die CSU eintrat. Schnell saß
Weisgerber im Umwelt-Arbeitskreis der JU Bayern, als Europaabgeord-
nete (2004 bis 2013) und als Bundestagsabgeordnete danach gehörte
die promovierte Juristin stets dem Umweltausschuss an. Inzwischen ist
Umwelt- und Klimapolitik vom Rand ins Zentrum der CSU gerückt, auch
ein Resultat der starken Grünen-Ergebnisse bei der bayerischen Land-
tagswahl im Oktober 2018 und der Europawahl im Mai 2019.
Aber kann die Union mit solchen Themen Wähler zurückgewinnen, wo
doch erfahrungsgemäß immer das Original gewählt wird? Trotz des von
Innenminister Horst Seehofer (CSU) vor der Landtagswahl 2018 ge-

pushten Themas illegale Migration konnte die CSU der AfD keine Stim-
men wegnehmen. Anja Weisgerber sagt, sie werde von jungen Men-
schen immer wieder auf Umwelt und Klima angesprochen. „Wenn die
Union zukunftsfähig bleiben will, muss sie diese Zukunftsthemen auf-
nehmen und mit einer eigenen Handschrift versehen.“ Diese Fragestel-
lungen müssten von der „bürgerlichen Mitte“ vorangetrieben werden.
„Hier sind Volks- und nicht Klientelparteien gefragt.“ Dann werde sich
zeigen, dass die Grünen wieder rigoroser und in ihren alten Verbotsmo-

dus zurückfallen würden. Jedenfalls ist Weisgerber davon überzeugt,
dass so verlorene Wähler wieder zurückzugewinnen sind.
Die CSU-Frau steckt nach eigener Aussage „viel Herzblut“ in Umwelt-
themen und hat an den Klimapapieren der CSU-Landesgruppe und der
CSU mitgearbeitet, die kürzlich publiziert wurden. Ein Kernpunkt ist die
Forderung nach erweitertem CO2-Emissionshandel auch für Verkehr und
Wohnungen statt einer CO2-Steuer, wie sie die SPD verlangt. „Wir wol-

len eine Steuerung der CO2-Mengen und keine Steuer“, sagt Anja Weis-
gerber. „Steuern fließen in den allgemeinen Haushalt. Bei der Ökosteuer
wurden sie für Rentenausgaben verwendet.“ Das dürfe nicht erneut
passieren. Niemand wisse auch, ob eine CO2-Steuer das Verhalten der
Bürger ändere. Nach CSU-Plänen sollen die Ölimporteure Zertifikate
kaufen, die dann durch einen Höchstpreis gesteuert werden sollen.
Zugleich müssten die Bürger beim Strompreis durch Senkung der EEG-
Umlage entlastet werden, fordert Weisgerber. „Bei der CO2-Bepreisung
müssen steuerliche Anreizinstrumente kommen, die die Bürger beloh-
nen, wenn sie auf klimafreundliche Autos umsteigen oder ihr Haus ener-
getisch sanieren.“ Positiv findet die CSU-Frau die von ihrem Landes-
gruppenchef Alexander Dobrindt bzw. Bundeswirtschaftsminister Peter
Altmaier (CDU) geforderte Zwei-Prozent-Anleihe für Klimaschutz.
Gerät die „Schwarze Null“ durch die Milliarden-Klimaausgaben in Ge-
fahr? „Das darf nicht passieren“, sagt Weisgerber: „Wir brauchen in der
Finanzpolitik ebenso Nachhaltigkeit wie in der Klimapolitik.“ Neben der
„Grünen Null“, der geplanten Klimaneutralität in Deutschland bis 2050,
bleibe die „Schwarze Null“ ein Gebot. Im Etat müssten Spielräume da-
für ausgeforscht werden, neben den Mitteln des Energie- und Klima-
fonds auch die eines erweiterten CO2-Emissionshandels.
Anja Weisgerber, die mit ihrem Mann und zwei kleinen Kindern in
Schwebheim lebt, hat einen genau getakteten Tagesablauf, wo sie bis
spät abends mailt und selbst beim Joggen telefoniert. Organisation und
Selbstdisziplin hat die frühere zweifache bayerische Tennismeisterin ge-
lernt. Man merkt ihren Ehrgeiz, auch wenn sie sagt, sie sei „sehr zufrie-
den“ mit den Aufgaben in der Fraktion. Hans Krump T
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»Wir brauchen
in der Finanzpolitik

ebenso Nachhaltigkeit
wie in der Klimapolitik.«
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Frau Bluhm-Förster, Finanzminister
Olaf Scholz will mit dem Haushalt den
Zusammenhalt in der Gesellschaft stär-
ken. Gelingt das dem Finanzminister mit
diesem Entwurf?
Unser Fraktionsvorsitzender Dietmar
Bartsch hat dieser Aussage in der Elefanten-
runde eine klare Absage erteilt. Wir sind
der Auffassung, dass diese Regierung in all
ihren Positionen festgefahren ist. Die Ko-
alition redet zwar viel über Neues, was not-
wendig sei, aber es bildet sich letztlich im
Haushalt nicht ab. Ein Beispiel dafür ist,
dass das Klimakabinett erst Ende Septem-
ber tagt und vieles in der Klimapolitik fi-
nanziell völlig unklar ist.

Ist die Bundesregierung gut genug
aufgestellt, um diese Querschnittsaufga-
be anzugehen?
Leider nein. Das Klimakabinett wäre der
richtige Ort, an dem aus den verschiede-
nen Ministerien Vorschläge kommen
müssten. Aber Umweltministerin Svenja
Schulze rennt ja windmühlenartig gegen
andere Ministerien an, um überhaupt Vor-
schläge anzufordern, selbst macht sie nicht
mal mehr welche. Ich bin sehr gespannt,
wie das unter Leitung der Kanzlerin am
20. September ausgehen wird und welche
Vorschläge dann tatsächlich in ein Klima-
schutz-Gesetz umgesetzt werden. Ich er-
warte aber nicht allzu viel von diesem Kli-
makabinett.

Wie beurteilen Sie denn die Zahlen,
die mit dem Haushalts-Entwurf bereits
abgebildet werden?
In den Etats Wirtschaft, Landwirtschaft
und Umwelt, die ich bearbeite, fällt auf,
dass sich die Zahlen nicht wesentlich ver-
ändern. Der Energie- und Klimafonds
(EKF) soll sich hingegen laut Eckwert ge-
genüber 2018 halbieren. Da hätten wir ei-
gentlich gar nichts dagegen. Eigentlich
könnte der Fonds sogar ganz abgeschafft
werden.

Wieso?
Wir fanden es schon zur Einrichtung des
EKF falsch, den Fonds als Sondervermögen
des Bundes neben den Haushalt zu stellen
und so der Bearbeitung durch das Parla-
ment zu entziehen. Die Mittel sollten un-
serer Meinung nach direkt über den Haus-
halt fließen. In dieser Form ist der EKF nur
ein Selbstbedienungsladen der Regierung,
die willkürlich darauf zurückgreifen kann.
Und für das Jahr 2020 ist uns noch gar
nichts vorgelegt worden. Die Regierung
weiß überhaupt noch nicht, was sie be-
schließen will und was das alles kosten
wird.

In der Bundesregierung wird gerade
über eine Klima-Anleihe diskutiert, um
so privates Geld für den Klimaschutz zu
mobilisieren. Ist das für Die Linke ein
gangbares Modell?
Nein. Unsere Vorstellung ist, dass jene in
den Klimaschutz investieren müssen, die
an der schlechten Bilanz beteiligt sind. Der
CO2-Ausstoß muss einen Preis haben. Klar
ist aber auch, dass der Staat jene Bürger un-
terstützen muss, die sich nicht aus dem ei-
genen Einkommen beteiligen können.

Der angestrebte Ausstieg aus der Koh-
le, um den Klimaschutz voranzubringen,
soll mit Milliarden für den Strukturwan-
del begleitet werden. Reicht das, was sich
die Bundesregierung vorstellt?
Nein, man muss diesen Strukturwandel
sehr langfristig und verlässlich angehen.
Die Regionen müssen darauf zählen kön-
nen, man braucht eine gute Zusammenar-
beit zwischen Bund, Ländern und Kom-
munen. Das sehen wir im Moment bei
der Bundesregierung überhaupt nicht.
Wir benötigen konkrete Konzepte statt
großer, pauschaler und undefinierter An-
sagen.

Was stellen Sie sich denn vor?
Wir schlagen vor, zwei Fonds zu gründen.
Zum einen eine Art Strukturfonds. Hier se-
hen wir vor allem die Bundesregierung in
der Pflicht, die den Ausstieg ja vorantreibt.
Mittel aus dem Fonds sollten dann für In-
novationen, für Klimaschutz und regene-
rative Energien eingesetzt werden, damit
wir in diesem Bereich wieder Technologie-
spitzenreiter werden. Das muss klar mit
Standortpolitik verbunden werden, damit
– bevor die Arbeitsplätze in den Kohlere-
vieren wegfallen – Umstiegs- und Um-

schulungsmöglichkeiten geschaffen und
Unternehmensgründungen aus diesem
Fonds gefördert werden. Zum anderen
brauchen wir einen staatlichen Nachsorge-
fonds, um Schäden in der Natur und Um-
welt zu beseitigen, Infrastruktur auf-, aber
auch rückzubauen. Da könnten auch die
Rücklagen der Tagebaubetreiber mitein-
fließen. Wenn man das täte, dann kann
man den Menschen auch wieder vor die
Augen treten und sagen: Wir kümmern
uns um Dich, Du hast eine Alternative, wir
bieten Dir etwas an.

Die Konjunktur in Deutschland stot-
tert, manche sehen eine sich anbahnen-
den Krise. Reagiert die Bundesregierung
in dem Etat ausreicht darauf?
Offenbar ist die Bundesregierung der Über-
zeugung, dass der Markt das schon irgend-
wie regeln wird und man deshalb darauf
nicht reagieren muss. Wir sind aber der
Auffassung, dass jetzt dringend die Binnen-
konjunktur durch ein Investitionspro-
gramm angekurbelt werden müsste. Wir
sind immer noch eine Exportnation und
produzieren noch fast 300 Milliarden US-
Dollar Überschüsse durch den Export. Da
sind wir anfällig, und da könnte man mit
einer Stärkung der Binnennachfrage gegen-
steuern. Und wir sehen ja auch, wie groß
der Investitionsstau im Bereich der Infra-
struktur ist.

Finanzminister Scholz will erst im
Fall einer Krise mit Milliarden gegenhal-
ten. Das ist Ihnen also zu spät?
Selbstverständlich ist das zu spät. Die Bun-
desregierung wartet darauf, dass das Kind
in den Brunnen gefallen ist, um den Ret-
tungsring in den Brunnen zu werfen. Wir
sind der Auffassung, dass wir den Brunnen
so sichern sollten, dass das Kind gar nicht
hineinspringen und deswegen auch nicht
ertrinken kann.

Nun sagt die Koalition, dass die vor-
handenen Mittel teils gar nicht abfließen
können…
Das Hauptproblem ist, dass es an Verläss-
lichkeit und Nachhaltigkeit mangelt. Ein
Beispiel dafür ist der soziale Wohnungs-
bau. 2019 fließen 1,5 Milliarden Euro vom
Bund, 2020 sollen es nur eine Milliarde
Euro sein, ein Drittel weniger. Wenn wir
hingegen fünf oder zehn Milliarden inves-
tieren würden und dann auch signalisier-
ten, dass diese Mittel für die nächsten Jahre
verstetigt werden, könnte die Bauwirtschaft
auch größere Kapazitäten schaffen. Die
Branche bekommt aber kein Signal, dass
sie dauerhaft davon ausgehen kann, die
höheren Kapazitäten auch auszulasten,
und so fließen die Mittel nicht ab. Genau-
so könnte man es im Verkehrsbereich ma-
chen. Wir wissen ganz genau, dass unsere
Brücken in ganz Deutschland marode sind,
weil sie alle im selben Jahrzehnt gebaut
worden sind und nun alle im selben Jahr-
zehnt kaputt sind. Auch da ließe sich ein
Konjunkturprogramm mit größeren Beträ-
gen für die nächsten Jahre zur Unterstüt-
zung der Länder und Kommunen machen.

Das ist dann aber auch eine klare Ab-
sage an die Schwarze Null, oder?
Ja! Wir waren als Linke sowieso schon im-
mer der Überzeugung, dass wir uns haus-
haltsmäßig nicht mit einer Nicht-Verschul-
dung binden dürfen, weil wir die zukünfti-
gen Aufgaben und Herausforderungen gar
nicht kennen. Zweitens haben wir über die
nächsten Jahre die Aussicht, mit Minuszin-
sen Kredite aufzunehmen, um nachhaltige
Projekte anzuschieben. Das nicht zu tun,
halten wir für falsch. Im Übrigen sind wir
ohnehin der Auffassung, dass das Steuer-
system mehr als überholt ist. Wir müssen
auch die Verteilung der Einkommen durch
ein anderes Steuersystem angehen.

Das Gespräch führte
Sören Christian Reimer. T

Heidrun Bluhm-Förster sitzt seit 2005 im
Bundestag. Die Abgeordnete aus Meck-
lenburg-Vorpommern ist Mitglied im Aus-
schuss für Ernährung und Landwirtschaft
sowie im Haushaltsausschuss.

© heidrun-bluhm.de

»Den
Brunnen
sichern«
HEIDRUN BLUHM-FÖRSTER
Die Haushaltspolitikerin der
Linken fordert ein Investitions-
programm. Vom Klimakabinett
erwartet sie nicht allzu viel
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Ein Minister und Kandidat
ETAT 2020 Koalition setzt auf »soliden Haushalt« ohne Schulden. Grüne wollen »Investitionsmotor« schaffen

B
undesfinanzminister Olaf
Scholz (SPD) hat seinen Key-
nes gelesen. Sollte es zu einer
Wirtschaftskrise kommen,
dann stünde der Bund bereit,
mit „vielen, vielen Milliarden

gegenzuhalten“. Das sei „gelebter Keynesia-
nismus“, sagte Scholz Anfang vergangener
Woche im Bundestag. Aber dazu müsse die
Krise erst einmal da sein. Will heißen: Es
gibt keinen Grund, jetzt die Geldhähne zu
öffnen. Vielmehr, so betonte Scholz, habe
die Bundesregierung einen „soliden Haus-
halt“ vorgelegt. Dieser komme ohne neue
Schulden aus und sei trotzdem expansiv,
nutze Spielräume und beinhalte „viele In-
vestitionen und viele Entscheidungen für
die Zukunft“.
Scholz‘ Rede zur Einbringung des Haus-
haltsentwurfes (19/11800) war mit Span-
nung erwartet worden, musste er sich doch
gleich zwei Herausforderungen stellen.
Zum einen von Amts wegen: Die Jahre der
sprudelnden Steuereinnahmen und Haus-
haltsüberschüsse sind für den Finanzmi-
nister erstmal vorbei. Projekte wie das
noch nicht vorliegende Klimapaket oder
die angekündigte Grundrente müssen auch
noch finanziell gestemmt werden. Wie sich
Weltwirtschaft und die Konjunktur im Ex-
portland Deutschland entwickeln werden,
bleibt in Zeiten von Brexit und Handels-

konflikten unklar. Um Einnahmen und
Ausgaben in der Waage zu halten, greift die
Bundesregierung in diesem und den nächs-
ten Jahren daher voll auf eine in den ver-
gangenen Jahren gebildete Rücklage zu-
rück, die Ende 2018 auf mehr als 30 Milli-
arden Euro angewachsen war.
Zum anderen stand der Minister eines an-
deren Amtes wegen im Fokus, auf das er
sich gerade bewirbt: den Parteivorsitz der
kriselnden SPD. Das Festhalten an der
„Schwarzen Null“ – ein Begriff, den Scholz
nicht nannte – ist in der Partei nicht bei al-
len beliebt, die GroKo sowieso nicht und
zumindest auf dem linken Flügel kommt
auch der Finanzminister nur bedingt gut
an. So zählte er in seiner Rede dann auch
viele Herzens-Themen der SPD auf, die die
Koalition – unter Beteiligung von Vize-
kanzler Scholz – schon vorangebracht hat
und noch voranbringen will: das „Starke-
Familien“-Gesetz etwa, den Ausbau der
Ganztagsschulbetreuung, den Schutz von
Mietern, den Kampf gegen Steuergestal-
tungsmodelle oder bessere Bedingungen
für Paketzusteller. Die Teil-Abschaffung des
Solis verteidigte Scholz als eine „Entschei-
dung der Gerechtigkeit“. Jene, die noch
zahlen werden, „können es aber auch, weil
sie sehr viel Geld verdienen“. Ebenso ging
Scholz auf die Herausforderung beim Kli-
maschutz ein und umriss anzugehende

Baustellen – und vergaß nicht zu erwäh-
nen, wie er schon „als noch nicht 20-Jähri-
ger“ entsprechende Bücher gelesen habe,
die ihn „sehr bewegt“ hätten. Auch, dass er
einst gegen Atomkraftwerke demonstriert
hatte, ließ er quasi nebenbei fallen.

Mit Rilke gegen die GroKo Das kam
nicht bei allen gut an. FDP-Haushaltspoli-
tiker Otto Fricke beurteilte die Rede als ei-
nen Bewerbungs-Beitrag für eine der zahl-
reichen Regionalkonferenzen der SPD. „Es
war nicht die Rede eines Haushaltsminis-
ters“, kritisierte der Liberale. Rainer Maria
Rilke zitierend warnte Fricke vor einer
„Sturmnacht“, sollte die Regierung die
wirtschaftlichen Risiken nicht anerkennen
und etwa mit der Förderung privater Inves-
titionen sowie Priorisierung und Verzicht
im Haushalt gegensteuern.
Johannes Kahrs wiederum sah das gänzlich
anders: „Ernsthafterweise muss man doch
feststellen, dass der Höhepunkt dieser De-
batte die Rede des Bundesfinanzministers
war“, frotzelte der Chef-Haushälter der
SPD-Fraktion. Da hatten erst drei von
15 Rednern gesprochen. Kahrs fand ent-
sprechend hanseatisch-lobende Worte für
den Entwurf: „Er ist ein solider Haushalt,
er ist vernünftig, er ist ehrlich und er ist
transparent.“ Auch die „Rekordinvestitio-
nen“ hob der Abgeordnete hervor: „Wir in-

vestieren ein Drittel mehr als in der letzten
Legislaturperiode.“ In bester Bundeshaus-
hälter-Tradition mahnte der Sozialdemo-
krat die Länder, die Bundes-Mittel für den
sozialen Wohnungsbau zweckgerichtet ein-
zusetzen. Ein Thema, das im Verlauf der
Debatte auch Eckhardt Rehberg (CDU) mit
Verweis auf die finanzverfassungsrechtli-
chen Zuständigkeiten unterstrich.
Für die Unions-Fraktion stellte sich Andre-
as Jung (CDU) hinter den Regierungsent-
wurf und die angestrebten politischen Zie-
le in Bereichen wie Klimaschutz, Wohnen
und Pflege. Mit Bezug auf die Steuerpolitik
sagte Jung, dass die Teilabschaffung des So-
lidaritätszuschlags für seine Fraktion nur
ein erster Schritt sein könne. Handlungsbe-
darf benannte er zudem bei der Unterneh-
mensbesteuerung und verwies auf Initiati-
ven seiner Fraktion. Jung setzte ein deutli-
ches Zeichen für Haushaltsdisziplin: „Die
Schwarze Null ist eine Errungenschaft; sie
ist nicht selbstverständlich.“ Das gelte auch
für angespanntere Situationen, hob der
Christdemokrat hervor: „Wenn die Zeiten
schwieriger werden und die Kassenlage en-
ger, dann bedeutet das für uns nicht auto-
matisch neue Schulden, sondern dann
heißt das für uns: Prioritätensetzung.“
Aus Sicht von Gesine Lötzsch (Die Linke)
setzt die Bundesregierung gänzlich falsche
Prioritäten. Es werde „deutlich zu viel für

Rüstung ausgegeben, zu wenig für Investi-
tionen und viel zu wenig für Soziales“, be-
schied die Linken-Haushaltspolitikerin.
Der Haushalt bedrohe damit „die Sicher-
heit der Menschen in unserem Land“. In ei-
nem Rundumschlag forderte Lötzsch ne-
ben dem Abzug der US-Truppen aus
Deutschland samt ihrer „abscheulichen
Atomwaffen“ eine solidarische Mindestren-
te, eine „echte Finanztransaktionssteuer“
und das Aufgeben der Schwarzen Null, um
mehr investieren zu können.

Niedrige Zinsen nutzen Mehr Investitio-
nen wollen auch die Grünen ermöglichen.
Sven-Christian Kindler forderte, die im
Grundgesetz verankerte Schuldenbremse
„um einen Investitionsmotor“ zu ergänzen.
Für Herausforderungen wie Klimaschutz
und Digitalisierung müssten Milliardenbe-
träge mobilisiert werden. Diese Summen
ließen sich nicht allein aus dem laufenden
Haushalt finanzieren. Kindler schlug vor,
„öffentliche Investitionsgesellschaften und
einen Bundesinvestitionsfonds“ zu grün-
den und die niedrigen Zinsen zu nutzen,
um Kredite aufzunehmen.
Peter Boehringer kritisierte für die AfD-
Fraktion, dass es sich nicht um eine seriöse
Haushaltsplanung handele. Von einer
„vollständigen und realistischen Abbil-
dung“ aller Belastungen und Risiken sei

man weit entfernt. Boehringer nannte un-
ter anderem die Risiken einer konjunktu-
rellen Abkühlung, Rückstellungen für „Eu-
rorettungsrisiken“ und anfallende Integra-
tionskosten. Der Vorsitzende des Haus-
haltsausschusses monierte zudem, dass der
Solidaritätszuschlag nicht vollständig abge-
schafft werden soll, obwohl dessen verfas-
sungsrechtliche Grundlage wegfalle. Damit
riskiere die Bundesregierung „ein Milliar-
dendesaster für kommende Steuerzahler“,
sagte Boehringer.

Beratungs-Ablauf Der Haushaltsaus-
schuss wird die Einzelpläne zwischen dem
25. September und dem 13. November be-
raten. Anfang November 2019 wird die für
den Bundeshaushalt 2020 maßgebliche
Steuerschätzung vorliegen. Die Bereini-
gungssitzung des Haushaltsausschusses ist
für den 14. November vorgesehen. Die
zweite und dritte Lesung des Haushaltsge-
setzes in der Ausschussfassung ist vom 25.
bis zum 29. November terminiert.

Sören Christian Reimer T

Doppelt gefordert: Als Finanzminister will Olaf Scholz (SPD) mit seinem Etat-Entwurf Herausforderungen wie dem Klimaschutz begegnen. In seiner kriselnden Partei strebt der ehemalige Hamburger Bürgermeister zugleich den Vorsitz an. © picture-alliance/dpa
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KURZ NOTIERT

Steigende Abführungen
an den EU-Haushalt
Die Eigenmittelabführungen des Bundes an
den EU-Haushalt sollen von 30,99 Milliar-
den Euro in diesem Jahr über 37,75 Milliar-
den Euro im kommenden Jahr auf 45,96
Milliarden Euro im Jahr 2023 steigen. Die
Abführungen ab 2021 hingen aber insbe-
sondere vom noch zu verhandelnden Mehr-
jährigen Finanzrahmen der EU 2021-2027
(MFR) ab, führt die Bundesregierung in ih-
rer Finanzplanung (19/11801) aus. Darin
betont die Bundesregierung auch, dass
schon durch das geplante, noch nicht voll-
zogene Ausscheiden Großbritanniens eine
erhebliche finanzielle Mehrbelastung auf
Deutschland zukommen werde. „Die Bun-
desregierung setzt sich daher bei den Ver-
handlungen für den künftigen MFR dafür
ein, mit Augenmaß vorzugehen und weist
stets darauf hin,dass nicht alle Wünsche er-
füllt werden können“, heißt es in der Un-
terrichtung.

Parlament entlastet
Bundesregierung
Mit Stimmen der Koalitionsfraktionen
CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der
Oppositionsfraktionen AfD, FDP, Die Linke
und Bündnis 90/Die Grünen hat der Bun-
destag vergangenen Donnerstag die Bun-
desregierung für das Haushaltsjahr 2017
entlastet. Die Abgeordneten folgten damit
ohne Debatte einer Beschlussempfehlung
des Haushaltsausschusses (19/11229). Der
Entscheidung lagen ein Antrag des Bundes-
finanzministeriums auf Entlastung
(19/3165) sowie die Haushaltsrechnung
und Vermögensrechnung des Bundes für
das Haushaltsjahr 2017 zu Grunde. Die Be-
merkungen des Bundesrechnungshofes zur
Haushaltsführung (19/5500, 19/9100) nah-
men die Abgeordneten zur Kenntnis. scr T
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Koalition uneinig beim
geplanten Tierwohllabel
LANDWIRTSCHAFT Klöckner präsentiert Rekordhaushalt

Den größten Haushalt in der Geschichte
des Agrarministeriums hat Bundesministe-
rin Julia Klöckner (CDU) vergangene Wo-
che bei den Etatberatungen präsentiert.
„Das ist ein großer Erfolg, denn die Steuer-
einnahmen steigen nicht so wie erwartet“,
sagte die Ministerin. Sie warnte davor,
Landwirte pauschal als Klimasünder, Um-
weltvergifter und Tierquäler zu stigmatisie-
ren. Solle die Landwirtschaft sich ändern,
müssten die dafür notwendigen Hilfen be-
reitgestellt werden.
Der Gesamtetat des Ministeriums
(19/11800, Einzelplan 10) konnte gegen-
über dem vergangenen Jahr um 194 Mil-
lionen Euro gesteigert werden. Insgesamt
6,518 Milliarden Euro kann die Ministerin
im Jahr 2020 ausgeben, gegenüber 6,32
Milliarden Euro in diesem Haushaltsjahr.
Mit den Ausgaben für die landwirtschaftli-
che Sozialpolitik signalisiere der Bund, an
der Seite der Landwirtschaft zu stehen, sag-
te die Ministerin.

Hohe Zuschüsse 2,42 Milliarden Euro aus
dem Etat sollen demnach als Zuschüsse
zur Alterssicherung von Landwirten die-
nen. Weitere 1,46 Milliarden Euro sind Zu-
schüsse zur Krankenversicherung der Land-
wirte. Insgesamt sind 4,11 Milliarden Euro
unter dem Stichwort „Landwirtschaftliche
Sozialpolitik“ vorgesehen. Darüber hinaus
will der Bund 965 Millionen Euro Förder-
mittel für die Bund-Länder-Gemeinschafts-
aufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur

und des Küstenschutzes“ ausgeben. Zu-
sammen mit den zur Kofinanzierung vor-
gesehenen Mitteln der Bundesländer kön-
ne dann von einem Fördervolumen von
rund 1,6 Milliarden Euro ausgegangen
werden. Für die Bekanntmachung des Tier-
wohllabels sind 20 Millionen Euro vorge-
sehen. Das Label soll zu mehr Tierschutz
in der Nutztierhaltung beitragen.
Als „hochmotiviert“ und „umtriebig“
schätzte die AfD die Arbeit der Ministerin
ein. Aber Aktivität ersetze nicht die Effekti-
vität, meinte Wilhelm von Gottberg (AfD).
Der Abgeordnete kritisierte, dass das Tier-
wohllabel sich in eine Vielzahl von Labels
einreihe, ohne Fortschritte zu erzielen.
Die Sozialdemokraten äußerten sich zum
Tierwohllabel ebenfalls skeptisch, jedoch
unter anderen Vorzeichen. Matthias
Miersch (SPD) sah einen Dissens zwischen
den Koalitionsfraktionen aufkeimen. Dass
das Label nicht verpflichtend eingeführt
werde soll, sei ein Fehler.
Wirkungslose Subventionen würden als
zusätzliches Geld für den ländlichen Raum
umetikettiert, kritisierte Ulla Ihnen (FDP).
Auch das unnötige zusätzliche Tierwohlla-
bel gehöre dazu und werde ebenfalls unter
dem Aspekt der Förderung des ländlichen
Raumes verbucht.
Der Haushaltsentwurf stabilisiere lediglich
den Status quo, monierte Heidrun Bluhm-
Förster (Die Linke). Es gehe nur darum,
Fördermittel im ländlichen Raum ohne
Ziel zu verteilen.
Tobias Lindner (Bündnis 90/Die Grünen)
hielt Ministerin Klöckner vor, dass sie nie-
mandem wehtun und es allen recht ma-
chen wolle. Das Tierwohllabel sei als frei-
williges Label nach Kriterien, die am Ende
niemand verstehe, zum Scheitern verur-
teilt, sagte Lindner.
Gitta Connemann (CDU) forderte die Ach-
tung des Eigentums der Landwirte. Das Ak-
tionsprogramm Insektenschutz des SPD-
geführten Umweltministeriums führe
durch überzogene Schutzmaßnahmen zur
entschädigungslosen Enteignung, wenn
Flächen aus der Bewirtschaftung herausge-
nommen werden sollen. „Es darf keinen
Eingriff ohne Ausgleich geben“, forderte
die Christdemokratin. Jan Eisel T

Scholz-Etat
wächst
FINANZMINISTERIUM Der Etat des Bundes-
ministeriums der Finanzen soll von rund
7,2 Milliarden Euro im Jahr 2019 auf rund
7,4 Milliarden Euro im Jahr 2020 steigen.
Wie aus dem Haushaltsentwurf der Bun-
desregierung (19/11800, Einzelplan 08)
weiter hervorgeht, sollen die Gesamtein-
nahmen des Bundesministeriums der Fi-
nanzen von 291,5 auf 299,9 Millionen
Euro steigen. Größter Posten sind die Per-
sonalausgaben, die mit rund 3,8 Milliar-
den Euro weitgehend stabil bleiben sollen.
Schwerpunkte des Etats sind unter ande-
rem die Wiedergutmachungsleistungen des
Bundes, die Zollverwaltung, das Bundes-
zentralamt für Steuern und das Informati-
onstechnikzentrum Bund, der zentrale IT-
Dienstleister im Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums der Finanzen.
Wie in dem Entwurf erläutert wird, dienen
die Mittel für die Entschädigung für Opfer
der nationalsozialistischen Verfolgung zum
einen der Erfüllung gesetzlicher Verpflich-
tungen gegenüber den berechtigten Leis-
tungsempfängern. Zum anderen werde mit
den veranschlagten Mitteln eine Verbesse-
rung der wirtschaftlichen Situation solcher
Opfer der nationalsozialistischen Verfol-
gung angestrebt, die nach den gesetzlichen
Vorschriften bisher nur begrenzte Wieder-
gutmachungsleistungen erhalten hätten
und sich in einer wirtschaftlichen Notlage
befinden würden. Die Ausgaben in diesem
Bereich sollen von derzeit 985,9 Millionen
auf 1,038 Milliarde Euro steigen.

Mehr für den Zoll Die Ausgaben der Zoll-
verwaltung sollen von derzeit rund 2,76
Milliarden Euro um 112,5 Millionen Euro
erhöht werden. Wie das Bundesministeri-
um der Finanzen in dem Etatentwurf er-
läutert, ist es für die Koordinierung der Tä-
tigkeit der 41.000 Zöllner zuständig, die et-
wa die Hälfte der dem Bund zufließenden
Steuereinnahmen erzielen und die den
Handel deutscher Unternehmen auf den
internationalen Märkten unterstützen wür-
den. „Die Vollzugsbereiche der Zollverwal-
tung tragen zudem maßgeblich zum
Schutz der Bürgerinnen und Bürger, der
Wirtschaft und der Umwelt bei, etwa durch
die Überwachung des grenzüberschreiten-
den Warenverkehrs und der Einhaltung der
Verbote und Beschränkungen, der Verhü-
tung und Verfolgung von Straftaten im Zu-
ständigkeitsbereich der Zollverwaltung
und dem Vorgehen gegen Schwarzarbeit
und illegale Beschäftigung“, heißt es in
den Entwurf.
Die Ausgaben des Bundeszentralamtes für
Steuern sollen von rund 666 Millionen auf
rund 702 Millionen Euro steigen. Leicht
sinken sollen die Ausgaben für das Infor-
mationstechnikzentrum Bund, und zwar
um 10,8 Millionen Euro auf rund 687 Mil-
lionen Euro. hle T

Klimawandel ist die
Sorge Nummer eins
UMWELT Kritik an Schwerpunktsetzung im Etat

Der Haushalt des Bundesumweltministeri-
ums soll im Jahr 2020 im Vergleich zum
Vorjahr um 14,7 Prozent wachsen. Damit
könnte Ministerin Svenja Schulze (SPD)
mit Ausgaben in Höhe von 2,62 Milliarden
Euro (2019: 2,28 Milliarden Euro) planen.
So sieht es der Regierungsentwurf für den
Einzelplan 16 (19/11800) vor.
Der Klimawandel sei die „Sorge Nummer
eins“ für viele Menschen, sagte Schulze in
der Debatte über den Etat ihres Hauses.
Mit den Ergebnissen des Klimakabinetts,
die am 20. September vorliegen sollen,
werde die Bundesregierung ihre Verspre-
chen einlösen. „Die Klimaziele ein weiteres
Mal zu reißen, können wir uns nicht leis-
ten“, sagte sie. Der Kampf gegen die Erder-
hitzung müsse deshalb in einem Klima-
schutzgesetz festgeschrieben werden, das
über einen jährlichen Kontrollmechanis-
mus verfüge. „Es geht nicht um mehr
Macht für das Umweltministerium, son-
dern um mehr Verbindlichkeit für diese
und alle nächsten Regierungen“, stellte
Schulze klar.
Für die Union betonte Georg Nüßlein
(CSU), dass das Thema Klimaschutz über
Anreize und nicht über Verbote, Verzicht
und höhere Preise besetzt werden müsse.
Auch mit Blick auf eine Wasserstoffstrate-
gie, die Potenziale der Kreislaufwirtschaft
und alternative Kraftstoffe forderte er
„technologieoffene und innovationsorien-
tierte Lösungen“ in einer Gesellschaft, die
modern und leistungsfähig bleibe.
„Wir müssen begreifen, was es die Gesell-
schaft und zukünftige Generationen kostet,
wenn wir beim Klimaschutz versagen“, sag-
te der SPD-Abgeordnete Matthias Miersch.
Neben den Strukturhilfen brauche es ein
Kohleausstiegsgesetz und eine Gesetzge-
bung, mit der garantiert werde, dass die
Ziele im Bereich der erneuerbaren Ener-
gien erreicht werden. Miersch forderte, die
„organisierte Unverantwortlichkeit“ in der
Bundesregierung zu beenden.
Sylvia Kotting-Uhl (Bündnis 90/Die Grü-
nen) übte scharfe Kritik an dem Entwurf:
„Die Ernsthaftigkeit der Lage müsste sich
im Haushalt wiederfinden, tut sie aber
nicht“, sagte die Vorsitzende des Umwelt-
ausschusses. Die Hälfte der Mittel im
Haushalt sei für Altlasten gebunden. Die
Ministerin werde mit „leeren Händen“
zum UN-Klimagipfel nach New York rei-
sen.
Kritik am Entwurf kam auch von Ulla Ih-
nen (FDP). Der Haushaltsentwurf lasse
keine Trendwende in der Klimapolitik er-

kennen. „Ohne die Information über das
kommende Klimapaket beraten wir über
einen unvollständigen Haushalt“, kritisier-
te die Liberale. Das vorgesehene Ausgaben-
plus flösse nicht etwa in Umwelt- und Na-
turschutz, sondern liege in den gestiegenen
Kosten für die End- und Zwischenlagerung
radioaktiver Abfälle begründet.
„Der Umweltetat 2020 bedeutet nur Still-
stand“, monierte Heidrun Bluhm-Förster
(Die Linke). Statt Korrekturen fänden sich
darin nur kleinteilige Anpassungen und
kaum Mutiges. „Wo sind die Vorstellungen
des Klimakabinetts in Zahlen gegossen?“,
fragte sie Schulze. Sie kritisierte auch, dass
der Haushalt bis 2023 von 2,6 Milliarden
Euro auf 2,3 Milliarden Euro sinken soll.
Martin Hohmann (AfD) kritisierte, dass
„Deutschland als hochindustrialisiertes
Land keinen sicheren Plan für eine verläss-
liche Energieversorgung“ habe. Die AfD
stehe für einen „sparsamen, verantwortli-
chen und überlegten Umgang mit den
Rohstoffen des Landes“, sagte er.

Der Etat Die geplanten Steigerungen fin-
den sich in unterschiedlichen Programm-
haushalten des Entwurfs. Die Mittel für
den Umweltschutz sollen auf 184,91 Mil-
lionen Euro erhöht werden (2019: 154,01
Mio. Euro). Für den Klimaschutz steigen
die Mittel von 540,63 auf 648,38 Millio-
nen Euro. Für die Zwischen- und Endlage-
rung radioaktiver Abfälle sind Ausgaben in
Höhe von 1,13 Milliarden Euro (2019:
983,8 Mio. Euro) vorgesehen. Im Bereich
Naturschutz erfährt etwa das Bundespro-
gramm „Biologische Vielfalt“ ein Plus:
2020 sollen dafür 110,31 Millionen Euro
(2019: 95,7 Mio. Euro) ausgegeben wer-
den. Lisa Brüßler TWeh oder Wohl

WIRTSCHAFT Streit über Zustand, Prognosen und Politik

W
achstumspause,
Flaute oder a m
Abgrund? Regie-
rungsfraktionen
und Opposition
haben den Haus-

haltsentwurf für 2020 (19/11800) zum An-
lass für einen Schlagabtausch über Zustand
und Perspektiven der Wirtschaft genutzt.
Die Vertreter von AfD, FDP, Linken und
Grünen kritisierten im Verlauf der einein-
halbstündigen Debatte in der vergangenen
Woche nicht nur die vorgesehenen Posten
im Einzelplan 09, sondern griffen Bundes-
wirtschaftsminister Peter Altmaier (CDU)
auch direkt für seine Politik in der laufen-
den Regierungsperiode an.
Der verteidigte freilich seinen geplanten
Etat, der mit Ausgaben in Höhe von
9,14 Milliarden Euro eine knappe Milliar-
de Euro mehr an Ausgaben vorsieht als in
diesem Jahr. Generell bewertete Altmaier
den Zustand der deutschen Wirtschaft als
robust. „Was wir an rückläufigem Wachs-
tum, an enttäuschenden Zahlen erlebt ha-
ben, das ist zum überwiegenden Teil au-
ßenwirtschaftlich bedingt“, sagte der Mi-
nister. Nun gehe es darum, der Wirtschaft
Signale zu geben, die das Vertrauen stärken
und Investitionskräfte freisetzen.
Er erwähnte als vorrangige Maßnahme sei-
nes Hauses in diesem Zusammenhang die
angekündigte Mittelstandsstrategie, deren
Eckpunkte von Marktteilnehmern positiv
aufgenommen worden seien. Auch bei der
steuerlichen Förderung von Forschung und
Entwicklung (FuE) sei ein Anfang gemacht.
„Wir werden sie so ausgestalten, dass von
der Auftragsforschung gerade die Mittel-
ständler, die keine eigenen FuE-Abteilun-
gen haben, profitieren“, sagte Altmaier. Als
anstehende Hauptaufgaben nannte er un-
ter anderem die gesetzlichen Regelungen
zum Kohleausstieg und Strukturwandel so-
wie eine umfassende Körperschaft- und
Unternehmensteuerreform.

Schwerpunkte im Etat Für den Bereich
„Innovation, Technologie und Neue Mobi-
lität“ sind im Haushalt Ausgaben in Höhe
von 3,36 Milliarden Euro (2019: 3,24 Mil-
liarden Euro) eingeplant. Für die Unter-
stützung des Mittelstandes plant der Minis-
ter Ausgaben in Höhe von 951,3 Millionen
Euro – knapp zehn Millionen weniger als
noch 2019 (2019: 961,26 Millionen Euro).

3,08 Milliarden Euro schließlich will das
Ministerium Aspekten von „Energie und
Nachhaltigkeit“ zur Verfügung stellen, ein
Plus von 0,72 Milliarden Euro. Dabei geht
es zum mehrheitlichen Teil um Ausgaben
in Verbindung mit dem Ende des subven-
tionierten Steinkohlebergbaus.
Für den Koalitionspartner SPD betonte
Bernd Westphal, gefragt sei in der derzeiti-
gen Situation „epochaler Umbrüche“ ein
klarer Kurs. „Wir brauchen wettbewerbsfä-
hige Rahmenbedingungen durch ein lang-
fristig und nachhaltig wirkendes Gesamt-
konzept.“ Einen Schwerpunkt legte der
SPD-Abgeordnete dabei auf Belange der
sozialen Gerechtigkeit: Trotz der Stärke der
Wirtschaft schütze Arbeit nicht mehr auto-
matisch vor Armut – das sei paradox.
Westphal plädierte für ein Mehr an Tarif-
bindung. Außerdem sieht der Abgeordnete
die Zeit gekommen für ein neues Bündnis
für nachhaltige Wirtschaft. „Es ist an der
Zeit, das Industrieland Deutschland zu
stärken, die Rahmenbedingungen für den
Mittelstand, das Handwerk und für die
Start-up-Szene neu zu justieren.“ Zudem
brauche es Klarheit auf dem Weg zur Kli-
maneutralität, eine Innovations- und In-
vestitionsoffensive sowie staatliche Unter-
stützung bei Forschung und Entwicklung
auch in der Wasserstoffwirtschaft.

Opposition vermisst Antworten Die Op-
position kritisierte den Haushaltsentwurf
als mutlos. Volker Münz (AfD) sah
Deutschland am Beginn einer Wirtschafts-
krise, die von der Bundesregierung selbst
erzeugt worden sei. Er erneuerte den Vor-
wurf seiner Fraktion, die Bundesregierung

gefährde Arbeitsplätze in der Automobilin-
dustrie und mit ihren Schwerpunktsetzun-
gen im Bereich Energie die Versorgungssi-
cherheit im Land. Sein Vorschlag zielte in
Richtung von Entlastungen für Bürger und
Unternehmen statt Verboten oder neuer
Belastungen wie etwa einer Kohlenstoffdi-
oxidsteuer. Sein Fraktionskollege Steffen
Kotré plädierte ergänzend für mehr Enga-
gement in der Forschungsförderung von
Kernspaltung und Kernfusion.
Karsten Klein (FDP) sagte, er vermisse im
Haushalt Maßnahmen, um diese Entwick-
lung zu stoppen. Der Einzelplan spiegele
die Instrumente von vor vier Jahren wider
und verharre insofern in der Vergangen-
heit. Weder würden Maßnahmen gegen die
im internationalen Vergleich hohen Strom-
preise angekündigt, noch werde deutlich,
wie die im Rahmen der Kohlekommission
angekündigten Vorhaben bezahlt werden
sollten. Die FDP-Fraktion will den Solida-
ritätszuschlag vollumfänglich abschaffen
und etwa den Zertifikatehandel ausweiten
sowie bei Förderungen Technologieoffen-
heit garantieren.
Die Linksfraktion wiederum erklärte, sie
habe sich mehr zu großen Herausforde-
rungen erwartet: Digitalisierung, Strafzölle
der US-Amerikaner, zunehmende Kurzar-
beit – auf all das seien keine Antworten im
Haushaltsentwurf zu finden, sagte der Ab-
geordnete Klaus Ernst. Man sehe Klein-
kram, aber nicht das, was notwendig wäre.
Ernst schlug vor, Anreize zum Stärken der
Nachfrage zu setzen, Investitionen anzu-
schieben und das Tempo beim Klima-
schutz zu erhöhen. Er erwähnte auch die
Lage in der Windenergie-Branche, die drin-
gend verbessert werden müsste
Anja Hajduk (Bündnis 90/Die Grünen) er-
klärte ebenfalls, man finde insgesamt keine
passenden Antworten auf die Herausforde-
rungen der Wirtschaft in dem Regierungs-
entwurf des Haushalts. Ihrer Ansicht nach
zählen Künstliche Intelligenz und die Kli-
makrise zu diesen maßgeblichen Heraus-
forderungen, die Veränderungen in der
Wirtschaft notwendig machen. In der Kli-
mapolitik erhalte man den Eindruck, es
werde gar nichts mehr gemacht. Man müs-
se ja nicht den Beiträgen der Opposition
zustimmen, sagte Hajduk an den Minister
gewandt. „Schlagen Sie von mir aus etwas
anderes vor, aber schlagen Sie endlich et-
was vor.“ Kristina Pezzei T

Ein Herz für den Mittelstand : Minister Peter Altmaier (Mitte, CDU) bei einem Firmenbesuch in Nordrhein-Westfalen. © picture-alliance/dpa



Scheuers Mautdesaster
VERKEHR »Tricksen, täuschen und tarnen«: FDP, Linke und Grüne kritisieren Verkehrsminister

D
as Mautdesaster verfolgt
Bundesverkehrsminister
Andreas Scheuer (CSU)
auch nach der parlamen-
tarischen Sommerpause.
In der Debatte zum

Haushaltsentwurf des Bundesministeriums
für Verkehr und digitale Infrastruktur
(BMVI) vergangenen Donnerstag äußerten
Vertreter von FDP, Linksfraktion und Grü-
nen massive Kritik an der
verfrühten Auftragsvergabe
und beklagten den aus ih-
rer Sicht fehlenden Aufklä-
rungswillen des BMVI. Die
Forderung nach einem Un-
tersuchungsausschuss war
gleichwohl nicht zu ver-
nehmen.
FDP-Verkehrsexperte Oli-
ver Luksic sagte, Scheuer
habe mit Steuergeldern ge-
zockt, als er trotz warnen-
der Gutachten die Aufträge
zur Pkw-Maut-Erhebung
noch vor dem Urteil des Europäischen Ge-
richtshofes (EuGH) vergeben habe. Statt
aber eigene Fehler einzuräumen, würden
Vorwürfe gegen die Betreiber ausgepackt.
Eine „Kündigung wegen Schlechtleistung“
sei jedoch wenig glaubhaft, wenn seitens
des Ministeriums eingeräumt werde, ohne
das EuGH-Urteíl hätte man auf eine Kün-
digung verzichtet, sagte Luksic.
Für Victor Perli (Die Linke) steht der Vor-
wurf im Raum, Minister Scheuer habe ent-

scheidende Gutachten frisiert, damit der
Zuschlag überhaupt an Konzerne gehen
konnte, da der Betrieb durch die öffentli-
che Hand laut Perli günstiger gewesen wä-
re. „Wenn sich das bestätigen sollte, hat der
Minister seinen Amtseid grob verletzt,
dann ist das kriminell und ein Fall für die
Justiz“, sagte der Linken-Abgeordnete.
Sven-Christian Kindler (Grüne) befand,
Scheuer habe Kosten versteckt und Risiken

ausgelagert und damit den
Bundestag sowie die deut-
sche Öffentlichkeit belogen.
Das Motto des Ministers
sei, „tricksen, täuschen und
tarnen“. Das käme für die
Steuerzahler extrem teuer.
„Ein Minister mit Anstand
wäre längst zurückgetre-
ten“, sagte Kindler.
Scheuer ging in seiner Rede
zu Beginn der Debatte mit
keinem Wort auf die Pkw-
Maut ein. Stattdessen freute
er sich über einen „Rekord-

wert von 17,8 Milliarden Euro für Investi-
tionen und Innovationen“. Insgesamt sol-
len dem Verkehrsminister 29,38 Milliarden
Euro zur Verfügung stehen (19/11800, Ein-
zelplan 12) – ein geringfügiger Aufwuchs
im Vergleich zu 2019 (29,29 Milliarden
Euro). Die Ausgaben für die Bundesfern-
straßen summieren sich auf 10,81 Milliar-
den Euro (10,8 Milliarden Euro). Für die
Bundesschienenwege sollen 6,81 Milliar-
den Euro ausgegeben werden können

(5,64 Milliarden Euro), für die Bundeswas-
serstraßen 1,14 Milliarden Euro (1,26 Mil-
liarden Euro). Für den Bereich Digitale In-
frastruktur enthält der Entwurf Ausgaben
in Höhe von 1,05 Milliarden Euro (217,74
Millionen Euro). In den flächendeckenden
Breitbandausbau sollen 900 Millionen
Euro mehr als im Jahr 2019 fließen.

Bündnis für Mobilität Der Verkehrsminis-
ter kündigte während der Debatte an,
Kommunen und Ländern ein „Bündnis für
Mobilität“ anzubieten. Die Bürger würden
schließlich nicht nach Zuständigkeiten un-
terscheiden, sondern forderten eine gute
Mobilität, sagte er. Ein weiteres Ziel sei ein
modernes Personenbeförderungsrecht. Für
die letzte Reform habe es sechs Jahre ge-
braucht. „Diese Zeit haben wir diesmal
nicht“, warnte Scheuer.
Es gehe ihm darum, mit dem Haushalt An-
gebote zu schaffen „und weniger Verbote
und Bevormundungen“. Mobilität könne
man nicht verordnen, sagte der Minister.
Es sei nicht sein Politikstil, den Bürgern
„irgendwelche Fahrzeuge zuzuteilen“.
Ein Bekenntnis zur Elektromobilität und
anderen alternativen Antriebsformen gab
Sören Bartol (SPD) ab. Die Mittel für öf-
fentliche Ladesäulen für E-Autos sollen
mindestens verdoppelt werden, sagte er.
Außerdem werde die Kaufprämie für Elek-
trofahrzeuge zu einem sozial gestaffelten
Bonus fortentwickelt. Der SPD-Fraktionsvi-
ze nannte es richtig, „dass klimaschädli-
ches CO2 einen Preis bekommt“. Es dürf-

ten aber nicht bestimmte Mobilitätsfor-
men verteuert werden, „ohne dass es eine
bezahlbare saubere Alternative gibt“. Bartol
kündigte zugleich eine Mehrwertsteuersen-
kung für Bahntickets und ein Vorgehen ge-
gen Dumpingpreise im Flugverkehr an.
Die Auswirkungen des Haushaltsentwurfes
für die Bahn nahm Michael Donth (CDU)
in den Blick. „Wir stellen die Signale für
die Bahn auf Grün“, sagte der Bahnexperte
der Unionsfraktion. Ein Mehr von fast
1,2 Milliarden Euro für den Personen- und
Güterschienenverkehr belege die richtige
Schwerpunktsetzung. Ebenso wie die fast
8,6 Milliarden Euro an Regionalisierungs-
mitteln, die der Bund an die Länder über-
weise, damit diese davon den Schienenper-
sonennahverkehr bezahlen können, sagte
Donth.

Ganz anders lautete die Bewertung von
Dirk Spaniel (AfD). Die im Haushalt ge-
plante Verteilung von insgesamt 13 Milliar-
den Euro für die Schiene und zehn Milliar-
den Euro für die Straße gehe an der Reali-
tät vorbei, befand er. Die Mittel müssten
dort investiert werden, wo sie den größten
Effekt hätten. „Und nicht dort, wo die Um-
erziehungspolitiker der Grünen und Lin-
ken es gerne sehen würden“, sagte der AfD-
Abgeordnete. Für die Deutschen sei das
Auto „heute und in absehbarer Zukunft“
das wichtigste Verkehrsmittel. Diesem Ver-
kehrsmittel müsse die benötigte Infrastruk-
tur gegeben werden, forderte Spaniel.
Völlig unverständlich aus Sicht von Kind-
ler. „Wie man in Zeiten der Klimakrise
neue Autobahnen bauen kann, ist wirklich
ein Rätsel“, sagte der Haushaltsexperte der
Grünen und forderte ein „Straßenbau-Mo-
ratorium für das Klima“.
FDP und Linke kritisierten den Verkehrs-
minister für seinen Umgang mit der Deut-
schen Bahn AG (DB AG) – wenngleich aus
völlig unterschiedlichen Gesichtspunkten.
FDP-Mann Luksic warf Scheuer vor, die DB
AG „noch mehr“ zu einem Staatskonzern
machen zu wollen. Es sei ein Fehler, „die
einzige Aktiengesellschaft der Welt schaf-
fen zu wollen, die keine Gewinne machen
soll“. Perli verlangte hingegen: „Die DB AG
muss vollständig in die öffentliche Hand.“
Die Bahnpreise müssten „unschlagbar
günstig“ werden, damit es eine Bürgerbahn
gebe, die Deutschland so dringend brau-
che. Götz Hausding T

Mit der Pkw-Maut wird es vorerst nichts: Der Europäische Gerichtshof kassierte im Juni 2019 das Projekt des Bundesverkehrsministeriums. © picture-alliance/dpa

»Ein Minister
mit

Anstand wäre
längst

zurückge-
treten.«

Sven-Christian Kindler
(Bündnis 90/Die Grünen)

Weniger Geld für Wohnprojekte
BAU Die Regierung lobt ihr Programm, die Opposition sieht Soziales im Nachteil

Für den Bereich Bauen und Wohnen plant
die Bundesregierung 2020 Mittel in Höhe
von 3,35 Milliarden Euro ein und damit
weniger als im laufenden Jahr (4,19 Milli-
arden Euro). Der Rückgang dürfte maßgeb-
lich mit der Neuregelung beim Sozialen
Wohnungsbau zusammenhängen – ein
Umstand, den die Opposition bei den
Haushaltsberatungen zwar kritisierte. Ins-
gesamt aber zeigte die Debatte im Bundes-
tag am Donnerstag, dass das Thema an
Emotionalität verloren hat und wenig
Raum einnahm innerhalb der Aussprache
über den geplanten Innen-Etat (siehe Seite
7) des zuständigen Ministers Horst Seeho-
fer (CSU).
Seehofer verwies auf die bisherige Anzahl
von Anträgen für das Baukindergeld – etwa
120.000 –, eine Städtebauförderung „auf
Rekordniveau“, die Erhöhungen beim
Wohngeld, die Einführung steuerlicher
Sonderabschreibungen für den Wohnungs-
bau und eine Grundgesetzänderung, die
dem Bund den Wiedereinstieg in den Sozi-
alwohnungsbau ermöglicht. Zusammenge-
fasst seien diese von der Bundesregierung
geplanten oder angestoßenen Maßnahmen
ein „Wohnungsbauprogramm, wie es das
in der Geschichte der Bundesrepublik
Deutschland noch nicht gab“, erklärte der
Minister. Vom Koalitionspartner SPD kam

verhaltene Zustimmung. Der Abgeordnete
Sören Bartol erklärte, man habe im Wohn-
Bereich mehr erreicht, als im Koalitionsver-
trag festgeschrieben. Er erwähnte dabei
auch die neuen Richtlinien beim Umgang
mit bundeseigenen Liegenschaften, die „ei-
ner 180-Grad-Wende“ gleichkämen. Eine
der anstehenden Herausforderungen sei,
mit der kommenden Baugesetzbuch-No-
velle Spekulationen mit Grund und Boden
möglichst zu verhindern.

Kritik an Schwerpunktsetzung Diese Po-
sitivbilanz teilten nicht alle Abgeordneten
im Plenum. So konstatierte Victor Perli
(Die Linke) eine Mittelkürzung beim Sozi-
alwohnungsbau. Dies wirke wie aus der
Zeit gefallen, sagte der Abgeordnete. Es rei-
che nicht, den Status quo zu halten, man
brauche angesichts der auch in kleineren
Städten stark steigenden Preise mehr be-
zahlbare Wohnungen.
Die FDP-Fraktion nahm sich das Baukin-
dergeld vor. Der Abgeordnete Stefan Rup-
pert verwies auf eine Antwort des Ministe-
riums, laut der die Maßnahme nicht fort-
geführt werden soll. „Mehr Eingeständnis
eines Misserfolgs einer nicht-steuernden
Streusubvention“ gebe es nicht. Für die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen kritisierte
Stefan Schmidt das Baukindergeld als

Gießkanne, die nicht das Problem eines
überhitzten Wohnungsmarktes löse. Statt
ausgerechnet beim sozialen Wohnungsbau
zu kürzen, solle man lieber auf eine neue
Wohngemeinnützigkeit setzen, fügte er
hinzu. Die AfD-Fraktion äußerte sich nicht
zu diesem Thema.
2,5 Milliarden Euro der Mittel sollen inves-
tiert werden (2019: 3,44 Milliarden Euro).
Die Wohngeld-Ausgaben belaufen sich da-
bei auf 600 Millionen Euro (2019: 510 Mil-
lionen Euro). Für das Baukindergeld sind
861,35 Millionen Euro vorgesehen (2019:
570 Millionen Euro).
Eine Milliarde Euro sollen die Länder für
den sozialen Wohnungsbau einsetzen kön-
nen; sie ersetzen die bisherigen unverbind-
lichen Kompensationszahlungen (2019:
1,52 Milliarden Euro). Für die Städtebau-
förderung plant die Regierung eine Milliar-
de Euro ein (2019: 899,75 Millionen Euro)
und für die nationale Stadtentwicklungs-
politik 20,9 Millionen Euro (2019: 9,5 Mil-
lionen Euro) Kristina Pezzei T
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So arbeitet die Bundesregierung

»Ohne Zweifel liegen die Stärken des Buches
indenpraxisorientiertenDarstellungen, allen
voran der Funktionen des Bundeskanzler-
amtes, die anhand der Beziehungen zum
Bundeskanzler, zum Kabinett, den anderen
Bundesorganen oder im sonstigen Außen-
verhältnis erläutert werden.«

Janek Löbel, ZG 2017, 283-284, zurVorauflage
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KURZ NOTIERT

Bundespräsidialamt soll zur
NS-Vergangenheit forschen
Für den Bundespräsidenten und das Bun-
despräsidialamt sind im kommenden Jahr
Ausgaben in Höhe von 44,7 Millionen Euro
vorgesehen. Das sind 2,9 Millionen Euro
weniger als das Soll-2019. Der Großteil der
Ausgaben im Einzelplan 01 entfällt mit
24,9 Millionen Euro auf das Personal, für
sächliche Verwaltungsausgaben sind 12,1
Millionen Euro eingeplant. Für ein For-
schungsprojekt „Das Bundespräsidialamt
und der Nationalsozialismus“ sollen 2020
erstmals 350.000 Euro zur Verfügung ge-
stellt werden. Für 2020 und 2021 sind je-
weils Verpflichtungsermächtigungen in
gleicher Höhe vorgesehen.

Etat des Bundestags soll um
31 Millionen Euro steigen
Der Etat des Bundestages (Einzelplan 02)
soll 2020 laut Regierungsentwurf um
30,8 Millionen Euro auf etwa 1,022 Milliar-
den Euro steigen. Wesentliche Ausgaben-
posten des Einzelplans sind Personalausga-
ben mit 688,8 Millionen Euro (+11,3 Mil-
lionen Euro im Vergleich zum Soll-2019)
und sächliche Verwaltungsaufgaben mit
171,5 Millionen Euro (+rund 17 Millionen
Euro). Für die Diäten der Abgeordneten sol-
len im kommenden Jahr 83,5 Millionen
Euro ausgegeben werden (Soll-2019: 81,1).
Für die Kostenpauschale und Amtsauf-
wandsentschädigung werden 37,5 Millio-
nen Euro verbucht, rund 0,3 Millionen Euro
weniger als in diesem Jahr. Die Aufwen-
dung für Abgeordneten-Mitarbeiter soll
von 253,7 auf 257,7 Millionen Euro stei-
gen. Die Zuschüsse an die Fraktionen sind
im Entwurf wie in diesem Jahr mit
117,6 Millionen Euro ausgewiesen.

Mehr Geld für
die Länderkammer
Laut Regierungsentwurf soll der Bundesrat
im kommenden Jahr rund 39,4 Millionen
Euro ausgeben können und damit rund
zwei Millionen Euro mehr als in diesem
Jahr. Für Personalausgaben sind im Einzel-
plan 03 19,2 Millionen Euro eingeplant
(Soll-2019: 18,2). Die sächlichen Verwal-
tungsausgaben sind mit rund 14 Millionen
Euro (Soll-2019: rund 13) verbucht.

Weniger Mittel für
das Kanzleramt
Der Etat der Bundeskanzlerin und Bundes-
kanzleramts soll im kommenden Jahr ge-
ringfügig sinken. Sieht das Soll für 2019
noch Gesamtausgaben in Höhe von
3,24 Milliarden Euro vor, enthält der Haus-
haltsentwurf für 2020 Ausgaben in Höhe
von 3,19 Milliarden Euro. Geringere Ausga-
ben sind im Einzelplan 04 des Regierungs-
entwurfes für Investitionen
(-82,4 auf 334,7 Millionen Euro) vorgese-
hen. Die Personalausgaben (+19,67 auf
344,6 Millionen Euro) und die sächlichen
Verwaltungsausgaben (+16,5 Millionen auf
1,17 Milliarden Euro) sollen steigen. Der
Zuschuss an den Bundesnachrichtendienst
soll laut Entwurf leicht von 966,5 in 2019
auf 967,9 Milliarden Euro im kommenden
Jahr steigen. Der Etat der Beauftragten der
Bundesregierung für Kultur und Medien
soll der Planung zufolge um 99,7 Millionen
Euro auf 1,6 Milliarden Euro sinken (siehe
Seite 6).

Steigender Haushalt des
Bundesverfassungsgericht
Dem Bundesverfassungsgericht stehen laut
Entwurf im kommenden Jahr 35,271 Millio-
nen Euro zur Verfügung und damit 908.000
Euro mehr als im Soll-2019. Auch in diesem
Etat sind die Personalausgaben mit
27,8 Millionen Euro (Soll-2019: 27,6) der
wesentliche Ausgabeposten. Die sächliche
Verwaltungsausgaben sollen 2020 4,5 Mil-
lionen Euro (Soll-2019: 4,2) betragen.

Mittelaufwuchs beim
Bundesrechnungshof geplant
Laut Haushaltsentwurf sind für den Bun-
desrechnungshof (Einzelplan 20) im kom-
menden Jahr mit Ausgaben in Höhe von
163,135 Millionen Euro 1,1 Millionen Euro
mehr veranschlagt als für das Soll-2019.
Schwerpunkt bilden auch hier die Personal-
ausgaben, die 2020 mit 127,6 Millionen
Euro um 0,6 Millionen Euro niedriger aus-
fallen sollen als 2019.

Zinsausgaben sollen
2020 erneut sinken
Der Bund soll im kommenden Jahr rund
15,4 Milliarden Euro für den Schulden-
dienst ausgeben. Das sind rund 2,15 Milli-
arden Euro weniger als im Soll für 2019.
Das geht aus dem Einzelplan 32 (Bundes-
schuld) des Haushaltsentwurfes (19/11800)
hervor. Damit setzt sich der Trend sinkender
Ausgaben für Zinsen fort. Laut Kreditfinan-
zierungsplan geht die Bundesregierung von
einer Bruttokreditaufnahme von 234,1 Mil-
liarden Euro aus (Soll-2019: 185,1). Die
Ausgaben zur Tilgung von Krediten sollen
221,7 Milliarden Euro betragen (Soll-2019:
183,1). scr T
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Zuwachs im Portemonnaie
FAMILIE Giffey will Ganztagsbetreuung von Grundschülern

Knapp zwölf Milliarden Euro soll Franzis-
ka Giffey (SPD) im kommenden Jahr aus-
geben können: So groß war der Etat des Fa-
milienministeriums noch nie. In den Bera-
tungen zum Einzelplan 17 am vergange-
nen Donnerstag sagte Giffey, neun Milliar-
den Euro gingen „direkt in die Portemon-
naies der Familien“. Durch den Ausbau
von Bildungs- und Teilhabeleistungen wür-
den vor allem Eltern mit geringeren Ein-
kommen unterstützt. Bis 2022 stelle der
Bund 5,5 Milliarden Euro für „mehr Quali-
tät und weniger Gebühren“ in den Kitas
zur Verfügung. Ein weiteres wichtiges Pro-
jekt der Koalition sei es, einen Anspruch
auf Ganztagesbetreuung in der Grundschu-
le zu schaffen.
Marcus Weinberg (CDU) betonte, die Uni-
on setze explizit einen Schwerpunkt beim
Thema Kinderschutz; daher sei es gut, dass
für den Bereich der frühen Hilfen 51 Mil-
lionen Euro eingeplant seien. Es wäre aber
gut, diesen Betrag noch zu erhöhen. Wein-
berg kritisierte, dass beim Bundesfreiwilli-
gendienst Kürzungen vorgesehen seien:
Hier werde man nacharbeiten.
Die SPD-Abgeordnete Svenja Stadler sagte,
ein wichtiges Thema für die Zukunft sei die
Gleichstellung: Dafür brauche es sowohl
ein Institut, um das Thema in die Gesell-
schaft zu tragen, als auch eine konsequente
Umsetzung der Istanbul-Konvention und
damit einhergehend eine unabhängige
Monitoringstelle.
Eine falsche Ausrichtung der Familienpoli-
tik attestiere Volker Münz (AfD) der Gro-
ßen Koalition. Sie werde ihrem eigenen
Ziel nicht gerecht, Menschen die Entschei-
dung für Kinder und Familie zu erleich-
tern. Das Elterngeld solle bis ins dritte Le-
bensjahr ausgeweitet werden.
Die FDP-Familienpolitikerin Nicole Bauer
warf Giffey vor, sie betreibe mit klangvol-

len Gesetzesnamen „Augenwischerei“. Sie
habe für ihre Vorhaben keinerlei Konzepte
und lasse die Bereitschaft zur Korrektur
vermissen. Statt einer Verbesserung der Ki-
ta-Qualität gebe es Gebührenfreiheit, die
Gelder für den Ausbau der Kita-Plätze wür-
den nicht abgerufen.
Gesine Lötzsch (Linke) bemängelte, dass
das Familienministerium „nur“ knapp
zwölf Milliarden Euro bekommen soll,
während 50 Milliarden Euro für Rüstung
und Militär geplant seien; dies sei „ein gro-
bes Missverhältnis“. Die Landtagswahlen in
Sachsen und Brandenburg hätten bewie-
sen, wie wichtig die Demokratieförderung
sei. Das Geld dafür werde aber von 107,5
Millionen Euro im kommenden Jahr auf
nur noch 30,5 Millionen Euro im Jahr
2023 gekürzt; dies sei „nicht hinnehmbar“.
Die Grünen-Abgeordnete Ekin Deligöz
warnte Giffey davor, zu viel zu verspre-
chen. Beim geplanten Betreuungsanspruch
für Grundschüler wisse noch niemand, wie
dieser aussehen werde; die Bund-Länder-
Verhandlungen lasse Giffey zur „Pokerrun-
de verkommen“. Susanne Kailitz T

Feuerwerk an Gesetzentwürfen
GESUNDHEIT Opposition fordert grundsätzlich neue Weichenstellung. Etat für 2020 soll nur leicht ansteigen

Wenn es für Politiker Fleißkärtchen gäbe,
würde Bundesgesundheitsminister Jens
Spahn (CDU) sicher eins bekommen. Seit
seinem Amtsantritt hat er im Schnitt jeden
Monat einen Gesetzentwurf vorgelegt, das
klingt rekordverdächtig. „In 18 Monaten
18 Gesetzentwürfe“, verkündete Spahn am
Freitag bei der Einbringung des Gesund-
heitshaushalts (19/11800) für 2020.
Spahn sagte, es gehe auch in der Gesund-
heitspolitik um die Frage, ob der Staat
funktioniere und seine Versprechen einhal-
te. Er räumte ein, dass es nach wie vor ei-
nen Vertrauensverlust gebe. So seien Pfle-
gekräfte mitunter frustriert von ihren Ar-
beitsbedingungen. Zugleich erinnerte er an
die Finanzierung von zusätzlich 13.000
Stellen in der Altenpflege sowie die verbes-
serte Pflege in den Krankenhäusern. Zu-
dem bemühe er sich darum, Pflegefach-
kräfte aus dem Ausland anzuwerben, bei-
spielsweise in Mexiko. Schrittweise kämen
so die Verbesserungen im Alltag an.
Auf der aktuellen Agenda stehen aktuali-
sierte Berufsausbildungen bei Psychothera-
peuten, in der Geburtshilfe, der Anästhesie
und bei pharmazeutisch-technischen Assis-
tenzen. Als weitere Vorhaben nannte der
Minister das Implantateregister und das di-
gitale Versorgungsgesetz. Zudem wolle er
die Apotheken stärken durch die Finanzie-
rung zusätzlicher Dienstleistungen. Ferner
werde ein verpflichtender Impfschutz ge-
gen Masern diskutiert. Die Ausrottung die-
ser Krankheit dürfe nicht an Deutschland

scheitern. Spahn sagte: „Wir versprechen
nicht das Blaue vom Himmel, sondern pa-
cken solide an.“

Aktionismus Die Opposition stellt die Be-
triebsamkeit Spahns nicht infrage, findet
manche Reform auch unterstützenswert,
sieht aber Handlungsbedarf, um die Ver-
sorgung im demografischen Wandel wet-
terfest zu machen. Axel Gehrke (AfD) kriti-
sierte, im Haushaltsplan für 2020 seien
überhaupt keine neuen Ansätze abzulesen.
Es gehe einfach alles so weiter, trotz des
„hyperkinetischem Aktionismus“ von
Spahn. Die Umlagefinanzierung werde
durch das zunehmende Missverhältnis zwi-
schen zu Versorgenden und Beitragszah-
lern infrage gestellt. Das könne das Ge-
sundheitssystem nicht dauerhaft überle-
ben. Die Frage sei auch, was von den vie-
len Änderungen bei den Bürgern über-
haupt ankomme. So liefen die Reformen,
etwa in der Pflege, oftmals nur auf mehr
Bürokratie hinaus.
Gesine Lötzsch (Linke) beklagte, Gesund-
heitsleistungen würden zunehmend als
rein ökonomische Größe angesehen, Ge-
sundheit dürfe aber keine Ware sein. Der
wirtschaftliche Druck habe mit der Einfüh-
rung der Fallpauschalen begonnen, seither
werde jede Krankheit als Produkt begriffen.
Beteiligungsunternehmen kauften Gesund-
heits- und Pflegeeinrichtungen auf, um
Rendite zu erzielen. Behandlungen wie die
künstliche Beatmung seien heute ein Milli-
ardengeschäft. Patienten so lange wie mög-
lich an Maschinen zu halten, bringe mehr
Geld. Auch werde in Deutschland auffällig
oft operiert. Lötzsch betonte: „Da stimmt
doch etwas nicht.“ Sie forderte eine solida-
rische Gesundheitsreform.
Maria Klein-Schmeink (Grüne) fügte hin-
zu, es gebe eine Vertrauenskrise in Gesund-

heit und Pflege. Menschen hätten Angst,
ob in allen Regionen des Landes die medi-
zinische Versorgung noch gewährleistet sei.
Auch angesichts des Fachkräftemangels sei-
en tragfähige Lösungen nötig, ein Feuer-
werk an Gesetzentwürfen reiche nicht aus,
wenn damit nur „Mehr vom Gleichen“ ge-
schaffen werde, statt neue Versorgungs-
strukturen zu etablieren. Die Grünen-Poli-
tikerin betonte: „Wir müssen in die Versor-
gung von Morgen investieren.“ Der Mut zu
entscheidenden Reformen fehle.

Herausforderungen Die SPD-Abgeordne-
te Sabine Dittmar sagte, die Gesundheits-
politik arbeite auf Hochtouren, das könne
niemandem verborgen geblieben sein. Al-
lein die Wiederherstellung der paritäti-
schen Finanzierung der Krankenversiche-
rungsbeiträge entlaste Bürger um sieben
Milliarden Euro. Auch in der Pflege sei viel
angestoßen worden für Pflegebedürftige
und pflegende Angehörige. Die Herausfor-
derungen seien allerdings nach wie vor im-
mens, fügte Dittmar hinzu. Allen sei klar,
dass die nötigen Leistungsverbesserungen

in der Pflege nicht zum Nulltarif zu haben
seien. Die Eigenanteile in Pflegeheimen
stiegen stetig, hier müsse es eine Begren-
zung geben und eine Weiterentwicklung
zur Pflegebürgerversicherung. Auch für die
sogenannte Doppelverbeitragung der Be-
triebsrentner müsse zügig eine Lösung vor-
gelegt werden.

Kostenbremse Karsten Klein (FDP) hin-
terfragte die Gesetzgebung „im Monats-
takt“. Dies sei nicht notwendigerweise ein
Qualitätsmerkmal für Regierungshandeln.
Seine Fraktion unterstütze jedoch einige
Positionen im Haushalt 2020, etwa die An-
sätze für die internationale Gesundheits-
politik, die private Pflegevorsorge oder die
Digitalisierung. Er forderte, auf die Kosten-
bremse zu treten, um höhere Beiträge zu
verhindern.
Lothar Riebsamen (CDU) wies darauf hin,
dass die Zusatzbeiträge zuletzt stabil ge-
blieben seien. Auch in der Pflege gehe es
voran, das Geld sei dort gut investiert.
Gleichwohl gebe es noch Reformbedarf in
der Tagespflege und Kurzzeitpflege. Famili-
en könnten pflegebedürftige Angehörige
nicht dauerhaft ganz alleine betreuen. Da-
her sollten die Rahmenbedingungen hier
verbessert werden.
Der Gesundheitsetat 2020 soll um rund 20
Millionen auf rund 15,33 Milliarden Euro
ansteigen. Der größte Ausgabenposten ent-
fällt auf den Bundeszuschuss an den Ge-
sundheitsfonds, der seit 2017 bei 14,5 Mil-
liarden Euro festgeschrieben ist. Über Steu-
ergelder finanziert werden damit die Auf-
wendungen der Krankenkassen für gesamt-
gesellschaftliche Aufgaben, also beispiels-
weise die beitragsfreie Familienversiche-
rung von Kindern und Ehepartnern sowie
Leistungen für Mutterschaft und Schwan-
gerschaft. Claus Peter Kosfeld T
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Kritik an Leuchttürmen
KULTUR Grütters´ Etat soll 1,82 Milliarden Euro umfassen

Der Regierungsentwurf für den Etat von
Kulturstaatsministerin Monika Grütters
(CDU) im kommenden Jahr liegt mit 1,82
Milliarden Euro zwar leicht unter dem von
2019. Aber in den vergangenen Jahren hat-
te die Haushälter des Bundestages den Kul-
turetat stets erhöht. Grütters wies denn in
der Aussprache über den Kanzleretat, zu
dem ihr Ressort gehört, darauf hin, dass
der Kulturhaushalt seit ihrem Amtsantritt
2013 um gut 50 Prozent gestiegen sei.
Kritik wurde trotzdem laut am Regierungs-
entwurf – selbst aus den Reihen des Koali-
tionspartners. Die SPD-Kulturpolitikerin
Katrin Budde monierte, dass die Mittel für
die Bundesstiftung Aufarbeitung um eine
Million Euro gekürzt werden sollen. Ange-
sichts des 30-jährigen Jubiläums der fried-
lichen Revolution in der DDR sei dies „un-
verständlich“. Zudem mahnte sie an, nicht
nur die „Leuchttürme der Kultur“ zu för-
dern, sondern auch die Kultur in der Flä-
che. Es wäre schön, ein neues Museum der
Moderne zu errichten, aber wenn dies zu
Lasten von Projekten in der Breite ginge,

dann müsse über eine Begrenzung der Aus-
gaben nachgedacht werden. So argumen-
tierten auch die kulturpolitischen Sprecher
der Linken, Simone Barrientos, und der
Grünen, Erhard Grundl. Kultur sei „kein
elitäres Projekt“ mahnte Barrientos. Von
„ein paar Leuchttürmen in Metropolen“
profitierten nur wenige Menschen. Grundl
kritisierte, der Kulturhaushalt ignoriere die
Sanierungsbedürftigkeit von 600 soziokul-
turellen Zentren in Deutschland, gleichzei-
tig würden Mittel für den Neubau der Gar-
nisonskirche in Potsdam um weitere sechs
Millionen Euro erhöht.
In eine ganz andere Richtung zielte die AfD-
Fraktion. Der Kulturhaushalt finanziere auch
Vereinigungen, deren „einziger Daseins-
zweck“ es sei, „Propaganda und Hetze gegen
die AfD“ zu verbreiten, sagte deren kulturpo-
litischer Sprecher Marc Jongen. Dies führte
zu einer scharfen Gegenrede des SPD-Haus-
hälters Johannes Kahrs. Jongens Rede und
Vokabular zeige, dass die AfD nicht verstehe,
was eine offene und plurale Gesellschaft aus-
mache. Alexander Weinlein T

M
anchmal landet man
als Minister nach ei-
ner Talkshow auch
im Krankenhaus. So
erging es zumindest
Anfang des Jahres

Bundesarbeitsminister Hubertus Heil
(SPD). In einer TV-Diskussionsrunde traf
er auf die Reinigungskraft Susanne Holt-
kotte, diskutierte mit ihr über niedrige
Renten und gerechte Löhne. Und landete
schließlich in der Bettenzentrale des Kran-
kenhauses, in dem Holtkotte arbeitet. „Das
ist ein harter Job und jeder weiß: Das ist ei-
ne ganz wichtige Arbeit“, berichtete der
Minister vergangene Woche, als der Haus-
halt seines Ministeriums beraten wurde.
Aber dennoch werde Frau Holtkotte, wenn
sie in 18 Jahren nach 41 Berufsjahren in
Rente geht, nach derzeitiger Rechtslage nur
eine Rente von 715 Euro bekommen. „Su-
sanne Holtkotte ist das klassische Beispiel
dafür, dass wir endlich die Grundrente in
Deutschland durchsetzen müssen“, beton-
te Heil. Mit ihr sollen niedrige Renten über
das Niveau der Grundsicherung angeho-
ben werden.
Wieder einmal dominierte das Thema Ren-
te die Beratungen über den Haushalt des

Bundesministeriums für Arbeit und Sozia-
les. Und das ist nicht verwunderlich: Denn
von den insgesamt veranschlagten Ausga-
ben von rund 148 Milliarden Euro für
2020 gehen allein 109 Milliarden Euro auf
das Konto von Rentenausgaben. Sie blei-
ben mit Abstand der größte Posten und der
stetige Anstieg der Rentenkosten begründet
im Wesentlichen auch den Anstieg des Ge-
samtetats um rund drei Milliarden Euro im
Vergleich zu 2019.

Der Druck steigt erst noch Doch dem
Minister machen diese Zahlen offensicht-
lich keine Angst. „Es geht um die Frage, ob
wir das Kernversprechen der Sozialen
Marktwirtschaft erneuern, Wohlstand nicht
nur für wenige, sondern für viele zu si-
chern“, sagte er. Man könne und müsse in
dieses Versprechen investieren. Nochmals
betonte Heil, dass er eine Bedürftigkeits-
prüfung bei der Grundrente ablehne, da
diese keine Fürsorgeleistung sei.
Ekin Deligöz, Haushaltsexpertin der Grü-
nen, bereiteten die Ausgaben dennoch Sor-
gen. „Laut Planung werden die Rentenkos-
ten bis 2023 um 15 Milliarden Euro jähr-
lich steigen. Aber erst dann kommt der
richtige Druck auf dieses System und da-
rauf haben Sie gar keine Antwort. Und
wenn Sie jetzt von der doppelten Halteli-

nie reden, dann ist das doch nur ein PR-
Gag“, ärgerte sich Deligöz. Dabei wisse die
Regierung jetzt schon, dass die Demogra-
fiereserve viel zu niedrig sei und dass deut-
lich mehr getan werden müsse, um die Bei-
träge ab 2024 zu stabilisieren.
Auch Johannes Vogel (FDP) wurde ange-
sichts der Ausgaben sehr mulmig zumute:
In Bezug auf die Grundrente warf er dem
Minister vor: „Sie wollen das Geld mit der
Gießkanne ausgeben.“ Dabei hätte nun
schon die dritte Studie ergeben, wie „krass
ungenau“ das Modell sei. „Es geht an den
wirklich von Altersarmut betroffenen Men-
schen vorbei“, sagte er.
Das sah Kerstin Tack (SPD) vollkommen
anders, die mehrmals von „Frechheit“
sprach, um die Rede Vogels zu beschrei-
ben. Es sei eine Frechheit, zu behaupten,
dass 90 Prozent der Menschen in Deutsch-
land so gut abgesichert seien, dass sie einer
Aufstockung und Anerkennung ihrer Le-

bensleistung nicht bedürfen. „Das ist eine
Klatsche für die vielen Frauen, die von un-
serem Grundrentenmodell profitieren“, er-
widerte sie.
Die Kritik von der Linken setzte an einem
anderen Punkt an. Gesine Lötzsch, Haus-
haltspolitikerin der Fraktion, stellte fest,
dass sich in den vergangenen 12 Jahren die
Zahl der von Altersarmut betroffenen Men-
schen verdoppelt habe. Im Osten der Re-
publik arbeite jeder dritte Beschäftigte zum
Niedriglohn. „Da ist Altersarmut vorpro-
grammiert, diese Menschen fühlen sich
nicht nur abgehängt, sie sind es auch“, sag-
te Lötzsch und forderte: „Deshalb muss der
Mindestlohn auf 12 Euro je Stunde ange-
hoben werden.“

Zeichen der Zeit Uwe Witt (AfD) kritisier-
te die Regierung vor allem wegen ihrer Ar-
beitsmarktpolitik: „Sie doktern an einem
maroden System herum und setzen auf

vielfach gescheiterte Projekte.“ Dabei stün-
den die „Zeichen auf Sturm“, hunderttau-
sende Arbeitsplätze seien bedroht, „aber
Herr Heil macht Sandkastenspiele mit ei-
nem sozialen Arbeitsmarkt“, sagte Witt.
Darauf, dass wegen der drohenden Rezessi-
on die Einnahmen der Sozialkassen sinken
und die Ausgaben steigen würden, liefere
der Haushalt keine Antworten. „Sie verken-
nen die Zeichen der Zeit“, warnte er.
Hermann Gröhe (CDU) entgegnete:
„Deutschland ist ein leistungsstarker Sozi-
alstaat. Wer dies als marodes System diffa-
miert, will mit schäbiger Absicht Angst
schüren.“ Er appellierte gleichzeitig, alles
zu unterlassen, was die Wirtschafts- und
Innovationskraft Deutschlands und die
Chancen kommender Generationen ge-
fährdet. Ein unbezahlbares „Wünsch-Dir-
Was“ schade letztlich dem Sozialstaat,
warnte er – ob er dabei die Grundrente im
Blick hatte, blieb offen. Claudia Heine T

Minister Hubertus Heil (SPD) mit der Reinigungskraft Susanne Holtkotte in der Bettenzentrale einer Bochumer Klinik. © picture-alliance/dpa

Ein harter Job
ARBEIT UND SOZIALES Minister Heil verteidigt seine

Grundrenten-Pläne als Teil des Sozialstaatsversprechens.
Die Opposition kritisiert dennoch Ideenlosigkeit

Streit um Prioritäten
BILDUNG Die Ausgaben sinken leicht

Der Etat für Bildung und Forschung sinkt
im kommenden Jahr leicht von 18,3 Milli-
arden auf 18,2 Milliarden Euro. Dennoch
lobten die Bundesministerin für Bildung
und Forschung, Anja Karliczek (CDU), so-
wie die Redner der Koalitionsfraktionen
den Haushaltsentwurf. Man setze die
„richtigen Prioritäten“, sagte die Ministerin
in der Debatte über den Haushalt ihres Mi-
nisteriums in der vergangenen Woche. Die
Opposition sparte dafür nicht mit Kritik:
Götz Frömming (AfD) sprach von einem
Haushaltsentwurf nahe am „Verfassungs-
bruch“, Katja Suding (FDP) warf Karliczek
eine „Kapitulationserklärung als Ministe-
rin“ vor, Gesine Lötzsch (Die Linke) warn-
te vor dem Kollaps des Bildungssystems
und Kai Gehring (Grüne) nannte die Pla-
nungen „zukunftsvergessen“.
Bundesministerin Karliczek setzte dem ent-
gegen: „Wir investieren in Bildung und
Forschung, wir investieren in die Menschen
in diesem Land.“ Gute Aus- und Weiterbil-
dung, eine hohe Forschungs- und Innovati-
onskraft würden für das Land entschei-
dend bleiben. Als Beispiele nannte sie ne-
ben dem Digitalpakt Schule auch die steu-
erliche Forschungsförderung, die insbeson-
dere den Mittelstand stärken soll.
Die höchsten Ausgaben sind für die Wett-
bewerbsfähigkeit des Wissenschafts- und
Innovationssystems mit rund 7,05 Milliar-
den Euro eingeplant. Für Forschung für In-
novationen und Hightech-Strategie sind
rund 7,02 Milliarden Euro veranschlagt.
Die Ausgaben für die Leistungsfähigkeit
des Bildungswesens und die Nachwuchs-
förderung sinken auf rund 4,45 Milliarden
Euro. Darin enthalten sind auch die leicht
gesunkenen Kosten für das Bafög
(2,28 Milliarden Euro).

Tankred Schipanski (CDU) hob hervor, die
OECD bescheinige Deutschland, dass es
nach vielen Anstrengungen in der MINT-
Bildung, also in Mathematik, Naturwissen-
schaften und Technik, besonders gut sei.
Auch der Haushaltspolitiker Swen Schulz
(SPD) verteidigte den Entwurf. Er rechnete
vor, dass das Minus von 69 Millionen Euro
gegenüber dem laufenden Jahr nur auf den
ersten Blick ein Minus sei. Die größte Ver-
änderung sei der verabredungsgemäße
Wegfall der Kompensationsmittel Födera-
lismusreform für die Bundesländer – näm-
lich 715 Millionen. Das bedeute unter dem
Strich, dass das Ministerium rund 650 Mil-
lionen Euro mehr zur Verfügung habe.
Götz Frömming kritisierte, der Bund wür-
de immer tiefer in Kernbereiche der Länder
eindringen. Er warf der Bundesregierung
vor: „Beim Digitalpakt oder auch durch
den Einstieg des Bundes in die Grundfi-
nanzierung der Hochschulen bewegen Sie
sich am Rande des Verfassungsbruchs.“
Die FDP-Politikerin Suding monierte, dass
beim Hochschulpakt das Geld mit der
Gießkanne ausgeschüttet werde, da die
Mittel pro Kopf verteilt würden. Das sei ein
Anreiz für die Hochschulen, auf Masse statt
auf Qualität zu setzen, kritisierte sie.
Kai Gehring von den Grünen forderte ei-
nen Investitionsmotor für Bildung und
Forschung, Infrastrukturen müssten mo-
dernisiert werden: „Schulen müssen bun-
desweit Kathedralen des Wissens sein.“
Die Haushaltsexpertin der Linken, Gesine
Lötzsch, sagte: „Die Koalition hat ihr
Schicksal an die Schwarze Null gekettet,
das ist fatal.“ Sie fügte hinzu: „Wer heute
nicht in die Bildung der Jugend investiert,
der verspielt die Zukunft der nächsten Ge-
neration.“ Annette Rollmann T



Gefährdungslage »hoch«
INNERES Bundeskriminalamt und Verfassungsschutz sollen beim Kampf gegen Bedrohungen von rechts gestärkt werden

A
m Ende seiner Rede zum
Etat 2020 des Bundesmi-
nisteriums des Inneren,
für Bau und Heimat dank-
te dessen Chef Horst See-
hofer (CSU) vergangene

Woche im Bundestag vorsorglich schon
mal vorab den Mitgliedern des Haushalts-
ausschusses in der Erwartung, dass sie ihn
bei ihren Beratungen „in den nächsten Wo-
chen wahrscheinlich wie-
der sehr barmherzig behan-
deln werden“. Worauf sich
diese Hoffnung besonders
beziehen dürfte, hatte er
schon zuvor deutlich ge-
macht, als er auf eine „Ge-
fährdungslage“ verwies, die
für die anstehenden Haus-
haltsberatungen „von
höchster Bedeutung“ sei,
nämlich die Bedrohung
durch den Rechtsextremis-
mus und -terrorismus. Sie
werde jetzt neben der wei-
terhin hohen Gefährdung durch den isla-
mistischen Terrorismus ebenfalls als
„hoch“ eingestuft und erfordere „höchste
Aufmerksamkeit“, sagte Seehofer. Deshalb
würden das Bundeskriminalamt (BKA)
und das Bundesamt für Verfassungsschutz
(BfV) mit neue Einheiten ausgestattet, „die
sich speziell auf diesen Komplex konzen-
trieren“, fügte der Minister hinzu und bat

„jetzt schon darum, uns im Rahmen der
Haushaltsberatungen auch die dafür not-
wenige Mittelausstattung, insbesondere die
Planstellen, zur Verfügung zu stellen“. Da-
bei gehe es nicht um zehn oder 30 Plan-
stellen, „sondern da geht es in die Hunder-
te“, stellte der Ressortchef klar. Diese seien
notwendig, „wenn wir eine wirksame Ab-
wehr der Gefahr durch den Rechtsextremis-
mus und den Rechtsterrorismus in unse-

rem Lande wollen“.
Beim Thema Migration
zeigte sich der Minister zu-
versichtlich, dass der im
Koalitionsvertrag vereinbar-
te Korridor von jährlich
180.000 bis 220.000 Zu-
wanderern bis Ende 2019
nicht überschritten wird. Es
gebe jetzt im zweiten Jahr
in Folge einen deutlichen
Rückgang der Zahl der
Asylanträge, sagte er, und
„mit höchster Wahrschein-
lichkeit“ werde Deutsch-

land am Ende des Jahres bei den Zuwande-
rungszahlen weit unter dem in der Koaliti-
on vereinbarten Korridor liegen. Zugleich
mahnte Seehofer eine gemeinsame euro-
päische Asylpolitik an. „Der Migrations-
druck von allen Seiten“ sei nach wie vor
hoch. Dies könnten nur die Europäer ge-
meinsam lösen. Bei der Seenotrettung im
Mittelmehr setzt Seehofer insbesondere auf

die Zusammenarbeit mit Frankreich, Ita-
lien und Malta. Mit ihnen und Deutsch-
land werde Anfang kommender Woche ei-
ne Konferenz unter der Präsidentschaft
Finnlands stattfinden, um einen Vorschlag
für den EU-Rat zu erarbeiten. Dabei liege
die Schwierigkeit darin, Menschen vor dem
Ertrinken zu retten, ohne Anreize für-
Schleuserbanden zu etablieren.
Gottfried Curio (AfD) kritisierte, es gebe
nach wie vor „massenhaft
illegale Migration“ aus
Afrika und islamischen
Ländern. „Was wir brau-
chen, ist Rückführung“,
sagte er. Die Maßnahmen
des Bundesinnenministeri-
ums lösten die Probleme
dagegen nicht. Vielmehr
erzeuge erst „der europäi-
sche Aufnahmeanreiz“ Mi-
gration und erhebliche
Kosten hierzulande. Diese
„Anstiftung zur Migration“
sei humanitär wie finan-
ziell der falsche Weg, fügte
Curio hinzu. „Hundertmal effektiver“ wäre
Hilfe vor Ort.
Konstantin Kuhle (FDP) begrüßte, dass es
mehr Stellen bei den Sicherheitsbehörden
des Bundes gebe. Gebraucht werde ein
„neuer Fokus“ auf die Bekämpfung des
Rechtsextremismus beim BKA und beim
Bundesamt für Verfassungsschutz, wofür

Seehofer auch die Unterstützung der FDP
habe. Notwendig sei aber auch eine Re-
form der inneren Sicherheit im Bereich
des Föderalismus. Kein Mensch habe Ver-
ständnis dafür. wenn nach dem Mord an
dem Kasseler Regierungspräsidenten Wal-
ter Lübcke weiter 16 Landesämter für Ver-
fassungsschutz bestehen.
André Hahn (Linke) sagte, der Mord an
Lübcke habe gezeigt, „dass rechte Gewalt

schon längst nicht mehr
ein Thema ist, das vor al-
lem Minderheiten betrifft“.
Um Rechtsextremismus
und -terrorismus zu begeg-
nen, brauche man aber kei-
ne neuen Planstellen bei
Verfassungsschutz, Bundes-
polizei oder BKA, „zumal
schon jetzt von den beste-
henden Dienstposten Tau-
sende gar nicht besetzt wer-
den können“. Seehofer be-
treibe „puren Aktionismus“.
Irene Mihalic (Grüne)
nannte es demgegenüber

„gut, dass der Blick endlich geschärft wird
für das vernetzte Vorgehen der rechten Sze-
ne“. Ihre Fraktion erkenne ausdrücklich an,
dass sich beim BKA sowie beim Verfas-
sungsschutz „ein neues Denken in diesem
Bereich etabliert: weg von der Einzeltäterfi-
xierung und hin zur Aufklärung der Zu-
sammenhänge“. Dieser Perspektivwechsel

sei spät und teilweise leider zu spät gekom-
men. Sie hielt zugleich Seehofer vor, 440
Stellen beim BKA zum Bekämpfung des
Rechtsextremismus schaffen zu wollen,
doch seien diese Stellen im Haushaltsent-
wurf nicht zu finden.
Burkhard Lischka (SPD) bescheinigte der
großen Koalition eine positive Bilanz im
Bereich der inneren Sicherheit. Was sie hier
in den vergangenen Jahren auf den Weg ge-
bracht habe, könne sich „wirklich sehen
lassen“, betonte er. Man habe tausende
neuer Stellen bei der Polizei, dem BKA
und beim Verfassungsschutz geschaffen so-
wie „Milliardeninvestitionen vorgenom-
men“. Dies sei „durchaus erfolgreich gewe-

sen“, wie etwa der Rückgang der Zahl der
Wohnungseinbrüche zeige.
Auch Mathias Middelberg (CDU) attestier-
te der Koalition eine erfolgreiche Arbeit in
der Innenpolitik. So seien der Bertels-
mann-Stiftung zufolge 71 Prozent der Pro-
jekte aus dem Koalitionsvertrag im Bereich
dem Bundesinnenministeriums „bereits
umgesetzt oder substanziell in Angriff ge-
nommen“ seien. Gleichwohl gebe es in
den Bereichen Migration, Kriminalität und
Rechtsextremismus „noch einiges zu tun“.

Steigende Personalausgaben Nach fast
15,85 Milliarden Euro im laufenden Jahr
soll der Etat von Seehofers Ressort 2020
laut Entwurf Ausgaben in Höhe von knapp
15,33 Milliarden Euro umfassen. Rund
41,5 Prozent davon entfallen auf den Be-
reich der inneren Sicherheit. Zugleich sind
im Einzelplan 06 für 2020 Einnahmen in
Höhe von gut 1,22 Milliarden Euro nach
knapp 1,13 Milliarden Euro in 2019 veran-
schlagt. Die Personalausgaben sollen von
gut 4,82 Milliarden Euro auf knapp 5,07
Milliarden Euro steigen und die sächlichen
Verwaltungsausgaben von fast 2,74 Milliar-
den Euro auf mehr als 3,02 Milliarden
Euro. Dagegen sollen die Zuweisungen
und Zuschüsse von knapp 3,62 Milliarden
Euro auf gut 3,54 Milliarden Euro sinken
und die Ausgaben für Investitionen von
fast 4,74 Milliarden Euro auf mehr als 3,82
Milliarden Euro. Helmut Stoltenberg T

Demonstranten tragen 2017 in Kassel Fotos von Opfern des „Nationalsozialistischen Untergrunds“ (NSU). Die rechtsterroristische Mordserie kostete zehn Menschen das Leben. © picture-alliance/Swen Pförtner/dpa

»Wir brauchen
einen neuen
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Bekämpfung
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extremismus.«
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»Um Rechts-
extremismus
zu begegnen,
brauchen wir
keine neuen
Planstellen.«

André Hahn (Linke)

Werben für den wehrhaften Rechtsstaat
JUSTIZ UND VERBRAUCHERSCHUTZ Die neue Ministerin Christine Lambrecht will mit dem kleinen Etat Großes bewirken

Für eine klare Stärkung des Rechtsstaates
hat sich Bundesjustizministerin Christine
Lambrecht (SPD) in der Haushaltsdebatte
der vergangenen Woche ausgesprochen. Es
gehe es ihrem Ressort sowohl um Gerech-
tigkeit als auch um den Schutz des Rechts-
staates und damit um die Schaffung der
Grundlage für eine wehrhafte Demokratie,
sagte die Ministerin, die seit Ende Juni im
Amt ist, in der Debatte über den Etat 2020
ihres Hauses. Dies sei eine ganz konkrete
Aufgabe angesichts von Versuchen, die Axt
an den Rechtsstaat anzulegen und enga-
gierte Menschen zum Schweigen zu brin-
gen. Ein wehrhafter Rechtsstaat dürfe dies
nicht zulassen. Daher müsse der Verfol-
gungsdruck erhöht und beispielsweise das
Waffenrecht verschärft werden, damit sich
Demokratiefeinde nicht bewaffnen kön-
nen.
Der Etat des Bundesministerium für Justiz
und Verbraucherschutz ist der kleinste aller
Ressorts. Trotzdem will Lambrecht damit
Großes bewirken, wie sie sagte. Sie verwies
auf die geplante personelle und materielle
Stärkung der Institutionen des Rechtsstaa-
tes. Bei den Gerichten sollten die Voraus-
setzungen für effektivere Verfahren geschaf-
fen werden. Weitere Aufgaben der nächsten
Zeit seien Änderungen der Strafprozessord-
nung und beim Unternehmensstrafrecht,

Verbesserungen beim Opferschutz, beim
Verbraucherschutz und im Mietrecht.
Auch Thorsten Frei (CDU) betonte die Be-
deutung des Rechtsstaates für das Leben
und den Wohlstand in Deutschland. Da-
mit der Bund im Bereich der Justiz seine
Aufgaben gut bewältigen
kann, sehe der Etat mar-
kante Mehrausgaben vor.
Zudem müsse es schlanke-
re und effizientere Verfah-
ren geben. Der Rechtsstaat
müsse aber zugleich in der
Lage sein, konsequent ge-
gen diejenigen vorzugehen,
die ihn ablehnen.
Für die SPD unterstrich Jo-
hannes Fechner den An-
spruch, Deutschland noch
sicherer zu machen. Wich-
tig sei auch, dass die bei
manchen Bürgern vorhan-
dene Diskrepanz zwischen subjektivem Si-
cherheitsgefühl und der eigentlich guten
objektiven Sicherheitslage im Vergleich zu
anderen Ländern nicht weiter zunimmt.
Die Opposition sieht den Rechtsstaat indes
nur ungenügend auf die aktuellen Heraus-
forderungen vorbereitet. Manuela Rott-
mann (Grüne) sagte, ein Teil der Bevölke-
rung wende sich von ihm ab. Dagegen

müssten die Widerstandskräfte der Gesell-
schaft gestärkt werden. Entscheidend dafür
sei, welche Erfahren Bürger und Unterneh-
men jeden Tag in den Gerichten, Kanzleien
und Amtsstuben machten. Jedoch helfe
Gerichten und Staatsanwaltschaften kein

Pakt für den Rechtsstaat,
wenn sie bei ihrer Arbeit im
Zeitalter der Rohrpost ste-
cken blieben.
Amira Mohamed Ali (Lin-
ke) verwies auf ein geringes
Verbrauchervertrauen in die
Politik. Es sei in einem
Rechtsstaat nicht zu akzep-
tieren, dass die Durchset-
zung von Verbraucherrech-
ten gegenüber Unterneh-
men oft dem Kampf Davids
gegen Goliath gleichkom-
me. Dabei würden Verbrau-
cher viel zu oft allein gelas-

sen.
Stefan Ruppert (FDP) kritisierte mit Blick
auf die Wohnungspolitik, durch die Miet-
preisbremse und eine Überregulierung des
Marktes entstehe keine einzige zusätzliche
Wohnung. Auch vermisse er, dass das Jus-
tizministerium seiner Rolle als Verfassungs-
ressort gerecht wird und beispielsweise die
Verfassungsmäßigkeit der geplanten Teilab-

schaffung des Solidaritätszuschlags prüft.
Tobias Peterka (AfD) bemängelte neben
„purem Aktionismus“ im Zusammenhang
mit dem Netzwerkdurchsetzungsgesetz un-
ter anderem, dass es im Bereich Verbrau-
cherschutz spezielle Informationskampa-
gnen für besondere Zielgruppen wie
Flüchtlinge gebe. Kritik übte er auch an der
finanziellen Ausstattung der Deutschen
Richterakademie zulasten des Bundes.

17 Millionen mehr Für 2020 sind im Jus-
tizetat 912,28 Millionen Euro vorgesehen,
16,96 Millionen mehr als im laufenden
Jahr. Dem gegenüber steht ein Anstieg der
Einnahmen um 32,00 Millionen auf
611,78 Millionen Euro. Größter Posten im
Haushalt sind erneut die Personalausga-
ben, die um 20,92 Millionen auf 587,80
Millionen Euro steigen sollen. Dagegen
sollen die Ausgaben für Verbraucherpolitik
mit 38,27 Millionen Euro um 3,95 Millio-
nen geringer ausfallen. Michael Wojtek T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

»Ein Teil der
Bevölkerung

wendet
sich vom

Rechtsstaat
ab.«

Manuela Rottmann
(Grüne)
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Grenzenlose Herausforderungen
AUSWÄRTIGES Kritik an Etatkürzungen in Zeiten wachsender internationaler Krisen

Die für Außenpolitik in den kommenden
Jahren zur Verfügung stehenden Mittel sind
aus Sicht der Opposition zu niedrig. Deutli-
che Kritik gab es in der ersten Beratung des
Haushaltsentwurfs der Bundesregierung für
das Auswärtigen Amt für 2020 (19/11800
Einzelplan 05) vergangene Woche auch an
der Zuwendungspraxis des Ministeriums.
Nach Vorstellungen der Bundesregierung soll
das Haus von Außenminister Heiko Maas
(SPD) im kommenden Jahr über Ausgaben
in Höhe von rund 5,83 Milliarden Euro ver-
fügen können, das sind rund 88 Millionen
Euro weniger als im laufenden Haushalts-

jahr. Größter Ausgabeposten bleibt die hu-
manitäre Hilfe im Ausland für die weiterhin
1,58 Milliarden Euro vorgesehen sind.
Maas (SPD) benannte mit Globalisierung,
Klimawandel, Digitalisierung und Migration
vier „grenzenlose Herausforderungen“, für
die es nur grenzüberschreitende, also multi-
laterale Lösungen gebe. Er verwies unter an-
derem auf eine Initiative Deutschlands im
UN-Sicherheitsrat zum Thema Klima und Si-
cherheit, bei dem es auch darum gehe, das
Gremium präventiver auszurichten.
Armin-Paulus Hampel (AfD) warf dem Mi-
nister vor, dass sein Haus fahrlässig mit Steu-
ergeldern umgehe und verwies auf den Bun-
desrechnungshof, der die Zuwendungspraxis
des Auswärtigen Amtes beanstandet hatte.
Das Ministerium betreibe mit einer „Gut-
menschen-Politik“ gemeinsame Sache mit
den geförderten Nichtregierungsorganisatio-
nen.
Jürgen Hardt (CDU) bezeichnete den Etat
im kommenden Jahr als angemessen, aller-
dings spiegle die mittelfristige Finanzpla-
nung für die kommenden Jahre die interna-
tionale Verantwortung Deutschlands nicht
wieder. Hardt sprach zudem von einem
„Herbst der Entscheidungen in der Außen-
politik“ und zählt dazu unter anderem die
Beratung über die Fortsetzung des Anti-IS-
Mandats im Irak und eine Lösung für die

„humanitär bedrückenden Situation im Mit-
telmeer“.
Michael Georg Link (FDP) warf der Bundes-
regierung vor, mit dem Entwurf die wachsen-
den Herausforderungen zu verschlafen. „Die-
ser Haushalt sollte Ihnen den Schlaf rau-
ben.“ Eine mutige und reaktionsschnelle Au-
ßenpolitik benötige mehr als „Symbole und
Tweeds“, sie brauche Substanz, und das be-
ginne bei der Personalausstattung. Das Aus-
wärtige Amt habe infolge der Flüchtlingskri-
se deutlich mehr Mittel bekommen, aber die
Strukturen im Haus seien nicht entspre-
chend mitgewachsen.
Michael Leutert (Die Linke) kritisierte eine
geplante Mittelsenkung im Außenetat in Hö-
he von fast 800 Millionen Euro im Jahre
2021. Europa sei nicht in bester Verfassung,
in Großbritannien herrsche Brexit-Chaos
und im Weißen Haus agiere ein „Verrückter“,
der immer neue Probleme anzettle wie den
Handelskrieg mit China. „So leisten Sie kei-
nen Beitrag zur Problemlösung auf interna-
tionaler Ebene.“
Ekin Deligöz (Grüne) monierte, dass der
Haushalt keinerlei Raum zur Gestaltung las-
se. So thematisiere die Bundesregierung im
UN-Sicherheitsrat zwar die Verbindung von
Klimawandel und Sicherheit, behandle die-
ses Thema im eigenen Haushalt aber stief-
mütterlich. Alexander Heinrich T

Mehr Geld und alte Probleme
VERTEIDIGUNG Ministerin Kramp-Karrenbauer fordert kontinuierlich steigenden Etat in den nächsten Jahren

E
igentlich könnte Deutschlands
neue Verteidigungsministerin
zufrieden sein. Immerhin soll
der Etat von Annegret Kramp-
Karrenbauer (CDU) im kom-
menden Jahr um 1,69 Milliar-

den auf 44,92 Milliarden Euro steigen. So
sieht es der Regierungsentwurf für den Ver-
teidigungshaushalt 2020 (19/11800, Ein-
zelplan 14) vor, über den der Bundestag in
der vergangenen Woche in erster Lesung
beraten hat. Dies sei zwar eine „gute Nach-
richt“, befand Kramp-Karrenbauer, um
umgehend hinzuzufügen: „Dieser Anstieg
alleine in 2020 genügt nicht.“ Der Wehr-
etat müsse auch in den folgenden Jahren
kontinuierlich steigen, lautet die Forde-
rung der CDU-Parteivorsitzenden, die das
Verteidigungsministerium erst Mitte Juli
von Ursula von der Leyen (CDU) über-
nommen hat.

Finanzplan des Bundes Kramp-Karren-
bauers Forderung steht im Widerspruch
zur Rechnung von Bundesfinanzminister
Olaf Scholz (SPD). Nach dessen Finanz-

planung für den Bund (19/11801) sollen
die Verteidigungsausgaben nach 2020 um
die 44 Milliarden Euro stagnieren. Um ih-
rem Ansinnen mehr Nachdruck zu verlei-
hen, kündigte die Ministerin an, dass wich-
tige Rüstungsprojekte nicht
realisiert werden könnten,
zum Beispiel die Beschaf-
fung eines Nachfolgers für
das in die Jahre gekomme-
ne Kampfflugzeug Torna-
do, die Kooperation mit
Norwegen zur Beschaffung
weiterer U-Boote oder die
umfassende Ausrüstung der
Soldaten mit Nacht-sicht-
brillen. Dies aber will
Kramp-Karrenbauer nicht
hinnehmen: „Denn wer für
unser Land den Kopf hin-
hält und wer von diesem Parlament in ei-
nen Einsatz geschickt wird, der hat auch
Anspruch darauf, dass er die vollständige
und beste Ausstattung bekommt.“ Für die
Ministerin ist deshalb klar: Über die Fi-
nanzplanung ihres Kabinettskollegen

Scholz „müssen wir noch einmal reden“.
In den Koalitionsfraktionen fielen die Re-
aktionen auf Kramp-Karrenbauers Forde-
rung gemischt aus. Die Ministerin habe
„unsere volle Unterstützung“, um die Trup-

pe schneller mit dem benö-
tigten Material und Gerät
auszurüsten und um ihre
Einsatzbereitschaft zu ver-
bessern, versicherte der ver-
teidigungspolitische Spre-
cher der Unionsfraktion,
Henning Otte (CDU). Des-
halb müsse der Wehretat
auch in den kommenden
Jahren kontinuierlich er-
höht werden. Auch Ottes
sozialdemokratischer Kolle-
ge Fritz Felgentreu bekann-
te sich dazu, dass die Bun-

deswehr zu „100 Prozent“ ausgestattet sein
muss „bei Personal, Waffen und Ausrüs-
tung“. Felgentreu erinnerte daran, dass der
Wehretat im kommenden Jahr zum sechs-
ten Mal in Folge erhöht werde. Dies zeige,
dass sich die Koalition „mit großer Ernst-

haftigkeit und Stetigkeit“ der Herausforde-
rung stelle, die „Einsatzbereitschaft der
Bundeswehr in der gesamten Breite ihres
Auftrages wiederherzustellen“. Er räumte
allerdings ein, „von diesem Ziel sind wir
auch im siebten Jahr der Großen Koalition
immer noch zu weit entfernt“.
Die Gründe dafür sieht der SPD-Haus-
haltspolitiker Dennis Rohde im Verteidi-
gungsministerium selbst: „Die Hauptpro-
bleme liegen doch nicht bei den Finanzres-
sourcen, sondern die Herausforderung be-
steht darin, dieses Geld verausgabt zu be-
kommen.“ Das Beschaffungsamt der Bun-
deswehr müsse personell endlich gestärkt
und die Abläufe optimiert werden. Die Be-
rateraffäre im Ministerium habe gezeigt,
dass es teilweise erhebliche Defizite im
Umgang mit Steuergeldern gebe. „Daher
würden wir bevorzugen, dass Sie, bevor Sie
mehr Geld fordern, Frau Ministerin, zu-
nächst einmal dieses Problem angehen“,
monierte Rohde in Richtung Kramp-Kar-
renbauers.
Ähnliche Kritik musste sich die Verteidi-
gungsministerin auch aus den Reihen der

Opposition anhören. Michael Leutert,
Haushaltspolitiker der Linksfraktion, rech-
nete vor, dass die Koalition gemäß ihrer Fi-
nanzplanung der Bundeswehr in dieser Le-
gislaturperiode gegenüber 2017 rund
23 Milliarden Euro mehr zur Verfügung
stelle. „Dies ist schon ein großer Schluck
aus der Pulle. Wir müssen aber feststellen,
dass die Probleme trotzdem nicht gelöst

worden sind“, befand Leutert. Die Gerät-
schaften der Truppe würden nicht fahren,
nicht fliegen und nicht schwimmen.
Grund dafür sei ein strukturelles Problem
im Ministerium. „Und dieses strukturelle
Problem wird eben nicht gelöst, indem
man immer mehr Geld obendrauf gibt“,
kritisierte Leutert.

Beschaffungswesen Im gleichen Sinne ar-
gumentierte auch Tobias Lindner, sicher-
heitspolitischer Sprecher der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen. Der Klarstand bei den
Waffensystemen der Bundeswehr sei „noch
immer auf einem erschreckend niedrigen
Niveau“, obwohl die Verteidigungsausgaben
„überproportional“ gestiegen seien. Lindner
attestierte zwar, dass im Beschaffungsamt
der Bundeswehr „mehrere Hundert kleine
Änderungen“ durch die ehemalige Staatsse-
kretärin Katrin Suder vorgenommen worden
seien, trotzdem schaffe es die Behörde
nicht, die Beschaffungsvorhaben im Zeit-
plan zu realisieren. Umgekehrt plane das
Ministerium die Beschaffung des neuen tak-
tischen Luftverteidigungssystems, dessen
Kosten sich von vier auf acht Milliarden
Euro verdoppeln würden. Statt dem „nächs-
ten Rüstungsdesaster“ hinterherzurennen,
sollte das Geld lieber für die persönliche
Ausstattung der Soldaten ausgegeben wer-
den.
Auch der FDP-Haushaltspolitiker Karsten
Klein forderte Ministerin Kramp-Karrenbau-
er auf, das Beschaffungswesen der Bundes-
wehr „wieder auf Zack“ zu bringen. Zu-
gleich unterstützte er ihre Forderung nach
einem weiter wachsenden Wehretat. Zwar
würden die Verteidigungsausgaben 2020 auf
1,39 Prozent des Brutto-Inlandproduktes
steigen, aber in der Finanzplanung des Bun-
des falle die Quote in den kommenden Jah-
ren wieder auf 1,25 Prozent. Je nach Wirt-
schaftsleistung mache dies eine Differenz
von bis zu zehn Milliarden Euro aus.
Deutschland habe den Nato-Partnern aber
zugesagt, mindestens 1,5 Prozent des BIP
für Verteidigung auszugeben. „Gerade die
großen Rüstungsprojekte brauchen eine
langfristige, solide, nachhaltige Finanzie-
rung“, argumentierte Klein.
Der verteidigungspolitische Sprecher der
AfD-Fraktion, Rüdiger Lucassen, nutze die
Debatte für eine generelle Abrechnung mit
der Großen Koalition, die den „desolaten
Zustand der Truppe“ verursacht habe.
Schuld daran seien aber nicht nur die ehe-
maligen Verteidigungsminister Franz Josef
Jung (CDU), Theodor zu Guttenberg (CSU),
Thomas de Maizière (CDU) und Ursula von
der Leyen (CDU), sondern alle Abgeordne-
ten der Union und der SPD: „Sie haben zu
jeder Zeit und unter jedem ihrer Minister all
das mitgetragen und so die Bundeswehr zer-
stört“, urteilte Lucassen. Und mitten in der
schwersten Krise der Streitkräfte beschäftig-
ten sich Politiker der Union mit neuen Aus-
gehuniformen. Im CDU-geführten Verteidi-
gungsministerium gehe es zu wie im Toll-
haus, schimpfte der AfD-Abgeordnete.
Der CDU-Abgeordnete Otte wies die Kritik
zurück. Die Koalition habe den Soldaten in
den Mittelpunkt ihrer Politik gestellt. In die-
ser Legislatur seien bereits eine Reihe von
Gesetzen verabschiedet worden, um die Be-
soldung und die soziale Absicherung der
Soldaten zu verbessern und um die Bundes-
wehr als Arbeitgeber attraktiver zu machen.

Alexander Weinlein T

Deutschlands Soldaten müssen länger als geplant auf die neuen Stiefel warten: Die Ausrüstung mit einem Paar schwerer und einem Paar leichter Kampfschuhe wird sich bis 2022 hinziehen. © picture-alliance/ZB

»Im CDU-
geführten

Verteidigungs-
ministerium

geht es zu wie
im Tollhaus.«
Rüdiger Lucassen (AfD)

Qualität statt Quantität
ENTWICKLUNG Etat soll leicht steigen. Fraktionen sehen inhaltliche Mängel

Um 500 Millionen Euro sollte nach An-
sicht von Bundesentwicklungsminister
Gerd Müller (CSU) der Etat seines Ressorts
aufgestockt werden, um die von Bundes-
kanzlerin Angela Merkel (CDU) verspro-
chene Verdopplung der internationalen
Klimamittel einlösen zu können. Vier Mil-
liarden Euro bis 2020 hatte Merkel zuge-
sagt – dass nun wenige Tage vor dem UN-
Klimagipfel in New York im Etat des Bun-
desministeriums für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung (BMZ) ei-
ne derartige Lücke klaffe, sei ihm „pein-
lich“, stellte Müller in der ersten Beratung
des Haushaltsentwurfs der Bundesregie-
rung für das BMZ für 2020 (19/11800, Ein-
zelplan 23) klar. Darin pochte der Minister
außerdem auf die Einhaltung der Vereinba-
rung im Koalitionsvertrag von CDU/CSU
und SPD, wonach die Ausgaben von BMZ
und Bundesverteidigungsministerium
(BMVg) im Verhältnis 1:1 steigen sollen.
Davon ist die Bundesregierung angesichts
einer geplanten Steigerung des BMVg-Etats

um 1,7 Milliarden und einem Zuwachs
von lediglich 128 Millionen im Entwick-
lungsetat weit entfernt.
Insgesamt soll Müller im kommenden Jahr
10,37 Milliarden Euro und damit 128 Mil-
lionen Euro mehr als 2019 ausgeben dür-
fen. Mit geplanten Investitionen in Höhe
von 6,93 Milliarden Euro bleibt der Einzel-
plan der zweitgrößte Investitionshaushalt
des Bundes, verfehlt aber das von der Re-
gierung angestrebte Ziel, 0,7 Prozent der
öffentlichen Ausgaben für Entwicklung
auszugeben. So will der Bund für die bila-
terale staatliche Entwicklungszusammenar-

beit nur noch 4,66 Milliarden Euro (2019:
4,76 Milliarden Euro) aufwenden.
Volkmar Klein (CDU) sprach dennoch von
einem „gewaltigen Aufwuchs“, der eine
„hervorragende Grundlage“ biete, die er-
folgreiche Arbeit des Ministeriums fortzu-
setzen.
Höhere Ausgaben allein seien noch kein
Garant für einen sinnvollen Einsatz der
Gelder, mahnte indes Sonja Amalie Steffen
(SPD), die wie Michael Georg Link (FDP)
unter anderem die „Intransparenz“ der von
Müller ins Leben gerufenen Sonderinitiati-
ven kritisierte.
Volker Münz (AfD) kündigte an, dass seine
Fraktion dem Etat nicht zustimmen werde.
Statt eine „globale Gießkannenpolitik“ zu
betreiben, müsse sich die EZ auf einzelne
Projekte konzentrieren und Doppelstruk-
turen beseitigen.
Michael Leutert (Die Linke) forderte eine
Anhebung des Etats, betonte aber auch,
dass sich das Ministerium über eine regio-
nale und thematische Fokussierung Ge-
danken machen müsse.
Uwe Kekeritz (Grüne) bemängelte zu we-
nig frauenpolitische Maßnahmen und wie
Müller eine „riesige Lücke“ bei den Klima-
zusagen. Außerdem brauche es statt eines
freiwilligen Textilbündnisses ein verbindli-
ches Lieferkettengesetz. Johanna Metz T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Geboren im Reichstag
TAG DER EIN- UND AUSBLICKE Im Krieg kamen unterhalb des Plenarsaals Kinder auf die Welt. Einige kehrten nun dorthin zurück

A
ugust und September
1943. Herta Frieda Wali-
gora, geborene Briese,
läuft fast jeden Abend die
drei Kilometer von ihrer
Wohnung in der Lübecker

Straße in Berlin-Tiergarten zum Reichstags-
gebäude. Sie ist hochschwanger und sucht
einen sicheren Ort für die Entbindung.
1939 bekam sie bereits ihren ersten Sohn
Hans, aber diese zweite Geburt ist ungleich
besonders: Ihr Mann Johann ist im Krieg,
ihre Heimatstadt wird seit Monaten bom-
bardiert. In der Berliner Charité, selbst
schwer getroffen, schickt man sie ins nahe
gelegene Reichstagsgebäude. Dort kann sie
die Nächte verbringen. Am 8. September
1943 kommt Walter, Sohn Nummer zwei,
auf die Welt – nicht im Krankenhaus oder
bei einer Hausgeburt, sondern im Keller
des Reichstagsgebäudes.
Das ist das, was Walter Waligora aus den
Schilderungen seiner Mutter weiß. „Ich ha-
be meine Mutter leider wenig gefragt und
weiß nur, dass sie nach der Nacht im
Reichstag am nächsten Morgen immer das
Gebäude verlassen und wieder nach Hause
gehen musste, bis ich auf die Welt kam“,
erzählt Waligora.

Besonderer Geburtstag An seinem Ge-
burtstag, auf den Tag genau 76 Jahre spä-
ter, kehrte er an seinen Ge-
burtsort zurück. Historiker
schätzen, dass dort wäh-
rend der letzten zwei
Kriegsjahre zwischen
60 und 80 Personen zur
Welt gekommen sind. 14
von ihnen meldeten sich
auf einen Aufruf des Bun-
destages. Sie waren beim
Tag der Ein- und Ausblicke
am 8. September besonde-
re Gäste des Parlaments.
„Dass in den Kriegsjahren
in diesem Gebäude Leben
entstanden ist, ist eigentlich auch fantas-
tisch“, sagte Bundestagspräsident Wolfgang
Schäuble (CDU). „Vermutlich haben Sie
unter besseren Umständen das Licht der
Welt erblickt als viele Altersgenossen“, be-
tonte er.
Viele der historischen Dokumente sind in
den Kriegswirren verschütt gegangen oder
verbrannt. Ab Februar 1943 wurde Berlin
bombardiert, im November starteten die
Großangriffe, bei denen Brandbomben
und Luftminen eingesetzt wurden. Sie hin-
terließen rund 70.000 zerstörte Gebäude,
Tote, Schwerverletzte und viele obdachlose
Menschen. Das Reichstagsgebäude glich
damals einer Festung: Die Fenster waren
zugemauert, auf den Ecktürmen wurden

Flakstellungen der Wehrmacht installiert.
Nach dem Reichstagsbrand am 27./28.
Februar 1933 hatte der Deutsche Reichstag
nicht mehr in dem Gebäude getagt. Sicher
ist: Im September 1940 ordnete Adolf Hit-
ler persönlich an, den Keller zu einem
„Luftschutzraum für Kinder und Wöchne-
rinnen“ auszubauen. Ob das eine richtige
gynäkologische Station war, ist unklar.
Eine, die sich noch an die Station erinnert,
ist die 95-jährige Annemarie Lehmann aus
Berlin-Moabit. Sie brachte dort am 29. Juli
1944 ihre Tochter Heidi Mangino auf die
Welt. „In einem Bus wurde ich von der
Charité in den Reichstag gebracht. Die
Angst und die Nervosität waren damals im-
mer da“, erinnert sich Lehmann. Eine
Nachbarin aus der Laubensiedlung hatte
ihren Sohn im Reichstag geboren, das
sprach sich herum, erzählt sie. „Ich kann
kaum fassen, dass ich nun mit meiner Mut-
ter zusammen hier stehe“, sagt Tochter
Mangino, die aus Atlanta angereist ist, wo
sie seit 50 Jahren lebt.
Stolz auf die besondere Geburtsstätte ist
auch Walter Waligora. „Wenn ich die Kup-
pel sehe, sage ich gern laut, dass das mein
Geburtsort ist“, erzählt er. Weit weg ging es
für ihn nie. Er hat sein ganzes Leben in
Berlin verbracht und lebt seit 20 Jahren in
Spandau. Die Mutter Hausfrau, der Vater
Elektriker ließ sich Waligora zum Beton-

und Schwarzstraßenbauer
ausbilden und schulte spä-
ter zum Begeher um. Bei
der Straßenaufsicht war er
zuständig für Spandau. Er
achte noch heute auf den
Zustand der Straßen, ver-
misse sie manchmal, sagt
er. Deshalb schenkten ihm
Kollegen zur Rente im Jahr
2006 ein eigenes Straßen-
schild für den Garten, den
„Waligora-Pfad“. Schon
1999, als das Reichstagsge-
bäude wiedereröffnet wur-

de, kamen er und seine Frau Ingrid und
nahmen ein Stück des Materials, mit dem
das Gebäude verhüllt war, als Andenken
mit. Und auch jede Dokumentation über
das Gebäude schaue er im Fernsehen.

Jubiläums-Jahr für das Gebäude Die
Idee, die „Reichstagsbabys“ an ihren Ge-
burtsort einzuladen, hatte der Abgeordnete
Peter Stein (CDU): „Ich bin Städteplaner
von Beruf und habe daher einen etwas an-
deren Blick auf Städte und ihre Gebäude.
Ich stelle mir oft vor, was da passiert ist“,
erzählt er. Es sind die Geschichten, die
nicht auf den Hinweis- und Geschichtsta-
feln stehen, die er sucht – auch an seinem
Arbeitsplatz, dem Reichstagsgebäude. „Wir

feiern in diesem Jahr viele Jubiläen, etwa
125 Jahre Erstbezug und auch die erste
Bundestags-Sitzung nach dem Umzug von
Bonn vor 20 Jahren“, sagt Stein. „Ich hatte
das Gefühl, dass niemand dieses für das
Gebäude so bedeutende Jahr auf dem
Schirm hatte, deswegen habe ich nachge-
forscht“, berichtet er. Er las in einem Arti-
kel von einer Frau mit Geburtsurkunde, in
der „Reichstagsgebäude“ stand, und schal-
tete den Bundestagspräsidenten ein, um
noch mehr Reichstagsbabys zu finden.
Die Frau in dem Artikel, den der Abgeord-
nete Stein las, ist Mareile Van der Wyst (ge-
borene Dieckhoff). Van der Wyst ist pen-
sionierte Lehrerin, 75 Jahre alt und lebt in
Großbeeren bei Berlin. Ein Briefkasten mit
Fähnchen, ein großer Grill im Garten –
vieles erinnert an ein amerikanisches Bun-
galow, nur eben in Brandenburg. Denn ihr
Mann Ralph ist Amerikaner. Ohne den
Krieg hätten sie sich vielleicht nie kennen-
gelernt, denn er war mit der US-Air Force
in Berlin-Tempelhof stationiert.
In ausgeprägtem Berliner Dialekt erzählt

die Frau mit dem kupferroten Haar von ih-
rer Geburt: „Als ich geboren wurde, drohte
vor allem nachts Bombenalarm.“ Vor ihr
liegen Zeitungsausschnitte verstreut und
auch ihre Geburtsurkunde, ausgestellt vom
Standesamt Tiergarten, hat sie aus dem
Safe geholt: „Mareile Christiane Hildegard
Dieckhoff ist am 15. September 1944 in
Berlin im Reichstagsgebäude geboren“,
steht da in Schreibmaschinenschrift. Ihre
Familie wohnte damals in Lichtenberg.
„Ich vermute, meine Mutter nahm für den
Weg in den Reichstag die Straßenbahn“,
sagt sie. Mit in der Wohnung wohnte auch
die Großmutter, die Hebamme war: „Ich
meine, dass sie meine Mutter öfters in den
Reichstagskeller begleitet hat“, erinnert
sich Van der Wyst an die Worte ihrer Mut-
ter Hildegard. Der Vater, Requisiteur für die
Ufa-Filmgesellschaft, befand sich für Film-
aufnahmen in Holland.
„Der musste hin, wo die Filme noch ge-
macht wurden“, sagt sie und deutet auf die
Gartenlaube. Darin befindet sich ein be-
sonderes Erinnerungsstück an ihre ersten

Tage: Zur Geburt der Tochter ließ ihr Vater
eine mit Blumen verzierte Holzwiege von
Holland nach Berlin schicken. In dieser
schlief Mareile Van der Wyst nach der
Rückkehr aus dem Reichstag, bis sie zu
groß wurde. Auch ihre eigenen zwei Kinder
und die Enkelin schliefen darin. Denn weil
die Tochter in die Fußstapfen des Vaters
trat und mit dem US-Militär in den Irak-
Einsatz musste, passten die Großeltern
neun Monate lang auf Enkelin Lily auf.

Geburtsstation neben Kohlenkeller Es
wird vermutet, dass sich der Schutzraum,
der für 204 Kinder und 39 werdende Müt-
ter ausgelegt war, im Nord-Ost-Teil des
Reichstagskellers neben Heizungs,-, Lüf-
tungs- und Versorgungsräumen befand. Ab
wann und wie lange genau der Raum im
Sinne Hitlers Anordnung genutzt wurde,
lässt sich nicht mehr rekonstruieren. Ne-
ben dem Schutzraum diente der Keller des
Gebäudes auch als Kohlenkeller und Pro-
duktionsstätte der AEG für Funkröhren.
Auch die wehrmedizinische Zentralkartei

und ein Lazarett wurden dort unterge-
bracht „Wie das ausgesehen haben muss,
als wir dort geboren wurden, ist jetzt na-
türlich schwer nachzuvollziehen,“, sagt
Mareile Van der Wyst bei der Führung
durch die modernen Flure im Unterge-
schoss des Reichstagsgebäudes. Aber so
nah dran zu sein, löse trotzdem Herzklop-
fen aus bei ihr.
Am Morgen war sie wegen der Aufregung
schon früh aufgewacht und überlegte sich,
einen Antrag zu formulieren. Darin fordert
sie im Namen der „Reichstagsbabys“, eine
Gedenktafel gut sichtbar im Reichstagsge-
bäude anzubringen. Mit der Hand in
Schönschrift verfasst, trug sie den Antrag
auch Bundestagspräsident Schäuble vor.
„Wir werden etwas in der Richtung ma-
chen“, versprach dieser. Darauf wird Marei-
le Van der Wyst ein Auge haben. Denn sie
wünscht sich schon lange, dass mehr Men-
schen erfahren, dass das Reichstagsgebäu-
de, „die heiligen Hallen“, wie sie es oft
nennt, mal ein improvisiertes Geburtshaus
war. Lisa Brüßler T

Mareile Van der Wyst (oben links) und Walter Waligora (unten links) wurden 1943 und 1944 im Reichstagsgebäude geboren. Mit zwölf weiteren Kriegskindern mit dem gleichen Schicksal begaben sie sich am Tag der Ein- und Ausblicke auf historische Spurensuche im
Gebäude (unten rechts). © privat und Deutscher Bundestag/Sylvia Bohn

Ohne Streit keine Demokratie
OFFENE TÜREN 23.000 Besucher kamen zum 15. Tag der Ein- und Ausblicke in den Deutschen Bundestag

Zum Plenarsaal haben sonst nur die Abge-
ordneten Zutritt. Doch am zweiten Sonn-
tag im September zückten hunderte Men-
schen ihre Smartphones und Kameras, um
den im Sommer erneuerten Boden des
Saals mit den markanten blauen Sesseln
festzuhalten. Währenddessen erklärte Bun-
destagsvizepräsident Thomas Oppermann
(SPD) ein Stockwerk höher auf der vollen
Tribüne sein Amt und antwortete auf Fra-
gen. Nur einmal im Jahr ist das so mög-
lich: Beim 15. Tag der Ein- und Ausblicke
informierten sich rund 23.000 Besucher im
Berliner Reichstagsgebäude, im Paul-Löbe-
Haus und im Marie-Elisabeth-Lüders-Haus
über die Arbeit des Parlaments.
Zur Eröffnung am Morgen sagte Bundes-
tagspräsident Wolfgang Schäuble (CDU):
„In der Demokratie muss gestritten wer-
den, denn wo es nur eine Meinung geben
darf, ist weder Demokratie noch Freiheit.“
Er erinnerte auch an die erste Sitzung des
Bundestages vor 70 Jahren in Bonn. Was
die Herausforderungen für die repräsenta-
tive Demokratie angehe, sei er gar nicht so
pessimistisch: „Wenn wir nicht so ein brei-
tes, großes ehrenamtliches Engagement
hätten, wäre unser Land weniger liebens-
wert“, so der Bundestagspräsident.
Dass Streit ins Parlament gehört, finden
auch Foelke Wessels und ihr Freund Max.
Nur sollte er nicht auf falschen Tatsachen

beruhen. Die beiden stehen an einer Stati-
on, die „Fake oder Fakt“ heißt. Aus zehn
Aussagen sollen sie die drei falschen erra-
ten. Zielsicher sortieren die Auszubildende
und der Jurastudent die Aussage, dass das
Durchschnittsalter der Abgeordneten
71,4 Jahre betrage, als „Fake“ heraus. Rich-
tig, denn die Abgeordneten sind im Durch-
schnitt 49 Jahre alt, liest Wessels von der
Lösungsseite des Spiels ab.
Aber nicht nur in Wissensspielen gab es

Neues zu erfahren: Ausschüsse, Bundes-
tagsdienste und die Fraktionen stellten sich
vor und informierten mit Podiumsdiskus-
sionen und Bürgergesprächen. In der
Reichstagsbibliothek stellte Bundestagsvi-
zepräsidentin Claudia Roth (Bündnis 90/
Die Grünen) mit der Autorin Karin Felix
das Buch „Ich war hier“ vor, das von den
Graffitis handelt, mit denen sich sowjeti-
sche Soldaten am Ende des Zweiten Welt-
kriegs im Mauerwerk des Reichstages ver-

ewigten. Über 18 Jahre begab sich Felix auf
die Suche nach den Menschen und Ge-
schichten hinter den Graffitis.
Besonders viele Besucher standen an einer
Schlange in der Halle des Paul-Löbe-Hau-
ses: „Herzlich Willkommen im Reich der
Ausschüsse“, begrüßte Horst Eschenbren-
ner die Gäste seiner Führung. Eigentlich
für den Ausschuss für Verkehr und digitale
Infrastruktur zuständig, zeigte er den Ge-
bäudekamm des Gesundheitsausschusses
und erklärte die Aufgaben eines Ausschuss-
sekretariats in einem Sitzungssaal. Dazu
hatten die Besucher viele Fragen: Ob jeder
Ausschuss eigene Räume hat und wie viele
Mitarbeiter dort beschäftigt sind, wollten
sie wissen. „Da es inzwischen mehr Aus-
schüsse als Säle gibt, teilen sich manche
auch die Räume“, antwortete Eschenbren-
ner. Ein Ausschuss habe zwischen fünf und
14 Mitarbeitern. „Den Platz des Vorsitzen-
den erkennt man an dem Prioritätsmikro-
fon“, verriet er den Besuchern. Damit kön-
ne er Diskussionen beenden und alle an-
deren Mikrofone ausschalten. lbr T

Bei Bürgergesprächen, Diskussionen und Führungen konnten die Besucher das Parla-
ment besser kennenlernen. © DBT/Stella von Saldern

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

»Als ich
geboren

wurde, drohte
vor allem

nachts Bomben-
alarm.«

Mareile Van der Wyst



Spurensuche in Italien
UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSS Mitarbeiterinnen des Bamf berichten über Anis Amri

D
ublin“ ist der Oberbegriff
einer Serie von Abkom-
men und Verordnungen,
die seit knapp drei Jahr-
zehnten die asylrechtli-
che Kooperation der EU-

Mitgliedsstaaten regeln sollen. „DubliNet“
heißt der gemeinsame Kommunikations-
kanal, der dem Informationsaustausch der
Beteiligten dient. Als Anfang 2016 das Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge
(Bamf) den Versuch unter-
nahm, sich mit Hilfe italie-
nischer Behörden der Iden-
tität des späteren Berliner
Breitscheidplatz-Attentäters
Anis Amri zu vergewissern,
erwies sich das DubliNet
indes als komplett nutzlos.
Die Umstände schilderte
am vergangenen Donners-
tag die Regierungsamtfrau
Steffi Öchsle dem
1. Untersuchungsausschuss
(„Breitscheidplatz“). Die
32-Jährige ist seit Mitte
2014 im Sicherheitsreferat des Bamf tätig
und seit Mitte 2015 Vertreterin ihrer Behör-
de im Gemeinsamen Terrorismus-Abwehr-
zentrum (GTAZ) der Nachrichtendienste
und Polizeien von Bund und Ländern. Ihre
vornehmste Aufgabe ist die Leitung der
„AG Status“, die das Bamf federführend be-
treut, und in der es darum geht, gemeinge-
fährliche Islamisten zu identifizieren und
ihrer Abschiebung nachzuhelfen. In der

AG Status, berichtete Öchsle, seien derzeit
rund 650 Fälle anhängig.
Von der Existenz Amris erfuhr die Regie-
rungsamtfrau erstmals am 16. Februar
2016, als ihr ein Schriftsatz der Polizei in
Nordrhein-Westfalen zuging, die eine Liste
von Falschnamen des durch Deutschland
vagabundierenden Tunesiers enthielt.
Öchsle konsultierte die Datenbanken des
Bamf und wurde fündig. Das System warf
zwei Hilfsakten aus, die zu Namen auf der

Liste passten: Mohammed
Hassan und Ahmed al Mas-
ri. Hilfsakten werden beim
Bamf geführt, solange ein
Flüchtling zwar bereits re-
gistriert ist, aber noch kei-
nen wirksamen Asylantrag
gestellt hat.
Da sich im Schengen-Infor-
mations-System (SIS) ein
Eintrag fand, der darauf
schließen ließ, dass der Ver-
dächtige sich früher in Ita-
lien aufgehalten hatte,
schrieb Öchsle eine Mail

nach Rom. Dort nahm seit Mitte 2015 eine
gleichaltrige Kollegin als „Liaisonbeamtin“
die Interessen des Bamf wahr, Regierungs-
amtsrätin Sonja Rezvani. Die Aufgaben der
Liaisonbeamten, die sich im wesentlichen
darauf beschränken, Informationen zwi-
schen den beteiligten Behörden zu über-
mitteln und sich als Ansprechpartner ver-
fügbar zu halten, sind in den diversen
Dublin-Verordnungen festgeschrieben.

Sonja Rezvani hatte ein eigenes Büro im
italienischen Innenministerium, wo sie
dem „Dublin-Referat“ zugeordnet war.
Während ihrer zweijährigen Dienstzeit in
Italien habe sie durchschnittlich 30 bis 40
Anfragen am Tag zu bearbeiten gehabt, be-
richtete sie als Zeugin dem Ausschuss. Am
16. Februar 2016 habe sie die mit dem Ver-
merk „eilt sehr“ und drei Ausrufezeichen
versehene Mail der Kollegin Öchsle erhal-
ten. Darin seien sechs Alias-Namen Amris
genannt worden, verbunden mit der Frage,
ob eine Person unter einer oder mehrerer
dieser Identitäten früher in Italien einen
Asylantrag gestellt habe oder „aufgegriffen“
worden sei. Die Kollegen vom Dublin-Re-
ferat hätten ihre eigene Asylbewerberdaten-
bank „Vestanet“ abgefragt, unter den ange-
gebenen Namen aber keinen Treffer erzielt.

Haftstrafe So blieb der deutschen Seite
auch weiterhin verborgen, dass Amri vor
seiner Einreise im Juli 2015 bereits vier
Jahre wegen Brandstiftung in Italien im
Gefängnis gesessen hatte. Am 17. Februar
meldete Rezvani das Negativ-Ergebnis
nach Deutschland und empfahl, über das
DubliNet ein hochoffizielles „Info-Re-
quest“ an die Italiener zu richten. Dabei
wäre es nicht bei einem bloßen Namens-
abgleich geblieben, sondern es hätten auch
Fingerabdrücke herangezogen werden kön-
nen. So weit allerdings, sagte die Zeugin,
sei es dann nicht mehr gekommen.
Das lag nicht daran, dass die Regierungs-
amtfau Öchsle keine Fingerabdrücke der

Zielperson Amri besessen hätte. Sie verfüg-
te am Ende über eine üppige Kollektion,
Datensätze der Polizei in Freiburg, wo Am-
ri nach seinem Grenzübertritt 2015 erst-
mals vorstellig geworden war, des Berliner
Landesamts für Gesundheit und Soziales
(Lageso) sowie schließlich des Berliner
Landeskriminalamts (LKA). So ließ sich
immerhin feststellen, dass es sich bei dem
Flüchtling, der auf der Freiburger Polizei-
wache und beim Lageso in Berlin unter
verschiedenen Namen vorgesprochen hatte
sowie von Berliner Polizeibeamten aufge-

griffen und erkennungsdienstlich behan-
delt worden war, um ein und dieselbe Per-
son handelte.
Die Fingerabdrücke hatten allerdings einen
Schönheitsfehler, der sie für eine Übermitt-
lung nach Italien unbrauchbar machte. Sie
stammten nicht aus einem Asylverfahren
des Bundesamtes für Migration und
Flüchtlinge, sondern von fremden Behör-
den. Die Datenträger, auf denen sie gespei-
chert waren, konnten daher von den Rech-
nern des Bamf nicht erfasst, die Fingerab-
drücke mithin allein aus technischen
Gründen nicht ins DubliNet eingespeist
werden. Die Zeugin Öchsle verzichtete des-
halb darauf, auf die Anregung der Kollegin
in Rom zurückzukommen. Die Bemühun-
gen des Bamf, auf der italienischen Spur
Klarheit über Anis Amri zu gewinnen, ver-
liefen zunächst im Sande.

Amris Asylantrag Fingerabdrücke, mit de-
nen auch das Bamf etwas anfangen konnte,
lieferte Anis Amri erst, als er am
28. April 2016 einen förmlichen Asylantrag
stellte. Der Untersuchungsausschuss hörte
in der vorigen Woche auch die Entscheide-
rin, die seinen Fall damals bearbeitete.
Amri stellte sich ihr als politisch verfolgter
Ägypter Mohammed Hassan vor. Auf seine
vielen Pseudonyme angesprochen, gab er
zu, er habe sich einmal als „Anis Amri“ re-
gistrieren lassen. An die übrigen könne er
sich nicht mehr erinnern. Ganz gelassen
habe er gewirkt, als er das sagte, meinte die
Zeugin. Winfried Dolderer T

Seit März 2018 versucht der Untersuchungsausschuss „Breitscheidplatz“ Licht ins Dunkel um den Anschlag vom Dezember 2016 und seiner Hintergründe zu bringen. © picture-alliance/dpa

Ein Abgleich
der Finger-
abdrücke

scheiterte an
technischen
Problemen.

Regierungsjob
für Daniela
Ludwig
DROGENBEAUFTRAGTE Die CSU-Abgeord-
nete Daniela Ludwig (44) soll neue Dro-
genbeauftragte der Bundesregierung wer-
den. Ludwig wurde von CSU-Landesgrup-
penchef Alexander Dobrindt und dem
CSU-Vorsitzenden Markus Söder für das
Regierungsamt nominiert. Sie soll am
18. September vom Bundeskabinett formal
im Amt bestätigt werden und ihre neue
Aufgabe sodann antreten.
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn
(CDU) twitterte vergangene Woche: „Für
dieses Amt ist es wichtig, mitten im Leben
zu stehen. Als langjährige Bundestagsabge-
ordnete und ehrenamtliche Kreisrätin
bringt Daniela Ludwig genau das mit.“
Ludwig wird Amtsnachfolgerin von Marle-
ne Mortler (63), die seit 2014 diese Funkti-
on ausgeübt hatte und im Mai in das Euro-
paparlament gewechselt war.
Ludwig stammt aus München und ist seit
2002 Mitglied des Bundestages. Sie vertritt
im Parlament als direkt gewählte Abgeord-
nete den Wahlkreis Rosenheim. Die Di-
plom-Juristin war bisher Mitglied im Aus-
schuss für Verkehr und digitale Infrastruk-
tur und verkehrspolitische Sprecherin ihrer
Fraktion.
Die CSU-Abgeordnete äußerte sich erfreut
über ihre Nominierung und benannte die
Suchtprävention als eines der wichtigsten
gesellschaftlichen Aufgaben. Dies betreffe
nicht nur illegale Drogen, sondern auch
das Alltagssuchtverhalten. Eine Bagatelli-
sierung dürfe es hier nicht geben. Ludwig
kündigte an: „Ich werde eine klare und
deutliche Position einnehmen.“

Angesiedelt ist die Drogenbeauftragte im
Bundesgesundheitsministerium. Sie koor-
diniert dort die Drogenpolitik der Bundes-
regierung, leitet die deutsche UN-Delegati-
on bei dem Thema und vertritt die deut-
schen Positionen in Gremien der Europäi-
schen Union.
Wichtige aktuelle Themen in dem Politik-
feld sind der gesellschaftliche Umgang mit
Alkohol und Zigaretten sowie die umstrit-
tene Frage der Legalisierung von Cannabis.
Die Bundesregierung lehnt eine Freigabe
von Cannabis bislang ab. Zu medizini-
schen Zwecken dürfen Cannabismedika-
mente jedoch verschrieben werden.
Zudem geht es auch um die Eingrenzung
harter Drogen wie Crystal Meth und ande-
rer synthetischer Suchtstoffe sowie um den
Kampf konkret gegen Opioide, die derzeit
etwa in den USA weit verbreitet sind und
verheerende Auswirkungen haben. Dane-
ben befasst sich die Drogenbeauftragte
auch mit neuen Suchtvarianten wie der
Abhängigkeit von Internet-Angeboten. Ein-
mal im Jahr veröffentlicht die Beauftragte
den viel beachteten Drogen- und Suchtbe-
richt der Bundesregierung. pk T

Daniela Ludwig (CSU) im Bundestag
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> STICHWORT
Untersuchungsausschuss

> Einsetzung Der Bundestag hat am
1. März 2018 einstimmig den Untersu-
chungsausschuss zum Terroranschlag
auf dem Breitscheidplatz in Berlin vom
19. Dezember 2016 eingesetzt.

> Auftrag Der Ausschuss unter Vorsitz des
Abgeordneten Armin Schuster (CDU) soll
den Anschlag und seine Hintergründe
aufklären und sich ein Gesamtbild vom
Handeln der zuständigen Behörden ver-
schaffen.

> Mitglieder Dem Ausschuss gehören
insgesamt neun Bundestagsabgeordnete
an.
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»Privatisierung mit aller Gewalt«
BERATERAFFÄRE Aufsichtsratsmitglied der HIL GmbH erhebt schwere Vorwürfe gegen Verteidigungsministerium

Die Leitung des Verteidigungsministeriums
macht eine Vorgabe, der Apparat läuft wie
geschmiert und setzt sie selbst bei erhebli-
chen Bedenken um: Dieses Strickmuster
hatte sich bei der Aufarbeitung der soge-
nannten Berateraffäre im Untersuchungs-
ausschuss des Verteidigungsausschuss ge-
zeigt, als es um Rügen des Bundesrech-
nungshofs an der Praxis der Auftragsverga-
be an externe Dienstleister im IT-Bereich
ging. Ähnliches offenbarte sich in der ver-
gangenen Woche während der ersten Sit-
zung des U-Ausschusses nach der Sommer-
pause unter dem Vorsitz von Wolfgang
Hellmich (SPD).
Die Zeugenvernehmungen drehten sich
um die HIL GmbH, der bundeseigenen
Gesellschaft für Heeres-Instandsetzung-Lo-
gistik. Die HIL bereitete 2016 im Auftrag
des Ministeriums die Ausschreibung für ex-
terne Dienstleistungen bei einer Untersu-
chung über die Zukunftsperspektiven des
Unternehmens vor – von der Möglichkeit,
dass die HIL ihre drei Instandsetzungswer-

ke in St. Velten, Darmstadt und Doberlug-
Kirchhain weiterbetreibt, bis zur Privatisie-
rung.
Für die Abgabe der HIL-Werke an die In-
dustrie plädierte offenbar eine Kanzlei, die
zu den Bewerbern zählte. So schilderte es
der Gewerkschafter und stellvertretende
Aufsichtsratsvorsitzende Matthias Moseler
als Zeuge vor dem Ausschuss. Er berichtete

von mehreren Anrufen aus dem Ministeri-
um, in denen auf die Auswahl dieser Kanz-
lei gedrängt worden sei. Doch der HIL-Ver-
gabejurist habe sich widersetzt. Es werde
nach Recht und Gesetz vorgegangen.
Im Auswahlverfahren landete diese Kanzlei
auf den vorletzten Platz und wäre deshalb
nicht genommen worden, wie HIL-Ge-
schäftsführer Walter Ludwig, ein ehemali-

ger General, aussagte. Aus dem Ministeri-
um sei allerdings noch vor Ablauf der Aus-
schreibungsfrist die Weisung gekommen,
das Verfahren zu stoppen. Knapp zwei Wo-
chen später eröffnete das Ministerium ein
neues Verfahren und vergab den Auftrag
„freihändig“, so Moseler, an eben diese
Kanzlei. Sie war nach seiner Überzeugung
dafür ausgesucht worden, die Privatisie-
rung zu betreiben. Den Aussagen beider
Zeugen war zu entnehmen, dass die Abga-
be der Werke nicht zuletzt im Sinne der
damaligen Rüstungsstaatssekretärin Katrin
Suder war. Das Verfahren läuft immer
noch. Laut Ludwig gibt es mehrere Bieter
aus der wehrtechnischen Industrie. Über
mögliche Erlöse von insgesamt 1,8 Milliar-
den Euro wird gesprochen.

»Politische Vorgabe« Moseler, der auch
als Vorsitzender des Gesamtbetriebsrats der
HIL GmbH fungiert, hatte nach eigenem
Bekunden „den Eindruck, dass es politi-
sche Vorgaben“ gegeben habe – egal, ob
sich das Vorgehen wirtschaftlich rechne:
„Hier will man mit aller Gewalt etwas pri-
vatisieren.“ Zudem verwies er darauf, dass
zumindest ein Ministeriums-Mitarbeiter,
der an der Entscheidung für die Kanzlei be-
teiligt war, später bei der HIL Karriere ge-
macht habe. Franz Ludwig Averdunk T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Von 2014 bis 2018 war die ehemalige beamtete Staatssekretärin Katrin Suder im Ver-
teidigungsministerium für den Rüstungsbereich zuständig. © picture-alliance/dpa

Ausschreibung Medienpreis Parlament 2020
Der Deutsche Bundestag würdigt mit dem Medienpreis Parlament
herausragende publizistische Arbeiten, die zu einem vertieften Ver-
ständnis parlamentarischer Praxis beitragen und zur Beschäftigung
mit Fragen des Parlamentarismus anregen. Die Auszeichnung ist
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bene Einverständniserklärung zur Verarbeitung personenbezogener
Daten (abrufbar unter www.bundestag.de/medienpreis) beizufügen.
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und Journalisten entscheidet über die Vergabe des Preises.

Bewerbungen oder Rückfragen sind an folgende Adresse zu richten:

Deutscher Bundestag
Fachbereich WD 1
Medienpreis Parlament
Platz der Republik 1
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E-Mail: medienpreis@bundestag.de
Internet: www.bundestag.de/medienpreis
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Neue politische Landschaften in Ostdeutschland
ERGEBNISSE In Sachsen und Brandenburg haben die bisherigen Koalitionen keine Mehrheit mehr. Verhandelt wird nun über Drei-Parteien-Bündnisse

Die Große Koalition in Berlin arbeitet tat-
sächlich noch: Damit hatte vor wenigen
Wochen nicht jeder Stratege gerechnet mit
Blick auf die wichtigen Landtagswahlen in
Sachsen und Brandenburg am 1. Septem-
ber. Fragil sei die politische Lage in Berlin,
befanden Beobachter und mutmaßten, das
Regierungsbündnis aus Union und SPD
könnte schon bald vom Strudel der politi-
schen Ereignisse fortgezogen werden. Die
Wahlen im Osten mit Denkzettelcharakter
und parallel die personelle Neuaufstellung
der Bundes-SPD mit Stimmen für einen so-
fortigen Ausstieg aus der Groko würden
womöglich das Finale einleiten.

Achtungserfolge Der Wahlsonntag hat
denn auch tatsächlich die politische Land-
schaft gründlich verändert, jedoch ist aus
Sicht all jener, die eine Fortsetzung der Ber-
liner Koalition befürworten, die große Ka-
tastrophe erst einmal ausgeblieben, denn
zum einen ist die AfD trotz erheblicher Zu-
wächse weder in Sachsen (27,5 Prozent)
noch in Brandenburg (23,5) stärkste politi-
sche Kraft geworden (siehe auch die Grafi-
ken), zum anderen konnten die Minister-
präsidenten der beiden Länder, Michael
Kretschmer (CDU) und Dietmar Woidke
(SPD), Achtungserfolge erzielen und unge-
achtet historisch schlechter Ergebnisse ihre
Spitzenpositionen jeweils behaupten. Die
CDU kam in Sachsen auf 32,1 Prozent,
Woidkes SPD in Brandenburg auf immer-
hin noch 26,2 Prozent. Beide Regierungs-
chefs erklärten in Anspielung auf die rechte
AfD, der „freundliche“ Teil der Länder ha-
be sich schließlich doch durchgesetzt.

Die bisherigen Regierungs-
bündnisse in beiden Län-
dern, Schwarz-Rot in Sach-
sen und Rot-Rot in Branden-
burg, sind allerdings passé,
denn die Stimmen reichen
künftig nicht mehr aus für
eine Zwei-Parteien-Koaliti-
on. Dreierbündnisse gelten
in der Politik als Hort der
Instabilität, sie sind nun
aber in Dresden und Pots-
dam unvermeidlich, weil
ein Zusammenschluss mit
der AfD von allen anderen
Parteien kategorisch ausge-
schlossen wird.
Gleich nach der Wahl be-
gannen Vorgespräche zwi-
schen CDU, SPD, Linken,
Grünen sowie in Branden-
burg auch mit den Freien
Wählern. Die FDP ist in bei-
den Ländern an der Fünf-
Prozent-Hürde erneut ge-
scheitert und in den neuen
Landtagen nicht vertreten.

Kümmerer Nicht nur Wahl-
forscher haben erkannt, dass
die AfD von vielen Men-
schen in Ostdeutschland als
die neue „Kümmererpartei“
für Protestwähler akzeptiert wird, eine Rol-
le, die bisher vor allem der Linkspartei zu-
gefallen ist (siehe auch Beitrag oben). Dass
die Linke in Sachsen (10,4 Prozent) und
Brandenburg (10,7) nur noch knapp zwei-
stellig ist, lässt auch bei der Bundestags-
fraktion die Alarmglocken schrillen. Frakti-
onschef Dietmar Bartsch nannte die Verlus-
te seiner Partei „katastrophal“. Die Linke
werde inzwischen als „zu etabliert“ wahr-
genommen. „Wir müssen deutlicher ma-
chen, dass wir Opposition zu den gesell-

schaftlichen Verhältnissen sind.“ Die SPD
schmerzt vor allem das historisch schlechte
Ergebnis in Sachsen mit nur noch 7,7 Pro-
zent. Spitzenkandidat Martin Dulig nahm
es scheinbar gelassen und verkündete am
Wahlabend: „Wir haben das schlechteste
Wahlergebnis, wir sind aber der coolste
Landesverband.“ In Brandenburg trat
CDU-Landes- und Fraktionschef Ingo
Senftleben nach der Wahlschlappe (15,6
Prozent) von seinen Spitzenämtern zu-
rück, weshalb sich die Parteispitze auch

mit Blick auf eine mögliche Koalition erst
neu sortieren musste.

Kenia-Konstellation Für die im Osten bis-
lang schwachen Grünen ist der Wahlsonn-
tag hingegen erfolgreich verlaufen mit Zu-
wächsen in beiden Ländern. In Sachsen ka-
men die Grünen auf 8,6 Prozent, in Bran-
denburg auf 10,8 Prozent. Die Grünen er-
zielten zudem in Potsdam, Leipzig und
Dresden ihre ersten vier Direktmandate im
Osten. Die Grünen werden nun in beiden

Ländern als potenzielle Re-
gierungspartner gesehen.
So wird in Sachsen eine so-
genannte „Kenia-Koalition“
aus CDU, SPD und Grünen
angestrebt. Die Sondierun-
gen sollen in dieser Woche
beginnen, die Gespräche
dürften allerdings schwierig
werden, weil Grüne und
CDU inhaltlich, etwa in der
Verkehrs-, Umwelt-, Innen-
und Energiepolitik, doch
weit auseinander liegen.
Ministerpräsident Kretsch-
mer (CDU) legte Wert auf
die Feststellung, dass es vor
allem darum gehe, eine sta-
bile Regierung aufzustellen.
Dies sei bei dem Wahlergeb-
nis auch möglich. Einen Zu-
sammenschluss mit der AfD
schloss Kretschmer aus,
denn: „Die Partei fliegt nach
rechts weg.“

Personaltausch Auch in
Brandenburg könnte es auf
eine Kenia-Konstellation hi-
nauslaufen, die eine Mehr-
heit von sechs Mandaten
hätte. Andere Dreierkonstel-
lationen wären auch denk-

bar, so etwa ein Bündnis von SPD, Linken
und Grünen, das jedoch nur eine Stimme
Mehrheit hätte. Die SPD hielt sich vorerst
noch alle Optionen offen und führte Ge-
spräche mit CDU, Linken und Grünen.
Nach dem Rücktritt von Senftleben führt
der Bundestagsabgeordnete Michael Stüb-
gen die Gespräche auf CDU-Seite.
Die neuen Landtage müssen spätestens 30
Tage nach der Wahl zu ihrer konstituieren-
den Sitzung zusammenkommen, für die
Regierungsbildung haben die Parteien laut

Verfassung noch länger Zeit. In Branden-
burg hat die Landtagsverwaltung den
25. September für die Konstituierung vor-
geschlagen, dort hat der Landtag 88 Sitze.

Formale Fehler Auch in Sachsen muss die
konstituierende Sitzung des Parlaments
spätestens am 1. Oktober stattfinden. Der
Landtag hat regulär 120 Sitze, es werden
aber nur 119 vergeben, nachdem aus Sicht
der Wahlleitung die Aufstellung der AfD-
Landesliste formal fehlerhaft war. Die AfD
hatte die Listenplätze auf zwei verschiede-
nen Versammlungen und mit unterschied-
lichen Verfahren aufgestellt. Die Wahllei-
tung kürzte die Liste daraufhin von 61 auf
18 Plätze. Nach einer Beschwerde der Par-
tei billigte das Landesverfassungsgericht ei-
ne Liste mit 30 Kandidaten. Laut Wahler-
gebnis stünden der AfD 39 Sitze zu, nun
bekommt sie nur 38 Sitze, die sich zusam-
mensetzen aus 23 Listen- und 15 Direkt-
mandaten. Da sieben Direktkandidaten
auch auf der Landesliste standen, konnte
die AfD nur mit den verbleibenden 23 Lis-
tenkandidaten in das Parlament einziehen,
mehr Plätze standen nicht zur Verfügung.
In der Folge bleibt ein Platz unbesetzt.

Wahl in Thüringen Derweil schauen die
Parteien schon mit sehr unterschiedlichen
Erwartungen auf die nächste Herausforde-
rung: Am 27. Oktober wird auch in Thü-
ringen ein neuer Landtag gewählt. Vor al-
lem für die Linkspartei steht viel auf dem
Spiel, denn sie stellt in Erfurt mit Bodo Ra-
melow ihren bundesweit einzigen Minis-
terpräsidenten in einer Koalition aus Lin-
ke, SPD und Grünen.
Auch in Thüringen wird der AfD ein star-
kes Wahlergebnis zugetraut. Umfragen se-
hen derzeit die Linke als stärkste Kraft, ge-
folgt von CDU und AfD. Der Druck auf die
große Koalition in Berlin wird vermutlich
erhalten bleiben. Claus Peter Kosfeld T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Die Risse in der Mitte
NACH DEN LANDTAGSWAHLEN Wie Rechtspopulisten und Nationalradikale die Parteienlandschaft verändern

D
er „Aufschwung Ost“
zählt hierzulande schon
lange zur politischen
Rhetorik. Die Metapher
wurde häufig eingesetzt,
um ökonomische Erfolge

und soziale Verbesserungen zu verkünden
oder zu lobpreisen. Doch inzwischen ist
ein „Aufschwung Ost“ zu registrieren, der
keineswegs auf allfälligen Beifall trifft. Die
AfD kann Wahlergebnisse erzielen, die die
lange festgefügte Parteienlandschaft der
Bundesrepublik erschüttern lässt. Die Bun-
destagswahl 2017, die Europawahl 2019,
verbunden teilweise mit Kommunalwah-
len, jetzt die Landtagswahlen in Branden-
burg und Sachsen: Die neue Rechte ge-
wann prozentual stets hinzu.
Zahlen und Fakten lassen zwei Feststellun-
gen zu. Einmal: Der Verfall der klassischen
Volksparteien CDU und
SPD, über Jahrzehnte Ga-
ranten politischer Stabili-
tät, setzt sich weiter fort.
Ihre Wählersubstanz
schmilzt zusehends, die je-
weiligen Spitzenkandida-
ten in Brandenburg und
Sachsen, Dietmar Woidke
(SPD) und Michael
Kretschmer (CDU), ver-
danken ihre Erfolge dem
persönlichen Profil sowie
Wahlkampfstil, nicht dem
Ansehen ihrer angeschlage-
nen Parteien. Die politische Mitte, die Uni-
on und SPD für lange Epochen bundes-
deutscher Geschichte beanspruchten und
bildeten, zeigt nun deutliche Risse. Dafür
hat sich die AfD in der Parteienlandschaft
etabliert, im Gegensatz zu früheren rechts-
radikalen Parteien mit ihren kurzfristigen
Rein und Raus aus den Parlamenten.
Dann: Die wahlpolitische Spaltung
Deutschlands hat sich eher verfestigt,
wenngleich unter veränderten Vorzeichen.
War es früher PDS/Linke, die als Partei der
Kümmerer ostdeutscher Beschaffenheiten
jede vierte und fünfte Wählerstimme ein-
sammeln konnte, gelingt dies jetzt Rechts-
populisten und Nationalradikalen. In Poli-
tik und Medien, auch der Wissenschaft, hat
sich schon länger die Sozialfigur des „Ab-
gehängten“ herausgebildet, mit der die
wachsenden AfD-Erfolge interpretiert wer-
den. Dieses Bild ist stark ökonomisch kon-
notiert: Menschen mit niedrigem Einkom-
men, prekären Beschäftigungen, geringer
Bildung, eben Angehörige der Unter-
schicht. Ganz abgesehen davon, dass sich
in dieser Bezeichnung oft ein Ton von ge-
pflegter Herablassung mischt: Wer ist in
unserer differenzierten Gesellschaft mit
schier endlosen Spaltungen und Brüchen,
Teilungen und Separierungen, die gerade

Eliten skizzieren und pflegen, tatsächlich
ein „Abgehängter“? Welche ökonomi-
schen, sozialen, kulturellen Kriterien gel-
ten für diese Adaption? Und wer befindet
letztendlich über diese Beurteilung?
Weil jedoch die „Abgehängten“ sich fast zu
einem statuarischen Bild geformt haben,
gerade auch in der Politik, glauben viele
derer Repräsentanten und Akteure, dass
diese risikobehaftete Problematik mit viel
Geld und üppigen Subventionen wenn
auch nicht vollends gelöst, so doch einge-
hegt werden kann. Ein Beispiel: Mit dem
„Strukturstärkungsgesetz“, vier Tage vor
den Wahlen in Brandenburg und Sachsen
vom Bundeskabinett in Berlin verabschie-
det, soll der Braunkohleausstieg bis 2038
mit 40 Milliarden Euro abgefedert werden.
Der größte Batzen davon geht nach Bran-
denburg und Sachsen, neben Sachsen-An-

halt und Nordrhein-Westfa-
len. So notwendig ökono-
mische Ressourcen zur Exis-
tenzsicherung sind, so be-
stimmen sie nicht allein das
Dasein. Mehr und mehr
kommen kulturelle Fakto-
ren hinzu, eben Eigenschaf-
ten und Fähigkeiten, über
die der Selbstwert von Men-
schen und Gruppen defi-
niert und gefestigt wird. Es
macht, wie es heute allent-
halben heißt, die Identität
von Einzelnen wie Gemein-

schaften aus. Dieses Potenzial wissen
Rechtspopulisten für sich zu nutzen.
Nun sind die Ostdeutschen nicht nur
durch diesen politischen Schock in den Fo-
kus der Öffentlichkeit geraten. Seit einiger
Zeit baut sich schon eine umfangreiche
Kulisse für den 30. Jahrestag des Mauerfalls
am 9. November 2019 auf. Die Bilder und
Ereignisse der friedlichen Wende in der
DDR, „Wir sind das Volk“, der Gewinn der
Freiheit über die zweite deutsche Diktatur,
der patriotische Überschuss, als sich da-
mals Deutsche aus Ost und West begeistert
in den Armen lagen, „Wir sind ein Volk“,
die anfängliche Euphorie über einen ge-
meinsamen Aufbruch in staatlicher Ein-
heit: An Erfolgsgeschichten besteht kein
Mangel. Und es ist richtig, dass daran in
vielfältiger Form erinnert wird: Schließlich
ereignete sich eine politische Sternstunde.

Auch Negatives Gleichzeitig mehren sich
jedoch jene Narrative, die die negativen As-
pekte der Vereinigung herauskehren. So
bedeutet die Art und Weise, wie Ost-
deutschland Teil der Bundesrepublik wur-
de, für den Historiker Ilko-Sascha Ko-
walczuk „Die Übernahme“. Der Berliner
Soziologe Steffen Mau, der einen recht per-
sönlichen Blick auf die Entwicklung des

Rostocker Neubauviertels „Lütten Klein“
wirft, spricht von einer „Blaupause West“,
mit der sich der Bonner Staat die DDR
„einverleibt“ habe. Und auf dem Buchco-
ver der Kulturphilosophin Yana Milev
prangt in Großbuchstaben „Anschluß“, ein
Begriff, der sofort Assoziationen auslöst
über des „Führers“ gewaltsame Überfüh-
rung Österreichs in das Nazi-Reich. Die
Wunden, die vor Jahren in den „neuen
Bundesländern“ geschlagen wurden, sind
längst nicht geschlossen.
Eine „ungute Grundstimmung“ nimmt al-
lerdings Brandenburgs vormaliger Minis-
terpräsident Matthias Platzeck (SPD)
schon seit einiger Zeit in Ostdeutschland
wahr. Er beruft sich ausdrücklich auf „die

Abfolge und Summe der Ereignisse“ seit
1990. Mit dieser Sicht steht er nicht allein.
Die sächsische Integrationsministerin Petra
Köpping, die sich derzeit mit dem nieder-
sächsischen Innenminister Boris Pistorius
um den SPD-Parteivorsitz bewirbt, verlangt
in einer provokanten Streitschrift: „Inte-
griert doch erstmal uns“. Und Branden-
burgs zurückgetretener CDU-Chef, Ingo
Senftleben, zog klagend durch den Wahl-
kampf: „Der Staat macht momentan sei-
nen Job nicht.“ Er nannte beispielhaft Leh-
rer, Richter, Polizei, Straßen, Funklöcher.
Für die irritierenden ostdeutschen Befind-
lichkeiten, in denen sich Trübnis und Frus-
tration ausdrücken, bestehen zwei Schlüs-
selbegriffe: Anerkennung und Angst. Sie

haben teilweise Lebenswirklichkeiten ge-
schaffen, die sich selbstgefälliger Feiertags-
rhetorik entziehen.
Die DDR war, gerade in ihrem siechenden
Ende, eine ausgeprägte „Arbeitsgesell-
schaft“, mit einer „Mentalität der einfa-
chen Leute“, wie es der Soziologe Steffen
Mau beschreibt. Arbeit bildete den Mittel-
punkt der sozialen Existenz. Wer Arbeit
verlor, kippte aus Lebenswelten. Doch ge-
rade diese Erfahrung teilten viele Ostdeut-
sche. Die „Treuhand“, ihrem Auftrag fol-
gend Privatisierung vor Gestaltung zu for-
cieren, bewirkte in wenigen Jahren eine
Deindustrialisierung Ostdeutschlands -
und ein Heer von Arbeitslosen. Bis heute
fühlen sich viele Ostdeutsche um Anerken-

nung ihrer Biographien betrogen. Doch
den „Kampf um Anerkennung“ zählt der
Sozialphilosoph Axel Honneth „zur mora-
lischen Grammatik sozialer Konflikte“.
Missachtungen und Verletzungen der Aner-
kennung bilden, so Honneth, „Motive für
sozialen Widerstand und Aufruhr im Rah-
men von moralischen Erfahrungen“. Den
Rechtspopulisten verschafft diese Konstel-
lation komfortable Gestaltungsmöglichkei-
ten, weil sie die Sehnsucht nach Gemein-
schaft und Solidarität auf ihre ganz eigene
Art zu bedienen verstehen.
Für Angst, das andere Schlüsselwort, exis-
tiert eine beachtliche Spannbreite, eben
Angst vor weiterem Abstieg und neuer An-
passung, vor wachsendem Kontrollverlust
und fehlender Sicherheit, vor nachlassen-
der Lebenschance und Exklusion. Es ist we-
niger relevant, ob Ängste real sind, das Ge-
fühl ist hinreichend. Denn Angst, so meint
der Politikwissenschaftler Herfried Münk-
ler, sei eine diffuse Empfindung und ver-
breite sich von selbst, auch ohne Ursachen.
Das unterscheide sie von der Furcht, die
sich mit Wissen, Aufklärung und konkre-
ten Maßnahmen bearbeiten lasse. „Als Ka-
talysator politischer Prozesse tritt Angst vor
allem in der Mitte der Gesellschaft auf.“

Kühne These Recht mutig formuliert So-
ziologe Mau: „Der Osten nimmt mögli-
cherweise sogar eine Pionierrolle beim po-
pulistischen Aufstand der Unzufriedenen
und Frustrierten ein“. Ganz abwegig er-
scheint seine kühne These nicht. Denn als
„soziale Gegenbewegung gegen die globale
Moderne“ und als „zentrale Konfliktlinie
der Gegenwart“ macht die Sozialwissen-
schaftlerin Cornelia Koppetsch die neuen
Rechtsparteien aus. Die reaktionären Pro-
testbewegungen seien in der Lage, ein
Bündnis zwischen unterschiedlichen Be-
völkerungsgruppen zu mobilisieren.
Dabei steht die Berliner Republik vor ei-
nem Strukturwandel, der frühere Umbrü-
che schon fast marginal erscheinen lässt:
Digitalisierung, Automatisierung, Klima-
schutz, Energie- und Verkehrswende. Diese
Veränderungen, das belegen frühere Um-
wälzungen, werden kaum ohne Zumutun-
gen und Verzicht vonstatten gehen. Werden
die gesellschaftlichen Spannungen, die so-
zialen Asymmetrien und die kulturellen
Unterschiede, die bereits jetzt den Weg der
Globalisierung kennzeichnen, sich noch-
mals vertiefen und damit den Rechtspopu-
listen und Nationalradikalen weitere
Chancen gewähren? Nach dem Osten auch
im Westen der Republik?
Politische Bruchlinien sind schon jetzt un-
übersehbar. Heinz Verfürth T

Der Autor ist freier Journalist
in Berlin.

Die AfD wird in Ostdeutschland als Partei der Menschen wahrgenommen, die sich „abgehängt“ fühlen. © picture-alliance/dpa

»Der Verfall
der Volkspar-

teien als
Garanten

politischer
Stabilität setzt

sich fort.«



Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

KURZ NOTIERT

Antrag gegen neue Steuer
bleibt auf der Strecke
Mit den Stimmen von CDU/CSU, SPD,
Linksfraktion und Grünen hat der Bun-
destag einen Antrag der FDP-Fraktion
(19/11231) abgelehnt, von der Einfüh-
rung einer Finanztransaktionssteuer Ab-
stand zu nehmen. AfD und FDP stimm-
ten für den Antrag. Die Liberalen stellen
darin fest, dass das Großprojekt einer
europäischen Finanztransaktionssteuer
gescheitert sei. Es gebe jetzt noch den
deutsch-französischen Vorschlag für eine
reine Aktiensteuer, der nicht geeignet
sei, „um die Finanzinstitute mit einem
substanziellen Beitrag an den Kosten der
Finanzkrise zu beteiligen“. hle T

Grüne wollen Steuersatz auf
Bahnfahrkarten senken

Die Umsatzsteuer im Schienenpersonen-
verkehr soll generell auf den ermäßigten
Satz von sieben Prozent gesenkt wer-
den. Dies streben die Grünen mit dem
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung
des Umsatzsteuergesetzes (19/12089)
an, der vom Bundestag an den Finanz-
ausschuss überwiesen wurde. Derzeit
gilt nur im Nahverkehr der ermäßigte
Steuersatz von sieben Prozent, im Fern-
verkehr sind es 19 Prozent. Die Steuerer-
mäßigung in Höhe von 400 Millionen
Euro sollen zu 100 Prozent an die Kun-
den weitergegeben werden. hle T

12 WIRTSCHAFT UND FINANZEN Das Parlament - Nr. 38-39 - 16. September 2019

Mit Grundgesetzänderung
auf Nummer sicher gehen
FÖDERALISMUS Länder-Öffnungsklausel kann kommen

Die von der Bundesregierung geplante
grundgesetzliche Öffnungsklausel für die
Bundesländer im Rahmen der Grundsteu-
erreform ist von der Mehrheit der Sachver-
ständigen als notwendig bezeichnet wor-
den. Entsprechend äußerte sich auch Pro-
fessorin Johanna Hey vom Institut für
Steuerrecht der Universität zu Köln in einer
öffentlichen Anhörung des Finanzaus-
schusses am vergangenen Mittwoch. Hey
begrüßte es zugleich, dass den Ländern ei-
ne umfassende Kompe-
tenz zur eigenen Grund-
steuergesetzgebung einge-
räumt wird. Als nicht zu-
friedenstellend gelöst be-
zeichnete sie die vorgese-
henen Regelungen für die
Zwecke des Länderfinanz-
ausgleichs. Die kommu-
nalen Spitzenverbände
warnten vor einem Schei-
tern der Reform. Die
Rückzahlung von 14,8
Milliarden Euro Grund-
steuer „wäre eine Kata-
strophe“. Städte und Gemeinden könnten
auf diese Einnahmen nicht verzichten.
Grundlage der Anhörung war der von den
Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD
eingebrachte Entwurf eines Gesetzes zur
Änderung der Grundgesetz-Artikel 72, 105
und 125b (19/11084). Darin heißt es, da
die Gesetzgebungskompetenz des Bundes
in der Wissenschaft nicht einheitlich beur-
teilt werde, solle diese unzweifelhaft abge-
sichert werden. Dazu soll der Bund mit ei-
ner Grundgesetzänderung uneingeschränkt
die konkurrierende Gesetzgebungskompe-
tenz zur Regelung der Grundsteuer erhal-
ten.
Zugleich wird den Ländern
über eine Ergänzung in Ar-
tikel 72 Absatz 3 des
Grundgesetzes eine umfas-
sende abweichende Rege-
lungskompetenz eröffnet.
Wie es im Entwurf weiter
heißt, bestehen dafür gute
Gründe mit Blick auf das
Ziel einer bundesgesetzli-
chen Grundlage. Zugleich
biete sich gerade die
Grundsteuer aufgrund der
Immobilität des Steuerob-
jekts und des bereits in der
Verfassung vorhandenen kommunalen He-
besatzrechts dafür an, die Steuerautonomie
der Länder zu stärken. Bisher ist nur von
Bayern bekannt, dass es die Öffnungsklau-
sel nutzen will.
Joachim Wieland von der Deutschen Uni-
versität für Verwaltungswissenschaften in
Speyer erklärte, der Bund könne sich nicht
auf die Erforderlichkeit seiner Regelung zur
Wahrung von Rechts- und Wirtschaftsein-
heit oder gleichwertiger Lebensverhältnisse
im Bundesgebiet berufen und gleichzeitig
in demselben Gesetz den Weg zu einer un-
einheitlichen Regelung eröffnen. „Die ge-
plante Reform setzt demnach eine Verfas-

sungsänderung voraus“, erklärte Wieland
in seiner Stellungnahme. Auch Professor
Henning Tappe von der Universität Trier
sagte, gerade weil eine weitreichende Öff-
nungsklausel für die Länder die Erforder-
lichkeit einer bundesgesetzlichen Regelung
einerseits entfallen lasse, sollte also ande-
rerseits die Bundeskompetenz verfassungs-
rechtlich abgesichert werden. Nach Ansicht
von Professor Thorsten Ingo Schmidt von
der Universität Potsdam ist eine Gesetzge-

bungskompetenz Bundes
erst mit Inkrafttreten einer
Grundgesetzänderung gege-
ben. Würde es nicht zu einer
Grundgesetzänderung, wohl
aber zum Inkrafttreten des
Grundsteuerreformgesetzes
kommen, würde diesem Re-
formgesetz die Gesetzge-
bungskompetenz fehlen,
und es wäre in weiten Berei-
chen formell grundgesetz-
widrig, so Schmidt in seiner
Stellungnahme. Professor
Gregor Kirchhof von der

Universität Augsburg sagte, ihm sei „ein
Stein vom Herzen gefallen“, als er von der
geplanten Grundgesetzänderung erfahren
habe. Er empfahl, ein Abweichungsrecht
der Länder nur zuzulassen, wenn die Rege-
lung einfacher anzuwenden sei als das
Bundesrecht. Professor Wolfram Scheffler
(Universität Erlangen-Nürnberg) erklärte,
wenn das Grundgesetz nicht geändert wer-
de, sei das Grundsteuergesetz verfassungs-
widrig.
Anders argumentierte Professor Lorenz Ja-
rass. Den Ländern könne auch ohne
Grundgesetzänderung die gewünschte län-
derspezifische Grundsteuergesetzgebung

ermöglicht werden. „Zwin-
gend erforderlich“ sei aber
eine gesetzliche Festlegung
möglichst auch im Grund-
gesetz, damit durch eine
länderspezifische Grund-
steuergesetzgebung die
Zahlungen in den Länderfi-
nanzausgleich unverändert
bleiben würden.
Mit dem Länderfinanzaus-
gleich befassten sich mehre-
re Sachverständige. So er-
klärte Professorin Hey, da-
mit die Länder die Abwei-

chungsklausel tatsächlich nutzen könnten,
bedürfe es einer begleitenden Regelung im
Länderfinanzausgleich, die ohne Schatten-
rechnung auf der Grundlage des Bundesge-
setzes auskomme. Eines der Hauptargu-
mente für eine wertunabhängige, rein flä-
chenbasierte Grundsteuer oder eine
Grundsteuer, die allein auf Bodenrichtwer-
te abstelle, aber ohne Bewertung der darauf
stehenden Gebäude auskomme, liege in
der Vereinfachung. Die Abweichungsbefug-
nis würde leerlaufen, wenn für Zwecke des
Länderfinanzausgleichs doch wieder eine
umfassende Bewertung durchgeführt wer-
den müsste, erklärte Hey. hle T

»Die geplante
Reform

setzt eine
Änderung der

Verfassung
voraus.«

Joachim Wieland,
Universität Speyer

»Die Länder
sollen nur mit
einfacheren
Modellen

abweichen
dürfen.«

Gregor Kirchhof,
Universität Augsburg

Finanzamt hilft beim Forschen
STEUERN Wirtschaft erwartet durch neue Förderung langfristig mehr Arbeitsplätze

Vertreter der deutschen Wirtschaft haben
die von der Bundesregierung geplante Ein-
führung einer steuerlichen Forschungsför-
derung begrüßt. Die Maßnahme werde zu-
sätzliche Forschungsausgaben in Deutsch-
land mobilisieren, erklärte das Leibniz-
Zentrum für Europäische Wirtschaftsfor-
schung (ZEW) in der vergangenen Woche
in einer öffentlichen Anhörung des Fi-
nanzausschusses zu dem von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurf eines Ge-
setzes zur steuerlichen Förderung von For-
schung und Entwicklung (19/10940, 19/
11728). Das ZEW verwies unter anderem
auf Erfahrungen in anderen OECD-Län-
dern, in denen es eine steuerliche Förde-
rung gebe. Gerade im Mittelstand gebe es
eine „Forschungslücke“, die mit dem Ge-
setz angegangen werden könne.

1,5 Milliarden Euro Kosten Bei den Vor-
haben, für die eine Förderung beantragt
werden kann, muss es sich um Grundla-
genforschung, angewandte Forschung
oder experimentelle Entwicklung han-
deln. Als förderfähige Aufwendungen sol-
len die von dem Unternehmen gezahlten
Löhne für Arbeitnehmer gelten, die mit
dem Faktor 1,2 multipliziert werden sol-
len. Die Bemessungsgrundlage ist auf zwei
Millionen Euro pro Berechtigten begrenzt.
Die Höhe der Forschungszulage soll 25
Prozent der Bemessungsgrundlage betra-
gen. Laut Finanztableau wird von Kosten
für die Forschungszulage in Höhe von 1,5
Milliarden Euro ab 2021 ausgegangen.
Die Spitzenverbände der Wirtschaft er-
klärten in einer gemeinsamen Stellung-
nahme, eine steuerliche Förderung von
Forschung und Entwicklung verspreche
langfristig Arbeitsplätze, Wertschöpfung
und steigende Steuereinnahmen. Zudem
sprachen sich die Spitzenverbände dafür

aus, die Forschungszulage mittelfristig
ebenso wie die direkten Förderprogram-
me weiter auszubauen und die Ausgaben
insgesamt auf ein international konkur-
renzfähiges Niveau zu heben. Im Detail
verlangten die Verbände, die Kosten der
Auftragsforschung beim Auftraggeber zu
fördern und das vorgeschlagene zweistufi-
ge Antragsverfahren zu vereinfachen.
Denn die meisten Unternehmen würden
keine eigene Forschungsabteilung unter-
halten, so dass der größte Teil ihrer For-
schungs- und Entwicklungsaktivitäten
durch Auftragsvergabe an Dritte erfolge.
„Der Impuls zur Auftragsforschung
kommt vom Auftraggeber – eine Förde-
rung bei ihm würde einen direkten positi-
ven Anreiz erzeugen“, so die Spitzenver-
bände der Wirtschaft.

Auch der Verband der chemischen Indus-
trie sprach sich für eine Einbeziehung der
Auftragsforschung in die Förderung aus.
Die gesamten Forschungs- und Entwick-
lungsaufwendungen in der deutschen
Wirtschaft hätten sich 2017 auf knapp 69
Milliarden Euro belaufen, von denen mehr
als ein Viertel der Ausgaben externe Auf-
wendungen (Auftragsforschung) und somit
ein wichtiger Teil der Forschungsaktivitä-
ten der deutschen Unternehmen gewesen
seien. Nachdem bisher vorliegende Ent-
wurf bekomme aber ein Unternehmen, das
bei einem qualifizierenden Forschungs-
und Entwicklungsvorhaben keine eigene
Forschungs- und Entwicklungstätigkeit be-
treibe, sondern einen Auftrag an Dritte ver-
gebe und dafür die Kosten trage, keine
steuerliche Förderung.
Der Verband Deutscher Maschinen- und
Anlagenbau (VDMA), dessen Unterneh-
men mit 1,3 Millionen Erwerbstätigen
größter industrieller Arbeitgeber in
Deutschland sind und eine Exportquote
von 79 Prozent haben, kritisierte die Grö-
ßenbeschränkung der Förderung. Zwar
könnten Unternehmen aller Größenord-
nungen die Zulage beantragen, jedoch sei
durch eine sehr enge Begrenzung der Be-
messungsgrundlage auf zwei Millionen
Euro der Personalkosten eine Fördersum-
me nur in Höhe von maximal 500.000
Euro erreichbar. „Damit mutiert das Instru-
ment in unserer Branche letztendlich doch
zu einer Regelung vornehmlich für kleine
und mittlere Unternehmen“, so der
VDMA.
Das Deutsche Institut für Wirtschaftsfor-
schung (DIW) äußerte „generelle Skepsis“
an dem Entwurf. Dass die Forschungsaus-
gaben steigen könnten, erwartet das DIW
nicht. Vielmehr sei mit Mitnahmeeffekten
zu rechnen. hle T

Zukunftsforschung im Ausstellungsbau
des Berliner „Futuriums“
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Ausweis beim Goldkauf
GELDWÄSCHE Identifizierungsschwelle wird gesenkt

Die Bundesregierung will schärfer gegen
Geldwäsche vorgehen und dafür unter
anderem die Verschwiegenheitsverpflich-
tung der freien Berufe einschränken und
den Edelmetallhandel stärker regulieren.
Der vom Bundeskabinett bereits be-
schlossene Entwurf eines Gesetzes zur
Umsetzung der Änderungsrichtlinie zur
Vierten EU-Geldwäscherichtlinie sieht in
diesem Zusammenhang eine Absenkung
des Schwellenbetrages vor, ab dem Güter-
händler geldwäscherechtliche Pflichten
unterliegen. Die Erkenntnisse der natio-
nalen Risikoanalyse hätten ergeben, dass
insbesondere im Bereich des Goldhandels
ein starker Bargeldverkehr knapp unter-
halb der gegenwärtigen Schwelle für die
Identifizierungspflicht von 10.000 Euro
stattfinde. Es werde offensiv damit gewor-
ben, wie viel Edelmetall identifizierungs-
frei eingekauft werden könne. Daher wird
in dem Gesetzentwurf die Schwelle von

10.000 auf 2.000 Euro gesenkt, um die-
sen Umgehungshandel zu unterbinden
beziehungsweise signifikant zu beschrän-
ken, wie es im Gesetzentwurf heißt.
Zu den größten Goldverkäufern in
Deutschland gehört übrigens der Staat
selbst. Über die Verkaufsstelle für Samm-
lermünzen bietet der Bund jedes Jahr
drei verschiedene Goldmünzen mit un-
terschiedlichen Motiven im Nennwert
von 20, 50 und 100 Euro an. Sie beste-
hen aus reinem Gold und haben ein Ge-
wicht von einer achtel Unze (3,888
Gramm), einer viertel Unze (7,776
Gramm) und einer halben Unze (15,552
Gramm). Das Gold dafür stammt aus
den Goldreserven der Bundesbank, die
jedes Jahr für die Produktion der Mün-
zen rund drei Tonnen Gold an die fünf
deutschen Prägestätten abgibt. Die neue
Identifizierungsschwelle für einen Kauf
würde erst beim Kauf von drei oder vier
Halbunzenstücken überschritten. Der
Kaufpreis der Münzen im Handel ist vom
aktuellen Goldkurs abhängig, der stark
schwanken kann.
Zu den weiteren Maßnahmen gehört die
Ausweitung des Kreises der sogenannten
geldwäscherechtlich Verpflichteten. Dazu-
sollen in Zukunft auch Kunsthändler ge-
hören, wenn die Transaktion mindestens
10.000 Euro beträgt. Die Beschränkung
auf Barzahlungen wird aufgehoben. Die
bisher weitgehend von der Verdachtsmel-
depflicht befreiten freien Berufe müssen
sich auf Änderungen einstellen. „Die An-
passung hat in den meldepflichtigen Fall-
konstellationen eine Einschränkung der
berufsrechtlichen Verschwiegenheits-
pflichten zur Folge“, heißt es in dem Ge-
setzentwurf. Auch die Verdachtsmelde-
pflicht freier Berufe bei Immobilientrans-
aktionen wird ausgeweitet. hle TZum Goldkauf muss bald der Ausweis mit.
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F
ür Stefan Bach und Claus Mi-
chelsen vom Deutschen Institut
für Wirtschaftsforschung ist die
Grundsteuer „eine gute Ge-
meindesteuer“. Die Gewerk-
schaft Verdi gerät sogar ins

Schwärmen: Die Grundsteuer ist „unab-
hängig von der Konjunktur und bringt re-
gelmäßige, gut kalkulierbare Einnahmen“
von rund 15 Milliarden Euro für die Ge-
meinden im Jahr. Für den Erhalt würden
auch Gerechtigkeitsgründe sprechen: Kom-
munale Verkehrsinfrastruktur, Schulen und
Grünflächen würden auch den Wert priva-
ter Grundstücke erhöhen. Andere sehen
das ganz anders, Hauseigentümer zum Bei-
spiel. Deren Verband Haus & Grund for-
dert angesichts von 58 Milliarden Euro
Überschuss in den öffentlichen Kassen:
„Die Grundsteuer sollte ersatzlos gestri-
chen werden.“
Die Grundsteuer als eine der ältesten Steu-
ern überhaupt. Sie war schon in der Antike
bekannt und wurde angeblich von den Rö-
mern über die Alpen gebracht. Ihr großer
Vorteil sind immer sprudelnde Erträge: Da
Grundstücke und Häuser unbeweglich
sind, gibt es kein Entkommen. Wenn da
nur nicht das Bundesverfassungsgericht ge-
wesen wäre, das die zur Berechnung der
Steuerhöhe verwendeten Einheitswerte, die
zum Teil noch aus der Vorkriegszeit
stammten, 2018 verworfen hatte. Jetzt
muss schleunigst ein neues Modell her.
Über den Gesetzentwurf der Koalitions-
fraktionen CDU/CSU und SPD zur Reform
des Grundsteuer- und Bewertungsrechts
(19/11085) wurde bei einer öffentlichen
Anhörung des Finanzausschusses am ver-
gangenen Mittwoch heftig gestritten. Nach
dem Modell soll für die Erhebung der
Steuer in Zukunft nicht allein auf den Bo-
denwert zurückgegriffen werden, sondern
es sollen auch Erträge wie Mieteinnahmen
berücksichtigt werden. Für die Bundeslän-
der ist eine Öffnungsklausel vorgesehen,
damit sie die Grundsteuer nach anderen
Bewertungsverfahren erheben können.
Auch in Zukunft werden die Gemeinden
die Höhe der Grundsteuer mit örtlichen
Hebesätzen bestimmen können. Um struk-
turelle Erhöhungen der Steuer zu vermei-
den, appellieren CDU/CSU- und SPD-
Fraktion an die Kommunen, die Hebesätze
entsprechend abzusenken.

Wertorientierung Die Bundesvereinigung
der kommunalen Spitzenverbände begrüßte
die neuen Bewertungsregelungen im Koaliti-
onsmodell, die vollumfänglich den Anfor-
derungen des Bundesverfassungsgerichts
entsprechen würden. Zudem entspreche die
Wertorientierung des Reformmodells den
allgemeinen steuerpolitischen Gerechtig-
keitsvorstellungen der Bürgerinnen und Bür-
ger. Dies sei wichtig für die langfristige Ak-
zeptanz der Grundsteuer bei den Steuer-
pflichtigen.
Professor Clemens Fuest vom ifo-Institut
kritisierte den erheblichen Aufwand zur
Wertbestimmung vor allem der Gebäude.
Dieser Bewertungsaufwand mache es den
Bürgern unnötig schwer, die Höhe der Steu-
er nachzuvollziehen und würde den Steuer-
zahlern und der Finanzverwaltung hohe
Kosten aufbürden, die in keinem Verhältnis
zum Nutzen in Form von Einzelfallgerech-
tigkeit stehen würden. Im Gesetzentwurf
werde der Eindruck erweckt, großen Wert

auf Einzelfallgerechtigkeit zu legen, tatsäch-
lich entstehe aber nicht mehr als eine „Pseu-
dogerechtigkeit“, kritisierte Fuest. Auch der
Deutsche Steuerberaterverband hegte grund-
sätzliche Zweifel, ob die angedachten Be-
wertungsmethoden für ein Massenverfahren
wie die Grundsteuer geeignet seien.
Mehrere Sachverständige wiesen darauf hin,
dass das neue Bewertungsverfahren zu einer
Besserstellung von besonders teuren Immo-
bilien führen könne. Professor Lorenz Jarass
(Hochschule Rhein-Main) erklärte, der Ge-
setzentwurf führe zu unsystematischen und
widersprüchlichen Grundsteuern. Als Bei-
spiel nannte er, dass Eigentumswohnungen
bis zu einem Viertel höher besteuert würden
als vergleichbare Wohnungen in nicht auf-
geteilten Häusern. Der Bund der Steuerzah-
ler kritisierte, dass die geplante Vereinfa-

chung zu Lasten der Steuerzahler gehen
würde. So würden bestimmte wertmindern-
de Umstände, wie Baumängel und Denk-
malschutzauflagen, gar nicht mehr berück-
sichtigt.
Professor Johanna Hey von der Universität
Köln stellte fest, durch das neue Bewer-
tungssystem komme es systematisch zu zum
Teil deutlichen Unterbewertungen von ver-
mieteten Immobilien in teuren Lagen, wäh-
rend Grundstücke in schlechten Lagen zum
Teil zum Verkehrswert oder sogar darüber
angesetzt würden. „Die Eigentümer mit
Grundstücken in geringwertigen Lagen zah-
len folglich die Verschonung der Eigentü-
mer in hochpreisigen Lagen mit“, so Hey.
Das Problem könne auch nicht durch Hebe-
satzanpassungen gelöst werden, da diese ge-
meindeeinheitlich festgelegt würde. Mit sei-

nen systematischen Verzerrungen werde der
Gesetzentwurf den Anforderungen des Ge-
richts an eine im Verhältnis der Grundstü-
cke zueinander realitätsgerechten Abbil-
dung des Verkehrswertes offensichtlich nicht
gerecht.
Nach Ansicht von Professor Dirk Löhr
(Hochschule Trier) lassen sich die Proble-
me einfach lösen, indem auf die Einbezie-
hung der Gebäude gänzlich verzichtet und
lediglich die Bodenwerte der Besteuerung
zugrunde gelegt und würden. Auch Profes-
sor Gregor Kirchhof (Universität Augsburg)
riet zu einem Grundsteuermodell, „das
einfach anzuwenden ist“. Den jetzigen Ge-
setzentwurf mit seinem nach dem früheren
System der Einheitswerte „seltsamen
Mischsystem“ hielt Kirchhof für verfas-
sungswidrig. Hans-Jürgen Leersch T

Auch Wohnquartiere in luftiger Höhe wie hier in Berlin-Schöneberg bleiben von der Grundsteuer nicht verschont.
© picture-alliance/Bildagentur-online/Joko

Gute Steuer
IMMOBILIEN Eine ergiebige Einnahmequelle für die

Kommunen soll neu organisiert werden



Premier gegen Parlament
GROSSBRITANNIEN Boris Johnson hebelt das Unterhaus aus und punktet so bei den Wählern

D
er Konflikt um den Brexit
wird in Großbritannien
immer mehr zum Krieg
der Worte. Mit jeder neu-
en Eskalation verschärft
sich die Debatte, wird

mitunter sogar handgreiflich, wie die
nächtlichen Szenen im Unterhaus vergan-
gene Woche zeigten. Da versuchten Oppo-
sitionsvertreter, Parlamentssprecher John
Bercow am Verlassen des Saals zu hindern,
um die von Pre-
mier Boris John-
son verordnete
Zwangspause
aufzuhalten.
Vergeblich – die
Volksvertreter
sind nun aus
den ehrwürdi-
gen Hallen ver-
bannt worden
und haben kein
Forum mehr, wo der Regierungschef ihnen
Rede und Antwort stehen müsste. Es gibt
keine Debatten, keine Ausschüsse, keine
öffentlichen Anhörungen mehr. Weshalb
Johnson nun bis zum 14. Oktober Zeit
hat, sein Narrativ ungestört auszubauen.
Dieses lautet, dass er ganz im Gegensatz zu
den Parlamentariern das Land nicht lahm-
legen, sondern nach vorn bringen will. Der
Konservative befindet sich schon seit dem
ersten Tag seines Amtsantritts am 24. Juli
im Wahlkampfmodus. Er schlägt auf bei
Werftarbeitern, Polizeidiensten, in Schulen
und bei Farmern. Seine Minister kündigen
parallel neue Programme und Finanzsprit-
zen an. Das Signal: Hier ist eine Regierung,
die anpackt, die sich um die wirklichen
Sorgen der Bürger kümmert.

Die Members of Parliament kennen John-
son zufolge nur eines: die Blockade. Der
Brexit, so lautet jedoch seine Botschaft,
muss bis zum 31. Oktober passieren. Weil
„wir unsere aufregende nationale Agenda
umsetzen wollen“, betont der Premier.
Johnson nimmt das alte Wahlkampfthema
vor dem EU-Referendum 2016 wieder auf:
die einfachen Bürger gegen das Establish-
ment. „Ihr solltet mal aus London raus
und nicht mehr nur mit reichen Typen re-

den, die in der
EU bleiben wol-
len“, fauchte
Johnsons Chef-
stratege Domi-
nic Cummings
dieser Tage ein
BBC-Team an,
das ihn vor sei-
nem Haus abge-
fangen hatte.
Nach dieser Les-

art sitzen in London nach wie vor jene, die
von der EU-Mitgliedschaft profitieren und
den Brexit deshalb mit unnachgiebigem Ei-
fer verhindern wollen – auch um den
Preis, das ganze Land lahmzulegen.
In die Kategorie Establishment fällt für die
Brexit-Hardliner auch die schottische Jus-
tiz. Deren Richter verkündeten Mitte ver-
gangener Woche, dass die Anordnung der
parlamentarischen Zwangspause („Proro-
gation“) durch den Premierminister unzu-
lässig sei. Aus dem Vorgehen sei „die einzig
mögliche Schlussfolgerung zu ziehen, dass
die britische Regierung und der Regie-
rungschef das Parlament beschränken
wollten“, hieß es in der Begründung.
Für die EU-Gegner im Königreich ist das
schottische Urteil klar politisch gefärbt.

Der Norden Großbritanniens will die EU
nicht verlassen, Ministerpräsidentin Nicole
Sturgeon droht bereits mit einem neuen
Unabhängigkeitsreferendum im Jahr 2020.

Konstitutionelle Katastrophe Am Diens-
tag dieser Woche muss das Oberste Gericht
in London in letzter Instanz entscheiden,
ob es den schottischen Richtern Recht gibt.
Eine ähnliche Klage vor dem englischen
High Court war zuvor abgelehnt worden.
Johnson wies nach dem Urteil in Edin-
burgh den Vorwurf kategorisch zurück, er
habe die Queen belogen. Elizabeth II. hat-
te dem Antrag auf Prorogation am 28. Au-
gust auf Grundlage der Zusicherung des
Premiers stattgegeben, dass diese rechtens
sei. Sollten die Obersten Richter Großbri-
tannien wie ihre schottischen Kollegen
ebenfalls in Abrede stellen, käme dies ei-
ner konstitutionellen Katastrophe gleich.
Das ändert aber nichts daran, dass John-
sons Rezept, die Wähler gegen das Parla-
ment auszuspielen, funktioniert. Seine To-
ries liegen in den Umfragen klar vor der
Labour-Partei. Zudem sagen 48 Prozent
der Wähler, dass die Brexit-Unsicherheit
endlich beendet werden müsse – ob mit
oder ohne Deal. Das ist just jenes „Brexit
auf Leben und Tod“-Motto, dem sich John-
son schon in seinem Wahlkampf um die
Nachfolge von Theresa May verschrieben
hatte.
Seinen radikalen Ansatz will Johnson auch
in Bezug auf die gesetzlich bindende Wei-
sung des Parlaments anwenden, dass er die
Europäische Union beim EU-Gipfel um ei-
ne Verlängerung bis zum 31. Januar 2020
bitten muss. Lieber wolle er „tot im Gra-
ben liegen“ als das zu tun, hat er geschwo-
ren.

Der Glaube der Europäer ist indes gering,
dass der Tory-Chef es mit seinen Verhand-
lungen um einen geordneten Ausstieg ernst
meint und ein Deal vor der Frist 31. Okto-
ber zustande kommt. Doch was dann? Die
kommenden Wochen werden in Großbri-

tannien, aber auch auf dem Kontinent, die
Unsicherheit in der Brexit-Frage nur weiter
wachsen lassen. Stefanie Bolzen T

Die Autorin ist Korrespondentin der
„Welt“ in London.

Parlamentssprecher John Bercow (links) hat zum 31. Oktober seinen Rücktritt angekündigt, will aber zuvor die Pläne seines konservativen Parteikollegen Boris Johnson für einen No-Deal-Brexit mit aller Macht vereiteln. Eine Mehrheit der
Abgeordneten will einen EU-Austritt zu Ende Oktober ohne Abkommen unbedingt verhindern – allerdings hat der Premier das Unterhaus in eine fünfwöchige Zwangspause geschickt. © picture-alliance/Xinhua News Agency
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»Ich will lieber tot
im Graben liegen,
als die Brexit-Frist
zu verlängern.«
Boris Johnson,
britischer Premier
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Das Team Europa steht
EUROPA Klimawandel und Digitales Schwerpunkte der neuen Kommission

Mit Spannung wurde erwartet, wie Ursula
von der Leyen (CDU) die künftige EU-
Kommission aufstellt. Vor einer Woche leg-
te die im Juli von EU-Parlament gewählte
Präsidentin endlich das Personaltableau
für das 27 Mitglieder zählende Gremium
vor. Mit 13 Frauen und 14 Männern wer-
den ihm erstmals fast 50 Prozent Frauen
angehören. Erstmals wird es zudem eine
Generaldirektion Verteidigungsindustrie
geben, damit die Europäer gemeinsam
Rüstungsprojekte entwickeln und umset-
zen können, sagte von der Leyen am
10. September bei der Vorstellung in Brüs-
sel. Und noch ein weiteres Novum unter-
scheidet die Von der Leyen-Kommission
von der des scheidenden Präsidenten Jean-
Claude Juncker: Ihre zentralen politischen
Projekte für die nächsten fünf Jahre will
die frühere Bundesverteidigungsministerin
in die Hände von drei „Exekutiv-Vizepräsi-
denten“ legen. Der Sozialdemokrat Frans
Timmermans soll für Klimaschutz zustän-
dig sein, die Liberale Margrethe Vestager
für Digitales. Der Christdemokrat Valdis
Dombrovskis soll eine „Wirtschaft im
Dienste der Menschen“ koordinieren.
Großbritannien, das Ende Oktober aus der
EU austreten will (siehe Aufmacher), no-
minierte keinen Vertreter. Die Kommissi-
onspräsidentin stellte aber klar, dass Groß-

britannien im Falle einer Verschiebung des
Brexits auch mit einem Kommissar vertre-
ten sein müsse. Dies sähen die Regeln des
EU-Vertrages vor.

Anhörungs-Marathon Ab Ende Septem-
ber müssen sich die Kommissarskandida-
ten Anhörungen in den Fachausschüssen
im Europaparlament stellen. Es kann sein,
dass von der Leyen dann einzelne Perso-
nen austauschen muss. Bevor die Kommis-
sare Anfang November ihre Arbeit aufneh-
men können, muss das Führungspersonal
als gesamtes Gremium vom EU-Parlament
bestätigt werden.
Als Wackelkandidaten gelten unter ande-
rem der designierte polnische Landwirt-
schaftskommissar Janusz Wojciechowski
sowie die für das Ressort Verkehr vorgese-
hene Rumänin Rovana Plumb. Gegen
Wojciechowski laufen wegen möglicher
Unregelmäßigkeiten bei Reisekostenab-
rechnungen während seiner Zeit im Euro-
paparlament Ermittlungen der EU-Anti-Be-
trugsbehörde Olaf. Gegen Plumb wird in
ihrer Heimat wegen des Vorwurfs des
Amtsmissbrauchs ermittelt.
Als unproblematisch gelten zahlreiche an-
dere designierte Kandidaten wie der Öster-
reicher Johannes Hahn (Haushalt und Ver-
waltung), der Ire Phil Hogan (Handel) so-

wie der frühere italienische Premierminis-
ter Paolo Gentiloni, der für das klassische
Wirtschaftsportfolio vorgesehen ist.
Der Verband der deutschen Industrie BDI
lobte die Personalwahl. Von der Leyen ha-
ben für die wirtschaftsrelevanten Ressorts
„profilierte und qualifizierte Kandidaten
vorgeschlagen“, sagte BDI-Chef Joachim
Lang. Der Direktor des Zusammenschlus-
ses von Nichtregierungsorganisationen
„Climate Action Network“, Wendel Trio,
begrüßte die Entscheidung, die Klimapoli-
tik zur Priorität für Europa zu machen.
Diese müsse auch Verkehr, Industrie, Land-
wirtschaft und Gesundheit miteinbezie-
hen, mahnte er.
Zufriedene Stimmen kamen auch aus Ost-
europa. So dankte der tschechische Minis-
terpräsident Andrej Babis von der Leyen
dafür, dass sie gezeigt habe, „dass sie unse-
re Region wahrnimmt“. Die Tschechin Vera
Jourova soll als Vizepräsidentin für Grund-
werte und Transparenz in Europa zustän-
dig sein. Johanna Metz T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Anzeige

»Ozeane
schützen«
KONFERENZ Der Schutz der Ozeane ist
nach Ansicht der Parlamentspräsidenten
der G7-Staaten ein zentrales globales An-
liegen, dem sich alle öffentlichen und pri-
vaten Akteure annehmen müssen. Das be-
kundeten sie bei ihrer jüngsten Tagung am
6. September 2019 im französischen Brest.
Erstmals in der Geschichte des Formats
wurde dazu eine gemeinsame Erklärung
verabschiedet. Darin unterstreichen die
Präsidenten die wesentliche Rolle der Par-
lamente bei der Bewältigung der drängen-
den Umwelt- und Klimafragen und beken-
nen sich zu der Verantwortung, verstärkt
zusammenzuarbeiten.
Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble
(CDU) wertete die Erklärung als ein Zei-
chen der Hoffnung, weil sie die Bedeutung
spiegle, die diesem Thema inzwischen in
allen G7-Staaten beigemessen werde. Es ge-
be keinen Grund zu resignieren, die Pro-
bleme seien zu lösen, betonte Schäuble,
der die „großartigen Forschungsleistungen
auf diesem Gebiet“ würdigte.
Die Parlamentspräsidenten hatten sich zu-
vor im Wissenschafts- und Technologie-
park „Technopole Brest-Iroise“, in dem das
europäische und französische Institut für
Meeresforschung unter einem Dach vereint
sind, über erfolgreiche Projekte zum
Schutz und zur Aufwertung der Meere und
Küstengebiete informiert.
An der Konferenz auf Einladung des Präsi-
denten der französischen Assemblée natio-
nale, Richard Ferrand, nahmen neben dem
Bundestagspräsidenten auch Nancy Pelosi,
Sprecherin des US-Repräsentantenhauses,
John Bercow, Sprecher des britischen Un-
terhauses, Roberto Fico, Präsident der ita-
lienischen Abgeordnetenkammer, und Ta-
damori Oshima, Präsident des japanischen
Unterhauses, teil. Kanada war durch den
Vize-Sprecher des Unterhauses, Bruce Stan-
ton, vertreten. Aus dem Europäischen Par-
lament nahm die Vize-Präsidentin, Maire-
ad McGuinness, teil.
Die G7-Konferenz der Parlamentspräsiden-
ten findet seit 2002 Anfang September statt
– kurz bevor in allen G7-Parlamenten wie-
der die Sitzungswochen beginnen. Das
nächste Treffen ist 2020 in San Francisco
(USA) geplant. DP T
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PERSONALIA

>Werner Simmling †
Bundestagsabgeordneter 2009-2013,
FDP
Wie erst jetzt bekannt wurde, starb Werner
Simmling am 20. Juni im Alter von 74 Jahren.
Der Diplom-Volkswirt aus Hohenstadt/Kreis
Göppingen schloss sich 2005 der FDP an und
war dort von 2006 bis 2009 und wiederum
seit 2011 Kreisvorsitzender. Über zehn Jahre
lang war Simmling darüber hinaus kommu-
nalpolitisch tätig. Im Bundestag wirkte er im
Verkehrsausschuss mit.

>Heinz Wagner
Bundestagsabgeordneter 1990, CDU
Heinz Wagner vollendet am 16. September
sein 80. Lebensjahr. Der Zimmermann und
Bauingenieur aus St. Egidien/Kreis Zwickau
trat 1968 der CDU in der DDR bei und gehör-
te von März bis Oktober 1990 der ersten frei
gewählten Volkskammer an. Danach saß
Wagner bis Dezember im Bundestag.

>Josef Linsmeier
Bundestagsabgeordneter 1980-1990,
CSU
Am 17. September wird Josef Linsmeier
75 Jahre alt. Der Rechtsanwalt aus Haar bei
München schloss sich 1968 der CSU an, war
dort Kreistagsmitglied sowie ehrenamtlicher
Zweiter Bürgermeister. Der Direktkandidat
des Wahlkreises München-Land arbeitete im
Ausschuss für das Post- und Fernmeldewesen
sowie im Städtebauausschuss mit. 1982/83
war Linsmeier Vorsitzender der Enquete-Kom-
mission „Neue Informations- und Kommuni-
kationstechniken“.

>Hermann Rappe
Bundestagsabgeordneter 1972-1998,
SPD
Am 20. September vollendet Hermann Rappe
sein 90. Lebensjahr. Der Gewerkschaftssekre-
tär und Vorsitzende der IG Chemie-Papier-Ke-
ramik von 1982 bis 1995 trat 1947 der SPD
bei. Von 1988 bis 1995 stand er zudem an
der Spitze der internationalen Föderation von
Chemie-Energie- und Fabrikarbeiterverbän-
den. Rappe, Direktkandidat des Wahlkreises
Hildesheim, engagierte sich vorwiegend im
Ausschuss für Arbeit und Sozialordnung, des-
sen Vorsitz er von 1976 bis 1983 innehatte.
Rappe hatte sich in den 1980er-Jahren vor al-
lem in Fragen von zukunftsweisenden Ar-
beitszeitregelungen einen Namen gemacht.

>Rolf Rau
Bundestagsabgeordneter 1990-1998,
CDU
Am 20. September wird Rolf Rau 75 Jahre
alt. Der Diplom-Ingenieur aus Borsdorf/Kreis
Leipzig trat 1976 der CDU in der DDR bei,
war 1989/90 Bezirksvorsitzender seiner Par-
tei in Leipzig und wurde im März 1990 stell-
vertretender sächsischer CDU-Landesvorsit-
zender. Von März bis Oktober 1990 gehörte
Rau der ersten frei gewählten Volkskammer
an. Der Direktkandidat des Wahlkreises Leip-
zig-Land – Borna – Geithain war im Bundes-
tag im Städtebau- sowie im Sportausschuss.

>Reinhard Schultz
Bundestagsabgeordneter 1994-2009,
SPD
Reinhard Schultz wird am 21. September
70 Jahre alt. Der Geschäftsführer aus Evers-
winkel/Kreis Warendorf trat 1972 in die SPD
ein, war von 1980 bis 1994 Unterbezirksvor-
sitzender in Warendorf und gehörte von 1980
bis 1992 dem Vorstand des SPD-Bezirks
Westliches Westfalen an. Von 1973 bis 2004
war er Mitglied des Kreistags in Warendorf
und von 1985 bis 2004 zugleich Fraktionsvor-
sitzender. Schultz wirkte im Bundestag im
Umwelt-, im Finanz- sowie im Landwirt-
schaftsausschuss mit.

>Gottfried Wurche
Bundestagsabgeordneter 1972-1975,
SPD
Am 24. September vollendet Gottfried Wur-
che sein 90. Lebensjahr. Der technische Ange-
stellte aus Berlin, SPD-Mitglied seit 1946,
wurde 1962 Kreisvorsitzender in Berlin-Tier-
garten. Dort amtierte er von 1975 bis 1979
als Bürgermeister. Von 1963 bis 1965 sowie
von 1979 bis 1986 gehörte Wurche dem Ab-
geordnetenhaus an. Im Bundestag engagier-
te er sich im Verkehrsausschuss. bmh T

AUFGEKEHRT

Donald Trump
auf dem Index

Donald Trump ist der erste Präsi-
dent, der per Twitter regiert. Alt-
backene Presse wird im Weißen
Haus nicht mehr gebraucht. So

hat Trump seit seinem Amtsantritt Anfang
2017 mehr als 10.000 Tweets abgesetzt, an
manchen Tagen verschickte er Dutzende
Kurzmitteilungen, die politische oder sons-
tige Gegner aufgeschreckt haben. Immerhin
kann die Welt mit der Lektüre der dürren
280 Zeichen nun praktisch live teilhaben
an den Prozessen im Gehirn des Chefs der
mächtigsten Macht des Planeten. Das kann
schlecht oder auch gut sein, je nachdem,
wie man solche teils skurrile Twitterei ein-
schätzt. Womöglich ist es die Stimme einer
ehrlichen Haut. „Mein Atomknopf ist viel
größer und mächtiger als der von Kim Jong
Un“, twitterte der US-Präsident etwa An-
fang 2018 über Nordkoreas Machthaber.
Was nicht jeder lustig fand.
Im Visier von Trumps Mikroblogging sind
nicht nur Mitarbeiter oder ausländische Re-
gierungen, auch zur Wirtschaft lässt der
Präsident immer häufiger Twitter-Gewitter
ab. Ob zum ökonomischen Hauptfeind
China, zu angeblich nötigen Zöllen oder
dem verhassten US-Notenbankchef Powell,
der die Zinsen partout nicht purzeln lassen
will. Längst ist erwiesen, dass nach solchen
Trump-Äußerungen die Kurse an den Kapi-
talmärkten steigen oder fallen und das gan-
ze realen Einfluss auf die Wirtschaft hat.
Jetzt hat die US-Investmentbank JP Morgan
einen Index geschaffen, der den Einfluss
der Trump-Tweets auf Zins-Schwankungen
bei Anleihen und Aktien misst und Anle-
gern so mehr Sicherheit geben kann. Der
Index hat den kuriosen Namen „Volfefe“ –
ein Wortspiel aus „Volatilität“ und einem
bizarren Trump-Tweet, in dem das unbe-
kannte Wort „Covfefe“ vorkam, vermutlich
ein Tippfehler des Twitter-Präsidenten. Die
Volfefe-Schwankungen werden uns wohl
noch eine Weile begleiten. Hans Krump T

VOR 35 JAHREN...

Freie Fahrt für
den »Kat«
19.9.1984: Regierung beschließt Ka-
talysator-Pflicht. Vom Klimawandel
hat 1984 noch niemand gesprochen. Ein
Umweltministerium gab es noch nicht.
Und die Grünen saßen erst seit kurzem
im Bundestag. Umweltpolitik wurde
dennoch gemacht: „Waldsterben“ war
das Schlagwort. Und schon damals wur-
de leidenschaftlich über Umweltschutz
gestritten – vor allem, wenn es ums Auto

ging. Um die Luft zu verbessern, be-
schloss die Bundesregierung am 19. Sep-
tember 1984 eine Katalysator-Pflicht für
alle neuen Benzinautos. Was heute
selbstverständlich ist, rief damals Kritik
hervor, wie aktuell die Themen Fahrver-
bote, Tempolimits oder CO2-Steuer.
Vor allem die deutschen Autobauer
wehrten sich, obwohl viele von ihnen
schon Katalysatoren verbauten, um ihre
Autos auch nach Japan oder in die USA
verkaufen zu können, wo bereits niedri-
ge Abgas-Werte galten. Gleichzeitig stell-
te sich – ähnlich wie heute bei E-Autos –
die Frage nach der Kraftstoffversorgung:
Ende 1984 boten laut „Spiegel“ nur gut
100 Tankstellen in der Bundesrepublik
bleifreies Benzin an, auf das Autos mit
Katalysator angewiesen waren. Das ver-
unsicherte potenzielle Autokäufer. Und
da auch im Rest Europas kaum bleifreier
Sprit verkauft wurde, kritisierten die
Nachbarländer den deutschen Allein-
gang: Sie fürchteten das Ausbleiben
deutscher Touristen.
Die Bundesregierung räumte daher eine
Übergangsfrist ein: Erst ab dem 1. Janu-
ar 1989 mussten alle Neuwagen einen
Katalysator haben. Zudem wurden Bür-
ger, die schon früher auf ein Auto mit
„Kat“ umstiegen, bei der Kfz-Steuer ent-
lastet. Benjamin Stahl T

Bundesinnenminister Friedrich Zimmermann
(CSU) 1983 mit einem Abgaskatalysator
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Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik? Schreiben Sie uns:
Das Parlament
Platz der Republik 1
11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung
der Redaktion wieder. Die Redaktion
behält sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das
Parlament“ erscheint am 30. September.

BUNDESTAG LIVE

Topthemen vom 25. – 27.09.2019

Kohleausstieg (Do),
Arbeitslosengeld I (Fr)

Phoenix überträgt live ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesordnung sowie die
Debatten im Livestream

LESERPOST

Zur Ausgabe 29-30 vom 15. Juli 2019,
„Auf der hellen Seite“ auf Seite 1:
Ja, unser Grundgesetz ist ein Segen für unsere
freiheitliche-demokratische Grundordnung.
Das bedeutet aber auch, dass die Regierung
und das Parlament alles daran setzen, es in
seiner Komplexität stets bei ihren Entscheidun-
gen im Hinterkopf zu haben. Die Wahl einer
ehemaligen Verteidigungsministerin in das EU-
Spitzenamt – ausgekungelt von den führenden
Staatschefs der EU – war letztlich Wahlbetrug,
hatte man doch den Wählern in unserem Lan-
de monatelang andere Spitzenkandidaten vor-
geschlagen. Frau von der Leyens persönliche
Verantwortung für die Fehler in der Bundes-
wehr sind damit genauso vom Tisch wie die
Hypotheken aus der Ministerpräsidentinnen-
Zeit von ihrer Nachfolgerin Kramp-Karrenbau-
er. So verspielt man Vertrauen in die Politik un-

seres Landes. Wie sagte schon Heinrich Heine
treffend: „Denk ich an Deutschland in der
Nacht, dann bin ich um den Schlaf gebracht!“

Claus Hörrmann,
Neustadt in Sachsen

Zur „leicht erklärt“-Beilage „70 Jahre
Grundgesetz“ vom 15. Juli 2019:
Ich frage mich, warum in der Beilage nicht die
Präambel des Grundgesetzes erwähnt wird, in
der die geistige Grundhaltung der Verfasser
bzw. die des Grundgesetzes selbst zum Aus-
druck kommen. Sie ist für jede Generation ent-
scheidend wichtig bei der Einhaltung und Um-
setzung des Grundgesetzes. Die Präambel erin-
nert uns Menschen daran, dass es einen
Schöpfer gibt und wir in Verantwortung vor
ihm leben sollen. Entsprechend heißt es auch:
„Im Bewusstsein seiner Verantwortung vor

Gott und den Menschen...“ Eigentlich kommt
in allen Artikeln diese geistige Grundhaltung
direkt oder indirekt zum Ausdruck. Wenn wir
den Schöpfer des Himmels und der Erde und
aller Menschen nicht achten, dann können wir
auch nicht einander mit aufrichtigem Herzen
respektieren – so wie es ständig gefordert
wird, besonders von Politikern! Die negativen
Folgen der wachsenden Gottlosigkeit in unse-
rem Volk sind erschreckend sichtbar.

Claudia Grote-Siem,
Reutlingen

Zur Ausgabe 31-32 vom 29. Juli 2019:
Das ist eine interessante Ausgabe anlässlich
der Mondlandung vor 50 Jahren! Positiv zu
vermerken ist, dass angesichts der Begeiste-
rung für die Raumfahrt auch das ungelöste
Problem des Weltraumschrotts angesprochen

wird. Allerdings vermisse ich – besonders in
Zeiten einer hitzigen Debatte um die CO2-Fol-
gen für das Klima – eine CO2-Bilanz der Welt-
raumfahrt bzw. des „ökologischen Fußab-
drucks“ des Starts einer Trägerrakete zur Inter-
nationalen Raumstation, der ISS. Was beim
Fliegen „ganz schlimm“ ist, ist bei der Raum-
fahrt nicht der Rede wert. Ich habe den Ein-
druck, die Problemwahrnehmung ist immer se-
lektiv, so wie es gerade passt.

Gerhard Günther,
Tübingen

Zur Ausgabe 33-34 vom 12. August
2019:
Die Zahl der politischen Hinrichtungen pro
Jahr, ohne dass es ein rechtsstaatliches Verfah-
ren gab, liegt in China höher als in allen übri-
gen Ländern, in denen es diese barbarische
Strafe noch gibt. Bei mehreren Reisen in die
„Volksrepublik“ China, nach Hongkong, Ma-
cao und auch in die Republik China (Taiwan),
konnte ich die Willkür erleben. Dabei wurde
auch deutlich, wie die Kommunistische Partei
Chinas massiv versucht, die Freiheitsrechte in
Hongkong einzuschränken. Es ist für mich als
ehemaliger politischer Häftling der sozialisti-
schen SED-Diktatur absolut unerträglich, dass
es keine diplomatischen Beziehungen mit der
freiheitlich demokratischen Republik China
(Taiwan) gibt, während gleichzeitig keine Kritik
mehr an den Verbrechen der Kommunistischen
Partei Chinas durch die Bundesregierung er-
folgt, die in ihrer Geschichte über 35 Millionen
Menschen ermordete und Tibet besetzte.

Alexander W. Bauersfeld,
Hannover

SEITENBLICKE

PANNENMELDER
In der Ausgabe 35-37 vom 26. August
2019 wird Alois Gerig (CDU) auf Seite 1
als „Gesundheitsausschuss-Chef“ be-
zeichnet. Tatsächlich sitzt Gerig dem
Ausschuss für Ernährung und Landwirt-
schaft vor.
Auf Seite 5 finden sich in den Grafiken
zwei unterschiedliche Zahlen zum Pro-
Kopf-Verbrauch von Fleisch im Jahr
2017: Die Zahl 59,8 kg verzehrtes Fleisch
bezieht sich auf den menschlichen Ver-
zehr. Die Zahl 87,8 kg sind der Fleisch-
verbrauch inklusive Nahrung, Futter, in-
dustrieller Verwertung und Verlusten.

ORTSTERMIN: DIE REICHSTAGSKUPPEL PER KINDER-AUDIOGUIDE

Mit Karlchen Adler über den Dächern Berlins
„Karlchen, Karlchen“ rufen 24 Kinder nur wenige Sekun-
den, nachdem der Aufzug auf der Dachterrasse des Berli-
ner Reichstagsgebäudes ankommt. Den Grundschülern
der Adolph-Glassbrenner-Grundschule in Berlin-Kreuz-
berg kam am vergangenen Montag eine besondere Aufga-
be zu: Die Erst-, Zweit-, und Drittklässler waren die ers-
ten, die den neuen Audioguide für Kinder in der impo-
santen Kuppel des Bundestages testen durften. Dort, hoch
über den Dächern Berlins, wartete Adler Karlchen als
Stofffigur schon auf sie, um die 460 Meter Weg hoch in
die Kuppel und wieder hinab gemeinsam zu gehen.
„Ihr seid heute die ersten, die etwas erleben, das ab heute
Nachmittag noch ganz viele Kinder nach euch erleben
können“, begrüßte Bundestagsvizepräsident Hans-Peter
Friedrich (CSU) die Kinder. „Der Guide erklärt euch, was
im Bundestag passiert und wie Gesetze entstehen“, sagte
er. Und das auf spielerische Art und Weise. Denn die Ge-
schichte rund um Karlchen Adler spielt in einer Adler-
Welt: Karlchen ist neugierig und stellt gern Fragen mit
Cousine Kiki. Sie besuchen ihren Onkel Kurt, der Abge-

ordneter für den Wahlkreis Adlershofen im Bundestag ist.
Auch der Schöpfer, Illustrator Detlef Surrey, war mit vor
Ort. „Die Figur Karlchen habe ich bereits 2007 für den
Bundestag kreiert“, sagte er. Der Audioguide sei aber für
ihn eine Premiere, denn dafür habe er erstmals auch ei-
nen Text geliefert und nicht nur illustriert – eine Heraus-
forderung. „Ich bin gespannt auf die Rückmeldungen der
Kinder aus den ersten Tests in der Realität“, sagt Surrey.
Die vorherige Version des Guides mit „Bernd das Brot“ als
Hauptfigur habe er zwar gehört, sich aber vor allem vom
eigenen Gang hoch in die Kuppel und der Aussicht inspi-
rieren lassen. „Ich freue mich, mit Karlchen Adler dazu
beizutragen, Kindern ein positives Grundgefühl von De-
mokratie zu vermitteln, denn das Wählen und Mitbestim-
men finde ich sehr wichtig“, sagte Surrey.
Karlchen folgend schrauben sich die Kinder mit den
Kopfhörern immer weiter hoch in die Kuppel. „Wir sind
mit einer jahrgangsübergreifenden Lerngruppe hier. Die
meisten sind zwischen sechs und acht Jahren alt“, berich-
tet Lehrerin Anita Schattmaier aus Kreuzberg. Für viele ist

der Besuch beim Kindertag des Bundestages das erste Mal
im Parlament. „Das ist schon etwas sehr Besonderes“, sagt
Schattmaier und eilt den Kindern hinterher, die immer
schneller gehen. Von Musik untermalt sagt Karlchens
Stimme immer, wenn man wieder einen Abschnitt des
Aufgangs hinter sich gelassen hat: „Komm, lass uns wei-
terflattern.“ Vorbei am Kanzleramt, Siegessäule und Bran-
denburger Tor wird das politische Berlin erklärt. „Ganz
schön hoch hier“, finden die Kinder oben angekommen
und sind verwundert, dass die Kuppel offen ist und es he-
reinregnen kann. „Ich wusste gar nicht, dass der Bundes-
adler auch Fette Henne heißt, da gefällt mir Karlchen auf
jeden Fall besser“, resümiert Zweitklässlerin Anna.
Auch erwachsene Kuppelbesucher können über einen Au-
dioguide den Bundestag, seine Gebäude und die Umge-
bung kennenlernen. Zehn Sprachen stehen dafür zur Aus-
wahl; im Mai 2014 kam als elfte Sprache Chinesisch da-
zu. Außerdem gibt es eine Audio-Deskriptions-Version für
Blinde, einen Video-Guide für Gehörlose und eine Versi-
on in Leichter Sprache. Lisa Brüßler T

Auf einen Ausflug in das Wahrzeichen des Bundestages durften 24 Grundschüler mit Bundestagsvizepräsident Hans-Peter Friedrich (CSU) und Stofffigur Karlchen Adler gehen.
© Deutscher Bundestag/Inga Haar



DEBATTENDOKUMENTATION
Ansprache des Bundestagspräsidenten vor Eintritt in die Tagesordnung am 10. September 2019

Dr. Wolfgang Schäuble, CDU, Bundestagspräsident:

Die Idee eines vereinten
Europas weitertragen

Wolfgang Schäuble (*1942)
Bundestagspräsident

Guten Morgen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, bit-
te nehmen Sie Platz. Die

Sitzung ist eröffnet. Ich begrüße
Sie zur ersten Sitzung nach der
Sommerpause. Und besonders
herzlich begrüße ich im Namen
der Mitglieder des Hauses unsere
Gäste. Auf der Ehrentribüne hat
der Präsident der Nationalver-
sammlung der Republik Ungarn,
Doktor Laszlo Kövér, mit seiner
Delegation Platz genommen.
Herzlich willkommen! Außerdem
begrüße ich, nicht weniger herz-

lich, den Botschafter der Republik
Polen, Herrn Professor Doktor
Andrzej Przylebski. Herzlich will-
kommen!

Heute vor achtzig Jahren endete
die Schlacht bei Wizna. Anders als
bei uns, sind diese Kämpfe zehn
Tage nach Beginn des deutschen
Überfalls auf Polen Erinnerung
unserer Nachbarn – als Geschichte
ihres Freiheitswillens, der he-
roischen Verteidigung durch weni-
ge Hundert gegen
eine Übermacht
von zehntausenden
deutschen Solda-
ten. Polen wurde
1939 das erste Op-
fer eines historisch
beispiellosen ras-
senideologischen
Vernichtungsfeld-
zugs, von dem vor
80 Jahren niemand
ahnen konnte, welche Ausmaße er
annehmen würde. Der von
Deutschland entfesselte Zweite
Weltkrieg hinterließ einen zerstör-
ten Kontinent und Narben, die
noch immer schmerzen.

Die Polen litten am längsten

unter der Besatzung durch die
Wehrmacht, unter dem Terror von
SS und Sicherheitsdienst. Sie er-
lebten die gezielte Ermordung ih-
rer intellektuellen Elite, die Ver-
wüstung ganzer Landstriche, die
völlige Zerstörung ihrer Haupt-
stadt Warschau – die Vernichtung
jüdischen Lebens. Der polnische
Staat wurde als Folge des Hitler-
Stalin-Paktes unter zwei über-
mächtigen Nachbarn aufgeteilt

und seiner Souverä-
nität beraubt. Der
Hinweis auf den
sowjetischen Ein-
marsch von Osten
am 17. September
1939 relativiert
deutsche Verbre-
chen nicht, aber er
ist für das Verständ-
nis der traumati-
schen Nachwirkun-

gen des Krieges in Polen wichtig.
Der Bundespräsident hat am 1.

September in Polen unseren Wil-
len bekräftigt, die deutsche Schuld
nicht zu vergessen. Am selben Tag
hat meine polnische Amtskollegin
mit mir gemeinsam in der deut-

schen Hauptstadt bei einem
deutsch-polnischen Gottesdienst
im Berliner Dom des Kriegsaus-
bruchs gedacht. Danach warben
wir vor der Kriegsruine des Anhal-
ter Bahnhofs gemeinsam für ein
sichtbares Zeichen des Gedenkens
an die Millionen polnischer Opfer
des Zweiten Weltkrieges, eine Ini-
tiative, die von zahlreichen Kolle-
ginnen und Kollegen dieses Hau-
ses unterstützt wird. Auch das
kann zu Versöhnung und zur Ver-
ständigung beitragen – über Jah-
restage hinaus.

Ein Denkmal allein reicht aber
nicht, um die wichtigsten Lehren
aus dem Zivilisationsbruch des
Zweiten Weltkrieges wach zu hal-
ten: Den Erhalt des Friedens, den
Schutz unseres zivilen Miteinan-
ders, den Respekt vor dem ande-
ren, die Anerkennung seiner Frei-
heit, Unabhängigkeit und Würde.
Im zusammenwachsenden
Europa, als der anspruchsvollsten
Antwort auf die historischen Ge-
walterfahrungen des 20. Jahrhun-
derts, braucht es – wie der Histori-
ker Karl Schlögel seit langem for-
dert – eine konsequente „Oster-
weiterung des westlichen Hori-
zonts, aber auch eine Westerweite-
rung des Ostens“.

Dazu kann dieses Gedenkjahr
beitragen, in dem wir an die Ver-
heerungen des Krieges vor 80 Jah-
ren erinnern, aber
auch an die histori-
schen Glücksmo-
mente vor 30 Jah-
ren. 1939 und
1989: Beide Jahre
bilden eine histori-
sche Klammer im
„kurzen 20. Jahr-
hundert“ – ein Be-
griff, der üblicher-
weise Eric Hobs-
bawn zugeschrieben wird, der
aber in Wahrheit auf den ungari-
schen Historiker Iván Berend zu-
rückgeht.

Auf die Befreiung von der natio-
nalsozialistischen Gewaltherr-
schaft folgte die Ost-West-Kon-
frontation des Kalten Krieges, die
jahrzehntelange Spaltung
Europas. Erst in den friedlichen
Revolutionen 1989 erkämpften
sich die Menschen in den Staaten
des ehemaligen Ostblocks ihre
Unabhängigkeit und Freiheit. Ih-
nen verdanken wir die Überwin-
dung der am Ende des Weltkriegs
auf der Konferenz von Jalta be-
gründeten Teilung der Welt – und
nicht zuletzt: unsere staatliche
Einheit.

Heute vor 30 Jahren, am 10.
September 1989, öffnete Ungarn
seine Grenzen für die DDR-
Flüchtlinge. Allein in Budapest
hielten sich rund 30.000 DDR-
Bürger auf. Im ganzen Land warte-
ten etwa 200.000 Ostdeutsche auf
eine Gelegenheit zur Flucht. Die
Botschaft der Bundesrepublik war
überfüllt – wie die Vertretungen in
Warschau und Prag auch. Die
Grenzöffnung in Ungarn löste ei-
ne neue Dynamik aus. Zwei Mo-
nate später fiel die Berliner Mauer
– das Symbol des Kalten Krieges.
Wir Deutsche vergessen den muti-
gen Beitrag Ungarns zur Wieder-
vereinigung unseres Landes nicht!

Es ist die Aufgabe von uns allen,
aber gerade auch der jungen Ge-
neration, die Idee eines vereinten
Europas als Erbe des Krieges wei-
terzutragen, sie angesichts der He-
rausforderungen in einer gründ-
lich veränderten Welt mit Leben
zu füllen. Und deshalb freue ich
mich besonders, dass heute auch
die Teilnehmer des Deutsch-Unga-
rischen Jungen Forums anwesend
sind. Seien Sie uns herzlich will-
kommen!
Europa braucht Begegnungen wie
diese, den beständigen Austausch
über unsere unterschiedlichen his-
torischen Erfahrungen, kulturellen
Prägungen und Erwartungen an
die Zukunft. Dabei müssen wir

nicht immer einer
Meinung sein, aber
neugierig aufeinan-
der bleiben und
uns respektvoll be-
gegnen.

Nur so wird ge-
lingen, was der pol-
nische Dichter
Czeslaw Milosz be-
reits 1983 forderte:
„Europa den Euro-

päern näherzubringen“! Daran zu
arbeiten, das verehrte Kolleginnen
und Kollegen ist die eigentliche
Verpflichtung, die uns aus dem
Kriegsbeginn vor 80 Jahren er-
wächst.
Ich danke Ihnen.
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Wir Deutschen
vergessen den

mutigen Beitrag
Ungarns zur
Wiederverei-
nigung nicht.

Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble (CDU, rechts), seine polnische Amtskollegin Sejmmarschallin Elzbieta
Witek (Mitte) und ein Teilnehmer des Warschauer Aufstands gedenken an den Beginn des 2. Weltkrieges in Polen.

© picture-alliance/dpa/Wolfgang Kumm

Die Polen litten
am längsten

unter der
Besatzung

durch die Wehr-
macht.

Dies ist eine gekürzte Version der Debatte.
Das Plenarprotokoll und die vorliegenden
Drucksachen sind im Volltext im Internet
abrufbar unter:
http://dip21.bundestag.de/dip21.web/bt

Der Deutsche Bundestag stellt online
die Übertragungen des

Parlamentfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.
www.bundestag.de/live/tv/index.html
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Allgemeine Finanzdebatte zum Haushalt 2020 / 110. Sitzung des 19. Deutschen Bundestages am 10. September 2019

Olaf Scholz, SPD, Bundesminister der Finanzen:

Die wichtigste Aufgabe für die
Zukunft ist der Zusammenhalt

Olaf Scholz (*1958)
Bundesminister der Finanzen

Das ist jetzt der dritte
Haushalt dieser Regie-
rung, den wir miteinan-

der beraten. Und wie die beiden
zuvor ist es ein solider Haushalt,
der ohne neue Schulden aus-
kommt.

Trotzdem haben wir unsere
Spielräume genutzt. Es ist ein ex-
pansiver Haushalt, der viele Inves-
titionen und viele Entscheidungen
für die Zukunft beinhaltet, und
das ist auch richtig so; denn wir
stehen vor großen Herausforde-
rungen.

Vielleicht ist es jetzt, zum Ende
des Jahrzehntes, doch wichtig,
sich einmal klarzumachen: Die
20er-Jahre stehen kurz bevor, und
damit natürlich viele große He-
rausforderungen, die wir zu be-
wältigen haben. Wenn wir Haus-
haltspolitik machen, reflektieren
wir natürlich das, was wir für die
Zukunft erwarten, und versuchen,
uns bestmöglich auf das einzustel-
len und vorzubereiten, was zu tun
ist.

Die eine große, wichtige Aufga-
be ist, dafür zu sorgen, dass in ei-
ner Welt, die immer schwieriger
wird, der Zusammenhalt unserer
Gesellschaft auch zukünftig funk-
tioniert. Wie sehr das notwendig
ist, können wir an all den Verwer-
fungen merken, die gegenwärtig
überall zu beobachten sind. Ich
will nur an das, was ein anderes
Parlament jeden Tag bewegt, erin-
nern: den Brexit und die Entschei-
dung, die die britische Bevölke-
rung in dieser Hinsicht getroffen
hat. Es war die Sorge vor der Zu-
kunft, die zu der aus unserer Sicht
bedauerlichen und falschen Ent-
scheidung geführt hat, die EU zu
verlassen. Aber es ist auf alle Fälle
ein Zeichen dafür, dass eine Ge-
sellschaft, die nicht zusammen-
hält, auch nicht sicher sein kann,
wie sie ihre Zukunft bewältigen

soll. Zusammenhalt ist die wich-
tigste Aufgabe für die Zukunft.

Das merken wir auch, wenn wir
uns über die amerikanische Poli-
tik Gedanken machen und über
deren Ringen darum, ob Wälle
aufgebaut werden sollen und wie
man Zollpolitik mit anderen Län-
dern betreibt. Das alles sind ja
auch Reflektionen auf eine große
Unsicherheit im eigenen Land
über die Frage, wie es in Zukunft
eigentlich weitergehen soll.

Und selbstverständlich ist auch
bei uns in Deutschland und in an-
deren Ländern Europas was los.
Ich will ausdrücklich an dieser
Stelle sagen, dass natürlich auch
wir überall merken, dass der Zu-
sammenhalt unserer Gesellschaft
ein Thema ist, das die Bürgerin-
nen und Bürger bewegt. Deshalb
ergibt sich daraus auch für mich
der klare Auftrag an uns: Nur eine
Gesellschaft, die zusammenhält,
ist auch gegen die Irrungen und
Ressentiments des Nationalismus
und des rechten Populismus ge-
feit. Dass wir das hinbekommen,
ist eine wichtige Aufgabe für die
Bundesregierung und dieses Haus.
Deshalb haben wir in den letzten
Jahren eine ganze Reihe von Din-
gen vorangebracht, die für den Zu-
sammenhalt wichtig sind.

Es geht um den Arbeitsmarkt,
wo wir sehr erfolgreich Mittel ein-
gesetzt haben, um einen sozialen
Arbeitsmarkt in Deutschland zu
schaffen. Es geht um die Frage,
wie wir die Arbeitsrechte von Be-
schäftigten verbessern. Da liegen
einige Dinge, die wir uns fest vor-
genommen haben, noch vor uns,
etwa was die Leute betrifft, die zu
Weihnachten die Pakete ausliefern
werden, oder was die Fragen derje-
nigen betrifft, die sich Sorgen ma-
chen um die Befristung ihrer Be-
schäftigung. Es ist notwendig, dass
wir dort zu Verbesserungen kom-
men, und wir schaffen die Voraus-
setzungen dafür.

Das gilt ebenso, wenn man sich
über die Frage Gedanken macht,
wie man eigentlich seine Miete
bezahlen soll. Es ist gut, dass sich
die Bundesregierung jetzt vorge-
nommen hat, in diesem Bereich
weitere gesetzgeberische Fort-
schritte zu machen, die dazu bei-
tragen, dass mehr Sicherheit für
Mieterinnen und Mieter entsteht.

Es ist richtig, dass wir in dieser
Situation alles dazu beitragen, da-
mit Familien in diesem Land gut
leben können. Deshalb ist es gut,

dass dieser Haushalt unsere Hal-
tung zur Frage: „Wie stärken wir
Familien?“, mitreflektiert. Diejeni-
gen, die wenig Geld verdienen,
aber dennoch mit dem Einkom-
men gut zurechtkommen sollen,
stärken wir mit dem Starke-Fami-
lien-Gesetz, mit dem Ausbau von
Krippen und Kitas. Es geht um ein
bezahlbares und gestaltbares Le-
ben für Familien in diesem Land.
Auch das hat mit Zusammenhalt
zu tun.

Wir haben vor uns die große
Aufgabe, etwas für diejenigen zu
tun, die Pflege benötigen, es wer-
den immer mehr, und für diejeni-
gen, die sie leisten. Deshalb finde
ich sehr richtig, dass die Bundesre-
gierung sich nicht nur vorgenom-
men hat, die Standards für die
Pflege zu verbessern und dafür zu
sorgen, dass mehr und besser aus-
gebildet wird, sondern auch daran
zu arbeiten, dass diejenigen, die
dort arbeiten, besser bezahlt wer-
den. Auch das gehört zu den Vor-
haben, die über diesen Haushalt
mit auf den Weg gebracht werden.

Und natürlich
und nicht zuletzt ist
es ganz wichtig,
dass wir auch dazu
beitragen, dass die
Lebensverhältnisse
in unserem Land
gleichwertig sind.
Wir haben dazu ei-
ne Kommission ge-
habt, die Vorschläge
gemacht hat. Die Bundesregierung
hat sich dazu verhalten. Es sind
dort viele Aufgaben benannt, etwa
was die Wirtschaftsförderung in
Regionen betrifft, die zusätzliche
Unterstützung brauchen.

Aus meiner Sicht ist eine ganz
wichtige Frage, für die wir ver-
pflichtet sind eine Lösung zu fin-
den, die Problematik der Altschul-
den der Kommunen. Es kann
nicht sein, dass einige trotz bester
Anstrengung nicht in der Lage
sind, für sich selber eine bessere
Zukunft zu erreichen.

Und natürlich leisten wir auch
mit dem, was wir tun, ein wenig
einen Beitrag dazu, dass die wirt-
schaftliche Entwicklung in unse-
rem Land besser werden kann,
zum Beispiel mit den Entschei-
dungen der letzten Zeit und de-
nen, die noch kommen, zur Ver-
besserung der Einkommenssituati-
on unserer Bürgerinnen und Bür-
ger: mit Kindergelderhöhungen,
mit Steuersenkungen für untere

und mittlere Einkommen und mit
der Entscheidung, die demnächst
ansteht, dass der Soli für 90 Pro-
zent derjenigen, die ihn heute
zahlen, abgeschafft wird. Das alles
führt zu besseren Einkommensver-
hältnissen für die Bürgerinnen
und Bürger in diesem Land.

Und dass wir den Soli für so vie-
le abschaffen, für 90 Prozent der-
jenigen, die ihn bisher gezahlt ha-
ben, dass wir die Zahlungsver-
pflichtungen gegenüber dem Staat
im Hinblick auf diese Aufgabe da-
rüber hinaus für weitere reduzie-
ren, sodass nur ganz wenige in Zu-
kunft diese Aufgabe noch schul-
tern müssen, die können es aber
auch, weil sie sehr viel Geld ver-
dienen, ist auch eine Entschei-
dung der Gerechtigkeit. Und Ge-
rechtigkeit gehört zu einer guten
Haushaltspolitik und zum Zusam-
menhalt unserer Gesellschaft da-
zu.

Ich habe ja vernommen, das
werden wir in dieser Debatte si-
cher auch wieder hören, dass hier
von einigen versprochen worden
sei, dass diejenigen, obwohl sie
Millionen Euro verdienen, eine
Steuerentlastung von 100.000
Euro brauchen. Ich sage: Das hat
niemand versprochen. Wir haben
vielmehr versprochen, dass wir so
lange die Aufgaben der deutschen
Einheit finanzieren, wie es not-
wendig ist. Und da ist noch etwas

zu tun, wie jeder
weiß, der in
Deutschland he-
rumkommt. Und
ich sage: Es ist rich-
tig, dass diejenigen,
die sehr hohe Ein-
kommen haben,
diesen solidari-
schen Beitrag auch
in den nächsten

Jahren noch leisten.
Dass wir in dieser Weise durch

viele Maßnahmen dazu beigetra-
gen haben, dass die Einkommen
der Bürgerinnen und Bürger besser
werden, hat auch einen messbaren
Effekt auf die Konjunktur. Wir alle
diskutieren über die wirtschaftli-
che Entwicklung; aber mittlerweile
bestätigen uns auch viele, dass es
durch die Maßnahmen, die dieses
Haus beschlossen hat, und durch
die Maßnahmen, die die Bundes-
regierung auf den Weg gebracht
hat, einen Impuls für die wirt-
schaftliche Entwicklung im Inland
gibt. Es können bis zu 0,7 Prozent
des Sozialproduktes sein, die sich
allein auf Maßnahmen der Bun-
desregierung, des Bundestages
stützen. Wir haben die Binnen-
konjunktur gestärkt, und das ist
auch richtig so, meine Damen
und Herren!

Und natürlich, auch das gehört
dazu, haben wir noch einige Din-
ge vor, die zu organisieren und zu

finanzieren nicht leicht wird. Aber
es wird gehen, weil wir jetzt die
Grundlagen dafür schaffen, indem
wir auf eine solide Haushaltspoli-
tik, auf eine seriöse Haushaltspoli-
tik bestehen. Ich nenne ein The-
ma, das sich diese Regierung vor-
genommen hat und das eine gro-
ße Herausforderung sein wird,
nämlich die Situation von Rentne-
rinnen und Rentnern in diesem
Land zu verbessern, indem wir in
Deutschland so etwas wie eine
Grundrente wieder einführen;
denn das ist notwendig. Wenn vie-
le Bürgerinnen und Bürger auf das
schauen, was sie nach einer ganz
anstrengenden Lebensleistung an
Rente bekommen, dann denken
sie: Das darf doch nicht wahr sein.
Und wir als Deutscher Bundestag
und als Bundesregierung sollten
uns gemeinsam vornehmen, die-
sen Bürgerinnen und Bürgern bei-
zustehen. Sie haben es verdient,
sie haben viel geleistet in ihrem
Leben.

Eins ist aber auch klar: Man
kann ein Gemeinwesen nicht gut
finanzieren, man kann eine Ge-
sellschaft, die zusammenhält,
nicht organisieren, wenn es ein
Steuersystem gibt, das nicht ge-
recht ist. Deshalb war es aus mei-
ner Sicht wichtig, dass wir zum
Beispiel mit dem Soli einen Bei-
trag zur gerechten Finanzierung
unserer gemeinsamen Aufgaben
geleistet haben. Deshalb bleibt es
auch richtig, dass wir alles unter-
nehmen, damit sich nicht einige
auf die eine oder andere Weise der
Steuerzahlungspflicht entziehen
und ihren Beitrag zur Finanzie-
rung des Gemeinwesens, den sie
angesichts ihrer wirtschaftlichen
Möglichkeiten leisten könnten,
nicht leisten. Wir müssen alles un-
ternehmen, damit solche Prakti-
ken unterbunden werden, meine
Damen und Herren!

Zum Beispiel haben wir ein Ge-
setz auf den Weg gebracht, das
sich jetzt unmittelbar auswirkt, in-
dem wir die Möglichkeiten be-
grenzt haben, online Umsatzsteu-
erbetrug zu begehen. Die Plattfor-
men, die dort als Handelsplattfor-
men dienen, haben sich jetzt in
zunehmendem Maße angemeldet.
Das wird zu Mehreinnahmen füh-
ren, wo bisher viele Steuern über-
haupt nicht abgeführt worden
sind. Wir leisten einen Beitrag zur
Steuerehrlichkeit, aber wir finan-
zieren damit auch unser Gemein-
wesen. Gut, dass wir das gemacht
haben.

Meine Damen und Herren, da-
zu gehört, dass wir das, was übri-
gens auch im Zusammenhang mit
der Bekämpfung von Schwarzgeld-
strömen, von Steuerhinterzie-
hungsmöglichkeiten und der Fi-
nanzierung von Dingen, die pro-
blematisch sind, steht, auch inter-
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Für mich ist eine
ganz wichtige
Frage die Pro-
blematik der

Altschulden der
Kommunen.
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national diskutieren, nämlich dass
Immobiliengeschäfte nicht miss-
braucht werden können für die Fi-
nanzierung von Dingen, die sich
nicht gehören. Aus diesem Grun-
de, aber auch weil es aus Fairness-
gründen nicht sein kann, dass ge-
rade beim Verkauf großer Immo-
bilien die Grunderwerbsteuer, die
jeder zahlen muss, von einigen
nicht gezahlt wird, ist es richtig,
dass die Bundesregierung jetzt ei-
nen Gesetzentwurf auf den Weg
gebracht hat, der solche Share
Deals unterbindet und dazu bei-
trägt, dass eine bessere Finanzie-
rung durch die Zahlung von
Grunderwerbsteuer auch von den-
jenigen geleistet wird, die sehr
große Immobilienkomplexe ver-
kaufen.
Wir haben noch einiges vor: Da-

zu zählt zum Beispiel die Anzeige-
pflicht, die wir für Steuergestal-
tungsmodelle vorsehen. Da wer-
den wir europäische Vorhaben
umsetzen. Und wenn es nach mir
geht, werden wir auch Wege fin-
den, wie das im nationalen Rah-
men gleichermaßen gemacht wer-
den kann. Wir sollten uns in die-
ser Hinsicht vielleicht mal ein Bei-
spiel an den Briten nehmen, die
das seit Jahrzehnten schon sehr er-
folgreich machen. Ich glaube, wir
müssen rechtzeitig Wind davon
bekommen, wenn neue Steuerge-
staltungsmodelle erfunden wer-
den, und wir müssen dann recht-
zeitig gegen sie vorgehen können.
Aus meiner Sicht gehört zur Ge-

rechtigkeit auch, dass wir verste-
hen, dass in der Welt, in der wir
heute leben, viele Dinge, die uns
wichtig sind, gar nicht mehr allein
auf nationalem Boden bewegt und
entschieden werden können. Des-
halb brauchen wir internationale
Kooperationen und internationale
Verständigung über die Fragen, die
für die Zukunft von allergrößter
Bedeutung sind.
Aus meiner Sicht zählt dazu

zum Beispiel, dass wir etwas dage-
gen tun, dass große globale Kon-
zerne sich der Besteuerung entzie-
hen. Deshalb haben wir eine Ini-
tiative eingebracht in die interna-
tionalen Strukturen, in die Orga-
nisation für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung,
OECD, und in die Treffen der Fi-
nanzminister und Regierungschefs
der G-7- und G-20-Staaten, und
gesagt: Wir wollen ein globales
System der Mindestbesteuerung
etablieren, damit wenigstens über-
all fair Steuern gezahlt werden
und nicht einige, die die Möglich-
keiten dazu haben, irgendwo kei-
ne oder fast keine Steuern zahlen.
So wie es aussieht, werden wir im
nächsten Jahr zu einer Verständi-
gung kommen. Die Diskussionen
sind sehr weit vorangeschritten.
Das betrifft dann nicht nur die

Frage, wie wir zu einer solchen
globalen Mindestbesteuerung
kommen können, sondern auch

eine Frage, die dazu Schnittmen-
gen hat, nämlich: Wie können wir
die veränderten Geschäftsmodelle,
die sich für globale Internetplatt-
formen ergeben, so in den Griff
bekommen, dass auch von denen
Steuern gezahlt werden? Auch die-
ses Problem muss bei dieser Gele-
genheit gelöst werden. Alles sieht
danach aus, dass es uns gelingt.
Und dann gibt es noch ein The-

ma, das diese Regierung sich
schon zum zweiten Mal vorge-
nommen hat, es stand schon im
Koalitionsvertrag
der letzten Wahlpe-
riode, und es sieht
so aus, dass wir da-
zu jetzt miteinan-
der etwas zustande
bringen werden,
nämlich die Ver-
ständigung darü-
ber, dass wir wie in
anderen Ländern,
zum Beispiel in
England an der Londoner Börse
oder in Frankreich an der Pariser
Börse, auch in Deutschland eine
Besteuerung von Finanztransaktio-
nen vornehmen. Wir haben uns in
dieser Frage darauf verständigt,
dass wir versuchen wollen, das
über eine verstärkte Zusammenar-
beit in der Europäischen Union
zu schaffen. Die Arbeitsgruppe da-
zu tagt mit großer Intensität. Und
auch hier hoffe ich, dass wir jetzt
kurz davor stehen, eine Verständi-
gung herbeizuführen, die zwei
Dinge beinhaltet:
Das ist zum einen die Frage, wie

die Steuer erhoben wird. Unser
Vorschlag ist, sich an dem gut
funktionierenden französischen
Beispiel zu orientieren; denn was
irgendwo anders klappt, das kann
man ja in Deutschland auch ma-
chen. Im Übrigen ist das nicht so
unterschiedlich zu dem Modell,
das in Großbritannien heute prak-
tiziert wird. Diejenigen, die uns
jetzt also von überall warnen und
sagen, das könne man nicht ma-
chen, weil das etwa den Wirt-
schaftsstandort Deutschland be-
einträchtigen würde, irren sich ge-
waltig; denn diese beiden großen
Länder zeigen, dass das überhaupt
keine Beeinträchtigung mit sich
bringt, sondern eine gute Mög-
lichkeit der Besteuerung ist, die
fair ist. Es beklagen ja viele, dass
dieser Teil des Wirtschaftsgesche-
hens sich bisher einer solchen Be-
steuerung entzogen hat, meine
Damen und Herren.
Wir haben dazu aber auch ge-

sagt: Ja, es muss dann so sein, dass
wir diese Aufgabe so lösen, dass
unter den Ländern, die eine sol-
che Steuer erheben, Fairness
herrscht. Deutschland hat einen
großen Markt, andere Länder nur
sehr kleine. Das müssen wir zu-
sammenbringen. Auch das steht
jetzt zur Debatte.
Eins will ich bei dieser Gelegen-

heit noch sagen: Weil alle gemerkt

haben, dass das jetzt nicht nur in
irgendwelchen Papieren, Verträgen
oder Vorhaben von Regierungen
steht, sondern dass die Umset-
zung dieser Vereinbarung unmit-
telbar vor der Realisierung steht,
haben seit zwei, drei Monaten die
Lobbyisten dieser Republik ange-
fangen, sich im Internet als Influ-
encer zu diesem Thema zu äu-
ßern, überall in Veröffentlichun-
gen zu sagen, dass sie das nicht
wollen. Ich betrachte den lobbyis-
tischen Aufstand in dieser Frage

als ein gutes Zei-
chen, dass wir un-
mittelbar vor der
Realisierung eines
wichtigen Projektes
dieser Regierung
stehen. Auch das
will ich dazusagen:
Wir werden uns
nicht beeindrucken
lassen, sondern das
Vorhaben durchzie-

hen, das wir uns im Interesse der
Bürgerinnen und Bürger dieses
Landes vorgenommen haben.
Meine Damen und Herren, ich

habe gesagt, dass es, um in einer
Welt, die unsicherer wird, einen
guten Weg zu gehen, eine wichtige
Aufgabe für die Zukunft ist, dafür
zu sorgen, dass die Gesellschaft
zusammenhält, und ein paar Bei-
spiele benannt, die genau auf die-
ses Thema zielen, weil sie dazu
beitragen, dass Deutschland ein
gerechteres Land wird, als es heute
ist. Gleichzeitig geht es aber da-
rum, dass wir die
Zukunft auch da-
durch gewinnen,
dass wir in richti-
ger Weise investie-
ren. Deshalb ist es
gut, wie ich ein-
gangs schon gesagt
habe, dass der
Haushalt, den wir
hier vorlegen, ein
expansiver Haus-
halt ist. Wir haben die Möglich-
keiten genutzt, die sich für uns er-
geben. Ich habe die Stichworte ja
alle schon gehört: Manche mei-
nen, sie kritisierten damit die Re-
gierung. Aber ich sage: Sie loben
uns. Also: Wir haben den Spiel-
raum genutzt, den wir mit unserer
Rücklage haben. Wir haben schon
im Koalitionsvertrag vorgesehen,
dass wir sie einsetzen wollen für
eine aktive Investitionspolitik. Ge-
nau das haben wir gemacht und
in den nächsten Jahren vor.
Wir nutzen die geringeren Zins-

aufwendungen für höhere Investi-
tionen und eine expansive Haus-
haltspolitik, um die wirtschaftli-
che Lage in unserem Land zu sta-
bilisieren. Auch das ist richtig.
Wenn uns das als Kritik vorgehal-
ten wird, dann sage ich: Es ist ein
Lob; denn wir tun genau das, was
in dieser Zeit notwendig und rich-
tig ist, meine Damen und Herren.
Und wir schaffen das in einem

Rahmen, in dem das trotzdem
nicht dazu führt, dass wir neue
Schulden machen. Das ist dann
natürlich die besondere Leistung.
Was die Investitionen betrifft,

hört man hier ja immer schöne
Zahlen. Ich bin ganz besonders
beeindruckt, weil man angesichts
der Investitionsvorschläge, die ge-
genwärtig aus allen politischen La-
gern erhoben werden, sieht, dass
alle mal zehn rechnen können. Es
wird also, richtigerweise, für das
nächste Jahrzehnt eine Menge an
Investitionen gefordert. Wenn wir
jetzt bei etwa 40 Milliarden Euro
Investitionen pro Jahr sind und in
der Finanzplanung sichtbar ge-
macht haben, dass wir das die
nächsten Jahre auch durchhalten
können, sage ich mal für das
nächste Jahrzehnt: Es werden min-
destens 400 Milliarden Euro In-
vestitionen sein, die dieser Bun-
deshaushalt schultert. Das ist ein
Beitrag zur Stabilisierung der Kon-
junktur und der Zukunftsfähigkeit
unseres Landes. Weil wir die
nächsten Jahre natürlich dazu nut-
zen werden, den Aufwand weiter
zu steigern, wird es noch mehr.
Aber wir wollen ja die Seriösen

in dieser Debatte sein. Deshalb
rechnen wir mit den Zahlen, die
heute da sind, und nicht mit ir-
gendwelchen fantastischen An-
nahmen. Trotzdem: Es bleibt eine
große Leistung, dass wir die
höchste Summe an Investitionen
in diesem Haushalt seit sehr sehr
langer Zeit untergebracht haben.

Die Steigerung in
den letzten drei
Haushalten stellt ei-
ne aktive Steigerung
zugunsten von In-
vestitionen dar. Das
hat diese Regierung
richtig gemacht. Aus
meiner Sicht muss
es auch so weiterge-
hen.
Weil uns Investi-

tionen so wichtig sind, weil sie ei-
ne so zentrale Rolle für die Zu-
kunft spielen, haben wir, übrigens
mit der Hilfe fast des ganzen Hau-
ses; das will ich ausdrücklich sa-
gen, in diesem Jahr mehrfach das
Grundgesetz geändert, um die In-
vestitionstätigkeit steigern zu kön-
nen. Zum Beispiel haben wir si-
chergestellt, dass der soziale Woh-
nungsbau, der in Deutschland so
wichtig ist, nicht im nächsten Jahr
endet. Wir haben das Grundgesetz
geändert, damit auch in den 20er-
Jahren sozialer Wohnungsbau
stattfinden kann. Ich sage hier:
Wir werden ihn mit vielen Milliar-
den aus dem Bundeshaushalt in
den nächsten Jahren noch unter-
stützen. Es ist richtig: Wir brau-
chen mehr Sozialwohnungen in
Deutschland, als es heute der Fall
ist.
Es gibt eine große Debatte darü-

ber, wie viele es sein sollen. Ich
will aus meinem Herzen keine

Mördergrube machen. Wenn wir
erreichen wollen, dass die Zahl
der Sozialwohnungen in Deutsch-
land nicht sinkt, dann müssen in
diesem Land jährlich ungefähr
80.000 Sozialwohnungen gebaut
werden. Das ist eine gemeinsame
Anstrengung von Gemeinden,
Ländern und Bund. Der Bund hat
seine Voraussetzung dazu geschaf-
fen, indem er jetzt die Möglichkeit
hat, diese Mittel weiter bereitzu-
stellen. Wir werden es tun. Die
Bürgerinnen und Bürger dieses
Landes haben es verdient.
Und weil ja manche denken:

Wenn wir über geförderten Woh-
nungsbau reden, dann betrifft es
sie nicht selbst, will ich sagen: Das
ist ein großer Irrtum; denn in
praktisch jeder deutschen Stadt
hat die Hälfte aller Haushalte
theoretisch den Anspruch auf ei-
nen Wohnberechtigungsschein.
Das ist ein Zeichen dafür, wie we-
nig an einigen Stellen hierzulande
verdient wird und wie sehr es not-
wendig ist, dass wir eine solche
Aufgabe wie den preiswerten Neu-
bau bei Wohnungen auch zu einer
Aufgabe der gesamten öffentli-
chen Hand machen. Wir haben
das investiv möglich gemacht.
Das Gleiche gilt für die anderen

großen Themen, die sich mit un-
seren jungen Leuten beschäftigen:
Kitas und Schulen. Auch dort ha-
ben wir das Grundgesetz geändert,
um besser helfen zu können und
bessere Unterstützung geben zu
können. Und wir haben die Mittel
bereitgestellt, damit es in Deutsch-
land qualitativ bessere und mehr
Ganztagsangebote gibt und damit
es auch möglich ist, Gebühren zu
senken. Das sind drei große He-
rausforderungen für Gemeinden,
Länder und Bund. Wir leisten un-
seren Beitrag dazu. Die Bundesmi-
nisterin hat alle wichtigen Vorha-
ben auf den Weg gebracht, damit
es überall in Deutschland stattfin-
den kann.
Es ist wirklich eine gute Sache,

zu sehen, wenn Franziska Giffey
praktisch im Wochenrhythmus ir-
gendwo in Deutschland einen Ver-
trag unterschreibt, in dem diese
Dinge auch real umgesetzt wer-
den. Ich glaube, das ist ein guter
Fortschritt für unser Land und ein
Zeichen dafür, dass wir auf die Zu-
kunft setzen.
Die hohen Investitionen, die

wir heute haben, und die Mittel,
die wir in diesem Zusammenhang
nutzen, sind natürlich nur dann
sinnvoll einsetzbar, wenn sie auch
ausgegeben werden. Deshalb ist es
so wichtig, dass wir mit diesem
Haushalt, mit unserer Finanzpla-
nung und mit unserer politischen
Strategie das klare Signal aussen-
den: Investitionen in Infrastruktur,
Investitionen in Krippen und Ki-
tas, Investitionen in den Woh-

Fortsetzung auf nächster Seite

Es ist gut, dass
der Haushalt,
den wir hier
vorlegen, ein
expansiver
Haushalt ist.
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wohnungen

in Deutschland,
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nungsbau wird es auch im ganzen
nächsten Jahrzehnt geben. Denn
wir müssen überall dafür Sorge
tragen, dass die Planungskapazitä-
ten in den Gemeinden, in den
Ländern und bei den Unterneh-
men wieder ausgebaut werden.
Dass wir unser Geld, das wir be-
reitstellen, nicht überall loswer-
den, ist ein Missstand, der schnell
beendet werden muss. Da muss
unser ganzes Land zusammenar-
beiten und auf die Zukunft setzen.
Eines will ich im Hinblick auf

die Investitionen und die Finanz-
planung doch noch sagen: Aus
meiner Sicht ist es ganz zentral,
dass wir mit der Solidität der letz-
ten Jahre und der Solidität, die die
Finanzplanung und der Haus-
haltsentwurf für das nächste Jahr
vorsehen, die Grundlagen dafür
geschaffen haben, dass wir in ei-
ner wirtschaftlich schwierigen Si-
tuation handeln können; denn
dann wird es schon sehr auf uns
ankommen, als größte Volkswirt-
schaft mitten in der Europäischen
Union, ob wir einer sich ins Nega-
tive wendenden Konjunktur etwas
entgegenhalten können.
Aus meiner Sicht ist es deshalb

ganz zentral, dass wir mit den so-
liden Finanzgrundlagen, die wir
heute haben, in der Lage sind, mit
vielen, vielen Milliarden gegenzu-
halten, wenn tatsächlich in
Deutschland und Europa eine
Wirtschaftskrise ausbricht. Wir
werden es dann auch tun. Das ist
gelebter Keynesianismus, wenn
man das so sagen will. Es ist eine
aktive Politik gegen die Krise, aber
dazu muss sie erst einmal da sein,
meine Damen und Herren. Nur
dass wir es können, ist erst einmal
die Botschaft. Dass wir es tun wer-
den, ist die zweite Botschaft, die
sich auch an die Wirtschaft und
alle in unserem Land richtet, weil
es natürlich zentral ist für die Zu-
kunftsfähigkeit unserer Gesell-
schaft.
Ich will ausdrücklich sagen, dass

die Lage aber gegenwärtig so ist,
dass wir zwar eine sich abschwä-
chende Konjunktur haben, dass es
aber unverändert lauter Sympto-
me gibt, die nichts mit einer Krise,
die nach unten marschiert, zu tun
haben. Wir haben einen Fachkräf-
temangel. Wenn aber ein paar
Hunderttausend Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer mit guter
Qualifikation an den richtigen Fa-
briken und Bürogebäuden an-
klopfen würden, würden sie alle
morgen früh eingestellt. Das ist
die wirtschaftliche Lage, in der wir
uns befinden.
Wir haben eine Baukonjunktur,

bei der unverändert die Kapazitä-
ten überausgelastet sind und wir
dringend dafür werben, dass end-
lich in den Kapazitätsausbau in-
vestiert wird. Denn wenn man in
Deutschland 400.000 Wohnungen
im Jahr bauen will, wenn man die
Infrastruktur so weiterentwickeln

will, wie wir das hier finanziell
möglich machen, dann brauchen
wir größere heimische Kapazitä-
ten, zum Beispiel in der Bauwirt-
schaft, als sie heute überhaupt
existieren. Auch das hat etwas mit
Zukunftsfähigkeit zu tun.
Womit unsere wirtschaftliche

Lage gegenwärtig zu kämpfen hat
und was dazu führt, dass sich das
weltweit gegenwärtig nicht in die
richtige Richtung entwickelt, das
wissen wir ziemlich genau. Es hat
etwas damit zu tun, was Christine
Lagarde noch als Chefin des Inter-
nationalen Währungsfonds so
treffend formuliert hat: mit den
man-made Problems. Damit sind
Handelsstreitigkeiten gemeint,
insbesondere zwischen den USA
und China, die jetzt schon viel zu
lange dauern. Das will ich mit al-
lem Ernst sagen: Zölle sind ir-
gendwie der falsche Trend. Ich
glaube, dass wir wieder zurück-
kommen müssen zu einer Situati-
on, in der ein regel-
basierter, geordne-
ter, internationale
Arbeitsbedingun-
gen, faire Lieferket-
ten und Umwelt-
schutzfragen be-
achtender freier
Handel das ist, was
unseren Wohlstand
in der Welt schafft.
Aber es sind gar

nicht die Zölle das Entscheidende;
das muss hier klar gesagt werden.
Das größte Problem für die Welt-
wirtschaft ist, dass keiner weiß,
wie es demnächst weitergehen
wird. Wenn das zwei Monate der
Fall ist, wenn das drei Monate der
Fall ist und wenn das fünf Monate
der Fall ist, dann hat das noch kei-
ne großen Auswirkungen. Aber
jetzt geht dieser Streit schon zu
lange, und überall in der Welt
warten Unternehmen darauf, dass
sie endlich das positive Signal
kriegen, dass die Sache sich wieder
in eine andere Richtung bewegt,
damit sie endlich investieren kön-
nen. Deshalb muss man aus dem,
was Christine Lagarde gesagt hat,
auch den richtigen Schluss ziehen:
Man-made Problems können
auch von denen wieder gelöst
werden. Es ist dringend erforder-
lich, dass die USA und China zu
einer Verständigung in dem Han-
delsstreit kommen. Zu den Zu-
kunftsaufgaben, die vor uns lie-
gen, gehört auch der menschenge-
machte Klimawandel. Ich will aus-
drücklich sagen: Es ist einer, den
die Menschen gemacht haben mit
ihrer wirtschaftlichen und indus-
triellen Tätigkeit. Er hat mittler-
weile ein Ausmaß erreicht, das wir
alle gemeinsam als bedrohlich
empfinden können und empfin-
den müssen.
Eigentlich ist es ja so, dass wir

das schon lange wissen. Ich erin-
nere mich jedenfalls an die Bü-
cher, die mich als noch nicht

20-Jährigen sehr bewegt haben,
über die „Menschheit am Wende-
punkt“ und über die „Grenzen des
Wachstums“, die der Club of Ro-
me damals geschrieben hat. Nun
hat er sich mit seinen Prognosen
ein wenig vertan. Wenn man die
heutige Entwicklung betrachtet, ist
es auf alle Fälle so, dass der da-
mals prognostizierte Mangel an
Rohstoffen, fossilen Rohstoffen
zum Beispiel, gar nicht eingetreten
ist, sondern diese bedrückender-
weise noch lange zur Verfügung
stehen. Die reale Situation ist aber
trotzdem die, dass wir es in den
letzten Jahrzehnten nicht geschafft
haben, all die notwendigen Ent-
scheidungen zu treffen, die ver-
hindern, dass die Erderwärmung
so weitergeht, dass das Klima so
bedroht wird. Jetzt ist es fünf vor
zwölf. Wir müssen handeln. Die
Bürgerinnen und Bürger erwarten
das von dieser Regierung und von
diesem Parlament – zu Recht.

Wir werden des-
halb auch nicht mit
kleinen Maßnah-
men durchkommen
und auch nicht mit
mehr vom Selben.
Unter „mehr vom
Selben“ begreife ich
das Vorgehen, nur
weitere Förderpro-
gramme aufzulegen
und zu sagen: Das

war die ganze Politik. Der Energie-
und Klimafonds der Bundesregie-
rung, über den ich gleich noch
zwei Sätze sagen will, ist ein sicht-
bares Zeichen dafür, dass bloße
Förderprogramme alleine nicht
ausreichen. Wir haben in diesem
Fonds eine ganze Reihe von För-
dermaßnahmen aufgeschrieben,
die alle nicht abgefragt und nicht
genutzt werden. Deshalb sage ich:
Es ist dringend erforderlich, dass
wir zu einer Gesamtregelung kom-
men, in der Fördermaßnahmen
ein wichtiger Teil sind, aber nicht
die ganze Politik. Das wird nicht
reichen.
Wir haben übrigens entschie-

den, dass wir diesen Fonds, anders
als es in den letzten Jahren üblich
war, nicht mit dem Haushalt zu-
leiten. Denn: Wenn unsere Analy-
se richtig ist, dass darunter viele
Maßnahmen sind, die sich als
nicht effektiv erwiesen haben, wir
aber für den Bereich Verkehr oder
in der Frage, wie unsere Häuser
gedämmt werden und wie wir hei-
zen, in der Frage, wie sich die
Landwirtschaft entwickelt, in der
Frage der Abfallwirtschaft und der
kleinen Industrie, das sind all die
Bereiche, um die es jetzt geht,
wichtige Entscheidungen voran-
bringen wollen, dann sollten wir
auf effektive Maßnahmen setzen
und das, was uns dafür wichtig ist,
umsetzen. Deshalb ist es richtig,
dass der Energie- und Klimafonds
nach den Beratungen der Bundes-
regierung zu den Klimaentschei-

dungen Ende dieses Monats zuge-
leitet wird und nicht vorher. Das
ist der richtige Weg, meine Damen
und Herren.
Ich akzeptiere, dass die übliche

Kritik kommt, die immer lautet,
dass man doch alles viel früher
hätte machen können. Diese Kri-
tik ist berechtigt. Allerdings sollte
jeder, der sie ausspricht, sich an
seine eigene Nase fassen. Er war
auch dabei, als zu wenig gesche-
hen ist. Das gilt übrigens für prak-
tisch alle Fraktionen dieses Hau-
ses, auch für diejenigen, die sich
sehr für den Klimaschutz einset-
zen. Und deshalb ist es aus mei-
ner Sicht richtig, dass wir jetzt mit
einem richtigen Neustart dazu
beitragen, dass es auch richtig
klappt.
Ein paar Dinge, um die wir uns

jetzt kümmern müssen, haben wir
schon angepackt, zum Beispiel
den Ausstieg aus der Atomenergie.
Dieser wurde vor langer Zeit auf
den Weg gebracht und wird nun
Anfang des nächsten Jahrzehnts
realisiert. Das war eine richtige
Entscheidung, meine Damen und
Herren. Für mich war das, das will
ich an dieser Stelle gerne sagen,
ein besonderer Moment, dass ich
als neugewählter Bundestagsabge-
ordneter nach 1998 mitentschei-
den konnte, dass die Atomkraft-
werke, gegen die ich demonstriert
hatte, nun Stück für Stück abge-
baut werden. Genauso richtig ist
es, dass wir einen solchen Prozess
für die Kohleverstromung in
Deutschland auf den Weg ge-
bracht haben. Wir werden spätes-
tens in 20 Jahren aus der Kohle-
verstromung aussteigen. Das ist
ein zentraler Beitrag zum Klima-
schutz in diesem Land, meine Da-
men und Herren. Damit das ge-
lingt, muss investiert werden, üb-
rigens nicht immer vom Staat,
sondern ganz oft auch privatwirt-
schaftlich. Dazu zählt zum Bei-
spiel der Ausbau des Übertra-
gungsnetzes für Strom, dazu ge-
hört der Ausbau und die Weiter-
entwicklung der Gasnetze und da-
zu gehört zum Beispiel der Ein-
stieg in neue Erzeugungsformen,
die regelbar sind, zum Beispiel
durch massive Investitionen und
durch Förderung der Wasserstoff-
wirtschaft. Dazu zählt selbstver-
ständlich, dass wir die erneuerba-
ren Energien weiter ausbauen.
65 Prozent bis 2030, das ist das
Ziel dieser Regierung, und wir
werden alles dafür tun, dass das
auch tatsächlich klappt.
Wir müssen dafür sorgen, dass

die Dinge, die wir mit Europa zu-
sammen auf den Weg gebracht ha-
ben, jetzt auch funktionieren kön-
nen. Die Europäische Union hat
weitreichende Entscheidungen ge-
troffen hinsichtlich der
CO2-Emissionen, die Fahrzeuge
2030 haben dürfen. Das hilft uns
jetzt bei der Bekämpfung des
menschengemachten Klimawan-

dels. Das waren sehr ehrgeizige
Ziele. Nun erleben wir, dass die
deutsche Industrie Milliarden in
alternative Antriebstechniken und
Antriebsformen investiert, die für
die Zukunft wichtig sind: Elektro-
mobilität, Plug-in-Hybride. Es
geht zum Beispiel auch um Ent-
scheidungen im Hinblick auf die
Frage: Wie kriegen wir es hin, dass
auch bei größeren Fahrzeugen ir-
gendwann Brennstoffzellen und
Wasserstoff eine Rolle spielen?
Diese Investitionen müssen wir
unterstützen. Wenn wir in Zu-
kunft so langsam vorankommen
wie bisher, was den Ausbau von
Ladestationen betrifft, dann wer-
den wir nicht schnell genug sein.
Wir müssen schon das Tempo und
die Kraft haben, die wir schon ein-
mal in diesem Land hatten, als es
darum ging, Eisenbahnstrecken
und Straßen zu bauen. Dieses
Tempo brauchen wir jetzt auch
beim Ausbau von Ladestationen.
Wir müssen sicherstellen, dass es
in diesem Land Millionen davon
gibt und nicht ein paar Zehntau-
send.
Manche Investitionen müssen

sehr langfristig vorbereitet werden.
Wir sagen jetzt alle zu Recht, und
ich sage: sehr zu Recht: Wir wer-
den uns nicht nur auf die Frage
konzentrieren können, wie die
Antriebe von Fahrzeugen in Zu-
kunft sein werden, sondern wir
müssen zum Beispiel auch das
Schnellbahnnetz ausbauen und
mehr U- und S-Bahnen bauen, da-
mit Umstiegsmöglichkeiten über-
haupt existieren. Auch ein wichti-
ges Thema ist: Wir müssen dafür
sorgen, dass die Stationen alle be-
hindertenfreundlich und barriere-
frei sind, anders als das heute der
Fall ist. Das ist mit hohen Investi-
tionen verbunden, die mit einem
langen Vorlauf auf den Weg ge-
bracht werden müssen. Wenn
heute eine Stadt und ein Land ent-
scheiden, eine neue S-Bahn- oder
eine neue U-Bahn-Strecke auf den
Weg zu bringen, wird sie erst in
den 30er-Jahren vollendet sein.
Aber das ist für uns kein Grund,
sich zurückzulehnen, sondern ein
Grund, jetzt den Weg zu bereiten,
damit diese Planungen auf den
Weg gebracht werden und in die-
sem, im nächsten und im über-
nächsten Jahrzehnt diese Dinge
stattfinden.
Es hilft ja manchmal, dass man

auch schon mal etwas anderes ge-
macht hat, in diesem Fall ich als
Bürgermeister. Die erste Entschei-
dung, die ich in der ersten Woche,
als ich neu gewählt war, getroffen
hatte, war, eine U-Bahn-Strecke zu
verlängern; für diejenigen, die sich
in Hamburg auskennen: von der
HafenCity Universität zu den Elb-
brücken, 1,4 Kilometer. Als die
Strecke 2019 eingeweiht wurde,
war ich schon nicht mehr Bürger-
meister, sondern Bundesminister
der Finanzen. Das zeigt, wie drin-

Wir werden
spätestens in
20 Jahren aus
der Kohlever-
stromung aus-

steigen.
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Peter Boehringer, AfD:

Kein realer
Aufwuchs in 2020

Peter Boehringer (*1969)
Landesliste Bayern

Wir haben gehört: „Wir
schaffen das – Teil 2“.
Die Regierung stellte

und stellt heute keine seriöse
Haushaltsplanung vor. Von einer
vollständigen und realistischen
Abbildung aller Belastungen sind
wir erneut weit entfernt. Der Fi-

nanzminister will in den nächsten
zwölf Monaten verzweifelt auf ge-
duldigem Papier noch den Schein
der Haushaltssolidität aufrechter-
halten. Dabei ist übrigens die ak-
tuelle Steuerflut eine Leistung der
Bürger und Unternehmen, nicht
der Regierung.

Doch die Kassenlage wird 2020
anders aussehen. Ebenso wie die
GroKo ächzen inzwischen viele
Unternehmen. Wir erleben gerade
die letzten warmen Steuersom-
mertage vor dem konjunkturellen
Winter. Die gängelnde Politik ge-
gen deutsche Schlüsselindustrien
aus rein ideologischen Gründen
wird am Arbeitsmarkt und im
Haushalt ein Desaster anrichten,
auch wenn CO2-Gebühren erst
einmal noch mehr Geld in die
Kassen spülen werden.

Die Einnahmeseite des Haus-
halts ist zudem durch die histo-

risch nie gesehenen Konjunktur-
dauerprogramme der Zentralbank
positiv verzerrt. Ab Herbst wird
die EZB schon wieder 200 Milliar-
den Euro zusätzliches Luftgeld ins
System schießen. Zentralbanken
zerstören mit dieser Voodoo-Öko-
nomie wirklich alle Märkte. Mit
Nullzinskrediten ist alles finan-
zierbar, auf Kosten der Bürger;
denn dieser Ausnahmezustand
enteignet Sparer und Rentner
ebenso wie Mieter durch die Im-
mobilienpreisblase.

Der Staat spart so pro Jahr mehr
als 100 Milliarden Euro, die Bür-
ger verlieren diesen Betrag. Ohne
diesen absoluten Sondereffekt wä-
re der Haushalt niemals ausgegli-
chen. Gerechterweise müsste diese
Zinsersparnis unmittelbar zu Steu-
ersenkungen führen. Immerhin ist
sie die Kehrseite der durch Minus-
zinsen kaputtgeschlagenen Alters-

vorsorge der Menschen. Die Null-
prozentgeldpolitik ist eine Kriegs-
erklärung an die Bürger. Faktisch
ist damit die von der SPD doch so
heißgeliebte Vermögensteuer ei-
gentlich bereits wieder eingeführt.

Doch was macht das Finanzmi-
nisterium? Man schafft noch nicht
einmal die überfälligste aller Steu-
ern ab: den Soli. Dabei wird der
Soli bereits ab 2020 keine Rechts-
grundlage mehr ha-
ben. Die AfD, der
Wissenschaftliche
Dienst, der Bundes-
rechnungshof sehen
das so. Das Finanz-
ministerium weiß
das auch ganz genau,
gibt es aber offiziell
nicht zu. Sogar der
ehemalige Leiter der
BMF-Steuerabteilung klagt gegen
die weitere Soli-Erhebung, ebenso
der Steuerzahlerbund. Damit be-
steht schon im nächsten Jahr ein
Haushaltsrisiko von 20 Milliarden
Euro, für die ganze Planungsperi-
ode sogar von 54 Milliarden Euro.
Herr Minister, ist das Ignorieren
der Rechtsmeinung all dieser Insti-
tutionen seriös? Sie riskieren ein
Milliardendesaster für kommende

Steuerzahler.
Weiterhin ist es eine anhaltende

Vernebelung, beim Soli von – Zi-
tat – 90 Prozent Nichtmehrzah-
lern zu sprechen, wenn doch
mehr als 50 Prozent des Soliauf-
kommens erhalten bleiben. Sie
schaffen materiell nur den halben
Soli ab, der Rest ist ein rhetori-
scher Trick, nichts anderes. Und
selbst diese rhetorischen 90 Pro-

zent Nichtzahler
sind noch eine
Falschangabe: Da
die Solizahlung
auf Erträge der oh-
nehin gemolke-
nen Sparer erhal-
ten bleibt, sind es
in Wirklichkeit
mehr als 10 Pro-
zent der Steuer-

zahler, die den Soli weiterzahlen
werden.

Dann das Thema Klima. Der
Bundestag wäre ja heute der Ort,
um über das sagenumwobene Kli-
mabudget zu sprechen. Doch von
der Regierung wurde und wird uns
nun eine Haushaltsplanung vorge-
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Fortsetzung auf nächster Seite

Die Null
prozentgeld-

politik ist
eine Kriegs-

erklärung an die
Bürger.

gend jetzt sofortiges Handeln ist.
Die zweite Entscheidung, die

ich getroffen hatte, war, eine
S-Bahn-Strecke neu zu bauen. Das
hat die Bürgerschaft mitgemacht,
das Land Schleswig-Holstein und
die Bundesrepublik Deutschland
auch. Diese Planung ist jetzt,
2019, beendet, und die Strecke
wird Anfang der 20er-Jahre fertig-
gestellt sein. Das ist ein klares Zei-
chen dafür, wie lang die Vorläufe
sind, aber auch dafür, wie richtig
es ist, genug Geld in diesem Be-
reich zu investieren.

Neben all den Maßnahmen, die
wir in diesem Zusammenhang
brauchen, brauchen wir natürlich
auch ein System der CO2-Beprei-
sung. Auch darüber diskutieren
wir jetzt. Wir machen das sehr
sorgfältig. Ich bin sehr dankbar,
dass die Bundesumweltministerin,
die Bundesregierung insgesamt ei-
ne ganze Reihe von sehr guten
Wissenschaftlern und Instituten
beauftragt hat, diese Frage zu erör-
tern und Vorschläge dazu zu ma-
chen; denn wir haben uns mit ei-
ner besonderen, einer ganz neuen
Situation auseinanderzusetzen.
Wir haben im Bereich der großen
Industrie ein System der Beprei-
sung gefunden: das europäische
Emissionshandelssystem. Das
funktioniert, nachdem die Preise
einigermaßen gestiegen sind, an-
ders als anfangs, mittlerweile ganz
gut. Alle sagen uns voraus, dass
diese Industriebereiche auf Basis
dieser Preisbildung die verschiede-
nen Ziele, die wir uns in Deutsch-
land und Europa gesetzt haben,

erreichen werden. Jetzt aber reden
wir über die Bereiche, die nicht
von diesem europäischen Emissi-
onshandelssystems umfasst sind.
Wir reden also ausdrücklich über
etwas, was Millionen Haushalte,
Millionen Bürgerinnen und Bür-
ger direkt betrifft. Wenn wir also
Bepreisungen machen, hat das
Folgen für die Kosten des Autofah-
rens und für die Kosten des Hei-
zens, und das betrifft viele Millio-
nen Bürgerinnen und Bürger. Das
Gleiche gilt für die anderen Sekto-
ren, die ich vorhin genannt habe.

Wir müssen also sehr gut sein,
und wir müssen aus der Perspekti-
ve der Bürgerinnen und Bürger
denken und Vorschläge machen,
die aus ihrer Sicht funktionieren.
Das heißt, wir müssen wissen,
dass, wenn die Preise steigen, sich
nicht jemand gleich am nächsten
Tag ein neues Auto kauft, sondern,
wie geplant, zwei, drei, vier, fünf,
sechs Jahre später. Und wir müs-
sen wissen, dass niemand, weil die
Preise steigen, gleich am nächsten
Tag einen Handwerker anruft, um
zu sagen: Ich installiere in mei-
nem Haus eine neue Heizung.
Aber wir müssen erreichen, dass
all das geschieht, und zwar mit
großzügigen und besser ausgestal-
teten Förderprogrammen, als wir
sie heute haben, aber auch mit ge-
setzlichen Regeln und, selbstver-
ständlich, indem wir dafür sorgen,
dass man sich auf die veränderte
Situation einstellen kann. Wichtig
ist, dass alle wissen: Auf lange
Sicht wird es teurer, CO2 zu ver-
brauchen, sodass sie jetzt die rich-

tigen Entscheidungen treffen und
ihre eigenen Möglichkeiten besser
nutzen. Das ist die Aufgabe, vor
der wir stehen. Wir werden diese
Aufgabe gemeinsam schultern.

Ich glaube im Übrigen, dass es
gut wäre, wenn wir in dieser Frage
so etwas wie einen über die Regie-
rungsparteien hinausreichenden
nationalen Konsens erreichen
könnten; denn tatsächlich ist die
Aufgabe, den menschengemach-
ten Klimawandel aufzuhalten und
gleichzeitig ein wirtschaftlich er-
folgreiches Land zu bleiben, das
hochmoderne
Hochtechnologie-
arbeitsplätze bietet,
das global, also auf
dem Weltmarkt,
weiter wettbe-
werbsfähig ist, eine
ganz zentrale He-
rausforderung, die
wir gemeinsam
schultern müssen.
Und dann müssen wir auch Fra-
gen beantworten, die uns die Bür-
gerinnen und Bürger stellen, Fra-
gen, die sie, wie ich finde, zu
Recht stellen. Eine lautet: Warum
ist es denn richtig, dass Deutsch-
land aus der Kohleverstromung
aussteigt, wenn gleichzeitig in
Afrika und Asien tausend zusätzli-
che Kohlekraftwerke gebaut wer-
den? Eine andere Frage ist zum
Beispiel: Warum ist es richtig, dass
wir bei Fahrzeugen jetzt auf mo-
derne Antriebstechniken mit we-
niger CO2-Emissionen setzen,
wenn gleichzeitig überall in der
Welt noch Millionen zusätzliche

neue Fahrzeuge mit klassischen
Verbrennungstechniken auf den
Markt kommen? Die Antwort auf
diese Frage kann und muss auch
gegeben werden. Die Antwort lau-
tet: Weil wir es können. Das ist die
Antwort! Sie sind nicht nur kultu-
rell ein Rückschritt für dieses
Land, Sie sind auch technologisch
19. Jahrhundert.

Es gibt eine Wahrheit: Wir ha-
ben die Ingenieurinnen und Inge-
nieure, und wir haben die Finanz-
kraft. Nun haben wir die Techno-
logien, die Systeme und die Tech-

niken zu entwi-
ckeln, mit denen
das bewältigt wer-
den kann. Wenn
uns das gelingt, wir
zählen zu denen,
die das können,
dann ist das auf alle
Fälle auch ein Bei-
trag zum Klima-
schutz in der Welt;

denn dann können wir anderen
sagen: Wir haben eine bessere Al-
ternative, als weitere 500 Kohle-
kraftwerke da und dort zu bauen,
wir haben eine bessere Alternative,
als dass jetzt in Zukunft die ganze
Welt mit Autos vollgestellt wird,
mit dem CO2-Verbrauch, wie wir
ihn auch schon in den letzten Jah-
ren in Deutschland, in Europa, in
den USA, in Japan und in Austra-
lien hatten. Dann gäbe es nämlich
keine Luft zum Atmen mehr. Un-
sere Technologien können eine
Lösung sein, die bezahlbar ist,
auch an anderen Ort in der Welt.

Das nützt der Beschäftigung, das

stellt sicher, dass wir auch in Zu-
kunft gut bezahlte Arbeitsplätze
haben, das stellt sicher, dass wir
auch in Zukunft eine erfolgreiche
Exportnation sind, und das ist gut
für das Klima in der Welt. Wir
können dann auch besser argu-
mentieren, wenn wir andere bit-
ten, bei dieser Aufgabe mitzuma-
chen. Denn diese Wahrheit gilt
immer: Was wir auf diesem Glo-
bus machen, betrifft uns alle, und
wir müssen miteinander verant-
wortlich handeln. Deshalb müs-
sen wir uns auch füreinander ver-
antwortlich fühlen, und dies ist
ein Beitrag, den wir leisten kön-
nen.

Ich habe es eingangs schon ge-
sagt: Das ist erneut ein solide fi-
nanzierter Haushalt. Wir kommen
ohne neue Schulden aus. Das ver-
schafft uns die Kraft für die Zu-
kunftsfähigkeit, und für massive
Investitionen in die Zukunft, für
eine Gesellschaft, die wir brau-
chen, die zusammenhält. Das ver-
schafft uns auch die Fähigkeit, da-
gegenhalten zu können, falls sich
die Konjunktur in Europa und in
Deutschland tatsächlich schlechter
entwickeln sollte, als wir hoffen
wollen.

Und das werden wir tun. Ich ha-
be es schon gesagt: Das ist die Auf-
gabe dieses Haushaltes, und das
hat sich die Regierung fest vorge-
nommen.

Schönen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der SPD –

Beifall bei Abgeordneten der CDU/

CSU)

Wichtig ist, dass
alle wissen:

Auf lange Sicht
wird es teurer,

CO2 zu ver-
brauchen.
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Andreas Jung, CDU/CSU:

Investitionen sind
auf einem Rekordniveau

Andreas Jung (*1975)
Wahlkreis Konstanz

Wir diskutieren den Ent-
wurf des Bundeshaus-
haltes, und wenn er so

umgesetzt wird, dann erfolgen In-
vestitionen in den gesellschaftli-
chen Zusammenhalt. Der Bundes-
finanzminister hat die Themen
benannt: Wohnen, gleichwertige
Lebensverhältnisse, Pflege, Famili-
en, aber eben auch und gerade In-
vestitionen in die Zukunft. Des-
halb ist für uns besonders wichtig,
dass wir mit diesem Bundeshaus-
halt Investitionen auf Rekordni-
veau erreichen.

Auch da ist die Zahl genannt

worden: 40 Milliarden Euro. Wer
jetzt glaubt, Herr Kollege Fricke,
dass es alleine reichen würde,
noch mehr Mittel einzustellen,
der muss, und das tun wir ja auch
alle gemeinsam, sich auch mit der
Frage beschäftigen, wie diese Mit-
tel abfließen, weil wir zwischen
dem, was wir in den Haushalt an
Investitionen eingestellt haben,
und dem, was abgeflossen ist, eine
Lücke haben. Das hat mit Pla-
nungsprozessen und teilweise
auch mit Akzeptanz zu tun. Des-
halb brauchen wir eine gesell-
schaftliche Anstrengung für Inves-
titionen. Die bildet sich im Bun-
deshaushalt ab, geht aber auch
weit darüber hinaus. Wir wollen
Investitionen für die Zukunft un-
seres Landes.

Es ist ein Bundeshaushalt, mit
dem wir unsere internationalen
Verpflichtungen erfüllen: Die in-
ternationale Sicherheit, auch für
die nationale Sicherheit haben wir
ein starkes Programm, erfährt ei-
nen Aufwuchs bei der NATO-Quo-
te. Was die Entwicklungspolitik
angeht, leisten wir ein Bekenntnis
zur wirtschaftlichen Zusammenar-
beit: Der Entwicklungshaushalt er-

fährt einen Aufwuchs, und die
ODA-Quote wird solide aufrecht-
erhalten. NATO-Quote, ODA-
Quote, Sicherheit, Entwicklung,
internationale Verpflichtungen
ganzheitlich gedacht, das gehört
für uns zusammen, und deshalb
ist es der richtige Weg. Dieser Pfad
des Aufwuchses muss genau so
weiter beschritten werden.

Es ist ein Entwurf, der ohne
neue Schulden auskommt. Wir le-
ben in einer Zeit, in der uns sehr
bewusst wird: Ein
Haushalt ohne
neue Schulden ist
keine Selbstver-
ständlichkeit. Die
schwarze Null ist
eine Errungen-
schaft; sie ist nicht
selbstverständlich.
Wir müssen um sie
ringen, und wir
wollen darum rin-
gen. Anders als für andere ist es
für uns nicht irgendeine haushal-
terische Nummer, die man, wenn
es mal nicht mehr passt, einfach
beiseitelegen kann. Haushaltspoli-
tik ist eben kein Dogma, sondern
Ausdruck von Generationenge-

rechtigkeit und auch Ausdruck
von Nachhaltigkeit. Sie machen
einen Fehler, wenn Sie Nachhal-
tigkeit nur über Ökologie definie-
ren. Sie gehört dazu und ist ganz
wichtig; aber wenn Sie einseitig
vorgehen, dann entsteht eine
Schieflage. Wir sagen: Ökologie,
Wirtschaft und Soziales, das ge-
hört alles zusammen, und das
muss sich auch in einem Haushalt
abbilden.

Das sieht man im Übrigen,
wenn man die wirtschaftliche Ent-
wicklung in den Blick nimmt.
Vielleicht haben Sie verfolgt, wie
in den letzten Monaten die Prog-
nosen der Wirtschaftsentwicklung
Schritt für Schritt nach unten kor-
rigiert worden sind. Jede Korrektur
der Prognose der Wirtschaftsent-
wicklung ist eine Herausforderung

für den Bundes-
haushalt; denn in
der Planung der
nächsten Jahre feh-
len somit Milliar-
den Euro. Offen-
sichtlich wird der
ganz unmittelbare
Zusammenhang:
Bei guter wirtschaft-
licher Entwicklung
haben wir Mittel für

Klimaschutz, für Soziales, für Fa-
milien, für Infrastruktur und vieles
mehr. Aber wenn die wirtschaftli-
che Entwicklung runtergeht, dann
haben wir überall ein Problem.
Deshalb wollen wir die Wirtschaft
in den Mittelpunkt stellen, und

deshalb sind wir der Meinung,
dass es richtig ist, was Olaf Scholz
gesagt hat. Es war notwendig, be-
stimmte Schritte zu machen. Zum
Beispiel haben wir jetzt den Be-
schluss gefasst, dass für 90 Prozent
der Steuerzahler der Soli wegfallen
soll. Wir sind aber auch der Mei-
nung: Diesen Schritten müssen
weitere folgen. Sie haben zu
Recht, Herr Bundesfinanzminister,
in den Entwurf hineingeschrieben:
Der Wegfall des Solis für 90 Pro-
zent der Steuerzahler ist ein erster
Schritt. – Wir sind der Meinung,
einem ersten Schritt müssen wei-
tere folgen; sonst haben wir Still-
stand, und das wollen wir beide
nicht.

Es ist auch für uns eine Frage
der Gerechtigkeit, zu sagen: Wir
haben eine große Aufgabe, an die
wir gemeinsam herangehen und
die wir gemeinsam zu Ende brin-
gen. Wir stehen zum Koalitions-
vertrag. Deshalb machen wir jetzt
diesen Schritt. Für uns bleibt unter
Wahrung der Solidität in Haus-
haltsfragen die Maßgabe, weitere
Schritte zu machen. Da wollen wir
auch über Unternehmensteuern
sprechen; denn wir wollen die
Wirtschaft in den Mittelpunkt stel-
len. Dabei geht es gerade um Per-
sonengesellschaften. Sie dürfen
nicht schlechter behandelt werden
als Kapitalgesellschaften. Gerade
Personengesellschaften entspre-
chen unserem Bild sozialer Markt-
wirtschaft. Wir sehen auch da
Handlungsbedarf, und deshalb
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Ein Haushalt
ohne neue
Schulden
ist keine

Selbstver-
ständlichkeit.

legt, in dem dieser nach Medien-
gerüchten riesige CO2-Teil selbst
heute zur ersten Lesung einfach
fehlt. Das ist eine parlamentari-
sche Zumutung. Und soweit ein
Bruchteil davon doch schon im
Haushalt steht, reden wir von
100 Millionen Euro Zertifikatzah-
lungen an eine EU, die sich an-
maßt, CO2 planwirtschaftlich zu
kontingentieren und die Bürger
vollideologisch abzuzocken.

Thema Großrisiken. Ganz viele
finden sich im Haushalt nicht
wieder. Erneut fehlen trotz vielfa-
cher Aufforderung, Herr Minister,
die milliardenschweren Rückstel-
lungen für die Euro-Rettungsrisi-
ken. Der Haushalt ist alleine
schon deswegen nicht ausgegli-
chen.

Weiterhin sehen wir große Ban-
kenrettungsrisiken, teilweise indi-
rekte über die EZB, aber damit
auch wieder deutsche Risiken. Es
droht ein Bruch des ehernen Ver-
sprechens von 2012: Nie wieder
Bankenrettung mit Steuergeld!

Die Kompensationszahlungen
für den rein ideologisch verfügten
Kohleausstieg waren zunächst –
zunächst! – um 60 Prozent gerin-
ger budgetiert als versprochen. Sie
wurden dann unter dem Druck
des Wahlkampfs wieder erhöht,

aber leider nicht voll in den Fi-
nanzplan eingestellt. Für 2020
sind es nur 500 Millionen Euro.

Gar nicht eingeplant sind die
vermutlich erfolgreichen Entschä-
digungsklagen von Kraftwerksbe-
treibern.

Sehr saubere und effiziente
Grundlastkraftwerke werden aus
rein ideologischen Gründen vom
Netz gezwungen. Energetisch,
umwelttechnisch und auch öko-
nomisch ist das ein grotesker Vor-
gang.

Die juristischen Folgen sind
klar: Milliardenschwere Sonder-
abschreibungen und entgangene
Betriebsgewinne werden einge-
klagt werden. Das BMF kennt die-
ses Risiko doch schon bestens
vom Kernkrafturteil 2016. Sie
stellen es aber nicht ein. Nach Ih-
nen die Sintflut: Ist das seriös?

Risiko EU-Zahlungen Deutsch-
lands: Sie sind weiterhin mit 1,0
Prozent ab 2021 kalkuliert, ob-
wohl die Regierung ohne Not be-
reits jetzt viel höhere Verspre-
chungen an die EU gemacht hat.
Da rechnen wir also auch mit ei-
nem Defizit.

Risiko Brexit-Zusatzkosten: Ge-
mäß dem bislang nicht unter-
zeichneten Brexit-Vertrag sollte
Großbritannien noch 45 Milliar-

den Euro an die EU zahlen. Da-
nach sieht es im Moment nicht
aus. Über die aktuelle Finanzpla-
nungsperiode wird Deutschland
also bei einem No-Deal-Brexit
mit etwa 12 Milliarden Euro da-
bei sein, teilweise schon 2020.
Auch dies ist im Haushalt nicht
vorgesehen.

Risiko Verteidigungsmehraus-
gaben: Hier herrscht eine völlig
unklare Situation. Die Truppe
will viel mehr, die NATO ohne-
hin. Die Positionen der Verteidi-
gungsministerin und des Finanz-
ministers sind aber unterschied-
lich. Keine Klarheit!

Die Investitionen sind entgegen
dem, was Sie eben gesagt haben,
mit unter 10 Prozent des Haus-
halts wieder einmal viel zu nied-
rig. Es gibt keinen realen Auf-
wuchs in 2020. Das stimmt ein-
fach nicht. Für den Breitbandaus-
bau und den DigitalPakt gibt es
gar nichts, und die Investitions-
quote sinkt sogar. Das sind die
Fakten, Herr Minister, entgegen
dem, was Sie eben gesagt haben.

Von dem stetig steigenden Risi-
ko eines Stromblackouts spricht
niemand; es kommt im Haushalt
auch nicht vor. Es steigt aber per-
manent durch die Energiewende.

Die Migrationskosten im Sozi-

aletat sind auch nicht zu unter-
schätzen. Der Kostensockel steigt
ständig. Die Kompensation an
Länder und Gemeinden wird er-
höht werden müssen. Das ist ein
weiteres Großrisiko
in der Planung. Je-
der will heute zwar
irgendwie Migran-
ten aufnehmen,
aber keiner will die
Zeche dafür zah-
len. Das ist die gut-
menschliche Heu-
chelei. Die Aufnah-
mebereitschaft der
Kommunen wird mit Steuergeld
erkauft. Gute Taten auf fremder
Leute Kosten haben aber keinen
moralischen Wert.

Risiko bedingungslose Grund-
rente: Sie ist im Haushalt in kei-
ner Weise eingeplant. Eine reine
Luftnummer!

Dann gibt es ein Sonderrisiko.
Es steht eine Medienmeldung im
Raum, wonach 20 Milliarden
Euro an den Irak fließen könn-
ten, damit IS-Mörder mit deut-
schem Pass dort nicht zu streng
verurteilt werden. Die Regierung
bestätigt diese Planung zwar
nicht, erklärt aber auch das der
Meldung zugrundeliegende Pa-
pier nicht. 20 Milliarden Euro:

Das wäre mehr als die Etats für
Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend und für Entwicklungshilfe
zusammen – nur für das Wohler-
gehen von ein paar IS-Kämpfern

im Irak. Ich fordere
die Regierung zu
einer expliziten Er-
klärung zur Entste-
hung dieser Mel-
dung auf.

Die GroKo müss-
te sich endlich be-
mühen, deutsches
Geld für deutsche
Bürger zu nutzen.

Wahrhaft bürgerliche Parteien
würden das tun. Immerhin
kommt das Steuergeld von eben-
diesen Bürgern, und noch ist es
viel. Der Finanzminister kann die
in fetten Jahren illegitim aufge-
häufte Asylrücklage zwar noch
aufbrauchen, doch auch diese 30
Milliarden Euro werden 2021
komplett weg sein.

Ich komme zum Schluss. Nach
uns die Sintflut bzw. schlagende
Megarisiken: Das ist der absehba-
re Plan dieser hochseriösen Bun-
desregierung.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Die GroKo müss-
te sich endlich

bemühen,
deutsches Geld

für deutsche
Bürger zu nutzen.
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Otto Fricke, FDP:

Haushalt ist kein
Blick in die Zukunft

Otto Fricke (*1965)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Herr Finanzminister, ich
hoffe, Sie sehen auf dem
Handy der Bundeskanz-

lerin neue Lösungen für den
Haushalt. Aber zu Ihrer Rede muss
man feststellen: Ich habe gedacht,
es gebe 23 Regionalkonferenzen
bei der SPD. Die Rede, die Sie hier
gehalten haben, war die für die
24. Regionalkonferenz. Es war
nicht die Rede eines Haushaltsmi-
nisters. Dass er mit dieser Rede bei
euch gewonnen hat, ist klar. Das
nützt ihm aber im Zweifel bei der
Wahl für den Parteivorsitz nicht
viel.

Aber, da bin ich dann wieder
auf Ihrer Seite, wir sind eine Kul-
turnation. Deswegen möchte ich

mit Rilke anfangen:
Herr, es ist Zeit. Der Sommer

war sehr groß.
Leg deinen Schatten auf die

Sonnenuhren,
und auf den Fluren lass die

Winde los.
Das kennen wir alle. Aber es ist

im Endeffekt symbolisch für das,
was wir gegenwärtig in der Haus-
haltspolitik erleben. Seien wir
doch ehrlich! Die letzten acht Jah-
re waren für den Haushalt und für
eine Große Koalition, die gern
Geld ausgibt, groß. Es gab jedes
Jahr kontinuierliches Wirtschafts-
wachstum, Steuermehreinnah-
men. Zum Glück gab es auch
mehr Arbeit für uns alle, für die
Bürger mehr Arbeitsplätze. Aber,
das ist der Hauptvorwurf meiner
Fraktion an diese Koalition, Sie
negieren, dass Rilkes Schatten da
sind, dass nämlich diese Zeit vor-
bei ist. In Ihrer Rede war nichts
davon zu hören, dass wir auf dem
Arbeitsmarkt inzwischen immer
weiter steigende Kurzarbeiterzah-
len haben, war nichts davon zu
hören, dass inzwischen die Zahl
der neu zur Verfügung stehenden
Stellen sinkt, war nichts davon zu
hören, dass die Auftragseingänge
zurückgehen, war nichts davon zu
hören, dass die Industrieprodukti-

on zurückgeht.
Und Sie negieren auch noch

das, was Sie in Ihren eigenen Mo-
natsberichten allen eigentlich zu
erkennen geben, nämlich dass die
Steuereinnahmen sich nicht ein-
mal mehr in diesem Jahr so entwi-
ckeln, wie Sie es geplant hatten.
Sie wissen zudem schon jetzt, dass
die Steuerschätzer Ihnen für das
nächste Jahr einiges an Minus
reinschreiben werden.

All das negiert diese Regierung.
Eine Regierung, die eine solche
wirtschaftliche Entwicklung ne-
giert, schaut nicht in die Zukunft,
die schaut aus Angst nur noch in
die Gegenwart und versucht, sich
in irgendeiner Weise über den De-
zember zu retten. Das ist katastro-
phal für unser Land.

Meine Damen und Herren, das
Negieren der Wirtschaft ist ja
schön, wenn man sie nicht mag.
Aber nehmen wir doch das Thema
Investitionen. Ich muss das viel-
leicht für die linke Hälfte des Hau-
ses hier noch einmal erklären: Es
ist gut und richtig, wenn der Staat
mehr investiert. Aber das haben
Sie in den letzten Jahren als Große
Koalition doch nicht gemacht. Es
ist, wie gesagt, richtig, wenn man
investiert. Kollege Jung und Sie
behaupten immer wieder: Absolut

geben wir ja jetzt mehr für Investi-
tionen aus. Und dann rühmen Sie
sich auch noch dafür, dass das
Baukindergeld eine Investition sei.
Also wenn ein Privater ein altes
Haus kauft, dann darf Herr Scholz
sagen: „Das ist eine Investition des
Staates“? Das ist ein komisches
Verständnis von Investitionen.
Wenn wir die CO2-Regeln dem-
nächst nicht einhalten und dann
Strafzahlungen drohen, werden
Sie auch die noch
als Investitionen
definieren. So ma-
chen Sie Investiti-
onspolitik. So ha-
ben Sie sie jeden-
falls in der Vergan-
genheit gemacht.
Das ist aber kein
Blick in die Zu-
kunft. Zukunft wä-
re, liebe linke Seite,
wenn die, die neun Zehntel der
Investitionen in diesem Land täti-
gen, gefördert würden, und das
sind die Privaten und die Unter-
nehmer. Da müssen wir etwas ma-
chen. Herr Minister, ich wette mit
Ihnen, Sie werden spätestens im
Frühjahr die Abschreibungsregeln
ändern, weil Sie merken, dass Sie
ohne die Privatwirtschaft nicht vo-
rankommen. Da können Sie über
den Staat so viel reden, wie Sie
wollen – es ist der Private, der am
Ende dieses Land nach vorne
bringt.

Meine Damen und Herren, wir
reden immer wieder über die Fra-
ge, wie wir die Prioritäten wirklich
klüger setzen können. Genau das
ist das Problem: Wir reden nicht

darüber, wo wir „weniger“ sagen
könnten und wo wir „mehr“ sa-
gen müssten, wir sagen immer
nur, wo es mehr werden soll.

Seit Neuestem ist es, da bin ich
mir mit dem Kollegen Kahrs einig,
jetzt so: Streich es grün an; dann
darfst du dafür auch mehr Geld
ausgeben. Nein, das ist nicht die
Lösung. Wenn wir nachhaltig in-
vestieren wollen, dann müssen wir
auch ehrlich sein, dann dürfen wir

nicht diesen Schein-
mut haben, immer
nur mehr zu for-
dern, sondern müs-
sen auch sagen, auf
was wir verzichten
wollen. Es ist, wie
wenn ein Bürger er-
kennt, dass er für
sein Haus etwas tun
muss; dann muss er
auch für sich selber

sagen, auf was er dafür verzichten
will. Verzichten ist das Problem
der Sozialdemokratie, das merke
ich jetzt schon wieder an den Zwi-
schenrufen; das ist Ihre Stärke bei-
leibe nicht.

Meine Damen und Herren, zum
Schluss: Wenn Sie schon nicht die
Realitäten anerkennen, wenn Sie
schon nicht erkennen, dass eine
ganz wesentliche Lösung in unse-
ren Bürgern und in unseren Un-
ternehmen liegt, dann kann ich
Ihnen wirklich nur empfehlen, ein
anderes Gedicht von Rilke zu le-
sen, und das heißt „Aus einer
Sturmnacht“.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP)
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Wenn wir
nachhaltig
investieren

wollen, dann
müssen wir auch

ehrlich sein.

gibt es hier ganz klare und deutli-
che Initiativen unserer Fraktion.
Da müssen wir dranbleiben. Wirt-
schaft ist wichtig, und von der
Wirtschaft hängt vieles ab, was wir
in anderen Bereichen finanzieren
und umsetzen können.

Jetzt reden wir in besonderer
Weise über die Fragen des Klima-
schutzes. Es ist angesprochen wor-
den: Er ist eine globale Herausfor-
derung, für die wir, Deutschland,
als ein Land, in dem der Pro-Kopf-
Ausstoß doppelt so hoch ist wie
der internationale Schnitt, auch
national eine besondere Verant-
wortung haben.

Deshalb geht es jetzt darum, ei-
ne Lücke zu schließen zwischen
den Zielen und dem, was erreicht
ist. Das ist eine besondere Aufga-
be. Wir wollen sie in einem Geiste
angehen, in dem zum Ausdruck
kommt, was Sie gesagt haben: Wir
sind ein Land mit Ingenieuren,
ein Land, das auf Technologie
setzt, ein Land mit einem innova-
tiven Mittelstand, mit einer Indus-
trie, die nach vorne denkt und
technologische Lösungen entwi-
ckelt. Deshalb wollen wir auf In-
novation setzen. Das ist unser

Weg. Nur so werden wir am Ende
erfolgreich sein.

Das Ganze ist ja eine globale
Frage. Weltweit wird genau ge-
kuckt: Wie machen das die Deut-
schen? Betreiben sie konsequen-
ten Klimaschutz so, dass individu-
elle Mobilität auch als Ausdruck
von Freiheit erhalten wird, dass
Arbeitsplätze, das Wohlstand er-
halten werden? Wenn uns das ge-
lingt, nur das kann unser Weg
sein, dann werden uns auch ande-
re folgen. Nur so erfüllen wir diese
globalen Aufgabe sinnvoll. Das ist
unser Weg: Innovationen müssen
in den Mittelpunkt.

Ich komme zu der Frage, wie
das mit diesem Haushalt zusam-
menzubringen ist. Wenn wir sa-
gen: „Die Klimapolitik hat für uns
eine große Priorität“, dann bin ich
sehr dafür, dass wir das mit dem
verbinden, was Ralph Brinkhaus
generell zum Haushalt sagt, näm-
lich dass wir eine Generalüberprü-
fung brauchen, einen Check von
Kopf bis Fuß, dass wir nicht im-
mer nur die Frage stellen dürfen:
„Was kann on top kommen?“,
sondern auch die Frage stellen
müssen: Welches sind Aufgaben,

die jetzt vielleicht nicht vordring-
lich sind? Deshalb wollen wir eine
generelle Überprüfung, die eine
Prioritätensetzung mit sich bringt!
Wenn die Zeiten schwieriger wer-
den und die Kassenlage enger,
dann bedeutet das für uns nicht
automatisch neue Schulden, son-
dern dann heißt das für uns: Prio-
ritätensetzung. Es heißt „Effi-
zienz“. Das gilt nicht nur für die
Energie; das gilt auch in anderen
Bereichen. Wir müssen genau fra-
gen: Welche Maßnahme kostet
wie viel? Was bringt sie? Wie errei-
chen wir den größtmöglichen Er-
folg durch die eingesetzten Mittel?
Das ist die Aufgabe, vor der wir
stehen.

Eines ist eigentlich ganz selbst-
verständlich. Wenn wir sagen:
„Jetzt wird Klimaschutz ein he-
rausragendes Thema, und der
CO2-Ausstoß ist Maßstab“, dann
wird Lenken nicht nur durch Sen-
ken gelingen, sondern selbstver-
ständlich bedeutet das, dass der,
der mehr CO2 verursacht, egal in
welchem Bereich, mehr bezahlen
muss, und der, der weniger CO2
verursacht, der einspart, entlastet
wird. Das ist unsere Linie. Die

werden und wollen wir so umset-
zen, dass die soziale Balance ge-
wahrt wird, dass wir wirtschaftlich
erfolgreich bleiben. Das ist die be-
sondere Verantwortung.

Da akzeptieren wir, Herr Bun-
desfinanzminister, dass es unter-
schiedliche Ansätze, Vorschläge,
Instrumente gibt. Wir stehen ge-
meinsam vor der Herausforde-
rung, die Klimapolitik aufzufors-
ten. Da mag jeder erst einmal un-
terschiedliche Herangehensweisen
haben. Ich bin sicher, dass wir das
am Ende zu einem guten Misch-
wald zusammenführen. Mischwäl-
der sind auch am nachhaltigsten.
Vor dieser Aufgabe steht jetzt die
Koalition. Dafür stehen wir insge-
samt.

Ich möchte ausdrücklich den
Gedanken eines nationalen Kon-
senses über einen Klimapakt auf-
nehmen, weil eines nicht passie-
ren darf: dass wir jetzt Maßnah-
men beschließen, die dann nicht
umgesetzt werden. Ich nehme ein-
mal die steuerliche Förderung der
Gebäudesanierung. Das ist eine
Maßnahme, die effizient ist, die
für das Klima gut ist, die für das
Handwerk gut ist, bei der Kon-

junktur und Natur zusammen-
kommen. Diese haben wir hier
schon einmal beschlossen. Dann
ist sie in den föderalen Mühlen
zwischen Bundestag und Bundes-
rat zerrieben worden. Wir reden
immer noch von dem schlafenden
Riesen des Wärmemarkts. Er
schlummert weiter vor sich hin.

Es darf nicht passieren, dass wir
im Bund etwas beschließen, was
aber dann doch nicht kommt,
dass es Hängepartien gibt. Des-
halb wäre es wichtig, hier weiter
zu denken, über eine Koalition hi-
naus. Es ist notwendig, weiter zu
denken, über eine Generation hi-
naus. Die Beschlüsse dürfen nicht
Halbwertzeiten von Legislaturperi-
oden haben. Deshalb ist dieser
Weg, zu sagen: „Wir müssen jetzt
ambitioniert vorangehen und
dann weiterdenken im Sinne eines
breiten Konsenses“, richtig. An
dem arbeiten wir. Das gilt für den
Bundeshaushalt in besonderer
Weise.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der SPD)
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Johannes Kahrs, SPD:

Wieder ein Haushalt
ohne neue Schulden

Johannes Kahrs (*1963)
Wahlkreis Hamburg-Mitte

Wenn man sich so an-
hört, was es in den bei-
den Oppositionsreden,

die wir bisher hören durften, über
diesen Bundeshaushalt zu reden
gab, dann stellt man fest, dass die-
ser Haushalt deutlich stärker war
als diese Oppositionsreden. Otto,
von dir bin ich wirklich Besseres
gewohnt. Normalerweise bringst
du inhaltliche Vorschläge – heute:
nichts. Herr Boehringer hat zu-
mindest immer noch ein bisschen
Science-Fiction dabei gehabt.
Selbst dafür hat es heute nicht ge-
reicht. Also, dieser Haushalt
scheint so gut zu sein, dass zumin-
dest die Oppositionsvertreter au-
ßer einem Hauch Pathos und et-
was Rilke nicht viel zu bieten hat-
ten. Ernsthafterweise muss man
doch feststellen, dass der Höhe-
punkt dieser Debatte die Rede des
Bundesfinanzministers war. Viele
hier in diesem Hohen Hause hat-
ten unsere Regionalkonferenzen
kritisiert. Ehrlicherweise: Ich fin-
de, das Ergebnis kann sich sehen
lassen. Im Kern ist es doch so, lie-
ber Otto, wenn ich noch einmal
darauf zurückkommen darf: Als
du hier die letzten acht Jahre die
Finanzminister kritisiert hast, hast
du immer zu dem jetzt amtieren-
den Bundesfinanzminister ge-
guckt.

Hättest du Augen in deinem
Hinterkopf gehabt, dann hättest
du den Blick gesehen, den der am-
tierende Bundestagspräsident dir
zugeworfen hat.

Wenn man sich die Reden der
Opposition anhört, stellt man
fest: Bisher war da nichts; viel-
leicht kommt ja noch mal was.
Wenn man sich mit diesem Haus-
halt beschäftigt, dann sieht man:
Er ist ein solider Haushalt, er ist
vernünftig, er ist ehrlich, und er ist
transparent. Diese Koalition hat
wieder einen Haushalt ohne neue
Schulden vorgelegt. Gleichzeitig
kommt der ganze Themenbereich
Klima erst, das stimmt, jawohl,

nachdem das Klimakabinett getagt
hat. Ehrlicherweise: Wann soll er
denn sonst kommen? Haushalts-
klarheit, Haushaltswahrheit: Wir
reden hier über den Kernhaushalt.
Das, was das Klimakabinett noch
vorbringt, wird hier vorgelegt. Wir
haben noch entsprechende Dis-
kussionsmöglichkeiten; darüber
können wir reden.

In diesem Haushalt werden wir
über Klimawandel, Digitalisierung
und Wohnungsbau entscheiden.
„Gleichwertige Lebensverhältnis-
se“ in diesem Land heißt zum Bei-
spiel auch, zu fragen, wie man
Kommunen entschuldet. Wir wer-
den darüber reden, wie der Kohle-
kompromiss umgesetzt werden
kann. Man sieht: Alle diese Aufga-
ben werden in dem Haushalt an-
gegangen.

Der Bund schreitet in vielen
Punkten voran. Man muss aber
auch einmal anmerken, dass es
nicht angehen kann, dass der
Bund hier in die Vorleistung geht
und die Länder es nicht tun. Der
Kollege Rehberg wird sich be-
stimmt, ohne dass ich seine Rede
kenne, dazu heute wieder ausführ-
lich äußern. Im Ergebnis haben al-
le Länder Überschüsse, etwas, wo-
mit wir nicht gesegnet sind. Damit
zahlen sie ihre eigenen Altschul-
den auf Landesebene zurück, statt
sich um die Kommunen, die Digi-
talisierung, die Infrastruktur oder
andere Dinge zu kümmern.

Ich höre bestimmt gleich von
den Grünen, was wir alles hätten
tun müssen, sollen und über-
haupt. Eine grüne Finanzministe-
rin in Schleswig-Holstein küm-
mert sich darum, dass sie Altschul-
den zurückzahlt. Das ist ein Bei-
spiel dafür, wie grüne Haushalts-
politik in der Praxis geht. Das ist
nicht das, was der Kollege Kindler
gleich fordern wird, auch ohne
dass ich die Rede gelesen habe,
kann ich mir das entsprechend
denken.

Wir stellen fest, dass die Bürger
durch diesen Haushalt entlastet
werden. Der Bundesfinanzminis-
ter hat es gesagt: Der Soli wird für
90 Prozent der Menschen in die-
sem Land abgebaut. Und wenig
überraschend: Die AfD, die sich ja
immer zwischen neoliberal und
rechtsradikal bewegt, will natür-
lich auch die Reichen in diesem
Land entlasten. Wenn die Wähler
der AfD wüssten, dass die AfD sie
gar nicht im Sinn hat, sondern das
staatliche Rentensystem abschaf-
fen will, die Reichen entlasten
möchte und sich nicht um ihre
Wähler und die Bürger kümmert,

dann wüssten sie auch, dass es
sich überhaupt nicht lohnt,
rechtsradikal zu wählen, sondern
dass es sich lohnt, eine solide, ei-
ne vernünftige, eine pragmatische
Haushaltspolitik zu wählen.

Da nun die AfD keinen einzigen
Vorschlag gemacht hat und die
FDP auch keinen, können wir da-
rauf zurückkommen, was in die-
sem Bundeshaus-
halt steht: Es gibt
Rekordinvestitio-
nen in Höhe von
40 Milliarden Euro
in jedem Jahr bis
2023. Wir investie-
ren ein Drittel
mehr als in der
letzten Legislatur-
periode.

Wir investieren
50 Milliarden Euro in die Bahn. Es
gibt für die Leistungs- und Finan-
zierungsvereinbarung eine Lauf-
zeit von zehn Jahren und nicht
nur von fünf Jahren. Es gibt die
von allen geforderte Planungssi-
cherheit, damit man Kapazitäten
aufbauen kann, damit die Firmen
wissen, was auf sie zukommt, da-
mit sie neue Mitarbeiter einstellen
und Maschinen kaufen können,

damit Investitionen langfristig ab-
fließen.

Genau das ist gemacht worden.
Wir investieren in den öffentli-
chen Nahverkehr. Hier werden die
Mittel verdoppelt, noch einmal ei-
nen ganz herzlichen Dank, Herr
Finanzminister; ich glaube, dass
das eine gute Sache ist, weil gera-
de der öffentliche Nahverkehr für
uns wirklich wichtig ist.

Gleichzeitig investieren wir ins-
besondere im Bereich „sozialer
Wohnungsbau“. Alleine in 2020
geht dorthin 1 Milliarde Euro. Es
wäre schön, wenn die Länder das
Geld, das sie von uns für den so-
zialen Wohnungsbau bekommen,
auch für den sozialen Wohnungs-

bau ausgeben wür-
den; das ist in der
Vergangenheit in
vielen Ländern
nicht passiert. Das
ist einer der Gründe,
warum wir die Pro-
bleme haben, die
wir haben. Der
Bund muss aufpas-
sen, dass sein Geld
auch zielgerichtet

ausgegeben wird.
Wir brauchen nicht nur Sozial-

wohnungen; wir brauchen auch
im normalen Mittelfeld bezahlba-
re Wohnungen. Man muss sich
darüber unterhalten, welche Maß-
nahmen dafür richtig sind. Die
Bundesländer haben da unter-
schiedliche Ansichten. Aber auch
als Bundesgesetzgeber müssen wir
uns vielleicht einmal darüber un-

terhalten, ob so ein Unsinn wie
Index- und Staffelmieten etwas ist,
was man den Menschen zumuten
kann. Es werden Mietverträge un-
terschrieben, weil der Zwang groß
ist, weil man keine Alternativen
hat, und dann hat man diese In-
dex- und Staffelmieten. Ich glau-
be, das ist etwas, worauf man dan-
kend verzichten kann.

Wenn man sich anguckt, wie
viel Geld wir im Bereich „sozialer
Arbeitsmarkt“ investieren, kann
man sagen, dass wir auch da gut
aufgestellt sind.

Die „Süddeutsche Zeitung“ hat
Bundesfinanzminister Olaf Scholz
dafür gelobt, dass er alle Vorha-
ben, die im Koalitionsvertrag ste-
hen, durchfinanziert hat, ohne
neue Schulden zu machen. Ich
meine: Wenn die „Süddeutsche
Zeitung“ einen lobt und die AfD
einen kritisiert, dann hat man,
hast du, Olaf, alles richtig ge-
macht. Ich glaube, der Mix macht
es, und das ist gut. Die Bundes-
kanzlerin hat erklärt, dass auch sie
zum Ziel eines ausgeglichenen
Haushaltes steht.

Jetzt wird mir gesagt, dass ich
keine Zeit mehr habe, um fortzu-
fahren; aber der Kollege Rehberg
wird bestimmt da weitermachen,
wo ich aufgehört habe.

Ich danke allen Beteiligten und
wünsche uns weiterhin eine kon-
struktive Debatte.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU)
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Es gibt Rekord-
investitionen in

Höhe von
40 Milliarden
Euro in jedem
Jahr bis 2030.

Dr. Gesine Lötzsch, Die Linke:

Zu viel für Rüstung, zu wenig
für Investitionen und Soziales

Gesine Lötzsch (*1961)
Wahlkreis Berlin-Lichtenberg

Ich glaube, diesem Selbstlob
muss man deutlich etwas ent-
gegensetzen. In diesem Haus-

halt steht deutlich zu viel für Rüs-
tung, zu wenig für Investitionen
und viel zu wenig für Soziales.
Dieser Haushalt bedroht dadurch
die Sicherheit der Menschen in
unserem Land, und das darf nicht
sein, meine Damen und Herren.

Augenscheinlich reagiert die
Bundesregierung nur noch auf
dumpfe Reize. Beispiel: US-Präsi-
dent Trump stößt wüste Drohun-
gen aus. Sein Botschafter hat be-
reits mit dem Abzug der US-Trup-
pen aus unserem Land gedroht,
wenn wir den Rüstungskonzernen
nicht noch mehr Geld in den Ra-
chen werfen. Wir als Linke sagen:
Zieht die Truppen ab! Das würde
viel Geld sparen und die Sicher-
heit in unserem Land erhöhen.
Und nehmt die abscheulichen
Atomwaffen gleich mit. Europa
muss endlich atomwaffenfrei wer-
den!

Viele wissen es gar nicht: Von
Ramstein in Deutschland aus wer-
den Todesdrohnen nach Jemen
geschickt. Das ist furchtbar.
Furchtbar ist auch, dass die Bun-
desregierung zulässt, dass von
deutschem Boden aus Mordkom-
mandos gesteuert werden. Die US-
Truppen sind offensichtlich zu ei-

nem Sicherheitsrisiko für unser
Land geworden, und das muss ein
Ende haben.

In diesen Tagen ist bekannt ge-
worden, dass die Bundesregierung
eine Schallmauer durchbrochen
hat. Sie will zum ersten Mal in der
Geschichte der Bundesrepublik,
nach NATO-Kriterien berechnet,
über 50 Milliarden Euro für das
Militär ausgeben. Meine Damen
und Herren, wer das Wettrüsten
beschleunigt, macht diese Welt
unsicherer. Auch in dieser Frage
wird die Bundesregierung zu ei-
nem Sicherheitsrisiko für unser
Land, und das darf nicht sein.

Jeder siebte Euro aus dem Bun-
deshaushalt soll in das Wettrüsten
fließen. Das entspricht einer Rüs-
tungsquote von 14 Prozent. Die
Investitionsquote dagegen sta-
gniert bei 11,1 Prozent. Nur jeder
neunte Euro wird in die Zukunft
investiert. Ich sage Ihnen: Statt
sich eine Wettrüstungsquote von
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Sven-Christian Kindler, Bündnis 90/Die Grünen:

Offensive für Klimaschutz
und Digitalisierung

Sven-Christian Kindler (*1985)
Landesliste Niedersachsen

Herr Scholz, in Ihrer Rede
waren ja, für Ihre Verhält-
nisse, sogar etwas Leiden-

schaft, Energie zu spüren, aber
auch viel Selbstbeweihräucherung
und viel Selbstlob. Denn seien wir
doch mal ehrlich: Ohne den fet-
ten Griff in die Rücklage, die Sie
haben, hätten Sie diesen Haushalt
doch nie richtig aufstellen kön-
nen; dann wären Sie doch völlig
blank gewesen. Das ist doch die
Wahrheit.

Die Zeiten haben sich verän-
dert. Ein ungeregelter Brexit steht
vielleicht vor der Tür. Weltweit es-
kalieren Handelskonflikte. Kinder
und Jugendliche gehen lautstark
für Klimaschutz auf die Straße.
Doch wir finden keine Antworten
in diesem Etat, keine Antworten
im Haushalt 2020. Der Energie-
und Klimafonds ist ja nicht mal

Teil des Entwurfs. Man kann im
wahrsten Sinne des Wortes sagen:
Das ist Stückwerk, was Sie hier ab-
liefern.

Und ich finde, ehrlich gesagt:
Dass es keine ökonomischen, kei-
ne klimapolitischen Antworten im
Haushaltsentwurf gibt, ist brand-
gefährlich in dieser Situation. Wir
haben große Herausforderungen,
große Fragen, die uns beschäfti-
gen: Klima, Digitalisierung,
gleichwertige Lebensverhältnisse.
Um das zu bewältigen, müssen
wir viel investieren. Wir sagen
klar: Investitionen haben eine po-
sitive Rendite. Sie rechnen sich.
Sie bringen mehr Lebensqualität,
mehr Wohlstand, und sie stabili-
sieren übrigens auch die Konjunk-
tur.

Das, was Sie behauptet haben,
Herr Scholz, ist falsch. Sie frieren
in der Finanzplanung die Investi-
tionen ein. Insgesamt, gemessen
an den Ausgaben, sinkt die Inves-
titionsquote sogar. Das heißt, Sie
senken hier eigentlich Investitio-
nen. Ich fordere Sie auf: Gehen Sie
runter von dieser Investitions-
bremse, Herr Scholz!

Das liegt natürlich auch daran,
Herr Scholz, dass das Einzige, wo-
rauf Sie sich mit der Union im
Haushalt einigen können, die
schwarze Null ist. Das ist der Kitt,
der Sie noch zusammenhält, und
das, obwohl wir sehr, sehr große
Investitionsbedarfe haben, insbe-

sondere beim Klimaschutz.
Gleichzeitig sind wir in der Situa-
tion, dass der Bund momentan an
zehnjährigen Bundesanleihen so-
gar Geld verdient. Trotzdem klam-
mern Sie sich krampfhaft zusam-
men mit der Union an dem Dog-
ma „schwarze Null“fest.

Das Spannende ist, dass inzwi-
schen viele Teile der Wirtschaft,
viele Ökonomen Ihnen da vehe-
ment widersprechen: Michael
Hüther, der BDI, viele Ökono-
men. Und nicht nur die, Herr
Scholz; auch in Ihrer eigenen Par-
tei habe ich wahrgenommen, dass
die meisten Bewer-
ber für den SPD-
Parteivorsitz inzwi-
schen sagen: Hören
Sie auf, sich an der
schwarzen Null
festzubeißen! Hö-
ren Sie auf mit die-
sem Dogma, und
sorgen Sie jetzt
endlich für Investi-
tionen!

Bei der Union kann ich das so-
gar ein bisschen verstehen. Die
Union hat sonst nicht so viel als
Markenkern, wofür sie eigentlich
steht. Deswegen ist die schwarze
Null quasi eine Art Ersatzreligion,
so eine heilige Kuh für die Union
geworden. Ich finde, Peter Rams-
auer hat es sehr ehrlich benannt.
Er hat gesagt, die schwarze Null
sei identitätsstiftend für die Uni-

on. Es ist ja schön für die Union
und auch schön für ihr Gruppen-
gefühl, dass das ihre Identität stif-
tet, nur hat das mit kluger Haus-
haltspolitik und kluger Wirt-
schaftspolitik einfach rein gar
nichts zu tun.

Wir sagen klar: Es geht nicht nur
um den Haushalt 2020, über den
wir heute diskutieren. Es geht um
das nächste Jahrzehnt. Wir wollen
ein Jahrzehnt der Zukunftsinvesti-
tionen. Wir haben Ihnen dafür in
den letzten Wochen einen Vor-
schlag unterbreitet. Denn völlig
klar ist, dass sich die großen Inves-
titionssummen, die wir jetzt stem-
men müssen, viele reden von
mehreren Hundert Milliarden
Euro, die das bedeuten wird, nicht
allein aus dem laufenden Haus-
halt werden finanzieren lassen.

Deswegen schlagen wir vor, die
Schuldenbremse nicht abzuschaf-
fen; wir wollen sie erhalten, die

Schuldenbremse zu
ergänzen um einen
Investitionsmotor.
Wir wollen neue öf-
fentliche Investiti-
onsgesellschaften
und einen Bundes-
investitionsfonds
gründen. Wir haben
deutlich gesagt: Wir
wollen klare Gren-
zen dafür ziehen,

klare Kriterien, das heißt: unter 60
Prozent, Maastricht, maximal 1
Prozent vom BIP. Es geht um Net-
toinvestitionen, nicht um kon-
sumtive Ausgaben. Es geht um
neue wertsteigernde Investitionen,
die wir tätigen wollen. Das ist un-
ser Angebot. Das ist unser Vor-
schlag. So kann man die Investi-
tionen des Bundes verdoppeln,
und das ist angesichts der Heraus-

forderungen auch dringend not-
wendig.

Mit unserem Vorschlag für eine
große Investitionsoffensive bis
2030 sorgen wir dafür, dass sich
Länder und Kommunen, die Wirt-
schaft, die Bauwirtschaft auch da-
rauf einstellen können. Wir schaf-
fen Planungssicherheit, wir schaf-
fen Verlässlichkeit, damit sie ihre
Kapazitäten erweitern und mehr
Personal einstellen. Denn warum
fließen denn Investitionsmittel
zum Teil nicht ab? Weil es keine
Verlässlichkeit gibt. Das ist doch
auch die Verantwortung der Bun-
desregierung. Wie war das in den
letzten Jahren, sei es unter Herrn
Schäuble, sei es unter Herrn
Scholz? Da liegt doch die klare
Verantwortung. Es gab eine Zick-
zack-Investitionspolitik, die nach
Kassenlage gemacht wurde. Da
gab es mal hier ein Sonderpro-
gramm, dann gab es wieder nix,
da ein Sonderprogramm, dann
wieder nix. So kann man natür-
lich keine Planung vorantreiben.
Das ist keine lange Linie. Das ist
doch die Wahrheit.

Wir sagen Ihnen: Jetzt ist der
richtige Zeitpunkt gekommen, die
niedrigen Zinsen zu nutzen, um
eine große Offensive für Klima-
schutz, für Digitalisierung nach
vorne zu bringen und das auch
über Kredite zu ermöglichen. Wir
fordern Sie auf: Handeln Sie jetzt!
Die Zukunft gibt es nämlich nicht
zum Nulltarif. Man muss jetzt in-
vestieren und darf sich nicht an
die schwarze Null klammern.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

– Zustimmung der Abg. Dr. Gesine

Lötzsch (DIE LINKE))
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Investitionen
bringen mehr

Wohlstand und
sie stabilisieren
auch die Kon-

junktur.

der NATO vorschreiben zu lassen,
sollten wir lieber eine dynamische
Investitionsquote in unser Grund-
gesetz schreiben. Wir brauchen ei-
nen robusten Rüstungsdeckel, wir
brauchen Investitionen, meine
Damen und Herren!

Allein bei der Deutschen Bahn
gibt es einen Investitionsstau von
57 Milliarden Euro. Und jeder, der
zumindest ab und zu mit der
Bahn fährt, weiß, wovon ich rede.
Aber womit beschäftigt sich der
Minister, der über den größten In-
vestitionstopf verfügt, nämlich
Herr Scheuer? Er kämpft mit der
Abwicklung der gescheiterten
Maut. Ich finde, Herr Scheuer ist
eine personifizierte Investitions-
bremse. Einen solchen Minister
brauchen wir nicht! Er ist zu ei-
nem Klumpenrisiko geworden.

Nun haben wir in dieser Debat-
te schon wieder viel über die
Schuldenbremse und die schwarze
Null gehört. Das sind natürlich al-
les Nebelkerzen. Dass die Schul-
denbremse ökonomischer Unsinn

ist, hat sich inzwischen sogar bis
in die Reihen ihrer einstigen Be-
fürworter herumgesprochen. Doch
in diesem Haus gibt es anschei-
nend immer noch mehr neolibe-
rale Buchhalter als
sachverständige
Ökonomen. Die Ko-
alition hat sich
selbst an Armen
und Beinen gefes-
selt. Die eine Fessel
ist die Schulden-
bremse, und die an-
dere Fessel ist der
Ausschluss von
Steuererhöhungen für Vermögen-
de. Diese Selbstfesselung ist ein Si-
cherheitsrisiko, das wir uns nicht
leisten können, meine Damen
und Herren.

Um endlich wieder handlungs-
fähig zu werden, müssen diese
Fesseln gelöst werden. Wir wollen
höhere Vermögensteuern und eine
echte Finanztransaktionsteuer,
Herr Scholz, nicht so ein Placebo,
wie Sie es gerade vorgeschlagen

haben. Dann bekommen wir
wirklich Spielraum für Zukunfts-
investitionen.

Diese Bundesregierung ist auch
ein Sicherheitsrisiko, weil sie

nichts gegen die
zunehmende Spal-
tung der Gesell-
schaft tut.

Nun wird ja im-
mer hervorgeho-
ben, wie groß der
Etat für Arbeit und
Soziales ist. Aber
man muss wissen,
dass über 100 Mil-

liarden Euro davon in die gesetzli-
che Rente gehen. Das heißt, für
Arbeit und Soziales im engeren
Sinne stehen lediglich 38,94 Milli-
arden Euro zur Verfügung. In An-
betracht einer drohenden Rezessi-
on ist das grob fahrlässig. Hier
muss nachgesteuert werden, mei-
ne Damen und Herren.

Das Armutsrisiko für Menschen,
die neu in die Rente gehen, wird
sich in den nächsten elf Jahren in

Ostdeutschland fast verdoppeln.
Wir brauchen also sofort, meine
Damen und Herren, eine solidari-
sche Mindestrente. Doch selbst für
die Grundrente, die ja immerhin
im Koalitionsvertrag steht, haben
Sie keine Vorsorge im Haushalt
getroffen. Das Gleiche trifft für
den Klimaschutz zu. Und das ist
ein Armutszeugnis für diese Regie-

rung.
Meine Damen und Herren, nut-

zen wir die Haushaltsberatungen!
Dann haben wir die Chance, un-
ser Land sicherer, gerechter und
solidarischer zu machen. Dafür
steht Die Linke. Gestalten wir eine
gute Zukunft!

(Beifall bei der LINKEN)

Wir wollen
höhere Ver-

mögensteuern
und eine echte

Finanztrans-
aktionssteuer.

Es brauche einen robusten Rüstungsdeckel und keine Wettrüstungsquote,
forderte Gesine Lötzsch (Die Linke). © picture-alliance/Bildagentur-online/Ohde



10 DEBATTENDOKUMENTATION Das Parlament - Nr. 38-39 - 16. September 2019

Eckhardt Rehberg, CDU/CSU:

Kein Einnahmeproblem,
sondern ein Umsetzungsproblem

Eckhardt Rehberg (*1954)
WK Meckl. Seeplatte II-LK Rostock III

Was wir aktuell erleben,
ist ein Überbietungs-
wettbewerb: Wer stellt

mehr Geld ins Schaufenster? Liebe
Kolleginnen und Kollegen, wenn
man das letzte Jahrzehnt und das
Thema Schulden betrachtet, frage
ich: Wie geschichtsvergessen kann
man eigentlich sein? Als ich 2009
in den Haushaltsausschuss ge-
kommen bin, hatten wir ein Volu-
men von 300 Milliarden Euro und
86 Milliarden Euro Schulden –
Ausfluss der Finanzkrise. Alle die,
die heute meinen, wieder Schul-
den machen zu müssen, sollen
sich mal bitte zurückerinnern,
Herr Kollege Kindler, dass wir fünf
Haushaltsjahre gebraucht haben,
drei mit der FDP, zwei mit der
SPD, um keine neuen Schulden
mehr zu machen. Das ist die Aus-
gangsposition dafür gewesen, dass
wir ab 2014 wieder massiv inves-
tieren konnten und Bürger und
Länder und Kommunen entlastet
haben. Ohne diese schwarze Null
wäre das alles in den letzten Jah-
ren nicht gegangen, liebe Kolle-

ginnen und Kollegen.
Auch das Nächste ist geschichts-

vergessen. Was hat denn die Euro-
Krise hervorgerufen? Doch nicht
zu wenig Schulden; es waren doch
zu viele Schulden in Spanien, Por-
tugal und Griechenland. Und weil
sie zu viele Schulden hatten,
konnten sie sich am Kapitalmarkt
nicht mehr refinanzieren. Wollen
wir da wieder hin? Wollen wir ei-
ne Politik machen, die jedes Jahr
35 Milliarden Euro neue Schulden
auftürmt, die dann unsere Kinder
und Enkel abtragen müssen? Ich
kann für meine vier Enkel sagen:
Nein, das möchte ich denen nicht
zumuten und auch nicht aufbür-
den. Das ist keine solide Politik.
Das ist für mich auch keine gute
Sozialpolitik und keine Generatio-
nengerechtigkeit.

Wenn man die Vorschläge der
Grünen im Haushaltsausschuss al-
lein aus den letzten drei Jahren
betrachtet: Man kann ja über eure
Mehreinnahmen streiten, die den
Industriestandort Deutschland
massiv gefährdet hätten. Aber
wenn ich das mal beiseitelasse: Ihr
hattet in den drei Jahren in euren
Vorschlägen 13 Milliarden Euro
Differenz zwischen Einnahmen
und Ausgaben. Was hat das, Kolle-
ge Kindler, mit solider Politik zu
tun? Nichts, aber auch gar nichts.
Sie tuten hier in ein Horn, das Ih-
nen überhaupt nicht zusteht, und
Ihr politischer Ansatz beseitigt
nicht die Probleme, die wir ha-
ben.

Der Staat, wir, hat kein Einnah-
meproblem, wir haben ein Umset-
zungsproblem, liebe Kolleginnen
und Kollegen. Das ist unser Kern-

problem. Das Kernproblem sind
Planungskapazitäten. Aber das
größte Problem ist doch unser
kompliziertes Genehmigungs-
und Planungsrecht. Lieber Olaf
Scholz, es ist ja schon schlimm,
dass Sie prognostizieren, dass man
für den Bau einer neuen S Bahn-
Strecke über ein Jahrzehnt
braucht. Aber ich sage Ihnen: Ich
kenne Bauvorhaben, wo an Schie-
nenstrecken neben drei Gleisen
das vierte Gleis gelegt werden soll-
te, die nach 30 Jahren noch nicht
angepackt werden
konnten, weil das
Planungs- und Ge-
nehmigungsrecht
kompliziert ist und
weil die Klagen
durch drei Instan-
zen gehen.

Das ist die Reali-
tät in dieser Repu-
blik. Und wenn wir jetzt so weit
sind, dass die Windkraftlobby in
dem Bereich den Artenschutz aus-
hebeln will, das kann man ja ger-
ne tun, dann muss man bitte für
jegliche Infrastrukturvorhaben die
gleichen Bedingungen schaffen,
nicht nur für den Windkraftaus-
bau.

Ein nächster Punkt. Der Ge-
samtstaat hat für mich drei Ebe-
nen. Das sind der Bund, die Län-
der und die Kommunen. Wenn
ich an das Thema Klima denke:
Ich habe von den 16 Ländern da-
zu so gut wie nichts oder gar
nichts gehört. Für alles ist der
Bund zuständig. Ich nenne einen
Punkt, den öffentlichen Personen-
nahverkehr. Wir als Bund geben
Regionalisierungsmittel in der

Größenordnung von aktuell
9 Milliarden Euro. Vor zwei Jahren
waren es 7 Milliarden Euro. Der
Bundesrechnungshof hat einen
Bericht gemacht. Erste Feststel-
lung: Zu dem Zeitpunkt, Ende
2016, lagen 2,7 Milliarden Euro
Regionalisierungsmittel bei den
16 Ländern auf Halde. 2,7 Milliar-
den! Und weiter hat der Bundes-
rechnungshof festgestellt, dass im
Schnitt der 16 Länder nur 27 Pro-
zent eigene Mittel für den öffentli-
chen Personennahverkehr ausge-
ben wurden. Das beste Land liegt
bei 62 Prozent, das schlechteste
Land bei 2 Prozent und sieben
Länder unter 10 Prozent. Liebe
Kolleginnen und Kollegen, jetzt
rechne ich die Entflechtungsmit-
tel, GVFG usw. noch nicht mal
mit. Das sind alles Bundesmittel.
Ich sage einfach: Letztendlich ge-

ben die Länder im
Schnitt überhaupt
kein eigenes Geld
für den öffentli-
chen Personennah-
verkehr aus. Und
der öffentliche Per-
sonennahverkehr
ist keine Bundessa-
che, das ist die Ver-

antwortung von Ländern und
Kommunen, liebe Kolleginnen
und Kollegen.

Ein weiterer Punkt. Die Einnah-
mesituation des Bundeshaushaltes
ist schwieriger geworden, ja. Aber
eines gehört zur Wahrheit dazu:
Im letzten Jahrzehnt, also im Ver-
gleich bis zum Jahr 2010, hat der
Bund die Länder bei der Umsatz-
steuer um 16 Milliarden Euro ent-
lastet. Um 16 Milliarden Euro!
Liebe Kolleginnen und Kollegen,
wir haben bis zu diesem Jahr noch
die Situation, dass die Einnahmen
aus der Umsatzsteuer beim Bund
höher als bei den Ländern sein
werden. Ab nächstem Jahr steigen
die Umsatzsteuereinnahmen der
Länder massiv an, beim Bund fla-
chen sie deutlich ab.

Noch ein Punkt: Sozialausga-
ben. Der Bund entlastet die
Kommunen um über 7 Milliar-
den Euro bei der Grundsiche-
rung im Alter im Vergleich zum
Jahr 2010. Bei den Kosten für
die Unterkunft sind es gute 6
Milliarden Euro. Wenn ich jene
16 Milliarden Euro und diese
14 Milliarden Euro zusammen-
zähle, dann bin ich bei einer
Entlastung der Länder durch
den Bund im Vergleich zum Jahr
2010 von 30 Milliarden Euro.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, die nächste Frage stellt sich
zum Thema Altschulden. Wer
hat nach Artikel 28 Grundge-
setz die Finanzverantwortung
für die Kommunen? Der Bund
oder die Länder? Die Länder
hatten im letzten Jahr insge-
samt einen Überschuss von
14,6 Milliarden Euro. Für die
nächsten Jahre sind die Progno-

sen positiv. Der Durchschnitt der
Kommunen hat auch einen Über-
schuss. Jetzt muss man sich bei
diesem Thema die Frage stellen:
Was machen wir mit dem Land
Hessen? Stichworte: Hessenfonds
und Entschuldung über 5 Milliar-
den. Was machen wir mit Nieder-
sachsen? Das ist noch unter Rot-
Grün gelaufen. Was macht Meck-
lenburg-Vorpommern, das ein
Entschuldungsprogramm über
Haushaltssicherungskonzepte ge-
genüber seinen Landkreisen und
Kommunen fährt? Das heißt, die-
se Länder nehmen ihre Verantwor-
tung wahr, und andere tun das
nicht.

Gucken Sie sich mal die Über-
schüsse an, und zwar auch von
Ländern und Kommunen mit ho-
hen Kassenkrediten. Ich habe die
Zahlen drauf, lasse sie jetzt aber
mal beiseite. Ich warne davor, die-
ses Thema anzufassen; denn es
wird neue Ungerechtigkeiten
schaffen. Diejenigen, die an der
Stelle verlieren und nichts gewin-
nen, werden den Finger heben,
und diejenigen, die etwas gewin-
nen, weil der Bund ihnen hilft,
werden nicht Danke sagen. Das
sage ich voraus. Deshalb halte ich
diesen Weg für brisant und sehr
gefährlich.

Lassen Sie mich eine letzte Be-
merkung zum Thema „negative
Zinsen“ machen. Eigentlich sind
negative Zinsen eine Absurdität.
Negative Zinsen tragen unter an-
derem dazu bei, dass gerade für
die kleinen Sparer eine Geldent-
wertung eintritt. Negative Zinsen
sind eigentlich auch nicht gut für
die Ökonomie.

Lieber Kollege Kindler, Sie ha-
ben sowohl Wolfgang Schäuble
als auch Olaf Scholz mehrere Ma-
le vorgeworfen, dass sie ihre Bun-
deshaushalte nur auf niedrige
oder negative Zinsen stützen bzw.
gestützt haben. Wenn Sie den Vor-
schlag mit dem 35-Milliarden-
Euro-Paket wirklich ernst meinen
und das bis 2030 so laufen soll,
wie Sie das ausgerechnet haben,
dann müssen Sie sich für das
nächste Jahrzehnt niedrige oder
negative Zinsen wünschen. Ich sa-
ge ganz einfach: Ich wünsche mir
das nicht, gerade für unsere Klein-
sparer in Deutschland.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der

FDP sowie bei Abgeordneten der

AfD)

©
An

dr
e

Ill
in

g

Die Länder
hatten im letzten
Jahr insgesamt

einen Überschuss
von 14,6 Mil-
liarden Euro.

Für den öffentlichen Personennahverkehr gibt der Bund aktuell neun Milliarden Euro Regionalisierungsmittel aus.
© picture-alliance/dpa/Uwe Anspach

In der Debatte sprachen zudem die
Abgeordneten Prof. Dr. Harald Weyel
(AfD), Lothar Binding (SPD), Christian
Dürr (FDP), Fabio De Masi (Die Linke),
Anja Hajduk (B90/Grünen), Dr. h. c.
Hans Michelbach (CDU/CSU), Andre-
as Schwarz (SPD) und Tankred Schi-
panski (CDU/CSU).
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Dr. Alice Weidel, AfD:

Die Krise kommt
nicht, sie ist bereits da

Alice Weidel (*1979)
Landesliste Baden-Württemberg

Deutschland steht vor ei-
ner Rezession: keine ein-
fache Konjunkturdelle,

sondern ein handfester Rückgang
der Wirtschaftsleistung. Die Ex-
porte brechen mit zweistelligen
Verlusten in einigen wichtigen
Ausfuhrländern ein: China, Groß-
britannien und Russland. Beson-
ders betroffen: Automobilindus-
trie und Maschinenbau, das Rück-
grat unserer industriellen Produk-
tion und damit unseres Wohl-
stands.

Die Meldungen über massive
Stellenstreichungen in tragenden
Unternehmen und Schlüsselbran-
chen reißen nicht ab. Das Wirt-
schaftswachstum stagniert, das
Bruttoinlandsprodukt ist im zwei-
ten Quartal 2019 sogar ge-
schrumpft. Damit sind wir im
Vergleich mit den übrigen EU-
und Euro-Mitgliedstaaten Schluss-
licht. Die Krise kommt nicht, die
Krise ist bereits da.

Die nächste Rezession wird we-
der ein vom Himmel gefallenes
Schicksal sein noch das Werk bö-
ser Mächte. Sie ist in erster Linie
hausgemacht. Die Schwierigkei-
ten, in die die deutsche Wirtschaft
und damit das ganze Land hi-
neinrutscht, sind die Folge Ihrer
verhängnisvollen und wirtschafts-
feindlichen Politik, einer im Kern
grün-sozialistischen Ideologie, die
unser Land ruiniert und seiner
Zukunftsfähigkeit beraubt. Diese
Regierung trägt die Verantwortung
für die Demontage der Autoin-
dustrie durch Klimaschutzwahn
und E-Auto-Planwirtschaft.

Sie ruinieren unser Land mit
der absurden Idee, gleichzeitig aus
Atomenergie und Kohleverstro-
mung aussteigen zu können und
zu einem fiktiven Datum in nicht
allzu ferner Zukunft – typisch
Planwirtschaft! – das Land
CO2-neutral zu machen. Das

muss man sich einmal vorstellen.
Das ist absolut grotesk. Das ist ein
ökonomischer und naturwissen-
schaftlicher Nonsens, der uns jetzt
schon die höchsten Stromkosten
in Europa beschert, Hunderttau-
sende Haushalte von Geringver-
dienern und der Mittelschicht in
existenzielle Bedrängnis bringt,
die Versorgungssicherheit gefähr-
det und energieintensive Indus-
trien nach und nach aus Deutsch-
land vertreibt.

Ihr vorgeblicher Klimaschutz ist
nichts anderes als ein monströses
Deindustrialisierungsprogramm,
verbunden mit veritabler Arbeits-
platzvernichtung. Sie verschwen-
den Abermilliarden, um imagi-
nierte Weltuntergänge in ferner
Zukunft abzuwenden. Sie lassen
sich von fragwürdigen Lobbyisten
wie der Deutschen Umwelthilfe –
aus meiner Sicht gehört diese
Lobbyorganisation verboten – am
Gängelband führen und zerstören
dafür die Grundlagen unseres
Wohlstands und unsere Fähigkeit,
die ganz realen und drängenden
Herausforderungen der kommen-
den Jahrzehnte zu meistern.

Ich nenne zum Beispiel die un-
bewältigten Folgen der ungeregel-
ten Migration in die Sozialsyste-
me und die Kriminalstatistik. Der
frühere Bundesnachrichtenchef,
August Hanning, spricht von
mehr als 2 Millionen überwie-
gend jungen Männern, die seit
2015 eingewandert sind. Und die
nächste Welle steht schon vor der
Tür. Die Bilder aus Lesbos sind
ein Menetekel. Der Türkei-Deal,
an den Sie sich ja so gerne und so
lange geklammert haben, ist ge-
scheitert. Die Balkanroute ist of-
fen, und Sie verschließen einfach
die Augen davor.

Wir könnten die Migration
übers Mittelmeer beenden, wenn
Sie bereit wären, mit Italien und
anderen Mittelmeeranrainern da-
für zu sorgen, dass keiner mehr il-
legal übers Meer nach Europa ge-
langen kann. Was wird aber ge-
macht? Stattdessen ermuntern Sie
die humanitären Schleuser und
Menschenhändler, auch NGOs ge-
nannt, lassen deren illegal einge-
schleusten Passagiere noch nach
Deutschland einfliegen und wol-
len sogar noch einen staatlichen
Wassertaxidienst einrichten. Das
ist wirklich nur noch grotesk, sehr
geehrte Damen und Herren!

Eine wirksame Sicherung und
Kontrolle der Grenzen ist mög-

lich. Die Kosten würden sich jähr-
lich im einstelligen Milliardenbe-
reich bewegen – und das wissen
Sie. Kein Vergleich mit den öko-
nomischen, politischen und vor
allem gesellschaftlichen Folgekos-
ten der anhaltenden ungeregelten
Einwanderung!

Sie wollen Millionen Bürger
durch Verbote, Strafsteuern und
dirigistische Maßnahmen in ihrer
individuellen Mobilität ein-
schränken, aber illegale Einwan-
derer können sich weiter frei und
ungehindert über unsere Grenzen
bewegen. Selbst wenn die Asyltäu-
schung auffliegt und der Aufent-
haltstitel verweigert wird, müssen
sie kaum eine Abschiebung fürch-
ten.

Sie haben das Geld für die ab-
seitigsten Partikularinteressen üb-
rig, aber nicht für die effektive
Kontrolle unserer Grenzen und
den Schutz unserer Bürger, die Ih-
nen einen Rekordanteil des von
ihnen erwirtschafteten Einkom-
mens überlassen müssen. Die Ge-
genleistungen bleiben Sie schul-
dig. Inzwischen hat jeder zweite
Hartz-IV-Empfänger einen Migra-
tionshintergrund. Dazu kommt:
Fast zwei Drittel der sogenannten
Flüchtlinge leben
von Hartz IV. Also
zwei Drittel Ihrer
Fachkräfte leben
von Hartz IV!

Asylzuwanderer
sind übrigens
überproportional
kriminalitätsbelas-
tet, gemessen am
Bevölkerungsan-
teil. Schwere Sexu-
al-, Raub- und Tötungsdelikte
durch Zuwanderer haben erschre-
ckend zugenommen. Das Lage-
bild zur Zuwanderungskriminali-
tät des Bundeskriminalamts bestä-
tigt das doch schwarz auf weiß.
Dass für die Bürger die Sicherheit
im öffentlichen Raum mehr und
mehr verloren geht, lässt Sie of-
fenkundig gleichgültig. Man sieht
das hier.

Eine ältere Hypothek ist das ge-
scheiterte Euro-Experiment. Zehn
Jahre Euro-Rettung durch verlore-
ne Hilfskredite und Geldschöp-
fung auf Knopfdruck sind zehn
Jahre Umverteilung von unten
nach oben und vom Bürger zum
Staat. Die Nullzinspolitik, über
die sich Olaf Scholz ja gestern so
gefreut hat, führt die deutsche
Mittelschicht und den Sparer ins

Prekariat. Das Märchen vom rei-
chen Land stimmt schon lange
nicht mehr. In Europa belegen die
Deutschen beim Vermögen den
letzten Platz.

Wenn die Draghi-Blase platzt,
zündet der Euro-Geldsozialismus.
Das wissen wir. Der Anteil der
faulen Kredite in den Bilanzen
südeuropäischer Banken, die
Summen, die im Feuer stehen, ist
gigantisch. Das Kartenhaus der
Zombiebanken steht auf dem
wackligen Boden der Negativzins-
politik der EZB, und die zerstört
unaufhaltsam das Geschäftsmo-
dell der soliden Banken. Wir ste-
hen vor einem gigantischen Ban-
kencrash, sehr geehrte Damen
und Herren!

Wir werden bei gleichbleiben-
der Entwicklung eine Staatsschul-
den- und Bankenkrise erleben,
Hyperinflation und anschließend
eine Währungsreform, bei der die
Menschen alles verlieren werden.
Und Sie sagen es ihnen nicht. Was
tun Sie, um das zu verhindern?
Natürlich gar nichts. Im Gegenteil
Sie befeuern die Entwicklung
auch noch. Von EZB-Chefin
Christine Lagarde ernten Sie dafür
Beifall und ganz viel Umarmung,
von jener Frau, die 2010 als IWF-
Direktorin erklärte – ich zitiere -:

Wir müssen die Verträge bre-
chen, um den Euro zu retten.

Und das ist genau Ihr Verständ-
nis von Rechtstreue.

Für eine andere Lösung als eine
zum deutschen Nachteil hätten
Sie aber vermutlich auch gar kei-

ne Mehrheiten zu-
sammenbekom-
men. Denn Sie ha-
ben Deutschland in
Europa isoliert, und
niemand nimmt Sie
mehr ernst. Bei in-
ternationalen Kon-
ferenzen sitzen Sie
im Abseits, wäh-
rend die anderen
ihre Interessen ver-

folgen und auch durchsetzen. Sie
haben das Verhältnis zu den USA
zerrüttet, die Briten aus der EU ge-
trieben und tun im Kielwasser der
Franzosen nichts für eine vernünf-
tige Brexit-Lösung.

Und jetzt legen Sie uns einen
Haushalt vor, der vor allem eins
erkennen lässt: dass Sie und Ihr
Kabinett nicht verstanden haben,
was die Stunde geschlagen hat. Sie
verkonsumieren die immer noch
reichlich kassierten Steuergelder,
als würde der Segen ewig weiter-
fließen. Was passiert denn dann,
wenn die geburtenstarken Jahr-
gänge, die jetzt auf dem Höhe-
punkt ihrer beruflichen Laufbahn
sind, in zehn Jahren in Rente ge-
hen und nicht mehr bis zum An-
schlag gemolken werden können?
Vorsorge für schlechte Zeiten ist

in diesem Haushalt ein Fremd-
wort. Der Investitionsanteil ist
trotz des Rekordvolumens lächer-
lich niedrig und akrobatisch
schöngerechnet. Dazu verdient,
das ist auch absolut absurd, der
Bundesfinanzminister sogar noch
am Schuldenmachen, weil Anle-
ger für langlaufende Anleihen Ne-
gativrenditen zahlen. Das allein
zeigt, wie das Geldsystem aus den
Fugen geraten ist, sehr geehrte
Damen und Herren; denn es sind
die Bürger, die durch Negativzin-
sen wie durch eine Sondersteuer
kalt und gnadenlos enteignet wer-
den. Es ist das Geld der Bürger, di-
rekt und indirekt eingetrieben,
das Sie verschleudern.

Der Ökonom Daniel Stelter be-
rechnet – ich zitiere: Allein auf
Bundesebene wurden in den letz-
ten zehn Jahren 460 Milliarden
Euro zusätzlich verfügbares Geld
für Konsum und Wahlgeschenke
verplempert. – Zitat Ende.

Dabei gibt es genug Baustellen
im Land, in denen das Geld der
Bürger besser und sinnvoller aus-
gegeben werden könnte. Die In-
frastruktur verfällt, Straßen ver-
kommen, Schulgebäude verfallen,
die Bahn funktioniert immer
schlechter, schnelles Internet gibt
es anderswo, von Großprojekten
wie Flughäfen, die nie fertig wer-
den, gar nicht zu reden. Die Sozi-
alsysteme sind überlastet und
nicht zukunftsfähig. Deutschland
droht eine massive Altersarmut.
Die öffentliche Ordnung leidet,
Sicherheit geht verloren. Die Bun-
deswehr ist kaum noch einsatzfä-
hig, die arbeitende Bevölkerung
ist mit hohen Steuern und Abga-
ben belastet.

Statt den Bürgern das zu viel
abgenommene Geld zurückzuge-
ben, nicht einmal den Soli kön-
nen Sie rechtskonform abschaf-
fen, brüten Ihre Regierung und
die sie tragenden Parteien schon
über neue Steuern: CO2-Steuer,
Vermögensteuer, Sonderabgaben
auf alles Mögliche. Jeder Vorwand
scheint Ihnen recht, um den Bür-
ger immer weiter zu belasten, weil
Sie mit dem überreichlich vor-
handenen Steuergeld doch gar
nicht umgehen können. Das ist
doch die Wahrheit!

So kann es einfach nicht weiter-
gehen. Ein grundsätzliches Um-
denken tut not: Umwelt- und Res-
sourcenschonung statt Klima-
schutz, Schluss mit der kopflosen
Energiewende, Stopp der unkon-
trollierten Einwanderung und Si-
cherung unserer Grenzen, Abkehr
von der Euro-Inflationspolitik
und vor allem mehr Freiheit für
die Bürger und alle, die in diesem
Land Werte schaffen.
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Fortsetzung auf nächster Seite

Die Nullzins-
politik führt die
deutsche Mittel-
schicht und den

Sparer ins
Prekariat.
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Denk- und Redefreiheit statt
Diffamierung Andersdenkender,
die das politische Klima vergiftet.
Wirtschaftliche Freiheit statt Gän-
gelung und neue Verbote, Entlas-

tung bei Steuern und Abgaben
statt Steuerwucher, Bürokratismus
und Umverteilung. Hören Sie auf
Ludwig Erhard – ich zitiere:

Kümmere du, Staat, dich nicht

um meine Angelegenheiten, son-
dern gib mir so viel Freiheit und
lass mir von dem Ertrag meiner
Arbeit so viel, dass ich meine Exis-
tenz, mein Schicksal und dasjeni-

ge meiner Familie selbst zu gestal-
ten in der Lage bin. Das ist frei-
heitliche, bürgerliche Politik, die
unser Land so dringend nötig hat
und die in dieser Regierung keine

Heimat und keinen Fürsprecher
mehr hat.

Ich bedanke mich.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Angela Merkel, CDU, Bundeskanzlerin:

Handeln für
zukünftige Generationen

Angela Merkel (*1954)
Bundeskanzlerin

Diese Haushaltsdebatte
2019 findet in Zeiten
weltweiter großer Verän-

derungen und Kräfteverschiebun-
gen statt.

Die Europäische Union erlebt
in wenigen Monaten den Austritt
eines wichtigen Mitgliedstaates,
den Austritt Großbritanniens. Wir
haben nach wie vor nach meiner
festen Überzeugung alle Chancen,
ihn geordnet hinzubekommen.
Die Bundesregierung wird sich
auch bis zum letzten Tag dafür
einsetzen, dass das möglich ist.
Aber ich sage auch: Wir sind auch
auf einen ungeordneten Austritt
vorbereitet. Es bleibt aber dabei:
Nach dem Austritt Großbritan-
niens haben wir einen wirtschaft-
lichen Wettbewerber vor unserer
eigenen Haustür, auch wenn wir
enge außen- und sicherheitspoliti-
sche Kooperationen beibehalten
wollen, auch wenn wir freund-
schaftlich verbunden sein wollen.

70 Jahre Bundesrepublik, 30
Jahre nach dem Ende des Kalten
Krieges zeigen sich global völlig
neue Muster der Kräfteaufteilung.

Es gibt auf der einen Seite eine
nach wie vor starke Macht, man
kann sagen: eine Supermacht
USA, ökonomisch und militä-
risch. Europa ist dieser Super-
macht im Wertesystem verbunden,
und trotz aller Meinungsverschie-
denheiten gibt es eine tiefe Ge-
meinsamkeit. Aber es gibt keinen
Automatismus mehr wie im Kal-
ten Krieg, dass die Vereinigten
Staaten von Amerika schon die
Beschützerrolle für uns Europäer
übernehmen werden. Europas Bei-
trag wird hier stärker gefordert.

Wir haben auf der anderen Seite
China mit einem anderen politi-

schen System, mit einem rasanten
ökonomischen Aufstieg, mit
wachsenden militärischen Kräften,
nicht eingebunden in irgendwel-
che Abrüstungsregime. Ich konnte
mich letzte Woche bei meinem
Besuch in China wieder davon
überzeugen, mit welch unglaubli-
cher Dynamik und Entschlossen-
heit dort die Entwicklung voran-
schreitet. Damit ist natürlich klar
das habe ich auch in China deut-
lich gemacht, dass China auch für
die globale, multilaterale Ord-
nung eine zunehmende Verant-
wortung hat.

Deutschland tut gut daran, mit
China in allen Bereichen Kontakte
zu pflegen, wirtschaftlich, aber
auch in den verschiedenen Dia-
logformaten, die wir haben,
Rechtsstaatsdialog, Menschen-
rechtsdialog, in denen wir auch
unterschiedliche Meinungen aus-
tragen können. Ich habe bei mei-
nem Besuch auch wieder darauf
hingewiesen, dass die Einhaltung
der Menschenrechte für uns unab-
dingbar ist. Das gilt insgesamt,
und das gilt auch im Blick auf die
Situation in Hongkong, wo wir
das Prinzip „ein Land, zwei Syste-
me“ weiter für richtig halten.

Die wachsende Rivalität zwi-
schen den Vereinigten Staaten von
Amerika und China, gleichzeitig
auch das geostrategische Wieder-
erstarken Russlands haben natür-
lich tiefgreifende Folgen für uns in
Europa. Wir als Eu-
ropäer stehen einer-
seits durch den Aus-
tritt Großbritan-
niens geschwächt
da – man muss das
so aussprechen -;
auf der anderen Sei-
te ist es aber auch
genau die Stunde,
neue Stärke zu ent-
wickeln. Ich finde,
das, was Ursula von der Leyen ges-
tern mit ihrer Vorstellung der neu-
en EU-Kommission geleistet hat,
weist genau in diese Richtung: ei-
ne global ausgerichtete Kommissi-
on, die Europas Rolle in der Welt
festigen will und die richtigen
Themen angehen will. Ich glaube,
das kann ein sehr guter Start sein.

Europa ist als multilaterales
Projekt gegründet, als Lehre aus
dem Zweiten Weltkrieg, und

Europa muss sich für den Erhalt
des Multilateralismus auf der Welt
einsetzen, auch wenn er noch so
unter Druck steht. Das ist unsere
Verpflichtung, und Deutschland
muss hierbei eine herausragende
Rolle spielen. Kein Land auf der
Welt kann seine Probleme alleine
lösen, und wenn wir alle gegenei-
nander arbeiten, dann werden wir
nicht gewinnen. Ich glaube an die
Win-win-Situation, wenn wir zu-
sammenarbeiten, und das muss
das Credo sein.

Das bedeutet natürlich, dass wir
das transatlantische Bündnis stär-
ken müssen, und deshalb ist es
wichtig, unserer Verpflichtung
nachzukommen und auch im mi-
litärischen Bereich unsere Verspre-
chen einzuhalten. Wir wollen uns
in Richtung des Ziels bewegen, 2
Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts für das Militär auszugeben –
wie alle NATO-Mitgliedstaaten der
Europäischen Union. Gleichzeitig
wollen wir einen eigenen Pfeiler
der Verteidigung mit der gemein-
samen Verteidigungspolitik im
Rahmen von PESCO aufbauen,
indem wir gemeinsam Rüstungs-
projekte entwickeln und unsere
Anstrengungen bündeln.

Europa muss für eine Handels-
politik eintreten, die einen freien,
regelbasierten und auf Standards
setzenden Handel unterstützt.
Europa muss sich für die Reform
der Welthandelsorganisation ein-

setzen. Europa
muss in Zukunft
nicht nur an einem
Freihandelsabkom-
men mit Großbri-
tannien arbeiten,
sondern auch mit
den Vereinigten
Staaten von Ameri-
ka. Wir müssen
beim Investitions-
schutzabkommen

mit China endlich zum Abschluss
kommen, und Europa muss Vor-
reiter in der Klimapolitik und Mo-
tor bei der Umsetzung des Pariser
Abkommens sein. Meine Damen
und Herren, liebe Kolleginnen
und Kollegen, wir müssen vor al-
len Dingen technologisch wieder
in allen Bereichen auf die Höhe
der Zeit, auf das, was Weltmaßstab
ist, kommen. Wir sind das nicht
mehr, wir müssen uns das einge-

stehen, und wir müssen in diese
Richtung arbeiten. Das bedeutet,
dass wir die Digitalisierung im
Geiste der sozialen Marktwirt-
schaft gestalten. Das bedeutet,
dass wir überall da, wo wir tech-
nologische Rückstände haben,
durch Bündelung der europäi-
schen Anstrengungen auch wirk-
lich vorankommen. Ob es die
Herstellung von Chips ist, ob es
die Plattformwirtschaft ist, ob es
das Datenmanagement ist – Stich-
wort „Hyperscaler“ -, ob es Batte-
riezellenproduktion ist: Überall
muss Europa wieder Souveränität
entwickeln und auch in der Da-
tenwirtschaft einen eigenen Weg
gehen, den Weg der sozialen
Marktwirtschaft mit der Souverä-
nität über die eigenen Daten.

Europa muss einen Fußabdruck,
wie man heute vielleicht sagt, hin-
terlassen bei der Konfliktlösung in
der Welt. Wir haben uns als Euro-
päer, auch Großbritannien ver-
folgt weiter diese Position, ent-
schieden, weiter zu dem Nuklear-
abkommen mit dem Iran zu ste-
hen; das ist richtig. Wir werden
Schritt für Schritt versuchen, auch
hier immer wieder mit dem Iran
Lösungen zu finden, die eine Es-
kalation der Spannungen in einer
für die Welt sensitiven Region ver-
hindern. Das ist europäische Auf-
gabe.

Wir müssen sichtbarer werden
bei der Lösung der Situation in Sy-
rien. Es muss jetzt endlich ein po-
litischer Prozess in Gang kom-
men, damit die Menschen, die au-
ßerhalb Syriens leben, oder die
Menschen, die in Syrien Flüchtlin-
ge sind, wieder eine Chance ha-
ben, in ihrem Heimatland eine
politische Ordnung zu finden, die
nicht von Diktatur bestimmt ist.
Europa hat hier eine Verantwor-
tung.

Wir haben die Verantwortung
zur Lösung der Spannungen zwi-
schen Russland und der Ukraine.
Es gibt erste kleine Fortschritte
jetzt in den letzten Wochen, seit
Präsident Selenskyj im Amt ist,
um die Minsker Vereinbarung viel-
leicht voranzutreiben. Wir arbei-
ten auf ein Gipfeltreffen im
N4-Format in wenigen Wochen
hin, um dann auch deutliche Fort-
schritte zu machen.

Meine Damen und Herren, in
Libyen entwickelt sich eine Situa-
tion, die ähnliche Ausmaße an-
nehmen kann, wie wir das in Sy-
rien gesehen haben, nämlich ein
Stellvertreterkrieg. Es ist von ent-
scheidender Bedeutung –
Deutschland wird hier auch sei-
nen Beitrag leisten -, dass wir alles
daransetzen, diesen Konflikt in Li-

byen nicht zu einem solchen Stell-
vertreterkrieg eskalieren zu lassen,
sondern zu versuchen, wieder
Staatlichkeit in Libyen herzustel-
len, so schwer das auch immer ist;
denn die gesamte Region in Afrika
wird destabilisiert, wenn Libyen
nicht stabilisiert wird. Und des-
halb ist das unsere Aufgabe.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, damit habe ich versucht, den
Rahmen aufzuzeigen, in dem un-
sere Haushaltsdebatte stattfindet,
in dem auch sichtbar wird, was
die Erwartungen an uns sind.
Deutschland ist die größte Volks-
wirtschaft in Europa. Wir müssen
für diese Europäische Union ei-
nen wichtigen Beitrag leisten. Wir
werden im zweiten Halbjahr des
nächsten Jahres die Präsident-
schaft in der Europäischen Union
innehaben. Hier müssen wir Bei-
träge leisten, um voranzukom-
men. Deshalb sage ich ganz deut-
lich: Deutschland wird sich dieser
Verantwortung stellen. So sagt es
unser Koalitionsvertrag, und so
werden wir es auch tun.

Ich hoffe nur eines, bei allen
Aufgaben, die wir gern in der
deutschen Präsidentschaft über-
nehmen: dass die mittelfristige fi-
nanzielle Vorausschau, die Finanz-
planung für die nächsten Jahre,
vielleicht doch von den vorheri-
gen finnischen und kroatischen
Präsidentschaften gelöst wird. Es
ist ja wichtig, dass Europa nicht
erst auf den letzten Drücker Klar-
heit über die finanzielle Situation
in den nächsten Jahren hat; denn
sonst würden viele Programme ei-
ne ganze Zeit lang nicht laufen
können. Also: Wir werden alles
tun, um Finnland und Kroatien zu
unterstützen, damit dieses Thema
vor Beginn unserer Präsidentschaft
gelöst ist.

Ich glaube, trotz aller Schwierig-
keiten, die wir sehen, wir haben
international Unsicherheit, durch
den US-amerikanisch-chinesi-
schen Handelskonflikt zum Bei-
spiel, und das wirkt sich natürlich
auf eine Exportnation wie
Deutschland aus. Und der Grund
dafür, dass bestimmte Exporte zu-
rückgehen, liegt ganz wesentlich
nicht darin, dass die deutschen
Produkte nicht mehr gut sind,
sondern liegt darin, dass Unsi-
cherheit darüber da ist, wie sich
die Weltkonjunktur entwickeln
wird. Deshalb ist es so wichtig, für
die Abkommen zu kämpfen. Aber
auch unser Haushalt gibt Antwor-
ten auf die Herausforderungen,
vor denen wir stehen. Es zeigt
sich, dass unsere Außen-, Verteidi-
gungs- und Entwicklungspolitik
mit wachsenden Etats ausgestattet
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sind, dass wir zu unseren interna-
tionalen Verpflichtungen stehen.
Meine Damen und Herren, lie-

be Kolleginnen und Kollegen, was
Deutschland geleistet hat in den
letzten Jahren, war, internationale
Konflikte immer in einem vernetz-
ten Ansatz lösen zu wollen. Dazu
gehört Entwicklungspolitik, dazu
gehört Sicherheitspolitik, und da-
zu gehört, wenn notwendig, auch
die Bereitschaft zum militärischen
Einsatz. Man kann die Dinge von
daher nicht voneinander trennen.
Deshalb ist es wichtig, dass wir zu
unseren internationalen Verpflich-
tungen stehen. Es wird von uns er-
wartet, dass wir nicht nur eine
wirtschaftlich starke Nation sind,
sondern dass wir auch für die Si-
cherheit und für den Frieden auf
der Welt unseren Beitrag leisten,
in allen Bereichen. Ich glaube, da
ist die Koalition jetzt auch auf ei-
nem guten Weg.
Und dann gibt es die Aufgabe,

so wie ich es für Europa dargestellt
habe, natürlich auch für Deutsch-
land die Zukunftsfähigkeit zu si-
chern. Da, glaube ich, stehen wir
vor zwei großen Herausforderun-
gen, die im Übrigen auch mit der
Schwerpunktsetzung von Ursula
von der Leyen und der neuen
Kommission übereinstimmen:
Das ist auf der einen Seite die Be-
wältigung der Digitalisierung, die
unser Arbeiten, Leben völlig ver-
ändert, und das ist auf der ande-
ren Seite die große Herausforde-
rung des Klimaschutzes.
Es kommt jetzt darauf an, wie

wir die Aufgabe des Klimaschutzes
einordnen. Ich ordne sie so ein –
und das tut auch die Bundesregie-
rung -, dass ich den Klimaschutz
als eine Menschheitsherausforde-
rung begreife. Es geht darum, ob
wir als Industriestaaten angesichts
des Abdrucks an Ressourcenver-
brauch, den wir hinterlassen ha-
ben, bereit sind, an vorderer Front
etwas dafür zu tun, damit wir die-
sen Fußabdruck überwinden und
den Temperaturanstieg stoppen
oder zurückdrehen. Das ist unsere
Verantwortung, weil wir sehr viel
CO2 und andere klimaschädliche
Gase bereits emittiert haben. Wer
der Meinung ist, dass, weil wir nur
2 Prozent der Emissionen verursa-
chen, diejenigen Länder, die die
übrigen 98 Prozent der Emissio-
nen verursachen, sich darum
kümmern sollen, der irrt meiner
Meinung nach. Aber diese Grund-
entscheidung, ob wir diese Verant-
wortung haben oder ob wir sie
nicht haben, müssen wir mitei-
nander treffen.
Wir müssen auch die Grundent-

scheidung treffen, ob wir das Risi-
ko eingehen wollen, zu sagen:
„Der Klimawandel ist gar nicht
menschengemacht, vielleicht ver-
geht das alles“, oder ob wir der
Meinung sind: Es gibt so viel Evi-
denz dafür, dass der Mensch mit
dem Klimawandel etwas zu tun

hat, dass wir verpflichtet sind, mit
Blick auf die zukünftigen Genera-
tionen auch zu handeln. Das ist
die Herausforderung. Dabei set-
zen wir auf Innovation, auf For-
schung, auf unser Zutrauen, dass
wir, wie wir es immer getan ha-
ben, gute technische Lösungen
finden, und dabei setzen wir auf
die Mechanismen der sozialen
Marktwirtschaft.
Wir haben vieles in Gang ge-

bracht: Wir haben die Energiewen-
de begonnen, wir haben im In-
dustriebereich den Zertifikatehan-
del. Wir haben unsere Klimaziele
2010 eingehalten. Aber wir müs-
sen sagen: Die selbstgesetzten Zie-
le für 2020 werden wir nach
menschlichem Ermessen nicht
einhalten. Deshalb müssen wir
Vorsorge treffen, dass wir verläss-
lich unsere Ziele für 2030 einhal-
ten.
Was ist das Er-

folgsrezept gewe-
sen, um Innovati-
on und menschli-
che Antriebskraft,
menschliche Krea-
tivität, menschli-
chen Forschergeist
zu inzentivieren?
Das waren immer
die Mechanismen
der sozialen
Marktwirtschaft. Deshalb ist das
Thema der Bepreisung nicht ir-
gendeine Auflage auf irgendetwas
drauf, sondern ein Mechanismus,
der mit größter Wahrscheinlich-
keit Innovation und Forschung
auch dort stattfinden lässt, wo wir
als Politiker uns das gar nicht aus-
denken können. Deshalb ist es ein
richtiger Angang, über die Beprei-
sung und die Mengensteuerung
von CO2-Emissionen Lösungen
zu finden und gleichzeitig unter-
stützend tätig zu sein, um die
Menschen in die Lage zu verset-
zen, den Umstieg zu schaffen. Das
heißt nicht, dass der Staat Geld
einnehmen soll, sondern er soll
dieses Geld den Bürgerinnen und
Bürgern so zurückgeben, dass sie
diesen Umstieg mit uns gemein-
sam schaffen. Das ist ein gewalti-
ger Kraftakt, bei dem, das merke
ich, Teile der deutschen Wirtschaft
zum Teil weiter sind als manche
in diesem Hause. Unternehmen
denken sehr wohl darüber nach,
wie sie CO2-frei produzieren kön-
nen. Wenn ich mir den Ausbaup-
fad für erneuerbare Energien an-
schaue und die Zahl der Unter-
nehmen, die ihre Zulieferer nur
noch klimaneutral zuliefern lassen
wollen oder nur noch grünen
Strom verwenden wollen, dann
frage ich mich, ob wir genug grü-
nen Strom haben werden, um
überhaupt die Anforderungen in
diesem Bereich zu bestehen.
Wir müssen, der Wirtschaftsmi-

nister tut das, den Ausbau der er-
neuerbaren Energien aber so ma-
chen, dass er auch Akzeptanz bei

der Bevölkerung findet. Deshalb
vermute ich, dass der Ausbau der
Offshorewindenergie eher zuneh-
men wird. Dann müssen aber
auch alle bereit sein, sich für neue
Leitungen einzusetzen, und wir
müssen auch bereit sein, Gerichts-
verfahren und Einsprüche zu ver-
kürzen, um da wirklich voranzu-
kommen.
Wir müssen natürlich auch im

Auge haben, dass die Windkraft-
anlagen im Allgemeinen nicht in
den Großstädten aufgebaut wer-
den, sondern in den ländlichen
Regionen. Wir müssen verhindern,
dass es eine Art – ich sage es jetzt
mal etwas mutig – Arroganz derje-
nigen, die in der Stadt leben, ge-
genüber denjenigen, die auf dem
Land leben, gibt. Wir müssen ein
neues Bündnis von Stadt und
Land schaffen und vor allen Din-
gen, erste Ansätze gibt es ja jetzt,

die Kommunen, in
deren Nähe Wind-
kraftanlagen gebaut
werden, auch an
dem Gewinn, der
daraus entsteht, be-
teiligen, um Anreize
zu bieten. Hierfür
werden wir Vorschlä-
ge machen.
Eine der großen

Herausforderungen
ist das Thema des Verkehrs. Unse-
re Automobilindustrie hat in wirk-
lich beeindruckender Weise im-
mer effizientere Technologien ent-
wickelt. Aber es hat bislang keine
Entkopplung der Verkehrsemissio-
nen von dem Wirtschaftswachs-
tum gegeben. Mit dem Wirt-
schaftswachstum hat die Menge
an Verkehr zugenommen und alle
Effizienzgewinne sozusagen wie-
der aufgefressen, was dazu geführt
hat, dass wir seit 1990 im Ver-
kehrsbereich keinerlei Reduktion
der Emissionen haben.
Deshalb müssen wir hier mit al-

ler Kraft alternative Antriebe vo-
ranbringen. Und ja, das haben wir
bei den erneuerbaren Energien ge-
sehen, das wird am Anfang sicher-
lich auch unterstützende Leistun-
gen erfordern, zum Beispiel bei
dem Aufbau der Ladeinfrastruktur.
Aber, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, schauen Sie sich heute mal
die Ausschreibeverfahren für die
erneuerbaren Energien an. Wir
sind fast bei Kostendeckung; wir
sind fast bei null Subventionen.
Das heißt, wir haben als Industrie-
nation die Pflicht, Vorbild zu sein,
um diesen Umstieg auch in der
Mobilität zu erreichen, und wir
haben auch die Pflicht, die Men-
schen in die Lage zu versetzen, da-
ran teilzunehmen und ihre indivi-
duelle Mobilität zu sichern.
Das sind alles keine einfachen

Aufgaben; aber ich glaube, es
lohnt sich, in diese Aufgaben zu
investieren. Deshalb werden wir
zu unseren Zielen stehen. Wir
werden auch zu unserem Ausbau-

ziel bei den erneuerbaren Ener-
gien stehen; wir werden am 20.
September Vorschläge machen.
Deshalb hat der Bundesfinanzmi-
nister auch noch keinen Vorschlag
für den EKF, den Klimafonds, ge-
macht; aber das wird zeitnah er-
folgen. Es ist ja sinnvoll, die Kli-
mabeschlüsse und die Besetzung
des Energie- und Klimafonds ge-
meinsam zu behandeln.
Wir haben im Augenblick ein

besonderes Problem im Wald. Der
Wald kann uns nicht alleine die
Klimaprobleme lösen. Aber eine
Zerstörung oder ein großer Scha-
den des Waldes würde uns beim
Klimaschutz gerade in die falsche
Richtung bringen. Deshalb unter-
stütze ich die Bundeslandwirt-
schaftsministerin bei ihren Bemü-
hungen, gerade auch diejenigen,
die nachhaltige Forstwirtschaft be-
treiben, in die Lage zu versetzen,
unseren Wald zu retten und so
weiter auf einen guten Pfad zu
bringen. Dem müssen wir uns ver-
pflichtet fühlen.
Und natürlich, um das auch

noch hinzuzufügen, sollten wir
nicht den nationalen Klimaschutz
gegen den internationalen Klima-
schutz ausspielen. Natürlich wird
der Entwicklungsminister, wird
das Außenministerium, wird das
Umweltministerium, werden wir
alles tun, um auch international
Technologietransfer zu betreiben,
Länder in die Lage zu versetzen,
Klimaschutz zu machen oder zu-
mindest die notwendigen Anpas-
sungen an die Klimaveränderung
vorzunehmen.
Aber, liebe Kolleginnen und

Kollegen, das erspart uns eben
nicht die eigene häusliche An-
strengung. Das eine muss getan
werden – und das andere auch. Ei-
nes muss man, wenn dann wieder
die Kostenrechnungen gemacht
werden, bei all dem noch beden-
ken: Wenn wir den Klimaschutz
vorantreiben, wird es Geld kosten,
und dieses Geld ist gut eingesetzt.
Wenn wir ihn ignorieren, wird es
uns nach meiner Überzeugung
mehr Geld kosten, als wenn wir
etwas tun. Das ist die Wahrheit.
Nichtstun ist nicht die Alternative,
sondern Tatsache ist, dass wir
dann mehr bezahlen werden.
Die zweite große Herausforde-

rung, vor der wir stehen, ist die
Frage, wie wir die Digitalisierung
meistern. Die Bundesregierung
hat eine Umsetzungsstrategie Di-
gitalisierung. Natürlich beginnt al-
les mit dem Ausbau der Infra-
struktur. Es ist sehr erfreulich, dass
letzte Woche mit den Mobilfunk-
unternehmen jetzt abschließend
vereinbart werden konnte, der Ver-
kehrs- und Infrastrukturminister
hat das gemacht, dass bis Ende
2020 mindestens 99 Prozent der
Haushalte mit Mobilfunk versorgt
sind. Die Mobilfunkunternehmen
sind hier in der Pflicht, die Aufla-
gen und Vereinbarungen zu erfül-

len, und wir haben auch bei der
5G-Versteigerung die Versorgungs-
auflagen sehr hart gefasst, um
eben auch wirklich flächende-
ckend Mobilfunk zu bekommen
und 5G möglichst schnell auszu-
rollen.
Es ist auch gut und richtig, dass

wir der Industrie eine Tranche der
Frequenzen zur freien Verfügung
gegeben haben. Das wird unsere
Wirtschaft in die Lage versetzen,
sehr schnell auch 5G-Technolo-
gien anzuwenden. Und wir müs-
sen natürlich eine Strategie entwi-
ckeln, wie wir flächendeckend, al-
so auch den Landwirten und vie-
len anderen, Zugang zum Mobil-
funk ermöglichen. Das werden wir
bis zum Jahresende tun.
Wir werden des Weiteren als

Staat mit der Umsetzung des On-
linezugangsgesetzes 575 Leistun-
gen bis 2022 digitalisieren. Das ist
eine große Herausforderung. Der
Bundesinnenminister hat sich ihr
gestellt, und ich denke, dass wir
das auch hinbekommen. Und,
meine Damen und Herren, wir
müssen vor allen Dingen im Be-
reich der künstlichen Intelligenz
besser und schneller werden und
den Anschluss behalten. Wir ha-
ben dazu eine Strategie entwickelt
und werden auch international
anerkannte Professoren nach
Deutschland einladen, hier bei
uns zu arbeiten.
Was mir aber Sorgen macht und

wo wir weiter dranbleiben müs-
sen, der Wirtschaftsminister tut
das, ist, dass die Wirtschaft, gerade
der Mittelstand und die kleineren
Unternehmen, die Herausforde-
rungen der Zeit erkennen und das
Datenmanagement verbessern. Sie
müssen verstehen, dass die zu-
künftigen Produkte aus Daten ent-
stehen werden und dass die Pro-
duktion von Gütern nicht mehr
der Hauptpunkt bei der Wert-
schöpfung ist. Hier sind wir im
Rückstand, und hier wird die Bun-
desregierung unterstützend tätig
sein, um Unternehmen das
Cloud-Computing und Ähnliches
auf europäischer Ebene sicher zu
ermöglichen.
Aber hierzu brauchen wir auch,

das sage ich ganz offen; die Wirt-
schaft sagt es uns ja auch, eine An-
strengung des deutschen Mittel-
standes. Hier gibt es angesichts der
gut gefüllten Auftragsbücher der
letzten Jahre, ich sage es einmal
so, vielleicht eine kleine Verzöge-
rung. Da sich die konjunkturelle
Lage verändert und es offensicht-
lich ist, dass wir wieder neuen An-
lauf nehmen müssen, brauchen
wir dieses Bündnis von Mittel-
stand und Bundesregierung. Wir
sind dazu bereit; denn wir wollen
die Digitalisierung auf europäi-
sche Art und Weise gestalten. Das
heißt, dass die Daten weder den
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privaten Unternehmen noch dem
Staat gehören, sondern dass wir
uns für Lösungen einsetzen, die
die Datensouveränität der Bürge-
rinnen und Bürger sicherstellen,
und das bedeutet, dass wir in
Europa all diese Technologien ha-
ben müssen; denn sonst werden
wir in Abhängigkeit von Ländern
geraten, wo man das genau anders
sieht.

Für mich ist das ein wesentli-
cher Teil der sozialen Marktwirt-
schaft im 21. Jahrhundert. Die so-
ziale Marktwirtschaft hat uns stark
gemacht. Ludwig Erhard hat sie
eingeführt – gegen viele Wider-
stände. Aber sie bekommt heute,
im 21. Jahrhundert, neue Dimen-
sionen. Das, was ohne Digitalisie-
rung galt, muss auf die Digitalisie-
rung jetzt umgestellt werden. Das
ist eine neue Dimension. Das, was
den Ressourcenverbrauch noch
nicht ausreichend im Blick hatte,
muss auch in Richtung dieser Di-
mension umgestellt werden. Aber
das System der sozialen Markt-
wirtschaft, die Herangehensweise,
die Überzeugung, dass der Mensch
kreativ ist, dass der Staat Rahmen-
bedingungen schafft, aber nicht
dirigiert, das muss bleiben, und
das wird uns wieder stark machen.

Ich habe jetzt so lange über die
Fragen von Klimaschutz und Digi-
talisierung gesprochen, weil ich
glaube, dass die Bewältigung die-
ser beiden Herausforderungen die
entscheidende Voraussetzung da-
für ist, dass wir auch in Zukunft in
Wohlstand und Prosperität leben
können. Auch in der Gesellschaft
der Zukunft wollen wir alles tun,
um Menschen zu helfen, die in
schwierigen Situationen sind, um
soziale Absicherung zu leisten. All
das werden wir aber nur leisten
können, wenn wir mit den He-
rausforderungen der Zukunft tech-
nologisch gut umgehen und an
der Weltspitze mit dabei sind.
Deshalb ist die Frage, wie wir die
richtigen Antworten bei der Digi-
talisierung und dem Klimaschutz
finden, die entscheidende Voraus-
setzung dafür, dass wir auch in
Zukunft in Wohlstand leben.

In unserem Land leben über 83
Millionen Menschen. Sie alle ha-
ben Hoffnungen, Vorstellungen,
Sorgen, Probleme. Die Bundesre-
gierung hat in der Koalitionsver-
einbarung versprochen, dass wir
für Wohlstand und gutes Leben
sorgen wollen. Und wir haben in
den letzten 18 Monaten vieles ge-
macht, was manchmal in Verges-
senheit gerät: Die Familien sind
um 10 Milliarden Euro entlastet
worden, die kalte Progression ist
ausgeglichen.

Der Mindestlohn konnte gestei-
gert werden, weil die Gesamtlöh-
ne steigen. Wir haben bei der
Krankenversicherung die Men-
schen entlastet. Wir haben den
Abbau des Solis jetzt im Kabinett
beschlossen. Für 96,5 Prozent der

Steuerzahler wird es Entlastungen
geben. Wir haben die Kitabetreu-
ung verbessert. Die Bundesfamili-
enministerin schließt jetzt mit den
Ländern die entsprechenden Ab-
kommen. Wir haben die Stabili-
sierung und Stärkung der Rente
mit den Haltelinien eingeführt.
Die Verbesserung der Mütterrente
und die Verbesserung der Erwerbs-
minderungsrente sind zu nennen.
Das alles sollten wir mal nicht ver-
gessen. Das ist aber alles nur mög-
lich, weil wir eine gute Wirt-
schaftslage haben, und das kön-
nen wir aus dem Haushalt leisten.
Ich finde es nur wirklich abenteu-
erlich, wenn es hier in diesem
Hause Menschen gibt, die be-
haupten, dass diese Ausgaben von
Steuergeldern Ausgaben wären,
die an Verschwendung grenzen.
Das sind Ausgaben für Menschen,
die sich darüber freuen, die entlas-
tet werden, die belohnt werden
für ihre Leistung, die Sicherheit
bekommen. Und darauf sind wir
stolz, meine Damen und Herren
und liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

Wir haben die Konzertierte Akti-
on Pflege abgeschlossen. Wir ent-
lasten Kinder von pflegebedürfti-
gen Menschen, die ein Jahresein-
kommen von weniger als 100.000
Euro haben. Auch das ist ein gro-
ßer Beitrag zu mehr Sicherheit für
viele junge Familien, die vor ganz
anderen Aufgaben stehen.

Aber richtig ist auch: Vor uns
stehen weitere große Aufgaben.
Wir müssen damit rechnen – an-
gesichts der jetzigen konjunkturel-
len Lage -, dass gegenüber dem Fi-
nanzplan die Steuereinnahmen
sinken könnten. Deshalb muss al-
les getan werden, um auch für die
Zukunft die Weichen zu stellen.
Da geht es vor allen Dingen um
Investitionen.

Bei den Investitionen, das ist
gestern schon in der Rede des
Bundesfinanzministers angeklun-
gen, ist es im Augenblick nicht der
Mangel an Geld. Wir haben Hun-
derttausende geplante Wohnun-
gen, die gebaut werden könnten.
Wir haben Straßen, wir haben di-
gitale Infrastruktur geplant. Der
Investitionshaushalt hat einen
Höhepunkt erreicht. Aber wir ha-
ben nicht ausreichend Planungs-
kapazität, wir haben nicht ausrei-
chend Beschleunigung. Deshalb
müssen wir da ansetzen, dass erst
mal das Geld ausgegeben werden
kann. Und obwohl wir schon Pla-
nungsbeschleunigungsgesetze ge-
macht haben, sollten wir als Ko-
alition noch mal überlegen: Wo
können wir weitergehen, wo kön-
nen wir schneller werden? Und
wir sollten weiter Bürokratie ab-
bauen, die die Unternehmen so
sehr hindert. Auch dafür haben
wir Pläne.

Meine Damen und Herren, wir
sind jetzt etwa ein Jahr nach dem
Wohngipfel im vergangenen Jahr,

und wir können sagen: Es ist viel
passiert. Wir haben eine Bauland-
kommission gehabt. Das wird
jetzt ins eingearbeitet. Dann wer-
den die Investitionsbedingungen
hoffentlich noch einmal verbes-
sert. Wir haben den sozialen Woh-
nungsbau fortgesetzt. Wir als
Bund werden da auch weiter Ver-
antwortung übernehmen.

Wir haben glücklicherweise
durch den Bundesrat die Sonder-
abschreibung für mehr Woh-
nungsbau bekommen. Das ist der
Anreiz, den man braucht, um
mehr Wohnungen zu bauen. Ich
meine, wir haben Mietpreisbrem-
sen und alles beschlossen, aber
wenn zu wenige Wohnungen da
sind, müssen neue entstehen. Das
ist die ganz einfache Weisheit. Da-
ran wird uns keine Mietpreisbrem-
se vorbeiführen, sondern das
muss geschafft werden.

Wir haben eine Entwicklungs-
bremse hoffentlich gelöst; das
muss jetzt noch umgesetzt wer-
den. Das ist die Verabschiedung,
das ist historisch, will ich mal sa-
gen, eines Fachkräfteeinwande-
rungsgesetzes für Deutschland.
Wir wissen, dass wir Fachkräfte-
mangel haben. Und wir wissen
auch, ich fand das neulich bei
dem sächsischen Ministerpräsi-
denten Michael Kretschmer sehr
interessant, dass er es für die neu-
en Länder gesagt hat, dass wir ge-
rade in den neuen Ländern wahr-
scheinlich Fachkräfte brauchen
werden, weil wir dort eine ganz
andere demografische Situation
haben. Deshalb fühlt sich die
Bundesregierung verpflichtet – wir
haben da auch unsere Pläne ent-
wickelt -, dass wir dieses Fachkräf-
teeinwanderungsgesetz nicht nur
auf dem Papier haben, sondern
dass es dann auch operabel wird,
dass wir wirklich vorankommen,
es schnell umsetzen und Men-
schen als entsprechende Fachkräf-
te nach Deutschland bringen.

Meine Damen und Herren, ein
letztes Projekt möchte ich zum
Abschluss erwähnen, das vielleicht
das überwölbende Projekt für die-
se Koalition ist, was die Innenpo-
litik anbelangt. Das ist die Frage
mit Blick auf die Kommission
„Gleichwertige Lebensverhältnis-
se“. Wir wissen, dass in Deutsch-
land Menschen Sorgen haben,
dass sich Menschen abgehängt
fühlen, dass die Entwicklungen
völlig unterschiedlich sind zwi-
schen Stadt und Land. Die einen
können die Wohnungen nicht be-
zahlen, die anderen wissen nicht,
wie sie ihr Haus verkaufen sollen.
Darauf müssen wir Antworten fin-
den. Der erste Punkt sind die
Handlungsempfehlungen für die
Erzeugung gleichwertiger Lebens-
verhältnisse, die wir im Kabinett
im Juli verabschiedet haben.

Natürlich trägt alles, was ich
vorher gesagt habe, zum Beispiel
die Frage des Breitbandausbaus

oder die Frage der Pflegeallianz,
die Frage der ärztlichen Versor-
gung habe ich jetzt nicht erwähnt,
zu gleichwertigen Lebensverhält-
nissen bei. Ich will drei Dinge aus
den Handlungsempfehlungen
nennen, die mir besonders wich-
tig erscheinen, für ein Projekt, das
weit über diese Legislaturperiode
hinausgehen wird.

Das Erste ist die Umstellung der
regionalen Wirtschaftsförderung
unter Berücksichtigung des Demo-
grafiefaktors. Das ist ein Meilen-
stein, weil wir zum ersten Mal bei
der regionalen Wirtschaftsförde-
rung auch fragen: Wie sieht die Si-
tuation der Bevölkerung aus?
Wenn wir wissen, dass in Städten
wie Hoyerswerda zum Beispiel das
Durchschnittsalter ungefähr acht
Jahre über dem Bundesdurch-
schnitt liegt, dann ist das ein
wichtiger Punkt.

Das Zweite betrifft die Gemein-
schaftsaufgabe Agrar, nämlich die
neuen Methoden der Förderung
der ländlichen Räume über die
einfache Agrar- und Küstenschutz-
förderung hinaus. Hier werden
wir uns noch viele Gedanken ma-
chen müssen, wie wir das genau
machen; es ist aber richtig.

Das Dritte ist vielleicht nur Pars
pro Toto; aber es ist mir sehr wich-
tig: die Stärkung des Ehrenamts.
Wir haben lange in der Koalition
darum gerungen, in welcher Form
wir das tun wollen. Wir haben uns
zum Schluss für eine bestimmte
Form der Ehrenamtsstiftung ent-
schieden. Und das ist viel mehr
als nur die Frage: Wie viele Millio-
nen geben wir da hinein? Und es
ist auch mehr als die Frage: Wie

viele Millionen gehen in die De-
mokratieförderung? Denn es sagt
etwas sehr Grundsätzliches aus.
Wenn wir hier debattieren, dann
reden wir über das, was der Staat
leisten muss. Und der Staat muss
viel leisten. Aber der demokrati-
sche Rechtsstaat lebt von dem Wil-
len, von der Haltung seiner Bürge-
rinnen und Bürger. Deshalb ist es
so wichtig, dass wir deutlich ma-
chen, dass wir diese Haltung, die-
sen Willen dahin gehend fördern
wollen, dass Bürgerinnen und
Bürger dieses Landes sich zum
Grundgesetz bekennen.

Unser Grundgesetz ist 70 Jahre
alt geworden. Unser Grundgesetz
hat sich bewährt, und es hat die-
sen wunderbaren Artikel 1: „Die
Würde des Menschen ist unantast-
bar.“ Das, was wir täglich erleben,
Angriffe auf Juden, Angriffe auf
Ausländer, Gewalt und auch ver-
hasste Sprache, müssen wir be-
kämpfen. Denn wir können noch
so viel an Steuermitteln in ver-
schiedene und wichtige Projekte
verteilen: Wenn nicht klar ist, dass
es in diesem Lande null Toleranz
gegen Rassismus, Hass und Abnei-
gung gegen andere Menschen gibt,
dann wird das Zusammenleben
nicht gelingen. Und deshalb füh-
len wir uns dem genauso ver-
pflichtet, und dafür steht auch
diese Ehrenamtsstiftung Pars pro
Toto für vieles andere, was wir
tun.

Herzlichen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU

– Beifall bei der SPD sowie bei

Abgeordneten des BÜNDNISSES

90/DIE GRÜNEN)

Christian Lindner, FDP:

Weltmeister der
Technologie werden

Christian Lindner (*1979)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Frau Bundeskanzlerin, Sie ha-
ben mit der internationalen
Lage Ihren Beitrag begon-

nen; das ist nachvollziehbar. Auf
der internationalen Bühne wird es
mutmaßlich keine Führungsper-
sönlichkeit geben, die mehr als

Sie bezeugen könnte, was sich in
den vergangenen Jahren, im ver-
gangenen Jahrzehnt verändert hat.

Sie waren in der Volksrepublik
China mit einer großen Delegati-
on und haben dort Gespräche ge-
führt. Sie haben China hier auch
zum Thema gemacht. Die Volksre-
publik China ist ein wichtiger
Handelspartner Deutschlands,
und deshalb müssen wir auf unse-
re eigene Wettbewerbsfähigkeit
und auf faire Regeln für den Han-
del achten.

Die Volksrepublik China ist
aber auch ein Wettbewerber – und
das nicht nur in wirtschaftlicher
Hinsicht, sondern auch hinsicht-
lich der Grundfragen unseres Zu-
sammenlebens, unserer liberalen
Ordnung. Wir erleben, dass es
dort ein Überwachungssystem
gibt. Die chinesische Führung übt
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Druck aus auf private Unterneh-
men, deren Mitarbeiter von ihrer
Meinungsfreiheit Gebrauch ma-
chen. Was heißt das eigentlich für
die in Deutschland tätigen Unter-
nehmen und die dort Beschäftig-
ten? Hier droht uns also durch die
Veränderungen in der Volksrepu-
blik China unmittelbar auch eine
Einschränkung von Freiheit und
insbesondere der Meinungsfrei-
heit in Deutschland. Davon, Frau
Bundeskanzlerin, dürfen wir uns
nicht einschüchtern lassen. Des-
halb bedauere ich, dass Sie bisher
die Chance versäumt haben, den
aus Hongkong zu uns gekomme-
nen Oppositionellen Joshua
Wong zu empfangen und mit ihm
zu sprechen.
Wir sind allerdings alle gefor-

dert. Es ist nicht nur eine Aufgabe
der Politik, sondern beispielsweise
auch eine Aufgabe der deutschen
Wirtschaft, klare Worte zu spre-
chen. Der Vorstandsvorsitzende
der Siemens AG, Joe Kaeser, ist nie
verlegen um ein scharfes Wort in
Richtung der AfD, nie verlegen
um Kritik beispielsweise an Do-
nald Trump. Sehr habe ich mich
aber gewundert, dass Herr Kaeser
mit Blick auf die chinesische Re-
gierung vor zu scharfer Kritik ge-
warnt hat. Liebe Kolleginnen, lie-
be Kollegen, gute Geschäfte in al-
len Ehren, für uns muss aber klar
sein: Wirtschaftliche Freiheit und
gesellschaftliche Freiheit dürfen
nie voneinander getrennt werden.
Die Welt ist im Wandel, Frau

Merkel, Sie haben das angespro-
chen; wer in der Welt unterwegs
ist, erkennt das. Stichwort Brexit:
Da muss das Verhältnis zwischen
Deutschland und dem Vereinigten
Königreich auch bilateral auf eine
neue Basis gestellt werden. Mit
Blick auf die Vereinigten Staaten
brauchen wir nicht nur den Dia-
log mit den politischen Offiziel-
len, sondern auch in die Zivilge-
sellschaft hinein. Wir haben auf-
strebende Länder wie die ASEAN-
Staaten. Ich war in Malaysia und
musste erfahren: Der letzte deut-
sche Bundesminister, der dort zu
Gast war, hieß Michael Glos. Da
vernachlässigen wir eine Wachs-
tumsregion.
Wie viele Referenten beschäfti-

gen sich eigentlich im Ministeri-
um von Heiko Maas mit der
Volksrepublik China? Eine Hand-
voll. Eine ASEAN-Abteilung wurde
gegründet; aber nur eine Stelle für
einen Abteilungsleiter wurde ge-
schaffen. Wie viele neue Goethe-
Institute und Generalkonsulate
bekommen wir eigentlich in der
Welt, um unsere Präsenz zu ver-
stärken?
In der internationalen Politik,

Frau Bundeskanzlerin, jenseits Ih-
rer Person, boxt Deutschland
schon heute strukturell unter sei-
ner Gewichtsklasse. Es ist nicht
verstehbar, warum im kommen-
den Bundeshaushalt ausgerechnet

beim Auswärtigen Amt sogar noch
weiter gekürzt werden soll, in Zei-
ten, in denen wir nicht weniger
Diplomatie, sondern mehr Diplo-
matie brauchen.
Frau Bundeskanzlerin, Sie ha-

ben gerade auf den gestrigen
Abend und unseren gemeinsamen
Besuch beim Bund der Steuerzah-
ler hingewiesen. Sie haben dort
gesprochen. Das war auch aller
Ehren wert. Dann sind Sie gegan-
gen. Danach gab es eine Podiums-
diskussion. Bei der Podiumsdis-
kussion ging es um Staatsverschul-
dung, es ging um Steuergerechtig-
keit, es ging um Steuerverschwen-
dung, es ging um die Verfassungs-
widrigkeit Ihres Modells, den Soli
abzuschmelzen. Deshalb, Frau
Bundeskanzlerin: Es war gut, dass
Sie zum Bund der Steuerzahler ge-
gangen sind und dass Sie dort ge-
sprochen haben. Meine Begeiste-
rung würde aber heute keine
Grenzen kennen, wenn Sie auch
geblieben wären und zugehört
hätten, was dort gesagt worden ist.
Wir haben eine schwarze Null

im Haushalt. Sie wird vielfach ge-
rühmt. Diese schwarze Null, liebe
Kolleginnen und Kollegen, hat für
uns als Freie Demokraten zu-
nächst einmal eine hohe Symbol-
kraft in Europa. Wer bei uns
leichtfertig über die Rückkehr der
Staatsverschuldung spricht, ris-
kiert, dass das andere in Europa,
zum Beispiel in Italien, als eine
Einladung verstehen, wieder Poli-
tik auf Pump zu machen. Wer in
Deutschland über neue Schulden
spricht, der riskiert eine Rückkehr
der Staatsschuldenkrise in Europa.
Die traurige Wahrheit ist, dass

wir in Deutschland ausschließlich
auf dem Papier eine schwarze
Null haben. Bundesfinanzminister
Olaf Scholz gibt ja längst wieder
mehr aus, als er
Einnahmen erzielt.
Der Haushaltsaus-
gleich in Form der
schwarzen Null
wird ja nur erreicht,
indem 9 Milliarden
Euro der Rücklage
entnommen wer-
den. Irgendwann
werden die Rückla-
gen aufgebraucht
sein. Wir gehen wirtschaftlich
schwierigen Zeiten entgegen, Frau
Bundeskanzlerin, Sie haben es an-
gesprochen, da werden Sozialaus-
gaben steigen und Steuereinnah-
men weiter sinken. Sie haben den
Boom nicht genutzt, um unser
Land wettbewerbsfähig zu ma-
chen, um dafür zu sorgen, dass
der Staat auch dauerhaft seine
Leistungen finanzieren kann. Olaf
Scholz hat aus der schwarzen Null
in Wahrheit eine rote Null ge-
macht. Dieser Haushalt hält nur
noch für die Restlaufzeit Ihrer Re-
gierung, Frau Merkel. Wie ein Bu-
merang werden die in der Vergan-
genheit getroffenen Entscheidun-

gen zurückkehren und diejenigen
treffen, die in Zukunft Verantwor-
tung tragen werden.
Manche wollen sogar noch

mehr. Jetzt ist Rede von einer grü-
nen Null. Die Partei Bündnis 90/
Die Grünen will über eine Aufwei-
chung der Schuldenbremse disku-
tieren. Wir hören von der CSU-
Landesgruppe, es müsse eine Kli-
maanleihe geben. Der Bundeswirt-
schaftsminister äußert sich ähn-
lich: 50 Milliarden Euro aus einer
Stiftung für Klimafragen mit ei-
nem Garantiezins von 2 Prozent.
Das ist eine Zinssubvention auf

Kosten der Steuerzahler und of-
fensichtlich der Traum eines jeden
Regierungspolitikers, nämlich oh-
ne die parlamentarische Kontrolle
des Deutschen Bundestages über
Milliarden verfügen zu können.
Dazu kann und dazu darf es nicht
kommen.
Daran glaubt doch keiner. Wir

haben schon 2009 vom damali-
gen sozialdemokratischen Finanz-
minister solches gehört. Damals
wurde ein Konjunkturpaket II be-
schlossen im Umfang von, ich
glaube, 16 Milliarden Euro, und
die Zusage war: Die Schulden für
dieses Konjunkturpaket II werden
selbstverständlich später getilgt.
Olaf Scholz zitiert ja oft John

Maynard Keynes: Wenn die Wirt-
schaft nicht läuft, dann muss man
investieren, gegebenenfalls auch
unter Inkaufnahme von Defiziten.
Zehn Jahre nach der Auflegung
des Konjunkturpakets II durch die
damalige Große Koalition stellen
wir fest: Null Euro davon sind ge-
tilgt. Olaf Scholz spricht oft über
keynesianische Politik, aber er
macht sie in der Regel nur zur
Hälfte. Die Schulden nimmt er
gern in Kauf. Aber die Schulden
später zu tilgen, das kommt Sozi-

aldemokraten of-
fenbar nicht in den
Sinn.
Verehrte Anwe-

sende, liebe Kolle-
ginnen und Kolle-
gen, es gibt nicht
nur eine ökologi-
sche Verantwortung
für kommende Ge-
nerationen, son-
dern es gibt auch

eine ökonomische Verantwortung
für kommende Generationen, ih-
nen nämlich solide Staatsfinanzen
zu hinterlassen. Eine Aufweichung
der Schuldenbremse genügt die-
sem Ziel nicht. Ganz im Gegen-
teil: Wir brauchen eigentlich eine
Verschärfung der Schuldenbremse.
Die ganzen Geschenke, die versi-
cherungsfremden Leistungen, die
aus den Sozialkassen finanziert
werden, müssen aus Steuermitteln
dargestellt werden. Deshalb brau-
chen wir zukünftig eine Schulden-
bremse 2.0, die dafür sorgt, dass
nicht nur der Staatshaushalt gene-
rationengerecht ist, sondern dass
auch die Sozialversicherungen den

Interessen der Kinder und Enkel
genügen.
Wenn wir Zukunft schaffen wol-

len, dann gibt es doch Alternati-
ven zu Schulden.
Erster Punkt. Frau Bundeskanz-

lerin, Sie haben völlig zu Recht
von Planungsbeschleunigung ge-
sprochen. Davon brauchen wir
dringend mehr. Es kann nicht
sein, dass diejenigen im Bundes-
tag, denen der Ausbau der erneu-
erbaren Energien gar nicht schnell
genug gehen kann, vor Ort an der
Spitze der Bürgerinitiativen stehen
und gegen neue Stromtrassen pro-
testieren. Das passt nicht zusam-
men.
Zweiter Punkt.

Wir müssen
Schwerpunkte im
Haushalt setzen
und titelscharf fra-
gen: Brauchen wir
jede Subvention?
Brauchen wir jede
Ausgabe? Ich habe
mich über den
CDU/CSU-Frakti-
onsvorsitzenden
Ralph Brinkhaus gewundert. Am
Tag der Generaldebatte im Deut-
schen Bundestag über den Ent-
wurf eines Bundeshaushaltes sagt
der Vorsitzende der regierungstra-
genden Unionsfraktion den Zei-
tungen, dass man sich eigentlich
jeden Titel ansehen müsste. Wört-
lich: „Wir brauchen eine General-
revision des Haushalts“. Wenn Sie
von einer Generalrevision des
Bundeshaushaltes reden, titel-
scharf, dann ist das doch nichts
anderes als ein Misstrauensvotum
gegenüber Olaf Scholz. Auf wel-
cher Grundlage beraten wir hier
denn dann?
Wir haben auch Vorschläge,

zum Beispiel das Baukindergeld.
Wenn Sie davon so sehr überzeugt
wären, würden Sie das ja auch auf
Dauer gewähren. Die Europäische
Kommission setzt Zweifel in die-
ses Vorhaben. Werden wir bald
auch mit deutschem Steuergeld
den Bau von Eigenheimen außer-
halb Deutschlands finanzieren,
weil die Beschäftigten hier zeitwei-
lig gearbeitet haben? Also, da kön-
nen wir auch streichen.
Dritter Punkt: Investitionsoffen-

sive, aber nicht auf Pump. Gehen
wir da doch einmal unternehme-
risch heran. Wie halten wir es mit
den Aktien, die der Staat über die
KfW an Telekom, an Post usw.
hält? Die könnte man privatisie-
ren, und die Einnahmen sollten
dann nicht in die klebrigen Finger
von Olaf Scholz gelangen, son-
dern zielgerichtet in Zukunftsin-
frastruktur investiert werden.
Vierter Punkt: Priorität für Zu-

kunftsaufgaben wie zum Beispiel
die Digitalisierung. In Ihrem Ko-
alitionsvertrag ist vorgesehen:
mindestens 12 Milliarden Euro für
Digitales. Ergebnis: Es gibt schlap-
pe 6 Milliarden Euro – etwa die

Hälfte.
Sie sprechen immer von Zu-

kunft durch Bildung – wunderbar.
Schauen wir uns den Haushalt der
Bundesbildungsministerin an,
stellen wir fest: minus 70 Millio-
nen Euro. Ausgerechnet bei der
Zukunftsaufgabe Bildung kürzt
diese Koalition. Sinnvoll wäre es,
dort Mittel zu verstärken, etwa in-
dem es zukünftig auch eine Exzel-
lenzinitiative für die berufliche
Bildung gibt.
Also, liebe Kolleginnen und

Kollegen: Was wir brauchen, das
sind nicht neue Schulden. Was wir
brauchen, das ist neues Denken.
Mein letzter Punkt: Wir brau-

chen Vertrauen in
die Menschen und
in private Investiti-
onstätigkeit. Die
Unionsfraktion for-
dert eine Unterneh-
mensteuerreform,
und sie hat recht
damit; denn wir
sind international
nicht mehr wettbe-
werbsfähig. Die

Forderung ist hehr und unterstüt-
zenswert. Aber wie ist die tatsäch-
liche Politik? Sie unterstützen,
dass aus dem Solidaritätszuschlag
eine Strafsteuer für Führungskräf-
te, Leistungsträger und die deut-
sche Wirtschaft gemacht wird. Das
unterstützen Sie, und das, obwohl
Sie ja selbst verfassungsrechtliche
Bedenken gegenüber dem Modell,
das Sie beschließen wollen, gel-
tend gemacht haben. Peter Alt-
maier, der Bundeswirtschaftsmi-
nister, sogar ein Kabinettsmitglied,
erklärt öffentlich, die nicht voll-
ständige, nur teilweise Abschaf-
fung des Solidaritätszuschlages
könnte verfassungswidrig sein.
Damit sind große Haushaltsrisi-
ken verbunden, und Sie nehmen
das alles so hin.
Ich mache Ihnen ein Angebot.

Wenn die Unionsfraktion einen
Gesetzentwurf zur vollständigen
Abschaffung des Solidaritätszu-
schlags hier einbringt, können Sie
sicher sein: Wir stimmen zu.
Wenn Sie das seriöserweise auf-

grund der Rücksichtnahme auf Ih-
ren Koalitionspartner SPD nicht
im Bundestag als Gesetz beschlie-
ßen können, dann habe ich hier
als Alternative ein milderes Mittel:
Dann klagen Sie mit uns gegen
das Gesetz in Karlsruhe, damit die
Menschen Rechtssicherheit haben
und eine verfassungswidrige Straf-
steuer nicht auf Dauer im Bundes-
gesetzblatt bleibt!
Das ist im Übrigen ein Instru-

ment, das bei rechtlicher Unsi-
cherheit in der Vergangenheit in
den 1990er-Jahren, ich erinnere
an gewisse Auslandseinsätze,
AWACS-Einsätze, bereits ange-
wandt worden ist, um Rechtssi-

Fortsetzung auf nächster Seite

Wirtschaftliche
Freiheit und

gesellschaftliche
Freiheit dürfen
nie voneinander
getrennt werden.

In der interna-
tionalen Politik,
boxt Deutschland

strukturell
unter seiner

Gewichtsklasse.
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cherheit zu schaffen. Das wäre
nichts Neues.

Ich muss aber bei der Gelegen-
heit noch einen Satz an den Bun-
desfinanzminister und seine Partei
sagen: Ich habe natürlich Ver-
ständnis für Profilierungsnotwen-
digkeiten und dafür, dass man
Dinge auch anders sehen kann –
natürlich. Wir sind ja in einer le-
bendigen parlamentarischen De-
mokratie, in der auch Unterschie-
de deutlich gemacht werden. Ich
verstehe, dass Sie Leistungsträger,
auch schon den Teamleiter am
Band bei Daimler, zusätzlich be-
lasten wollen, dass Sie kein Ver-
ständnis dafür haben, dass der
deutsche Mittelstand im interna-
tionalen Wettbewerb Entlastung
braucht, dass daran Arbeitsplätze
hängen, dass daran Tarifentwick-
lungen hängen, dass die Unter-
nehmen erfolgreich sind. Dass Sie
das alles nicht sehen wollen: ein-
verstanden. Das ist Ihr gutes
Recht, und jeder sucht sich seine
Unterstützung in der Bevölkerung
auf die Art, wie er will.

Aber: Bestimmte Dinge gehen
wirklich über die Geschmacks-
grenzen hinaus. Da gibt es bei der
SPD also den Wunsch nach einem
Strafsteuer-Soli, und das Ganze
wird dann bebildert von der Sozi-
aldemokratie, indem man Men-
schen in den Liegestuhl setzt,
Longdrink schlürfend, während
das Geld auf dem Fließband abge-
liefert wird. Wenn das Ihr Bild von
Leistungsträgern und von unserem
Mittelstand ist, dann haben Sie
sich vollständig von der Lebens-
wirklichkeit in unserem Land ent-
koppelt.

Im Übrigen, um auch das zu sa-

gen: Man kann verteilungspoliti-
sche Diskussionen führen. Einver-
standen! Da hätte auch ich Dinge
anzumerken, zum Beispiel, wie
wir es den Menschen erleichtern,
zu Vermögen zu kommen, näm-
lich indem wir sie nicht durch die
neue Aktiensteuer bestrafen, wenn
sie Wertpapiere kaufen. Wir kön-
nen auch über die Grunderwerb-
steuer sprechen. Wir können ger-
ne über Verteilungsfragen spre-
chen. Ich habe viele Ideen, aller-
dings eine andere Perspektive als
Sie. Aber eines muss man sagen:
Diejenigen, die massiv von ihrem
privat erwirtschafteten Einkom-
men an den Staat abgeben, verdie-
nen am Ende auch ein klein wenig
Respekt. Da darf man auch sagen:
Danke; denn von eurer Leistungs-
fähigkeit profitieren auch diejeni-
gen, die gegenwärtig selbst nicht
so viel Leistung erbringen können.

Ich komme zu meinem letzten
Punkt, den ich nach Frau Merkel
ansprechen will, und das ist die
Klimapolitik. Die CDU-Bundes-
vorsitzende hat einen Klimakon-
sens vorgeschlagen. Wir sind zur
Mitwirkung daran bereit. Mir ist
noch ein wenig rätselhaft, wie das
Verfahren sein wird; denn die Uni-
on selbst wird ihre Position erst
vier Tage, bevor das Klimakabinett
Position bezieht, festlegen, und
dann soll das Ganze auch noch
Gegenstand überparteilicher Ge-
spräche werden. Wir sind also ge-
spannt, aber wir haben auch Er-
wartungen. Unsere Erwartung ist,
dass es bitte nicht nur um Klein-
Klein geht. Vielleicht sind wir
nicht alle einer Meinung, aber ich
wage zu sagen: Ein anderer Mehr-
wertsteuersatz auf Wurstwaren in

Deutschland wird das Weltklima
nicht retten. Eine Debatte über
das Verbot von Inlandsflügen in
Deutschland wird uns auch nicht
sehr helfen; ich glaube ohnehin,
dass das in Wahrheit die kreativste
Form ist, davon abzulenken, dass
die Menschen vom Flughafen Ber-
lin-Brandenburg sowieso nicht
fliegen können. Das wollen wir
nicht. Wir möchten die Klimapoli-
tik auch nicht zu einem Schau-
platz von Kulturkämpfen machen.
Um es ganz klar zu sagen: Die ei-
nen sprechen über Messermänner,
das ist inakzeptabel, aber dass
man auf der anderen Seite SUVs
pauschal zu Mordinstrumenten
macht angesichts eines tödlichen
Unfalls in Berlin, ist an Pietätlo-
sigkeit ebenfalls nicht zu überbie-
ten.

Wir wollen über wirksame Maß-
nahmen sprechen. Erstens. Wie
wäre es beispielsweise, wenn alle
öffentlichen Gebäude Mitte des
nächsten Jahrzehnts klimaneutral
werden und zugleich Möglichkei-
ten geschaffen werden, Zukunfts-
infrastruktur im digitalen Bereich,
also Antennen, zu installieren?

Zweiter Punkt. Die energetische
Gebäudesanierung ist der schla-
fende Riese der Klimaschutzpoli-
tik. Warum gibt es hierfür nicht
längst eine steuerliche Förderung?

Drittens: nicht nur Bestrafen
und Bepreisen, wenn CO2 ausge-
stoßen wird. Wie wäre es, wenn
wir eine Möglichkeit schaffen,
dass man eine Prämie bekommt,
wenn man CO2 speichert, zum
Beispiel durch die Aufforstung
von Wald? Das ist übrigens das
Gegenteil von dem, was die Regie-
rung seit 2005 macht. Wie viele

Hektar Wald aus öffentlichem Be-
sitz sind den Naturschutzverbän-
den geschenkt worden, die diese
jetzt renaturieren, also in Wahr-
heit sich selbst überlassen? Sie
werden zu Rückzugsorten des Bor-
kenkäfers, und wir können die na-
türlichen Möglichkeiten der
CO2-Speicherung durch Forstwirt-
schaft nicht nutzen.
Ändern wir das
doch!

Viertens. Kein
Verbot von Ölhei-
zungen. Mit einem
Verbot bringt man
die Leute doch auf
die Palme. Die Leu-
te denken doch, sie
müssten jetzt Tau-
sende von Euro in
ihrem Haus investieren. Statt eines
Verbots von Ölheizungen, nutzen
wir doch die Möglichkeit, treib-
hausgasfreundlichere Brennstoffe
zu entwickeln. Das gilt übrigens
auch für die Autos. Frau Merkel,
Ihre Regierung hat zu verantwor-
ten, dass das ganz normale Auto
mit Verbrennungsmotor – deut-
sche Spitzentechnologie – in
Deutschland ein Auslaufmodell
ist, weil synthetische Kraftstoffe
auf die Grenzwerte des CO2-Flot-
tenverbrauchs in Brüssel nicht an-
gerechnet werden. Sie haben eine
deutsche Spitzentechnologie ge-
opfert.

Frau Merkel, Sie haben gesagt,
wir brauchen Marktwirtschaft in
der Energie- und Klimapolitik.
Das ist richtig. Aber dass Sie das
Thema Marktwirtschaft ausgerech-
net mit der Energie- und Klimapo-
litik verbunden haben, ist wirklich
ein Treppenwitz der Geschichte;

denn weil wir keine marktwirt-
schaftliche Energiepolitik haben,
wird alles teurer, ohne dass wir
CO2 einsparen. Machen wir das
also anders. Ich glaube, dass darin
auch eine globale Verantwortung
Deutschlands liegt.

Manche wollen Klimaschutz
machen mit Askese, Verbot, Ver-

zicht, ohne Wachs-
tum. Sie sagen: Der
Lebensstandard des
Jahres 1995 war
auch nicht so
schlecht. Das kann
man alles wollen.
Es gibt auch Unter-
stützung dafür. Auf
dem Weg werden
wir möglicherweise
Moralweltmeister;

aber niemand in der Welt wird
uns folgen. Die können nicht auf
Wohlstand verzichten, weil sie
nämlich keinen haben. Die wol-
len auch nicht verzichten, weil es
nicht viel gibt, auf das sie verzich-
ten können. Die wollen nicht ein-
fach nur bescheiden sein, weil sie
noch ganz grundsätzliche Fragen
hinsichtlich ihrer Lebenschancen
klären müssen. Man kann ja Mo-
ralweltmeister werden wollen –
das ist aller Ehren wert -, unser
Anspruch muss es aber sein, dass
Deutschland durch Marktwirt-
schaft und Erfindergeist wieder
Technologieweltmeister wird;
denn nur als Technologiewelt-
meister sind wir ein Vorbild für
die Welt.

(Anhaltender Beifall bei der FDP –

Beifall bei der CDU/CSU und der

AfD sowie des Abg. Uwe Kamann

(fraktionslos))

Dr. Rolf Mützenich, SPD:

Spaltungen so klein
wie möglich halten

Rolf Mützenich (*1959)
Wahlkreis Köln III

Die Welt, in die meine Ge-
neration hineingeboren
wurde, erfährt einen tief-

greifenden Wandel, im Innern wie
im Äußeren. Wir spüren, etwas
Grundsätzliches verändert sich.

Das betrifft uns alle, generationen-
übergreifend. Wo die Wetterextre-
me zunehmen, verändert sich das
Klima. Wo die Auseinandersetzun-
gen rauer werden, reflektiert dies
ökonomische, soziale und kultu-
relle Spaltungen. Niemand weiß
das besser zu beurteilen als die
deutsche Sozialdemokratie. Seit
unserer Gründung waren wir Zeu-
gen und Reformer rasanter Um-
brüche. Wir haben uns niemals
weggeduckt. Wir haben die soziale
Demokratie gestaltet und, wo nö-
tig, verbessert. Für meine Fraktion
heißt das: Gerecht zu regieren, ist
die Grundlage unseres Handelns.
Und gerecht regiert zu werden, ist
heute wieder ein Wert für sich.

Offensichtlich wächst der Glau-
be, dass demagogisches, ausgren-
zendes und chauvinistisches Re-

gieren die Antwort auf komplizier-
te Fragen sein könnte, selbst hier
in Europa. Das ist der falsche Weg.
Demagogen haben die Menschen
verführt und betrogen. Sie haben
Kontinente ins Verderben gestürzt.
Wir werden uns ihnen mit aller
Kraft entgegenstellen, und der bes-
te Ort dafür ist dieses Parlament.

Die Hoffnung auf gerechtes Re-
gieren im europäischen Kultur-
raum ist ein jahrhundertealtes
Motiv. Eindrucksvoll begegnet uns
das auf den Fresken im alten Rat-
haus von Siena. Sie zeigen, wie die
Stadtgesellschaft unter einer guten
Regierung auflebt und unter einer
schlechten verdörrt. Einerseits
geht es dort um das Wohl des Ein-
zelnen und der Gemeinschaft, an-
dererseits um die Frage, ob die li-
berale Staatsform in einem kon-

fliktreichen und chaotischen Um-
feld überleben kann. Die gleiche
Frage stellt sich heute, lokal, na-
tional und international. Ich bin
überzeugt: Demokratisches, an
Ausgleich, Rechtsstaatlichkeit und
Frieden ausgerichtetes Regieren ist
in seiner Substanz allen anderen
Formen weit überlegen. Hierin,
meine Damen und Herren, be-
steht der Zusammenhalt aller
überzeugten und gewissenhaften
Demokraten. Diesen Zusammen-
halt dürfen wir niemals infrage
stellen. Er ist das Bollwerk gegen
das Totale.

Wenn uns das eint, bleibt den-
noch die Frage, für wen wir regie-
ren. Hierin unterscheiden wir uns.
Es gibt diejenigen, die lediglich
für eine fiktive Volksgemeinschaft
einstehen und dabei übersehen,
dass Ausgrenzen immer das Ge-
genteil von gutem Regieren be-
deutet. Es gibt die, die Regieren
mit einem Selbstvertretungsan-
spruch verwechseln, und es gibt
die, die es sich leisten wollen, auf
das Regieren ganz zu verzichten,
weil andere Kräfte in der Gesell-
schaft genügend Mittel besitzen,

um Interessen außerhalb der poli-
tischen und rechtsstaatlichen In-
stitutionen durchzusetzen. Sie las-
sen all diejenigen im Stich, die
über diese Mittel nicht verfügen.
Außerdem gibt es die, die sich auf
urbane Eliten stützen und darauf
vertrauen, dass Selbsthilfe und in-
dividuelle Förderung zur Selbstbe-
hauptung und Verwirklichung des
Einzelnen genügen.

Das ist nicht das Verständnis
von uns Sozialdemokratinnen
und Sozialdemokraten. Wir wol-
len konkrete Hilfe anbieten und
zugleich die Voraussetzungen für
ein selbstbestimmtes, solidari-
sches und besseres Leben schaffen.
Die Arbeiterbewegung hat mit al-
ler Stärke und Konsequenz dafür
gekämpft. Wir bleiben diesem Er-
be verbunden. Dies ist unsere Ant-
wort auf die Umbrüche unserer
Zeit.

Mehr denn je können Beschäf-
tigte und ihre Familien, junge und
alte Menschen nicht auf gerechtes
Regieren verzichten. Die einen
brauchen Transferleistungen oder
Leistungen in unverschuldeten Le-
benssituationen, die anderen er-
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warten eine gerechte Arbeitswelt
und gute soziale Strukturen, in de-
nen auch ihre Kinder eine Zukunft
haben. Es gibt viele Menschen, die
den Zusammenhalt der Gesell-
schaft wollen und wissen, dass oh-
ne inneren und äußeren Frieden
alles andere nichts ist. Für diese
Menschen wollen wir Sozialdemo-
kratinnen und Sozialdemokraten
Politik machen. Ein solider Haus-
halt ist die Voraussetzung für ge-
rechtes Regieren. Er muss zugleich
Antworten auf die Herausforde-
rungen unserer Zeit geben. Ein gu-
ter Haushalt baut Wege in die Zu-
kunft und ist nicht die Summe
einzelner Projekte. Der vorliegen-
de Haushalt markiert die richtige
Richtung, und wir haben in diesen
Tagen genügend Zeit, die Einzel-
pläne zu besprechen. Zugleich ist
dieser Haushalt der Anfang eines
längeren Weges, auf dem wir die
Veränderungen unserer Zeit gestal-
ten wollen. Insofern reicht Regie-
ren alleine eben nicht aus.
Gerechtes Regieren kann nur

dann Kraft vermitteln, wenn wir
gleichzeitig sagen, was wir in Zu-
kunft über die Jahrespläne des
Haushaltes hinaus erreichen wol-
len. Dieses Verständnis möchte ich
an drei Zukunftsthemen skizzie-
ren, die zusammen gedacht und
zusammen gelöst werden müssen:
Mir geht es darum, wie gerechte
Politik die Digitalisierung der Ar-
beitswelt, die Zukunft unserer Le-
benswelt und den Frieden durch
gemeinsame Sicherheit gestalten
kann.
Die digitale Arbeitswelt bietet

Chancen und natürlich auch Risi-
ken. Ich gehöre nicht zu denen,
die nur pessimistisch auf die kom-
menden Jahre blicken. Horrorsze-
narien blockieren kreatives Den-
ken. Die Mehrheit der Beschäftig-
ten steht den Veränderungen posi-
tiv und aufgeschlossen gegenüber.
Gleichzeitig ahnen sie aber, dass
vieles nicht so bleiben wird, wie es
ist.
Die Arbeitnehmerinnen und Ar-

beitnehmer haben recht: Wert-
schöpfung und Arbeit werden sich
grundlegender und schneller wan-
deln als in allen wirtschaftlichen
Revolutionszyklen zuvor. Deswe-
gen und zugleich müssen wir be-
achten: Es droht ein Wirtschafts-
abschwung, und der vorangegan-
gene Strukturwandel ist noch
längst nicht abgearbeitet. Umso
größer werden die Herausforde-
rungen in der digitalen Arbeits-
welt.
Vor diesem Hintergrund wollen

wir Sozialdemokratinnen und So-
zialdemokraten eine kluge, dem
Gemeinwohl verpflichtete Politik
betreiben. Wir müssen versuchen,
die Spaltungen, die unsere Wirt-
schaftsordnung hervorbringt, so
klein wie möglich zu halten. Für
uns stehen dabei die arbeitenden
Menschen im Fokus. Wir wollen
verhindern, dass die Bürgerinnen

und Bürger auf die freie Ware Ar-
beitskraft und den bloßen Markt-
teilnehmer reduziert werden.
Es ist offensichtlich, dass im all-

täglichen Wirtschaften und Arbei-
ten die Tarifpartner viele Fragen
regulieren müssen. Die Gewerk-
schaften versuchen mit großen
Anstrengungen, diese Jahrhun-
dertaufgabe anzugehen. Es gibt
Dutzende, wenn nicht Hunderte
von Betriebsverein-
barungen für mobi-
les Arbeiten. Dafür
verdienen die Tarif-
partner unsere An-
erkennung und un-
eingeschränkte Un-
terstützung.
Gleichzeitig brau-

chen wir konzertier-
te Aktionen, die das
beste Mittel für ge-
meinsame Anstrengungen sind.
Hier wollen wir uns einbringen,
etwa mit Schutzvorschriften in
prekären Arbeitsverhältnissen und
für die Gesundheit der Beschäftig-
ten. Arbeitszeitverkürzungen und
moderne Arbeitszeitmodelle müs-
sen gesetzlich abgesichert werden.
Dabei ist klar: Geregelte Arbeits-
zeit ist Arbeitsschutz. Wir wollen
eine menschliche Arbeitswelt, in
der nicht das Digitale den Takt
vorgibt, meine Damen und Her-
ren.
Es stellen sich neue Anforderun-

gen an die Arbeitslosenversiche-
rung und bei der Kurzarbeit. Wäh-
rend wir das Recht auf Aus- und
Weiterbildung weiter ausgestalten
wollen, brauchen wir ein Qualifi-
zierungsgeld. Das und mehr wol-
len wir in Zukunft erreichen. Es
geht um mehr. Ebenfalls müssen
wir erkennen, dass die Sozialversi-
cherungssysteme in der digitali-
sierten Arbeitswelt weiter unter-
höhlt werden. Ohne eine korrekte
und angepasste Besteuerung kann
das Solidarprinzip keine Zukunft
haben. Weil die Mitbestimmung
bei alledem gebraucht wird, müs-
sen wir die Koalitions- und Mit-
wirkungsrechte der Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer stärken.
Das sind nur einige Angebote,

die wir in einer Arbeitsgesellschaft
im digitalen Zeitalter machen
wollen. So wie die Gewerkschaf-
ten und die SPD im Strukturwan-
del unverzichtbar waren, so sind
wir heute unverzichtbar für die,
die gute Arbeit brauchen und um
die Zukunft ihrer Kinder bangen.
Die Aufgaben und Herausforde-
rungen werden Jahre, wenn nicht
gar Jahrzehnte in Anspruch neh-
men. Aber wir müssen und wollen
heute daran mitwirken.
Meine Damen und Herren, wir

wissen nicht erst seit heute, dass
wir unsere Umwelt und unser Kli-
ma schützen müssen. Es war Willy
Brandt, der im Bundestagswahl-
kampf 1961 die Schattenseiten des
Wirtschaftswunders klar erkannt
und für den „blauen Himmel über

dem Ruhrgebiet“ geworben hat. Es
gelang mit dem Zutun vieler, vor
allem aber der Ruhrgebietsstädte,
diese Vision zu verwirklichen.
Auch heute werden die sozialen

und ökologischen Ziele ohne
kommunale Anstrengungen nicht
erreicht werden können. Dafür
brauchen wir alle Städte. Wir
brauchen alle Gemeinden. Und
alle diese Städte und Gemeinden

brauchen den glei-
chen Spielraum;
denn vor Ort ent-
scheidet sich sozial-
ökologisches Um-
steuern, etwa im
Verkehr, in der
Energieversorgung
oder im Gebäude-
bestand. Daher ist
eine Altschuldenre-
gelung auch eine

Investition in lokales, ökologi-
sches Regieren. Wir werden versu-
chen, alle zu überzeugen, hier im
Deutschen Bundestag für diese
Altschuldenregelung einzutreten.
Wir müssen die Erderwärmung
auf 1,5 Grad begrenzen. Der Weg
dorthin ist die weitgehende Neu-
tralität bei Treibhausgasen. Kurz
gesagt: Das schädliche CO2 muss
weg. Auch hierbei geht es nicht
ohne das Zusammenwirken aller
Gruppen. Der Kohlekompromiss,
der sich im vorliegenden Haushalt
und im Strukturstärkungsgesetz
widerspiegelt, ist ein Beispiel, wie
Klimaschutz, Digitalisierung und
soziale Gerechtigkeit im Verände-
rungsprozess unserer Zeit zusam-
mengedacht und verwirklicht wer-
den können.
Diese Integration in der Trans-

formation hatte nur die SPD im
Sinn. Das haben wir durchgesetzt
und dabei alle mitgenommen: Ge-
werkschaften, Umweltverbände,
Regionen, Länder und den Bund.
Das war eine unverzichtbare und
anstrengende Leistung. Darauf
sind wir stolz, meine Damen und
Herren.
Gleichzeitig war das für eine

Demokratie lebensnotwendig, die
immer wieder versuchen muss,
aus dem Willen vieler am Ende
den Willen des ganzen Volkes zu
formen. Mitnahme, Beteiligung,
Legitimation: Das ist unser Ver-
ständnis von Demokratie.
Wir wissen, dass wir zum Schutz

unseres Klimas die Verstromung
der klimaschädlichen Kohle been-
den müssen. Dazu müssen wir
gleichzeitig in den Revieren neue
und gleichwertige Wirtschafts-
strukturen entwickeln, damit die
Menschen auch dort eine Zukunft
haben. Unser Ziel sind Investitio-
nen in Bereiche, die uns bei der
Verbesserung des Klimas helfen
und gleichzeitig neue Arbeitsplät-
ze schaffen. Nur wenn sich Wirt-
schaft und Staat zu großen An-
strengungen bekennen, kann die
Transformation für Innovation
und Beschäftigung auch gelingen.

Meine Damen und Herren, das
Klimakabinett muss am 20. Sep-
tember die Weichen stellen, damit
wir die Klimaziele 2030 erreichen.
Bis zur dritten Lesung erwartet die
SPD-Bundestagsfraktion daher
noch wichtige fiskalische Ent-
scheidungen. Alles das geht nur
im Zusammenwirken mit den eu-
ropäischen Ländern und der Euro-
päischen Union. Deswegen neh-
men wir die neue Kommissions-
präsidentin beim Wort, und wir
wollen helfen, das Modewort
Green New Deal auch richtig aus-
zubuchstabieren. Das ist unsere
Aufgabe, aber es ist auch die Auf-
gabe der Mitglieder des Europäi-
schen Parlaments.
Europa kann und muss dabei

eine Vorreiterrolle einnehmen,
nicht nur um seiner selbst willen,
sondern auch deshalb, weil euro-
päisches Handeln in der Welt
wahrgenommen wird, im Guten
wie im Schlechten. Deswegen,
meine Damen und Herren, wer-
den wir in den nächsten Tagen al-
le Anstrengungen unternehmen,
um diese Ziele zu verwirklichen.
Für all das braucht es nach Auf-

fassung der SPD-Fraktion einen
gestaltungswilligen und hand-
lungsfähigen Staat. Das derzeit
noch gängige Leitbild „So viel
Markt wie möglich, so viel Staat
wie nötig“ ist nicht mehr zeitge-
mäß. Spätestens seit Ausbruch der
jüngsten Finanz- und Wirtschafts-
krise vor mehr als zehn Jahren
und der Entwicklung der Wohn-
frage zur neuen sozialen Frage ist
es offensichtlich, dass dieses Mot-
to grundlegend überdacht werden
muss.
Das alte Leitbild ist einfach zu

gutgläubig, was die Effizienz der
Märkte, und zu defensiv, was die
Rolle des Staates in einer moder-
nen Volkswirtschaft betrifft. Wenn
der Staat aber unverzichtbar ist,
um die revolutionären Umbrüche
in den nächsten Jahrzehnten mit-
zugestalten und abzufedern, dann
brauchen wir einen effizienten
und durchsetzungsfähigen Staat
mit einer gut ausgestalteten und
attraktiven Verwaltung und einem
größeren finanziellen Fundament.
Wir Sozialdemokratinnen und So-
zialdemokraten wollen diese Mit-
tel in öffentliche Gemeingüter
umlenken, meine Damen und
Herren.
Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen, vielleicht werden spätere His-
torikerinnen und Historiker weni-
ge Tage im August 2019 als den
historischen Wendepunkt heran-
ziehen, an dem das bipolare
Gleichgewicht des Schreckens
endgültig aufgehoben wurde. Mit
dem Rückzug der USA endete am
2. August der INF-Vertrag über nu-
klare Abrüstung. Obwohl der Ver-
trag eine ganze Kategorie von Waf-
fen verbot, atmete er noch den
Geist des Kalten Krieges. Es bleibt
richtig, für seine weltweite Gültig-

keit einzutreten, wie es die Bun-
desregierung tut. Dennoch werden
auch die USA das Ablegen der Ver-
tragsfesseln nutzen und Mittelstre-
ckenraketen in Asien aufstellen.
Der Rüstungswettlauf ist bereits in
vollem Gange.
Damit erhält eine neue weltpo-

litische Konstellation, die sich im
Gegenüber der USA und der
Volksrepublik China ausbildet,
mehr und mehr eine nukleare
Kontur. Was genau daraus wird,
werden wir heute mit Sicherheit
nicht sagen können. Dass wir aber
nicht nur Zeugen der Digitalisie-
rung und der umweltschonenden
Transformation, sondern auch
Zeugen einer neuen weltpoliti-
schen Entwicklung sind, ist dage-
gen offenkundig. Die Debatte, wie
die europäischen Gesellschaften
auf diesen Zeitenwandel reagieren
sollten, findet längst statt. Sie ist
fundamental, und es gibt immer
häufiger Stimmen, die eine starke
militärische Antwort geben wol-
len. Ich kann davor nur warnen.
Der Frieden in Europa war nicht
dann gesichert, wenn dem Konti-
nent ein Übermaß an Militär und
Rüstung zur Verfügung stand, son-
dern nur dann, wenn kluge, ge-
meinsame politische Entscheidun-
gen in einem von Regeln und Nor-
men geprägten Umfeld getroffen
wurden. Das war nach dem Wie-
ner Kongress der Fall, und es war
das Ergebnis einer Entspannungs-
politik, die sich durch Rüstungs-
kontrolle, Dialog und das Hinein-
denken in den anderen auszeich-
nete. Die Voraussetzungen sind
heute andere, aber die Instrumen-
te sind aktueller und notwendiger
denn je. Der Automatismus mili-
tärischer Drohungen und Gegen-
drohungen muss durchbrochen
werden, und ich sehe dafür keinen
besseren Platz als in einer gemein-
samen europäischen Friedensord-
nung, am besten unter Einschluss
Russlands. Die heraufziehende nu-
kleare Konfrontation zwischen
den USA und der Volksrepublik
China findet im Schatten der 74.
Wiederkehr des Atombombenab-
wurfs auf Hiroshima statt. Offen-
sichtlich,, sind große Mächte nach
wie vor nicht bereit, aus der Ver-
gangenheit zu lernen. Deswegen
ist es richtig, dass sich Deutsch-
land mit ganzer Kraft für den Er-
halt des Atomwaffensperrvertrages
einsetzt.
Dieser Vertrag, ist die beste

Rückversicherung gegen die Aus-
breitung der Atomwaffen. Gleich-
wohl habe ich eine Bitte an die
Bundesregierung: Bisher lehnt
Deutschland einen Beitritt zum
UN-Vertrag für ein Atomwaffen-
verbot ab, immerhin auch eine
Initiative der Zivilgesellschaft, die
im Jahr 2017 dafür den Friedens-
nobelpreis erhielt. Die Bundesre-

Fortsetzung auf nächster Seite

Ein solider
Haushalt ist
die Voraus-
setzung für
gerechtes
Regieren.
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gierung befürchtet eine Schwä-
chung des Atomwaffensperrvertra-
ges, und in der Tat hat der Verbots-
vertrag Mängel. Dennoch sei da-
ran erinnert: In Zeiten der Ent-
spannungspolitik waren Unzu-
länglichkeiten immer der An-
triebsmotor, um neue und alte

Ideen zusammenzuführen. Ziel
beider Verträge ist die atomwaffen-
freie Welt. Wenn zunehmend
Bündnispartner nicht mehr politi-
sche Verbündete bei der Denu-
klearisierung sind, dann kenne ich
keinen besseren Partner als enga-
gierte Bürgerinnen und Bürger.

Diese Kraft, meine Damen und
Herren, müssen wir auch heute
wieder nutzen. Liebe Kolleginnen
und Kollegen, für die SPD-Frakti-
on ist klar: Die drei genannten
großen Herausforderungen bewäl-
tigen weder der Markt noch die
Nation, weder neue Technologien

noch diffuse Befindlichkeiten al-
lein. Die Politik muss die Antwort
geben, wenn sie ihrem Auftrag für
gerechtes Regieren nachkommen
will. Wir Sozialdemokratinnen
und Sozialdemokraten wollen das.
Wir werden uns an dieser Aufgabe
aus tiefer Überzeugung beteiligen,

mit jener Überzeugung, die in un-
serer Geschichte immer Selbstver-
ständlichkeit und Verpflichtung
zugleich war.

Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der SPD –

Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Dr. Dietmar Bartsch, Die Linke:

Die Zukunft Deutschlands
gestalten, nicht verwalten

Dietmar Bartsch (*1958)
Landesliste Mecklenburg-Vorpommern

Wir haben heute von al-
len Rednerinnen und
Rednern gehört: Die

Weltlage ist vielfach beunruhi-
gend: der Wirtschaftskrieg zwi-
schen den USA und China, das
Brexit-Chaos, die Atomkrise mit
dem Iran, weltweit über 80 Millio-
nen Flüchtlinge, die schreiende
soziale Ungerechtigkeit und, und,
und. Eines aber kann man beim
Blick in die Welt auch feststellen:
Wenn Rechtspopulisten an die
Macht kommen, dann brennen
sie erst mal alles nieder: Bolsona-
ro den Regenwald, Boris Johnson
die Demokratie und Donald
Trump die internationale Diplo-
matie. Das ist die Wahrheit, meine
Damen und Herren.

Auch die Wirtschaftslage in un-
serem Land ist problematisch. Wir
haben Ansätze einer Rezession. So
schlechte Quartalszahlen wie zu-
letzt hatten wir 2012 das letzte
Mal. Auch dazu ist viel gesagt wor-
den. Angesichts dieser Situation
einen Haushalt, der im Kern
durch Ideenlosigkeit geprägt ist,
vorzulegen, das ist unverantwort-
lich, meine Damen und Herren.

Frau Merkel, Sie sagen: Es ist ei-
ne neue Dimension des Haushal-
tes. Ich frage mich: Wo ist denn
die neue Dimension?

Lieber Rolf Mützenich, deine
Rede von eben stimmt ja zuver-
sichtlich; nur, sie korrespondiert
auch nicht mit dem, was in die-
sem Haushalt vorgelegt wird.

Dieser Haushalt ist so wenig vi-
sionär. Helmut Schmidt würde
den nicht mal zum Arzt schicken.

Meine Damen und Herren, Sie

haben Ihren Koalitionsvertrag
überschrieben: Ein neuer Auf-
bruch für Europa - Eine neue Dy-
namik für Deutschland - Ein neu-
er Zusammenhalt für unser Land -
Voll einverstanden! Sie verabschie-
den jetzt wohlklingende Gesetze:
Gute-KiTa-Gesetz, Starke-Famili-
en-Gesetz, Faire-Kassenwahl-Ge-
setz, alles super. Wenn Sie in Ih-
rem konkreten Handeln nur halb
so stark wären wie in den Formu-
lierungen, dann würde es dem
Land wirklich besser gehen.

Sie sind in der Substanz eine
Ankündigungskoalition. Wenn
man sich dann noch den Zustand
anguckt: Kein Mensch weiß, ob
Sie im Januar überhaupt noch zu-
sammen sind. Das ist ein irrer Zu-
stand. Sie müssen sich mal vor-
stellen, wie man das vom Ausland
aus sieht. Niemand weiß, ob diese
Regierung im Januar oder Februar
noch im Amt ist.

Ich will anhand
von drei konkreten
Beispielen zeigen,
dass Ihr Haushalt
mit den Überschrif-
ten wirklich nichts
zu tun hat. Begin-
nen will ich natür-
lich mit dem The-
ma „Schulden-
bremse/schwarze
Null versus Investitionen“. Ich ha-
be schon gesagt: Deutschland
steht an der Schwelle zu einer Re-
zession. Was haben Sie eigentlich
in der letzten Krise, damals, 2008,
gemacht? Ich erinnere mich ja da-
ran: Kurzarbeitergeld, Abwrack-
prämie, Konjunkturpakete, und
zwar Investitionen, die dann in
den Kommunen angekommen
sind. Das war doch zweifelsfrei
richtig. Frau Merkel, Sie haben un-
längst in Stralsund gesagt: 50 Pro-
zent in der Wirtschaft sind Psy-
chologie. Das mag ja sein; aber
die anderen 50 Prozent dürfen
doch nicht Stillstand sein, son-
dern es muss entschlossenes Han-
deln geben. Es ist ja sogar das
DIW, das heute fordert, endlich
ein milliardenschweres zusätzli-
ches Investitionsprogramm aufzu-
legen. Das wäre dringend notwen-
dig. Dabei darf man nicht nur in

Schulen, Straßen, Autobahnen in-
vestieren. Wir müssen damit eben
auch die Binnennachfrage stärken,
um die Abhängigkeit vom Export
etwas zu dämpfen.

Frau Merkel, Sie sagen, Sie tun
das, was notwendig ist. Dieser
Haushalt gibt die Antworten.
Nein, wir dürfen nicht warten, bis
sich die Rezession wirklich verfes-
tigt. Deswegen ist ein anderes Maß
an Investitionstätigkeit notwendig,
und notwendig ist nicht, stolz da-
rauf zu sein, dass wir mit 11,1 Pro-
zent die höchste Quote haben.
Das ist viel zu wenig.

Nehmen Sie doch nur mal das
Beispiel „digitale Infrastruktur“.
Deutschland ist weiterhin ein digi-
tales Entwicklungsland. In über
4.600 Gemeinden in Deutschland
gibt es keine flächendeckende Ver-
sorgung mit LTE. Sie reden über
5G und Ähnliches. In nahezu kei-
ner ostdeutschen Kommune gibt

es flächendeckend
schnelles Internet.
Na, wo leben wir
denn? Die CSU
macht neuerdings
Werbevideos: Rezo
für Anfänger.
Mensch, das kön-
nen die jungen Leu-
te in bestimmten
Regionen nur wack-

lig sehen. Schon aus Ihrem Inte-
resse sollten Sie da endlich mal
was tun. Das heißt im Übrigen,
die Menschen haben in vielen
ländlichen Regionen und inzwi-
schen übrigens auch in Städten
keinen Bus, keinen Bäcker, keine
Gaststätten, keine Post und jetzt
auch kein Internet. Das ist doch
eine Zumutung. Ja, an jeder
Milchkanne müssen wir Internet
haben. Wie war das noch, Herr
Dobrindt, als Sie Minister wur-
den? Sie haben gesagt: Wir wollen
spitze sein. Und wie ist heute die
Netzabdeckung? Es gilt immer
noch: Deutschland einig Funk-
lochland. Das ist die Realität nach
all den Jahren, wo Sie regiert ha-
ben.

Wir hatten im ersten Halbjahr
43,5 Milliarden Euro Überschuss
in Bund, Ländern und Kommu-
nen. Warum nehmen Sie denn da

nicht Geld in die Hand? Das wäre
doch wirklich absolut angesagt in
dieser Situation.

Und dann sagen Sie immer: Na
ja, Sie müssen noch mal sagen, wo
wir verzichten wollen. Damit bin
ich bei meinem zweiten Punkt,
beim Militärhaushalt. Da wird im-
mer vom 2-Prozent-Ziel der
NATO-Partner geredet, und 2 Pro-
zent, das klingt ja irgendwie we-
nig. Ich kann Ihnen nur sagen:
Dieses „2 Prozent“ ist Sand in die
Augen der Menschen streuen; das
ist eine systematische Irreführung.
Schon heute entsprechen die Ver-
teidigungsausgaben nach NATO-
Kriterien 14 Prozent des Haus-
halts; das ist die Realität. Wir ha-
ben heute nach NATO-Kriterien
über 50 Milliarden Euro Ausgaben
für Militär. Was dann damit ge-
macht wird, das ist noch eine ganz
andere Frage. Das geht dann an ir-
gendwelche Berater, geht in ein
Desataster nach dem anderen. Es
ist eben falsch, dass „Mehr, mehr,
mehr“ eine Strategie ist. Das ist es
mit Sicherheit nicht. Gucken Sie
sich doch nur mal Ihre komische
Flugbereitschaft an. Das ist doch
international peinlich. Da muss
man doch vielleicht bei dieser Fra-
ge mal irgendetwas tun. Aber das
Entscheidende ist, wenn Sie bei
diesen Summen mal den Vergleich
zum sozialen Wohnungsbau neh-
men: 1,5 Milliarden Euro! Olaf
Scholz hat gestern gesagt: Wir ha-
ben es geschafft, dass der soziale
Wohnungsbau nicht endet. – Na,
Donnerwetter! Ich denke, das ist
die wichtigste soziale Frage. Dann
muss man da doch mehr tun. Was
für ein Offenbarungseid ange-
sichts der Mietensituation in unse-
rem Land, eine völlige Schieflage
auf diesem Feld.

Womit ich beim dritten Punkt
bin: Thema Altersarmut. Es gibt
einen Posten, der jedes Jahr ver-
lässlich steigt. Er hat den unauffäl-
ligen Namen „Erstattungen des
Bundes für die Grundsicherung
im Alter und bei Erwerbsminde-
rung“. Die Ausgaben in diesem
Posten steigen jährlich um circa
7,6 Prozent.

Was bedeutet das eigentlich?
Das bedeutet, dass immer mehr
Menschen Grundsicherung im Al-
ter beantragen müssen, weil ihre
Rente nicht reicht. Wenn es denn
so bleibt, dass der Mindestlohn,
auf den Sie stolz sind, unter
10 Euro ist, wird diese Zahl dra-
matisch – dramatisch! – in den
nächsten Jahren steigen. Die Zah-
len werden explodieren. Deswe-

gen ist das mit dem Mindestlohn
nicht so eine Sache, auf die man
stolz sein kann. Dass es ihn gibt,
ja, aber er muss eben deutlich er-
höht werden.

Jetzt will ich mal zu dem Punkt
kommen: Sie haben vor der Euro-
pawahl gesagt: Wir wollen eine
Grundrente einführen. – Wir als
Linke haben gesagt: Grundsätzlich
richtig; man kann über viele De-
tails reden. – Aber bis heute ist
real nichts passiert. Sie verspre-
chen, Sie reden, aber Sie handeln
nicht. Das ist doch unzumutbar,
und gerade für diese Menschen
muss mehr getan werden. Im
Haushalt, auch in der Perspektiv-
planung gibt es da überhaupt kei-
nen Punkt. Dass wir eine generelle
Rentenreform wollen, das will ich
hier gar nicht noch mal wiederho-
len. Ja, wir brauchen eine solidari-
sche Mindestrente. Wir wollen,
dass alle einzahlen usw. und dass
am Ende eine lebensstandardsi-
chernde Rente rauskommt.

Zusammengefasst hat Ihr Haus-
halt folgende Prioritätensetzung:
strenge Schuldenbremse statt not-
wendiger Investitionen, Militär-
statt Sozialausgaben erhöhen und
massenhafte Kinder- und Altersar-
mut zulassen. Das ist die Priorität
in Ihrem Haushalt, meine Damen
und Herren.

Das ist doch symptomatisch für
die Politik der letzten 15 Jahre.
Das ist eine Politik, die das Land
spaltet, die Europa spaltet und die
den Rechtspopulisten den Weg eb-
net. Das ist die Realität.

Lassen Sie mich noch mal zu
dem Thema Schuldenbremse
kommen, weil Sie ja immer sagen:
Die Linke will uns irgendwie in
den Schuldenstaat treiben. Was für
ein horrender Blödsinn! Entschei-
dend ist doch: Mit dieser Debatte
lenken Sie davon ab, dass wir ein
zutiefst ungerechtes Steuersystem
haben. Wir haben das Steuersys-
tem des vergangenen Jahrhun-
derts. Wir haben explodierende
Vermögen auf der einen Seite, und
wir müssen dort endlich etwas
tun. Es ist doch völlig inakzepta-
bel, dass wir einen Spitzensteuer-
satz haben, der immer noch so
früh einsetzt. Wir brauchen end-
lich wirklich eine Reform bei der
Erbschaftsteuer. Das mit der Fi-
nanztransaktionsteuer höre ich
seit drei Legislaturperioden. Das
stand schon bei Herrn Schäuble
und anderen immer im Koaliti-
onsvertrag. In der Realität bis heu-
te: Nichts! Das ist die Wahrheit!
Da muss endlich wirklich etwas
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getan werden. Denn was ist denn
das Ergebnis dieser Politik? Die
500 reichsten Familien in unse-
rem Land haben ein Vermögen
von 700 Milliarden Euro. Das sind
circa zwei Bundeshaushalte. Die
haben in den letzten Jahren jedes
Jahr zweistellige Zuwachsraten ge-
habt, meine Damen und Herren.
Auf der anderen Seite stehen
4,4 Millionen Kinder, die arm
sind oder von Armut bedroht
sind. Das ist doch nicht hinnehm-
bar in unserem Land. 4,4 Millio-
nen Kinder, das ist das Berliner
Olympiastadion 58-mal vollge-
stellt mit Kindern in Armut und
mit Kindern, die von Armut be-
droht sind. In keinem anderen
Land, meine Damen und Herren,
gibt es so eine riesige Spaltung,
und das müssen wir alle ganz
dringlich verändern.

Es geht um einen grundsätzli-
chen Perspektivwechsel, nicht nur
in der Sozial- und in der Wirt-
schaftspolitik. Seit 40 Jahren sind
die grundlegenden Fakten über
den Klimawandel bekannt. Der
Plastikmüll in den Ozeanen
kommt bekanntermaßen nicht
von den Delfinen, und der Regen-
wald am Amazonas wird auch
nicht von den Affen angezündet.
Dass wir etwas tun müssen, ist zu-
mindest in seriösen Kreisen klar.
Aber wie, das ist natürlich die in-
teressante Frage. Da höre ich jetzt:
Irgendwann wird das Klimakabi-
nett tagen. Donnerwetter! Im
Haushalt null abgebildet! Mich
würde mal interessieren, wenn es
denn diesen breiten Konsens ge-
ben soll, was da real gemacht wer-

den soll. Da müssen wir doch
wirklich dringend ran. Sie setzen
offensichtlich darauf, dass darüber
nicht in Ernsthaftigkeit geredet
wird. Frau Merkel, Sie haben heu-
te ein wunderbares Beispiel ange-
führt: das Thema Elektromobili-
tät. Ich will nur mal feststellen: Sie
waren es, die gesagt hat, nachles-
bar: Im Jahr 2020 werden wir 1
Million Elektroautos haben. – Das
hat nicht Die Linke gesagt. Was ist
die Realität? Zum 1.
Januar 2019 waren
weniger als 90.000
zugelassen. Ja, was
ist denn das? Was
ist denn das für ei-
ne Glaubwürdig-
keit? Elektromobili-
tät kann sehr sinn-
voll sein, aber
wenn, dann müssen
es doch Elektroau-
tos sein, die bezahlbar sind. Das
heißt, sie müssen unter
20.000 Euro kosten. Es muss aus-
reichend Ladestationen auch im
ländlichen Raum geben; sonst
sind die Menschen dort wieder
mal abgehängt. Es muss natürlich
technologische Lösungen geben,
in der Kobalt-, in der Lithium-, in
der Entsorgungsfrage usw. Ja,
Christian Lindner, es ist in Ord-
nung, Technologieweltmeister zu
sein. Nur, wenn Sie das gegen Mo-
ral stellen, dann ist das nicht in
Ordnung. Wir müssen in der Mo-
ral spitze sein und in der Techno-
logie. Das ist die Aufgabe, die vor
Deutschland steht.

Aber so, wie die Regierung das
bisher angedeutet hat, würden

beim Klimaschutz wieder mal vor
allen Dingen die unteren und
mittleren Einkommen belastet
werden. Fakt ist doch, dass die
reichsten 10 Prozent in Deutsch-
land fast 50 Prozent des CO2-Aus-
stoßes zu verantworten haben; das
ist eine schlichte Wahrheit. Und
jetzt sollen es wieder die Pendler
und die Geringverdiener und die
ländlichen Räume bezahlen?

Wenn Sie wirklich einmal etwas
gegen den Klima-
wandel tun wollen,
dann stärken Sie
doch die Bahn!
Aber Sie haben seit
1990 6.467 Kilo-
meter Bahnstrecke
stillgelegt. Das ist
doch der Wahn-
sinn! Ausbau von
Strecken wäre not-
wendig und nicht

Stilllegung von Strecken.
Deshalb sind viele Menschen

skeptisch bei Ihren Ankündigun-
gen, und das ist auch logisch: Die
Menschen haben die Erfahrung
gemacht, dass so etwas immer auf
ihre Kosten geht, während die Rei-
chen reich bleiben und sich alle
Annehmlichkeiten weiter leisten
können. „Wieso sollen nur die
Mittelschicht und die Armen et-
was für den Klimaschutz tun?“,
das ist ein berechtigter Einwand,
den viele haben. Das ist auch eine
berechtigte Sorge; denn in den
letzten 20 Jahren ist es immer so
gelaufen, dass sie diese Lasten zu
tragen hatten.

Deswegen sollten wir doch mal
über Dinge nachdenken, die allen

bekannt sind: Streichung der
Energiesteuerbefreiung für Kerosin
– würde 7 Milliarden Euro brin-
gen, Streichung der Mehrwertsteu-
erbefreiung für internationale Flü-
ge, 4,7 Milliarden Euro, pauschale
Besteuerung privat genutzter
Dienstwagen, 3 Milliarden Euro
usw., usw. Am Ende müssen wir
dahin kommen, dass die Bahn un-
schlagbar günstig wird. Aber um
50 Prozent sind die Bahntickets in
den letzten 20 Jahren teurer ge-
worden! Das ist doch ein unhalt-
barer Zustand. Da muss man doch
etwas tun! Die Bahn ist im Eigen-
tum des Bundes. Wenn sie un-
schlagbar günstig werden soll,
dann muss hier etwas getan wer-
den. Es muss am Ende darum ge-
hen, dass die mittleren und unte-
ren Einkommensgruppen und die
kleinen und mittleren Unterneh-
men entlastet werden. Es muss da-
rum gehen, Infrastruktur zu schaf-
fen, die wirklich ein soziales und
ein ökologisches Miteinander er-
möglicht. Wenn dann die Einnah-
men nicht reichen, dann muss
man entweder die Ausgaben sen-
ken, oder man muss darüber
nachdenken, wo und wie man
Einnahmen erhöhen kann.

Bei diesen Riesenvermögen gibt
es da, jedenfalls von uns, gute Vor-
schläge. Steuern heißen „Steuern“,
weil man ein Land damit steuert..
Wenn es so ist, dass allein 630.000
Menschen in Deutschland aus-
schließlich von ihrem angehäuf-
ten Vermögen leben, die nichts
mehr machen, die nur davon le-
ben, dann nenne ich das im Übri-
gen mal soziale Hängematte. Das

ist die Realität, und da, finde ich,
kann und muss man auch etwas
abholen.

Das ist im Übrigen nicht nur ei-
ne Gerechtigkeitsfrage. Es kann
doch nicht sein, dass in unserem
reichen Land alte Menschen Fla-
schen sammeln müssen, um die
Rente aufzubessern, dass die Zahl
der Obdachlosen, heute ist Tag
der Wohnungslosen, steigt, wäh-
rend auf der anderen Seite Leute
in Saus und Braus leben! Diese
Ungerechtigkeiten, meine Damen
und Herren, die schlagen auch auf
das zwischenmenschliche Klima
durch. Das kann man doch nicht
wirklich wollen! Wer vor dieser
Realität die Augen verschließt, der
hat in der Politik wirklich nichts
zu suchen.

Frau Merkel, das ist Ihre letzte
Legislaturperiode; Sie haben ange-
kündigt, Sie wollen nicht wieder-
gewählt werden. Ich finde, das ist
eine gute Gelegenheit, noch ein-
mal sehr mutig zu sein und wirk-
lich Deutschland auf einen Weg
zu bringen, dass wir zukunftsfest
werden, dass wir gestalten und
dass wir nicht verwalten. Zu-
kunfts- und zielorientierte Investi-
tionen sind das Gebot der Stunde,
meine Damen und Herren.

Ich habe Sorge, ob das alles mit
der Union möglich ist. Ich habe
nach der Rede von Rolf Mützenich
die Hoffnung, dass es vielleicht ir-
gendwann einen Mitte-links-Auf-
bruch gibt. Das wäre gut für unser
Land, für Europa und für die Welt.

Herzlichen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der LINKEN)

Katrin Göring-Eckardt, Bündnis 90/Die Grünen:

Mehrheit für die Bewältigung
der Klimakrise schaffen

Katrin Göring-Eckardt (*1966)
Landesliste Thüringen

Alle reden vom Klima, ges-
tern, heute, stundenlang.
Was der Politik fehlt, was

dem Haushalt fehlt, ist nicht Er-
kenntnis, ist nicht Bekenntnis, ist
auch, Frau Merkel, nicht Einord-
nung, sondern es ist: endlich Er-
gebnisse, endlich handeln; das ist,

was fehlt. Hören Sie auf, immer
nur zu reden, tun Sie endlich was!

Der Zwischenruf von Jürgen
Trittin, ich will es hier noch ein-
mal sagen, war: Wer hat denn 14
Jahre lang nichts gemacht? Das ist
das eine. Er hat nämlich recht: 14
Jahre lang Stillstand, insbesondere
beim Klimaschutz.

Das andere ist aber: Sie haben
hier gestanden und eine sehr
dringliche Rede gehalten. Wenn
ich Ihre Prognose, wenn ich Ihre
Dringlichkeit, wenn ich Ihre Vor-
schläge sehe, aber gleichzeitig
auch sehe, dass vielleicht nur fünf
Leute in der Union geklatscht ha-
ben, dann mache ich mir wirklich
Sorgen ums Klima, und dann ma-
che ich mir auch sehr viele Sorgen
um Ihr Klimakabinett, meine Da-
men und Herren. Vielleicht zur Er-
innerung. Das Jahr 2018 war
schon ein 2-Grad-Jahr, genau so,

wie wir es 2100 nicht überschrei-
ten wollen. Es gab eine große Dür-
re, wir hatten Waldbrände hier, da
schmolzen der Permafrostboden
und die Arktis. Dieses Jahr ist die
Grundlage für das, was wir als Best
Case erreichen wollen. Das, was
Sie gerade machen, besser: das,
was Sie gerade nicht machen, ist
das Zusteuern auf den Worst Case.
Das ist die große Bedrohung, die
wir haben, und sie geht eben lei-
der auch direkt von hier aus, mei-
ne Damen und Herren.

Jeder und jede weiß: Das Zeit-
fenster, in dem wir noch etwas tun
können, wird immer kleiner. Ihr
Kabinett erleben wir gerade so:
Der Energieminister „plädiert“,
der Verkehrsminister „fordert“, die
Umweltministerin „dringt“, die
Landwirtschaftsministerin „klagt“
sogar „an“. Ich will sehen, dass Sie
„machen“. Dieser Haushalt, das,

was Sie hier vorgelegt haben und
was dann irgendwie noch beraten
werden soll, ist eine doppelte
Null, nämlich kein Plan und kein
Geld. Das kann sich das Klima
nicht leisten, meine Damen und
Herren.

Deswegen: Jetzt anfangen! Sie
müssen einen Plan zum Kohleaus-
stieg vorlegen und ihn an die
Strukturhilfen koppeln. Es geht
doch nicht, dass man das eine
macht und das an-
dere lässt. Worauf
alle warten, ist
doch: Die dreckige
Luft muss beseitigt
werden. Ihre Aufga-
be, Herr Altmaier,
ist es, für sauberen
Strom zu sorgen
und nicht nur einen
Windgipfel abzu-
halten, bei dem
zwar Wind, aber keine Regelungen
rauskommen. Wir brauchen end-
lich: den Deckel weg bei den er-
neuerbaren Energien! Wir brau-
chen nämlich jedes Watt, wir
brauchen jedes Grad Einsparung,
und wir brauchen jeden Monat;
deswegen ist es so dringlich, dass
Sie endlich anfangen.

Über den Verkehrsminister habe
ich noch nicht geredet. Wir hätten
gerne mal einen, der will und
kann oder kann und will, je nach-
dem. Ein Fünftel der CO2-Ver-
schmutzung kommt aus dem Ver-
kehrsbereich. Was wir da haben,
ist Dieselskandal, ist Mautskandal,
ist aber kein Handeln. Wo ist
denn die Initiative für die Bahn?
Wo ist denn die Initiative für den
öffentlichen Nahverkehr? Wo sind

die versprochenen
Elektroautos? Alles
das haben wir
nicht. Und ein Ver-
kehrsminister, der
sich verstrickt hat,
kriegt noch nicht
mal hin, für die Si-
cherheit in
Deutschland einen
Abbiegeassistenten
für Lkws festzule-

gen. Das ist doch ein Armutszeug-
nis sondergleichen.

Frau Klöckner, Sie könnten auch
mal so richtig was machen, so
richtig was für den gesunden
Wald. Man könnte dort tatsäch-
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lich Millionen Tonnen CO2 bin-
den. Dazu gehört eine Kleinigkeit:
Sie sollten den Wald nicht nur als
eine Ansammlung noch nicht ge-
sägter Bretter betrachten; das wäre
das eine. Was Sie zum anderen
nicht machen sollten, Frau Klöck-
ner: Sie sollten nicht auf Herrn
Lindner hören. Herr Lindner hat
heute hier über den Borkenkäfer
gesprochen. Der Borkenkäfer,
Herr Lindner, vielleicht unterhal-
ten Sie sich mal mit denen, die
ein bisschen Ahnung haben, ist
ein Resultat auf der einen Seite
von Holzplantagen und auf der
anderen Seite von Dürre. Bei Ihrer
Art von Waldpolitik und Ihrer
Kenntnis: Da fürchten sich ja Rot-
käppchen und der Wolf gleichzei-
tig; das ist doch furchtbar, was Sie
hier geliefert haben.
Wir können gern über die Frage

ins Duell gehen, was eigentlich
für den Wald notwendig ist. Aber
ich bleibe noch mal bei Frau
Klöckner, weil Frau Klöckner sich
ja immer so gut gefällt als die ers-
te Repräsentantin der Agrarlobby
und weil Sie, Frau Klöckner, sich
immer hinstellen und sagen: Ge-
rade die Klimaschützer würden
spalten. Das Gegenteil ist der Fall.
Was Sie machen, ist Spalterei. Fakt
ist: Ihre Politik des „Immer mehr“
und „immer billiger“ zwingt die
Bauern und Bäuerinnen doch da-
zu, die Landschaft zu zerstören,
Arten zu vernichten, das Wasser
zu verseuchen oder sogar den
Hof, wenn er nicht groß genug ist,
aufzugeben. Sorgen Sie endlich
dafür, dass Land-wirt-schaft ge-
macht werden kann. Sorgen Sie
endlich dafür, dass
Ökologie und
Landwirtschaft mit
einer Zunge spre-
chen, und bringen
Sie nicht immer al-
le gegeneinander
auf.
Nein, es geht

nicht um Stadt und
Land gegeneinan-
der, es geht darum,
dass man eine gemeinsame Zu-
kunft baut mit anständiger Land-
wirtschaft, mit weniger Gift, ohne
Nitrat im Grundwasser – das ist
doch unsere Aufgabe; das müsste
Ihre Aufgabe sein, Frau Klöckner,
für die Menschen und fürs Klima.
Diese Woche reden wir ja vor

allen Dingen über Geld. Wir sind
aber tief, wir sind verdammt tief
im Dispo der Natur. Und die Zu-
kunft, Herr Scholz, die gibt es
nicht zum Nulltarif. Hören Sie
auf, diese Monstranz vor sich her-
zutragen! Das ist vollkommen
sinnlos. Wir brauchen doch end-
lich Klimabeschlüsse, die auch In-
vestitionen beinhalten, und diese
Investitionen verheiraten die
Ökonomie und die Ökologie. Wir
wissen alle: Wir sind gerade in ei-
ner Situation, wo vielleicht noch
keine Rezession bevorsteht, aber

zumindest eine Eindunkelung der
Wirtschaft. Wie klug wäre es da,
zu sagen: „In genau diesem Au-
genblick brauchen wir große In-
vestitionen, brauchen wir viele In-
vestitionen“! Dann machen Sie es
doch einfach, und tragen Sie
nicht die schwarze Null vor sich
her, so wie dem Esel die Möhre
vorgehalten wird. Was wir erle-
ben, genau darum ging es mir, ist,
dass Landwirtinnen und Landwir-
te genau das wollen, dass sie sich
für Artenschutz einsetzen, dass sie
Blühstreifen anlegen. Das erleben
wir in Deutschland. Und das sind
nicht nur die Ökobauern, son-
dern gerade auch die konventio-
nellen Bauern.
Was ich gesagt habe, ist: Wenn

wir bei der alten Art der Förde-
rung von Landwirtschaft bleiben,
wenn wir eine Landwirtschaftsmi-
nisterin haben, die gerade nicht
umsteuert, die nicht dafür sorgt,
dass weniger Ackergift auf die Fel-
der kommt, die nichts dagegen
tut, dass wir immer mehr Nitrat
haben, dann passiert genau das
Gegenteil, und zwar nicht, weil
die Bäuerinnen und Bauern es so
wollen, sondern weil es die fal-
sche Politik ist. Darum geht es.
Deswegen brauchen wir eine an-
dere Landwirtschaft mit den
Bäuerinnen und Bauern; das ist
doch klar.
Meine Damen und Herren, die

Investitionen sind in der Tat drin-
gend notwendig, wir müssen
Spielräume nutzen. Wir haben Ih-
nen einen Vorschlag dazu ge-
macht, wie man es schaffen kann,
die Schuldenbremse – nicht auf-

zugeben, aber sie
zu reformieren und
tatsächlich zu inves-
tieren. Um was es
geht, ist hier oft ge-
sagt worden: raus
aus dem Korsett; in
die Schiene, in Er-
neuerbare, Gebäu-
desanierung, For-
schung, Glasfaser
investieren, übri-

gens auch in so etwas Kleines wie
mehr Stadtgrün, Bäume, Trink-
brunnen. Ganz Deutschland gießt
gerade Stadtbäume. Was machen
Sie? Sie kürzen sogar beim Stadt-
grün-Programm. Ich frage mich,
wer an diesem Haushalt eigent-
lich gesessen hat und versucht
hat, etwas Vernünftiges hinzukrie-
gen.
Die CDU-Parteivorsitzende

möchte jetzt gerne eine Abwrack-
prämie für Ölheizungen. Gleich-
zeitig kriegt man immer noch
3.000 Euro Steuergeld pro Hei-
zung. Das ist doch vollkommen
gaga! Sie müssen sich mal ent-
scheiden, was Sie wollen, und Sie
müssen die Sache auch mal
durchdringen! Deswegen: Dieses
Investieren, Herr Lindner, ist Aus-
druck der Generationengerechtig-
keit, über die wir heute reden

müssen. Weil es zu einer Win-
win-Situation führt, weil die
Schulden, die wir heute machen,
das ist, was wir in Zukunft an
Schulden und noch höheren Kos-
ten nicht verursachen müssen.
Das sagt Ihnen je-
der Rückversiche-
rer. Vielleicht soll-
ten Sie mal mit de-
nen darüber spre-
chen, was es heute
eigentlich bedeu-
tet, zu investieren.
Alle Wirtschaftsver-
bände sagen das
ganz klar, und alle
warten darauf.
Und worauf warten die noch? Sie
warten nicht auf ein Klimakabi-
nett, das irgendwelche Vorschläge
macht; sie warten darauf, dass es
endlich klare Rahmenbedingun-
gen gibt, dass es Verlässlichkeit
gibt, dass es kein Hin und Her
mehr gibt, damit alle wissen: Wir
strengen uns bei den Investitio-
nen in den Klimaschutz jetzt alle
an. Das ist doch die Perspektive.
Meine Damen und Herren,

man muss schon sagen: Sie haben
die Zeit in den letzten guten Jah-
ren nicht genutzt, auch nicht für
eine Kindergrundsicherung, die
wirklich gegen Armut hilft. Wir
haben immer noch Alleinerzie-
hende in diesem Land, die nicht
wissen, wie sie das Ende des Mo-
nats überstehen sollen oder wie
die Klassenfahrt eigentlich zu be-
zahlen ist.
Das hat mit Würde nichts zu

tun. Es hat auch nichts mit Würde
zu tun, dass Sie wie in einem
Pingpongspiel ständig über die
Grundrente reden. Machen Sie
doch endlich mal eine Garantie-
rente! Sorgen Sie dafür, dass Men-
schen keine Angst mehr vor Ar-
mut im Alter haben! Oder zum
sozialen Wohnungsbau. Wir ha-
ben einen Heimatminister, der
zulässt, dass Familien sich ihre
Heimat nicht mehr leisten kön-
nen, weil er als Bauminister nicht
baut. Gestern haben Sie sich hier
gebrüstet, Sie würden doch etwas
machen. Ja, aber doch nicht mit
dem Nachdruck, nicht mit der Ve-
hemenz, die tatsächlich notwen-
dig ist.
Liebe Annegret Kramp-Karren-

bauer, wenn ich mir Ihr Sonntags-
interview anschaue, frage ich
mich wirklich: Was hat Sie eigent-
lich geritten? Bei der Frage, was
Sie gegen die soziale Spaltung tun
wollen, war Ihre Antwort, man
möge sich doch um Wohneigen-
tum bemühen, nach dem Motto
„Kümmert euch doch selber, und
esst Kuchen“. Ich glaube, dass die
meisten Menschen in Deutsch-
land, besonders diejenigen, die in
Armut leben, das eher zynisch fin-
den denn als Angebot von Ihrer
Seite. Frau Merkel, Sie haben hier
sehr ausführlich über die gleich-
wertigen Lebensverhältnisse ge-

sprochen. Ja, das steht im Grund-
gesetz; aber es ist nicht so. Es gibt
diese Orte, wo es keine Ärztinnen
und Ärzte, keinen Bus und keinen
Balken auf dem Handy gibt. Sie
fühlen sich aber nicht abgehängt;

sie sind ganz real
abgehängt. Das wä-
re die erste Erkennt-
nis, die man
braucht. Ich finde
es sehr gut, sich um
die Ehrenamtlichen,
das bürgerschaftli-
che Engagement zu
kümmern. Aber was
diese Menschen
brauchen, ist eine

Garantie, eine Garantie für Ge-
sundheitsversorgung, eine Garan-
tie dafür, dass schnelles Internet
da ist, und eine Garantie für Mo-
bilität, damit klar und eindeutig
ist: Jede und jeder, die bzw. der
auf dem Land lebt, weiß, dass der
Bus kommt, dass die Ärztin
kommt und dass das schnelle In-
ternet im Übrigen noch dafür
sorgt, dass man auch dort einen
Job machen kann und nicht in
die Stadt pendeln muss.
Was mich aber noch mehr um-

treibt, ich hoffe sehr, dass auch
Sie das aufgeweckt hat, ist, dass in
Regionen, die besonders abge-
hängt sind, die demokratiefeindli-
chen Einstellungen zugenommen
haben, wie man bei den Wahlen
in Brandenburg und Sachsen se-
hen konnte. Wenn Menschen das
Vertrauen in den Staat und seine
Institutionen verlieren, ist das ei-
ne große Gefahr für unser Land.
Aber es ist keine Entschuldigung,
rechtsradikal zu wählen, nur weil
der Bus nicht fährt.
Frau Weidel, Sie haben hier

heute Morgen wieder mit Ihren
Attacken auf die freien Medien,
mit Ihrem Verdrehen der Tatsa-
chen, mit Ihrer Hetze, mit Ihrer
Verachtung für unser Land ange-
fangen. All das ist das genaue Ge-
genteil dessen, wofür wir in Ost-
deutschland vor 30 Jahren auf die
Straße gegangen sind. Es ist das
genaue Gegenteil dessen, was ein
westdeutscher Geschichtslehrer
behauptet. Damals ging es um
Freiheit und Demokratie. Ihnen
geht es heute um nichts anderes
als Unterwandern und Zerstören.
Die Mehrheit in diesem Land will
und wählt Ihre Zwietracht nicht.
Das sollten Sie wissen; das sollten
Sie ganz genau wissen. Dabei
muss eines an alle Demokratin-
nen und Demokraten gesagt wer-
den: Wachsam sein im Alltag! Die
Wahl eines NPD-Manns zum
Ortsvorsteher zeigt mir jedenfalls,
wie dünn unsere demokratische
Decke mancherorts ist.
Wenn die AfD gemeinsame Sa-

che mit der Union macht, inzwi-
schen in mindestens 18 Orten der
Republik, dann ist das hochge-
fährlich. Diese Biedermänner vor
Ort sind die Brandstifter unserer

Demokratie. Ja, besonders Sie am
rechten Rand hier sind die Brand-
stifter. Deswegen werden wir auch
alles dafür tun, dass das nicht ge-
lingt. Nein, Sie werden nicht die
Demokratie unterwandern kön-
nen. Nein, Sie werden dieses Land
nicht zerstören können. Dafür
sorgen wir Demokratinnen und
Demokraten.
Ein Blick über den Tellerrand

zeigt: Nicht nur wir sehen den
Rückzug ins Nationale bis zum
Leugnen der Klimakrise. Die Ge-
fahr kommt genau von dort, von
den Nationalen, von den Spal-
tern. Trump sperrt mexikanische
Kinder ein. Bolsonaro zündelt an
der Lunge der Erde. Orban baut
kompromisslos an seiner illibera-
len Demokratie. Unsere europäi-
schen Nachbarn machen es inzwi-
schen alleine, sowohl was die Kli-
maziele angeht als auch was den
Iran oder das Mercosur-Abkom-
men angeht. Es kann doch nicht
sein, dass wir auch noch ein Han-
delsabkommen unterzeichnen,
das dafür sorgt, dass Bolsonaro,
der den Regenwald anzündet,
auch noch Unterstützung be-
kommt.
Ich will Ihnen am Schluss ein

Angebot machen. Wenn Sie am
20. September hier etwas vorle-
gen, was wirklich ambitioniert ist,
wenn Sie hier etwas vorlegen, was
wirklich hilft, die Klimaziele ein-
zuhalten, und wenn Sie sofort da-
mit anfangen, dann sind wir be-
reit, mit Ihnen darüber zu verhan-
deln. Wir sind bereit, mit Ihnen
nach guten Lösungen zu suchen;
wir haben dafür sehr viele Vor-
schläge. Und Sie wissen: Wir ver-
handeln verdammt hart. Wenn
Sie möchten, dann reden wir hier
im Parlament darüber, genau hier,
nicht in anderen Runden, auch
nicht in irgendwelchen Konsens-
runden. Genau hier könnten wir
eine Mehrheit für den Klima-
schutz, für die Bewältigung der
Klimakrise in diesem Land schaf-
fen. Es ist an der Zeit: Handeln,
jetzt! Das ist die Aufgabe, vor der
wir alle stehen.
Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN)

In der Debatte sprachen zudem die
Abgeordneten Ralph Brinkhaus
(CDU/CSU), Dr. Alexander Gauland
(AfD), Achim Post (SPD), Anke Dom-
scheit-Berg (Die Linke), Dieter
Janecek (B90/Grüne), Alexander Dob-
rindt (CDU/CSU), Dr. Marc Jongen
(AfD), Johannes Kahrs (SPD), Simone
Barrientos (Die Linke), Erhard Grundl
(B90/Grüne), Marco Bülow (fraktions-
los), Paul Ziemiak (CDU/CSU) Sonja
Amalie Steffen (SPD), Prof. Monika
Grütters (CDU/CSU), Katrin Budde
(SPD), Patricia Lips (CDU/CSU) und
Dr. Jens Zimmermann (SPD).

Wir sind ver-
dammt tief im
Dispo der Natur.
Und die Zukunft,
die gibt es nicht
zum Nulltarif.

Dieses Jahr
ist die

Grundlage für
das, was wir als
Best Case er-

reichen wollen.
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70 Jahre Bundestag
Das deutsche Parlament hat Jubiläum

Am 7. September war ein Jubiläum.

Vor 70 Jahren hatte 
der deutsche Bundestag 
seine erste Sitzung.

Im folgenden Text gibt es 
mehr Infos dazu.

Was ist der Bundestag?

Der Bundestag ist das Parlament 
der Bundes-Republik Deutschland.

Ein Parlament ist 
eine Gruppe von Politikern. 

Die Bürger in einem Land 
haben sie gewählt. 

Die Politiker vertreten 
alle Menschen in ihrem Land.

Aufgaben der Politiker vom 
Bundestag sind zum Beispiel:

• Sie machen Gesetze.

• �Sie bestimmen, 
für was Geld in einem Staat 
ausgegeben wird.

Zum Beispiel für Renten, Straßen 
oder Kranken-Kassen.

• Sie überprüfen die Regierung.

Durch das Parlament können also 
Bürger in einem Land 
mitbestimmen.

Ein Land, 
in dem die Bürger bestimmen, 
nennt man: Demokratie.

Das Parlament ist ein 
wichtiger Teil der Demokratie.

Warum brauchte Deutschland 
ein neues Parlament?

Den Bundestag gibt es 
seit dem Jahr 1949.

Seine Gründung 
ist eine längere Geschichte.

Sie hängt eng mit den 
Nazis und dem 
Zweiten Welt-Krieg zusammen.

leicht  

erklärt!
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Ende der 
Demokratie in Deutschland

Schon in den Jahren 
von 1919 bis 1933 gab es in 
Deutschland eine Demokratie.

Damals gab es auch ein Parlament.

Dieses Parlament nannte man: 
Reichstag.

Im Jahr 1933 kamen die 
Nazis an die Macht.

Nazis ist eine Abkürzung für 
National-Sozialisten.

Das war eine politische Partei 
und ihre Anhänger.

Ihr Anführer war Adolf Hitler.

Hitler und seine Anhänger schafften 
die Demokratie in Deutschland ab.

Sie erschufen eine Diktatur.

Eine Diktatur ist ein Staat, 
in dem nicht die Bürger bestimmen. 
Und in dem es für die Bürger keine 
Freiheit gibt.

Den Reichstag gab es zwar noch immer. 
Aber er war kein frei von den Bürgern 
gewähltes Parlament mehr.

Im Jahr 1939 lösten die Nazis den 
Zweiten Welt-Krieg aus.

Deutschland verlor den Krieg 
im Jahr 1945.

Und zwar gegen Groß-Britannien, 
Frankreich, die USA und das Land 
Sowjet-Union.

Das war das Ende der Nazis. 
Die bestimmten nicht mehr über 
Deutschland.

Die Gewinner-Länder 
Groß-Britannien, Frankreich, die USA 
und die Sowjet-Union besetzten 
Deutschland.

Das bedeutet:

Sie schickten Soldaten 
nach Deutschland.

Die Gewinner-Länder bestimmten, 
wie es in Deutschland weitergehen 
soll.

Was wird aus Deutschland?

Nach dem Jahr 1945 sah es in 
Deutschland also so aus:

• �Deutschland war in großen Teilen 
durch den Krieg zerstört.

• �Vielen Menschen ging es schlecht. 
Es fehlten Wohnungen, Arbeit und 
Essen.

• �Es gab keinen deutschen Staat 
mehr.

• Es gab kein Parlament.

• �Andere Länder bestimmten über 
Deutschland.

Das sollte aber nicht immer so bleiben.

Die Gewinner-Länder wollten aus 
Deutschland wieder ein eigenes Land 
machen.

Allerdings waren sie sich nicht einig.

Deswegen wurden am Ende 
2 Länder gegründet.

Das eine Land war die 
Deutsche Demokratische Republik. 
Kurz: DDR.

Das andere Land war 
die Bundes-Republik Deutschland. 
Also der Staat, in dem wir auch heute 
noch leben.



Die Bundes-Republik sollte 
eine Demokratie werden.

Also brauchte sie auch ein Parlament.

Und dieses Parlament 
war der Bundestag.

Der Bundestag war also wichtig, 
um die Demokratie nach 
Deutschland zurückzubringen.

Wahl zum ersten Bundestag

Die Bundes-Republik Deutschland 
wurde am 23. Mai 1949 gegründet.

Am 14. August 1949 gab es dann 
Wahlen zum ersten Bundestag.

Damals traten auch schon 
viele Parteien an, 
die es noch heute gibt.

Zum Beispiel 
die CDU/CSU, die SPD die FDP 
und die Bayern-Partei.

Andere Parteien von damals gibt es 
heute nicht mehr.

Zum Beispiel die Deutsche Partei.

Die CDU/CSU bekam damals die 
meisten Stimmen. 
Die SPD landete auf Platz 2. 
Die FDP auf Platz 3.

Die erste Sitzung

Im ersten Bundestag 
saßen anfangs 410 Politiker. 
28 davon waren Frauen.

Am 7. September 1949 trafen sie sich 
zum ersten Mal zu einer Sitzung.

Und zwar in der Stadt Bonn.

Bonn war ab November 1949 die 
Hauptstadt der Bundes-Republik.

Dort traf sich der Bundestag im 
sogenannten Bundes-Haus.

Heutzutage trifft sich der Bundestag  
in Berlin.

Und zwar im Reichstags-Gebäude.

Nach Berlin zog der Bundestag im 
Jahr 1999 um.

Eröffnungs-Rede

Eröffnet wurde die Sitzung mit einer 
Rede des ältesten Politikers 
vom Bundestag.

Dieser Politiker trägt den Titel: 
Alters-Präsident.

Sein Name war Paul Löbe. 
Er gehörte zur Partei SPD. 
Er war damals 73 Jahre alt.

In seiner Rede sagte Löbe zum 
Beispiel folgende Dinge:

Die Deutschen setzen große 
Hoffnungen in die Arbeit des 
Bundestages.

Der Bundestag muss dafür sorgen, 
dass die Politik in Deutschland 
funktioniert.

Dass die Menschen Arbeit haben und 
genug Geld verdienen.

Dass es in den Geschäften genug 
Dinge gibt, die sie kaufen können.

Dass die Menschen in Deutschland 
sicher und in Frieden leben können.

Auch sonst hatte der erste Bundestag 
viele Aufgaben.

1) �Vor allem ging es darum, 
Deutschland wieder aufzubauen. 
Denn durch die Nazis und den 
Krieg war ja alles zerstört.

2) �Es mussten zum Beispiel Opfer des 
Kriegs versorgt und Wohnungen 
beschafft werden.
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3) �Nach dem Krieg musste 
Deutschland Teile des Landes an 
andere Länder abgeben.

Die Deutschen aus diesen 
Gebiete kamen nun in die 
Bundes-Republik. 
Sie waren Flüchtlinge.

Für diese Menschen musste ein 
neuer Platz zum Leben und 
Arbeiten gefunden werden.

4) �Gleiches galt auch für Deutsche, 
die man im Krieg gefangen 
genommen hatte. 
Und die nun zurückkehrten.

5) �Außerdem musste Deutschland 
seine Beziehungen zu anderen 
Ländern wieder verbessern.

Denn die waren durch den Krieg 
sehr schlecht.

6) �Von Anfang an hatte der 
Bundestag auch folgendes Ziel:

Die Bundes-Republik und die DDR 
sollten wieder ein Land werden.

Der erste Bundestag bestand bis zum 
7. September 1953.

In dieser Zeit trafen sich die Politiker 
282-mal.

Sie machten 545 Gesetze.

Die letzten 70 Jahre

Der aktuelle Bundestag 
ist der 19. Bundestag.

Das bedeutet: Es gab bisher 19-mal 
Wahlen zum Bundestag. 
Und nach jeder Wahl hat sich der 
Bundestag neu zusammengesetzt.

Im Moment sitzen im Bundestag 
709 Politiker.

In den letzten 70 Jahren hat sich der 
Bundestag über 4000-mal getroffen.

Im Bundestag wird viel besprochen.

Dazu halten die Politiker Reden über 
politische Themen.

Würde man alle Reden der letzten 70 
Jahre hintereinander halten, würde 
das 3 Jahre und 3 Monate dauern.

Die Politiker haben insgesamt über 
60-Tausend Gesetze beschlossen.

Seit 70 Jahren gibt es nun 
Demokratie in Deutschland.

Es gibt jedes Jahr Rang-Listen mit den 
besten Demokratien der Welt. 
Und Deutschland ist auf diesen 
Listen immer auf einem 
der vordersten Plätze.

Deutschland ist eine erfolgreiche 
Demokratie.

Und dazu hat der Bundestag einen 
wichtigen Teil beigetragen.

leicht  

erklärt!
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